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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wundeschönen guten Morgen und bitte, die Plätze einzunehmen.

Die 60. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist hiermit eröffnet.

Entschuldigt für diese Gemeinderatssitzung, und zwar während des gesamten Tages, sind GRin Frank, GR Dr Günther, GR Mag Kowarik, GRin Novak, GR Parzer, GR Schreuder und GRin Dr Vitouch. Zusätzlich sind mir mehrere Personen namentlich genannt worden, die heute temporär entschuldigt sind, die ich aber namentlich nicht vorzulesen brauche.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP – 02136-2010/0001 – KVP/GM) wurde von Herrn GR Günter Kenesei gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Welche Maßnahmen haben Sie ergriffen, um dramatische Kostenexplosionen bei Projekten wie der Sanierung der Zentralfeuerwache in Ihrem Ressort zu verhindern?)

Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen auch von meiner Seite!

Die erste Frage, die an mich gerichtet wurde, betrifft die Zentralfeuerwache.

Sehr geehrter Herr GR Kenesei – er schaut so verändert aus mit den Brillen –, einen schönen guten Morgen! (GR Günter Kenesei, die Brille abnehmend: Ist es so besser?) Ja, wunderbar! Ein vertrautes Gesicht in der Früh, das ist wunderbar. (GR Günter Kenesei: Aber leider unscharf!) Wir werden alle älter, das ist leider nicht zu verhindern, aber dankenswerterweise haben wir ja sehr gute Einrichtungen in der Stadt.

Also zurück zur Hauptfeuerwache. Ich darf im Zusammenhang mit der Beantwortung der Frage auf die Informationen verweisen, die ja auch schon im Kontrollausschuss diskutiert wurden und die dir ja auch bekannt sind. Es ist eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen worden, um den Umbau und die Beendigung des Umbaues der Zentralfeuerwache möglichst rasch, effizient und mit einem gedeckelten Betrag zu ermöglichen, und zwar schon vor Vorliegen des Kontrollamtsberichtes, aber natürlich auch noch mit den entsprechenden Schlüssen danach. 

Zum einen ist eine Deckelung seitens der Finanz festgelegt worden, die keinesfalls überschritten werden soll und woran sich die Feuerwehr zu halten hat, natürlich unter Wahrung des Allerwichtigsten, wozu sie da ist, nämlich der Sicherheit der Wiener Bevölkerung, denn das ist immer die absolute, oberste Priorität. Aber unter dieser Vorgabe ist eben festgelegt worden, dass Effizienzsteigerungen, Einsparungsmaßnahmen so gemacht werden müssen, dass dieser Deckel keinesfalls überschritten werden darf. 

Darüber hinaus – und auch das ist ja im Kontrollausschuss schon berichtet worden – hat es seitens der Baudirektion, der MA 34 und der jeweils fachlich zuständigen Abteilung, in dem Fall eben der MA 68, eine Vielzahl von Schritten gegeben, damit es in Zukunft besser gemacht werden kann und muss, denn entgegen den öffentlichen Darstellungen habe ich natürlich nie behauptet, dass bei der Zentralfeuerwache bei der Planung alles optimal gelaufen ist.

Dazu gehört, um jetzt einige Beispiele zu nennen, dass man in Zukunft bei so Großprojekten anders vorgeht. Denn das ist ja ein ganz spezielles Projekt, und das hat ja, glaube ich, in der Diskussion auch niemand bestritten, dass es besonders schwierig ist, während des laufenden Betriebes bei einer Einsatzorganisation, wo es um das Leben von Menschen geht, entsprechend Umbauten vorzunehmen, noch dazu in einem denkmalgeschützten Gebäude. Wiewohl ich auch hier, genauso wie im Kontrollausschuss und in meinen öffentlichen Äußerungen, nicht anstehe zu sagen, dass die Planung, gelinde gesagt, suboptimal gelaufen ist. Denn es ist ja auch allgemein festgestellt worden, dass hier kein Geld verschleudert oder gar irgendwie auf die Seite geräumt wurde, nein, überhaupt nicht, es ist nur nicht im Vorhinein alles so geplant gewesen, wie es gehört hätte, damit auch schon im Vorhinein die Summe, die es endgültig kosten wird, festgestanden wäre.

Das heißt, eine der Schlussfolgerungen daraus ist, dass man eben sehr individuell planen muss, je nachdem, ob es sich um eine Routineaufgabe handelt oder ob es so ein wirklich ganz spezielles Projekt ist, wie es die Feuerwache aus den genannten Gründen ist. Deswegen ist eine der Maßnahmen, die es in Zukunft geben wird, dass Projekte in Projektklassen eingeteilt werden. Routineaufgaben, also einfachere Aufgaben, sind Projektklasse 1, spezifische Aufgaben Projektklasse 2, während es sich in der Projektklasse 3 eben um ganz spezielle, unter ganz besonders komplexen Rahmenbedingungen stattfindende Projekte handelt.

Gleichzeitig wurden ein Projektportfolio und die Verwaltung desselben durch eine Projektportfolio-Group eingeführt, es ist bei der Steuerung der Projektabwicklungen eine Vielzahl von Verbesserungen und Detailmaßnahmen festgelegt worden, und es werden innerhalb der Abteilungen bestimmte Gruppen eingesetzt, die sich für ganz spezielle Bereiche der jeweiligen Projekte verantwortlich fühlen müssen, einschließlich der Definition, welche Gruppe entsprechend welcher Projektklasse tätig wird.

Es hat interne und externe Projektorganisations- und Projektablauffestlegungen gegeben, wiederum entsprechend diesem neuen Zugang der unterschiedlichen Projektklassen, inklusive einer im Vorhinein festgelegten Vorgangsweise, was man tut, wenn Änderungen des Projektes auftreten. Denn eines der Probleme – aber das ist ja auch allgemein bekannt –, mit denen wir beim Umbau der Feuerwache zu kämpfen hatten, war, dass es einerseits zu Projektänderungen gekommen ist, weil aus ursprünglich zwei Projekten eines gemacht wurde und weil es auf der anderen Seite zu Änderungen gekommen ist, die wirklich durch äußere Umstände – von einem sehr tragischen Unfall bis hin zum Papstbesuch –, durch äußere Einflüsse entstanden sind, die nicht beeinflussbar waren.

Das heißt, es gibt hier eine Vielzahl von Schlussfolgerungen, die auf Grund dieses Ablaufes, wie gesagt, von der Magistratsdirektion, der Baudirektion, MA 34 und den jeweiligen Fachabteilungen gemeinsam getroffen wurden, denn das war ja auch eines der Verbesserungspotenziale, die wir auf Grund dieses Projektes erkannt haben, nämlich, dass die Abstimmung in Zukunft noch besser funktionieren muss.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von GR Kenesei gestellt.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, Frau Stadträtin!

Es ist zwar nett, dass es jetzt Projektgruppen und eine Einteilung gibt. Wie sehr vielen in diesem Haus bekannt ist, ist die MA 68, die Feuerwehr, seit Sie Stadträtin in diesem Haus geworden sind, in Ihre Geschäftsgruppen ressortierend. Zuerst beim Personal, als Sie Personalstadträtin waren, dann bei Ihnen als Gesundheitsstadträtin und jetzt als Finanzstadträtin, also schon eine lange Zeit, wo Sie sich offensichtlich für die Agenden der Wiener Feuerwehr zumindest politisch verantwortlich fühlen.

Meine Frage ist: Seit wann interessieren Sie sich auch inhaltlich für die Feuerwehr, denn dann hätte Ihnen auffallen müssen – schon bei der Feuerwache Döbling, aber auch jetzt bei der Zentralfeuerwache –, dass hier Arbeiten begonnen wurden, ohne zum Beispiel eine Wirtschaftlichkeitsbesprechung durchzuführen. Solche Sachen sind in einem politisch verantwortlichen Bereich einfach im Vorfeld abzuklären. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Feuerwehr und die MA 68 das alles ohne Ihr Wissen getan haben. 

Daher konkret meine Frage: Seit wann interessieren Sie sich auch inhaltlich intensiv für die Feuerwehr und haben sie nicht nur zufällig in Ihrem Ressort? (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei de SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist eine interessante Frage. Grundsätzlich interessiere ich mich dafür, dass Menschen, wenn sie in dieser Stadt in Gefahr sind, sich darauf verlassen können, dass jemand kommt, der ihnen hilft. Grundsätzlich interessiere ich mich dafür, dass die Wiener Berufsfeuerwehr rund um die Uhr da ist für die Wiener und Wienerinnen. Grundsätzlich interessiere ich mich dafür, dass die Feuerwehr weit über das hinaus agiert, was man so laienhaft, wenn man an die Feuerwehr denkt, als deren Aufgabe sieht, nämlich Menschen aus brennenden Häusern, Fabriken oder Geschäftsbüros zu retten, sondern dass die Feuerwehr auch immer da ist, wenn es um hoch komplexe Einsätze geht, Einsätze, wo man eine chemische Fachausbildung braucht, Einsätze, wo man eine Spezialausbildung als Taucher braucht, und vieles andere mehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

All das sind Dinge, die ganz hohe Anforderungen an die Kollegen und Kolleginnen bei der Feuerwehr stellen und die auch hohe Anforderungen an die politisch Verantwortlichen stellen, weil wir dafür auch die Rahmenbedingungen schaffen müssen. Die Fortbildung ist zum Beispiel eine ganz zentrale Frage, denn ein Feuerwerker oder eine Feuerwehrfrau, die vor vielen Jahren ihren Dienst begonnen haben, haben wahrscheinlich in dem Bereich, den sie heute erfüllen müssen, von der Seite der chemischen Anforderungen, von all dem, was es an neuen technischen Möglichkeiten gibt, von Autounfällen, gar keine Ahnung gehabt in ihrer ursprünglichen Ausbildung, weil es das damals alles noch gar nicht gegeben hat. Das heißt, da stellen sich jetzt hohe Anforderungen auch an die Rahmenbedingungen, auch an die Finanzierung, und dafür fühle ich mich verantwortlich und das ist auch meine Aufgabe. 

Es ist sicher nicht meine Aufgabe, mich in Abläufe einzumischen. Das würden sich die Feuerwehrleute auch entsprechend verbieten, denn dazu bin ich nicht die Expertin und das tue ich auch nicht. Ich bin auch nicht bei Einsätzen dabei und sage ihnen, welches Strahlrohr sie einsetzen müssen oder wo der Taucher hinfährt und wie die Zille einzusetzen ist. Auch da bin ich nicht dabei, auch da mische ich mich nicht ein. Genauso wenig mische ich mich ein, wenn hier Projekte umgesetzt werden, im Detail und im Ablauf. 

Ich bitte Sie daher noch einmal – das haben wir schon im Kontrollausschuss getan: Ich finde es bedauerlich, dass man bei so einer wichtigen Einrichtung wie der Feuerwehr, wo es ums Leben der Wiener und Wienerinnen geht, so – und da bin ich jetzt höflich – unpräzise ist in der Formulierung. Sie wissen ganz genau, dass es nicht so war, wie Sie es jetzt darstellen, dass hier ohne eine Wirtschaftlichkeitsbesprechung Akten durchgewunken wurden nach dem Motto „Es ist wurscht, was es kostet", sondern dass – und das haben wir sehr deutlich im Kontrollausschuss diskutiert – diese Wirtschaftlichkeitsbesprechung nachgeholt werden musste, weil wir Gefahr in Verzug hatten, weil es ein Urteil gegeben hat bezüglich dieses Nachbarhauses, für das wir jetzt das Projekt im Detail nicht kennen. Wir renovieren ja nicht nur ein Haus, sondern mehrere, die hier Am Hof sind und die gemeinsam die Zentralfeuerwache bilden. In einem sind auch noch Privatmieter drinnen, und diese Privatmieter hatten einen Aufzug, der kaputt war, und haben mit einem mietrechtlichen Urteil durchgesetzt, dass dieser Aufzug zu renovieren ist. Insofern mussten wir das sofort machen und konnten nicht das ganze interne Procedere abwarten. 

Das ist genau dieser Punkt, den Sie angesprochen haben. Und das so falsch darzustellen, Herr Kollege Kenesei, nutzt weder Ihnen noch der Feuerwehr und vor allem nicht der Sache. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Baxant gestellt. – Bitte.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich weiß natürlich, dass Sie schon seit sehr vielen Jahren eine interessierte Beobachterin und eine leidenschaftliche Unterstützerin der Wiener Feuerwehr sind. (Lebhafte Heiterkeit und Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Deswegen die Frage von mir an Sie: Welche Bedeutung hat die Wiener Feuerwehr für die Sicherheit der Wiener Bevölkerung?

VBgmin Mag Renate Brauner: Die Feuerwehr wird interessiert beobachten, mit welchen Heiterkeitsausbrüchen die ÖVP auf ihre Arbeit reagiert. Wir werden auch entsprechend dafür sorgen, dass das dort verbreitet wird, aber es ist eh schon wurscht, denn ich glaube, die Meinung der Wiener Berufsfeuerwehr über Ihre Positionen lässt sich ohnehin nicht mehr sehr viel verändern.

Aber zurückkommend zu der sehr ernsthaften Frage – denn da geht es nämlich wirklich genau um die Punkte, die wir vorher diskutiert haben: Welche Bedeutung hat denn die Zentralfeuerwache? Da muss man einmal dazusagen, dass die Zentralfeuerwache ja nicht nur für die Bezirke rundherum zuständig ist, sondern dass dort die gesamte Nachrichtenzentrale untergebracht ist, in der alle Einsätze abgewickelt werden, die in Wien erfolgen. Wir reden hier – und vielleicht ist das jetzt wieder Anlass zu Heiterkeitsausbrüchen – von 35 532 Einsätzen. Das heißt, alle 15 Minuten kommt ein Notruf, der eine Feuerwehrintervention erforderlich macht, und jetzt direkt von der Zentralfeuerwache sind es 4 000 Einsätze, die von dort alarmiert werden. Das heißt, wir haben hier praktisch zwei Ebenen gleichzeitig: Es kommen über die Nachrichtenzentrale alle Einsätze, die Wien-weit koordiniert werden müssen, und dann haben wir natürlich auch die Truppen, die dort drinnen stationiert sind und die für die Umgebung zuständig sind, und das sind eben noch einmal 400 Einsätze. Dafür haben wir 330 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Feuerwehrzentrale und auch noch 40 Acht-Stunden-Bedienstete. 

Zudem hat diese Feuerwache dort – das muss man schon dazusagen, auch wenn man jetzt sagen kann, okay, das sind emotionale Dinge, die sohin keine Bedeutung haben – schon auch eine große historische Bedeutung. Unsere Berufsfeuerwehr ist ja die älteste, und wir haben dort eine große Tradition. Als alles begann mit den zwei Feuerknechten sozusagen, das war genau dort an diesem Standort, und insofern gibt es schon auch über das Sachliche hinaus einen emotionalen Bezug der Feuerwehrleute. Jetzt kann man sich über diese Emotionalität auch lustig machen, aber sie hat schon ihre Bedeutung, denn bei der Feuerwehr geht es um mehr als rein nur um das Sachliche und Fachliche. Dazu braucht es ein Herz, und ich sage immer, das Typische an der Feuerwehr ist, dass, wenn eine Katastrophe passiert, alles in eine Richtung rennt, und dann gibt es ein paar, die rennen in die andere Richtung, und das sind unsere Einsatzkräfte, natürlich auch unsere Leute von der Rettung, natürlich auch die Leute von der Polizei, aber allen voran und meistens als Allererste unsere Feuerwerker. 

Dazu braucht man eben nicht nur hohe fachliche Qualität, dazu braucht man nicht nur gute Ausbildung, dazu braucht man auch ein ganz großes Herz für die Arbeit. Deswegen darf man auch diese emotionale Seite nicht unterschätzen und deswegen halte ich es auch für ganz wichtig, dass wir diese Feuerwache in der Zentrale entsprechend renovieren und erhalten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Gudenus gestellt. – Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Es freut uns sehr, dass Sie eine interessierte Beobachterin der Wiener Feuerwehr sind. Die Wienerinnen und Wiener beobachten schon seit Jahren interessiert die Gebarung vieler Planungsprojekte in der Gemeinde Wien. Da wurde als weiteres Beispiel schon die Döblinger Hauptfeuerwache erwähnt oder zum Beispiel auch das Ronacher, wo im Endeffekt mehr als 30 Prozent an Kostensteigerung vorzufinden waren.

Sie schalten ja in den letzten Monaten sehr intensiv viele Inserate seitens der Gemeinde Wien in allen Tageszeitungen, teilweise ein bis zwei Inserate, um hier die Tätigkeiten der Gemeinde Wien hochzupreisen.

Wären Sie – um hier auch die Objektivität zu wahren – bereit, die jeweiligen Kostensteigerungen bei derartigen Projekten, die ja im Endeffekt auch Steuergelder betreffen und wofür auch Steuergelder verwendet werden, in diesen Inseraten anzugeben, damit die Bevölkerung informiert wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Man merkt, der Wahlkampf wirft seine Schatten voraus. Anders kann ich mir diese Fragestellungen ja wirklich schwer erklären. Tatsache ist, dass die Stadt oder die Stadtwerke oder wer auch immer jeweils in jedem Jahr entsprechende Informationen über die Medien schalten, die notwendig sind, um die Wiener und Wienerinnen zu informieren. 

Da werden keine einzelnen Projekte präsentiert, da werden keine einzelnen Abrechnungen präsentiert, sondern da werden Serviceeinrichtungen präsentiert. Wenn wir zum Beispiel den Heizkostenzuschuss erhöhen – im Gegensatz zu Kärnten, wo zum Beispiel mitten in der Wirtschaftskrise der Heizkostenzuschuss verringert wurde, haben wir den Heizkostenzuschuss erhöht; das ist ja der Unterschied zwischen der Politik, wie sie Ihre Parteifreunde in Kärnten machen und wie wir sie hier machen –, dann muss man natürlich versuchen, damit wir gerade die sozial Schwächsten erreichen, von denen wir wissen, dass sie über Postwurfsendungen schwer erreichbar sind, obwohl wir auch das immer wieder probieren, sie durch jene Zeitungen, von denen wir wissen, dass sie die Zielgruppe liest, auch entsprechend zu informieren. 

Oder wenn wir in Wien zum Beispiel die Lehrlingsausbildung intensivieren, indem wir Geld in die Hand genommen haben, um 4 500 zusätzliche Lehrplätze zu schaffen, 1 000 davon noch einmal zusätzlich in der Wirtschaftskrise – im Gegensatz zu Ihren Parteifreunden in Kärnten, die die Lehrlingsunterstützung gestrichen und gekürzt haben in der Wirtschaftskrise, haben wir sie erhöht –, dann schalten wir Inserate über die Kümmer-Nummer, damit wir die Menschen, die in Not sind und die Unterstützung brauchen, entsprechend informieren können. 

Das heißt, es geht grundsätzlich darum, dass man die Menschen darüber informiert, wenn sie sich irgendwo anmelden können, wenn sie einen Vorteil haben, wenn wir sie entsprechend unterstützen können. Und genau das passiert und genau so, sehr geehrter Herr Kollege, wird es auch weiter passieren. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Nur ein Satz zum vorher Gesagten. Das klingt eher wie eine gefährliche Drohung, wenn die Stadt Wien samt ihren Unternehmen rund 100 000 EUR täglich an Inseraten verpulvert. Aber jetzt geht es um die Zentralfeuerwache.

Bezüglich der Zentralfeuerwache schaffen Sie es ja sehr schön, immer auch die Tätigkeit der Feuerwehr zu vermischen mit der Verwaltungstätigkeit, die möglicherweise mit der Zentralfeuerwache zu tun hat. Nein, die Grünen haben noch niemals die Feuerwehr in Frage gestellt und werden es auch weiterhin nicht tun, und wir sind stolz, dass es sie gibt. Ja, der Kontrollamtsbericht zur Zentralfeuerwache hat deutlich gemacht, welche Fehler passiert sind. Wenn ich nur zitieren darf bezüglich der Mehrkosten, wo das Kontrollamt dezidiert schreibt, bei der Beantragung der Sachkrediterhöhung im November 2007 wären auch die anderen Kosten schon zu berücksichtigen gewesen. Das hat nichts mit der Funktion der Feuerwehr zu tun, sondern das hat damit zu tun, dass da 12 Millionen EUR einfach vergessen wurden, wozu das Kontrollamt sagt, es hat nicht die ordnungsgemäßen Beschlüsse gegeben. 

Die strukturellen Fehler zeigen sich auch an anderer Stelle. Wir alle wissen, was die Aufgabe der Feuerwehr ist, und wenn dann ein Feuerwehrmann als oberste Bauaufsicht agiert, der nicht einmal freigestellt wird – das heißt, wenn etwas zu löschen ist, dann muss er löschen gehen –, dann zeigt das, welche katastrophalen Fehler nach vielen Jahren Tätigkeit, in denen Sie der Feuerwehr als zuständige Stadträtin vorstehen, da passieren.

Daher ganz konkret die Frage: Nehmen Sie zumindest den Kontrollamtsbericht dahin gehend zur Kenntnis, dass das Kontrollamt feststellt, dass, wie auch schon bei der Hauptfeuerwache Döbling, jetzt auch bei der Zentralfeuerwache Am Hof gravierende Managementfehler stattgefunden haben, und was sind Ihre persönlichen Konsequenzen daraus?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte. Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Und täglich grüßt das Murmeltier. Ich kann mich nur wiederholen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Gibt es so viele Fehler? Gibt es täglich einen Skandal, dass man wirklich sagen kann, „Und täglich grüßt das Murmeltier"?) Wenn ich weitersprechen dürfte, würde ich es gerne erklären. Üblich ist es in unserem Ablauf, dass die Frage gestellt wird, und ich darf dann antworten. Danke. 

An und für sich muss ich mich jetzt leider wiederholen, deswegen dieses Zitat, denn wenn man mir noch so oft unterstellt und das auch öffentlich getan hat, ich würde so tun, als ob bei der Planung des Umbaus der Zentralfeuerwache alles in Ordnung gewesen wäre, so ist das nicht der Fall. Das habe ich öffentlich gesagt, das habe ich im Kontrollausschuss gesagt, das habe ich hier vor fünf Minuten, zehn Minuten gesagt. Natürlich ist das mehr als suboptimal gelaufen, und die Folgerungen daraus, die keine individuellen sind, denn ich bin nicht die Bauaufsicht, und es wäre ziemlich schlecht, wenn ich es wäre, sondern die strukturellen Konsequenzen daraus habe ich gerade vor 15 Minuten formuliert.

Das heißt, um es noch einmal deutlich zu machen: Selbstverständlich wird dieser Kontrollamtsbericht sehr ernst genommen wie alle anderen Kontrollamtsberichte auch, und selbstverständlich gibt es daraus Konsequenzen. Und – ich wiederhole mich noch einmal – es hat auch schon vorher Konsequenzen gegeben, denn die Deckelung ist schon weit vor diesem Kontrollamtsbericht erfolgt und ein Teil dieser Maßnahmen, die ich vorher im Detail beschrieben habe, wurden ebenfalls schon vorher festgelegt. Das heißt, selbstverständlich gibt es die Konsequenzen, und wenn man mir noch fünfmal unterstellt, wir hätten darauf nicht reagiert, so wird es deswegen nicht wahrer. Wir haben reagiert und wir haben diese strukturellen Maßnahmen alle gemeinsam auch entsprechend gesetzt.

Und zu der Aussage – das möchte ich jetzt schon noch ganz kurz sagen –, ich würde immer die Aufgaben der Feuerwehr und diese Maßnahmen vermischen: Ja, hallo, die hängen auch zusammen, denn die Feuerwehr kann nur gut arbeiten, wenn sie ihre entsprechenden Rahmenbedingungen hat. Und wenn wir zum Beispiel darüber diskutieren, ob in der Zentralfeuerwache Klimaanlagen sein sollen und wie viel die kosten, dann ist das halt ein Unterschied, ob wir jetzt sagen, da ist es heiß im Rathaus, da wollen wir jetzt nicht mehr so schwitzen, oder ob dort Feuerwehrleute 24 Stunden rund um die Uhr sind, die innerhalb von 5 Minuten von 0 auf 100 im Einsatz sein müssen. Da besteht bei der Frage, ob die vorher dort bei einer Riesentemperatur sitzen und auf ihren Einsatz warten müssen und ob die dann auch einsatzfähig sind, sehr wohl ein Zusammenhang zwischen der Ausstattung und der guten Qualität dessen, wo sie ihren Dienst antreten, und ob sie dann im Einsatz auch wirklich gut arbeiten können oder nicht. 

Das heißt, das ist nicht voneinander zu trennen, und so werden wir das auch in Zukunft halten. Wir werden beides machen. Wir werden einerseits unsere Schlüsse, die schon gezogen wurden, auch entsprechend umsetzen – es gibt völlig klar den Auftrag, dass diese Obergrenze nicht mehr überschritten werden darf; auch das habe ich schon wiederholt formuliert –, aber gleichzeitig werde ich alles daransetzen, um die Arbeitsbedingungen für meine Feuerwehrleute entsprechend gut zu gestalten und dafür zu sorgen, dass sie weiter für die Wienerinnen und Wiener da sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatzfrage wird von GR Kenesei gestellt. Ich bitte darum.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, darf ich um 30 Sekunden bitten. (Widerspruch. – Der Redner stellt ein Gebinde mit Paradeisern und einer Grünpflanze neben sich ab.) Wir werden das anders machen. Das ist kein Problem.

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Nur ein Wort zum Kollegen Margulies, der das auf den Punkt gebracht hat. Mich wundert es nur, warum dann die grünen Kolleginnen und Kollegen heute beim Misstrauensantrag nicht dabei sind. Aber das wird in der Debatte dann vielleicht herauskommen, welche Vorleistungen es da von Seiten der grünen Kolleginnen und Kollegen gibt. (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN. – GR Prof Harry Kopietz: Zur Sache! Das darf ja nicht wahr sein! Das ist ja keine Debatte!) 

Meiner Frage, Frau Stadträtin, sei einmal noch vorausgeschickt: Bei der Wiener ÖVP gibt es niemanden – dafür verbürge ich mich –, der auch nur ein einziges kritisches Wort über die Arbeit der Wiener Feuerwehr äußern würde, sondern die Kritik gilt ausschließlich der politisch verantwortlichen Person. Die politisch verantwortliche Person über mittlerweile fast schon zig Jahre sind Sie, Frau Stadträtin, und Sie vermischen sehr wohl den Aufgabenbereich der Feuerwehr mit dem Desaster der Umbaumaßnahmen Am Hof. Denn wenn Sie jetzt das mit der Klimaanlage damit erklären, dass die Feuerwehrleute dort in der Hitze sitzen, dann haben Sie den Kontrollamtsbericht nicht gelesen, denn es ist um Räume gegangen, die nordseitig gelegen sind, wo es keine Sonneneinstrahlung gibt und wo dann nach einem Gespräch die Feuerwehrleute selbst gesagt haben, notwendig ist sie dort eigentlich nicht. Oder es wurden Wohnungen saniert, die für Besucher der Feuerwehr zur Verfügung stehen, die aber laut Kontrollamt schon seit Jahren nicht genutzt wurden. Und so weiter und so fort. 

Und es gibt offensichtlich auch Besprechungen bei Ihnen im Ressort, ob Sie da dabei sind oder nicht. Es gibt kein Großprojekt in dieser Stadt in einer Größenordnung von 16, 18, 20, 25 oder mehr Millionen, wo die zuständige Stadträtin, der zuständige Stadtrat nicht dabei ist. (Ruf bei der SPÖ: Frage!) 

Daher nochmals und ganz klar die Frage: Was ist die politische Konsequenz von Ihnen aus diesem Desaster Zentralfeuerwache?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist eine spannende Interpretation. Sie erklären gerade, die Feuerwehr, für die ich seit vielen Jahren zuständig bin, leistet exzellente Arbeit, aber dafür bin ich nicht verantwortlich, mit dem habe ich gar nichts zu tun. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich habe nichts damit zu tun, wenn es neue Einsatzfahrzeuge braucht, wenn es eine neue ... (GR Günter Kenesei: Sie haben ja selbst gesagt, Sie sind bei keinem Einsatz dabei!) Wer redet jetzt von uns beiden? (GR Günter Kenesei: Jetzt momentan ich!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Nein, jetzt momentan redet die Frau Vizebürgermeister, Kollege Kenesei. 

VBgmin Mag Renate Brauner (fortsetzend): Gut, wenn das so ist, sehr geehrte Damen und Herren, dann danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ. – GR Günter Kenesei geht zu den Reihen der GRÜNEN und überreicht das Körbchen mit Paradeisern und einer Grünpflanze an GRin Mag Maria Vassilakou.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP – 01699-2010/0001 – KFP/GM). Sie wurde von Frau GRin Veronika Matiasek gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Immer öfter wird von Experten und nun auch von Seiten der Volksanwaltschaft kritisiert, dass es viel zu wenige Rehabilitationsplätze vor allem für Kinder nach Krebserkrankungen und anderen schweren Erkrankungen gibt. Dem gegenüber steht eine hohe Anzahl an nicht benötigten Akutbetten in den Spitälern. Welche Schritte werden Sie setzen, um diese für Eltern und Kinder völlig unbefriedigende Situation in Wien zu ändern?)

Ich bitte, den Lärmpegel wirklich stark zu reduzieren. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich möchte da gar nicht stören, wenn die ÖVP den Grünen da ein Einstandsgeschenk zur Dreierkoalition mit der FPÖ macht, aber ich werde jetzt trotzdem antworten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Matiasek, Sie fragen mich bezüglich Rehabilitationsplätzen, vor allem für Kinder mit Krebserkrankungen, wo auch immer wieder von der Volksanwaltschaft festgestellt wird, dass es zu wenig solcher in Österreich gibt. Dazu sei nur kurz darauf hingewiesen, dass das an sich nicht wirklich die engste Zuständigkeit der Gemeinde ist, aber ich werde mich trotzdem bemühen, hier redlich zu antworten. 

Nach Art 3 Abs 1 Z 3 der 15a-Vereinbarung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens, die von 2008 bis einschließlich 2013 gilt, ist in dieser Vereinbarung auch eine integrierte Planung der Gesundheitsversorgungsstruktur im Rehabilitationsbereich vorgesehen. Das bedeutet insbesondere auch stationäre und ambulante Versorgung, auch unter der Berücksichtigung der Rehabilitation von Kindern und Jugendlichen. 

Was die Finanzierung und das Angebot von rehabilitativen Maßnahmen betrifft, ist hier auch ganz klar festgelegt, wer die Kosten trägt, und zwar die in § 3 Bundesbehindertengesetz angeführten Träger. Das sind – ich zitiere – die Unfallversicherung, die gesetzliche Pensionsversicherung, die Krankenversicherung, die Arbeitsmarktförderung, die Kriegsopferversorgung, die Heeresversorgung, Entschädigung von Verbrechensopfern, Opferfürsorge, Behinderteneinstellung, Unterstützung für Menschen mit Behinderungen, Entschädigung von Impfschäden und Tuberkulosehilfe.

Entsprechend der Bedarfsabschätzung des Rehabilitationsplanes 2009, der im Auftrag des Hauptverbandes vom Österreichischen Institut für Gesundheitsplanung erstellt wurde, wäre ein einziges Zentrum für Kinder- und Jugendrehabilitation für ganz Österreich ausreichend. Die Schaffung einer einzigen Einrichtung wird vom ÖBIG allerdings nicht empfohlen, weil die Kriterien nicht angemessen wären, was die Wohnortnähe einer solchen Einrichtung betrifft. Man muss sich dabei ja immer überlegen, dass es da ja, so wie Sie richtig ansprechen, um rehabilitative Maßnahmen geht, die Familien betreffen, und wenn es eine einzige Einrichtung in Österreich gibt, dann ist das, denke ich, nicht sehr lebensnahe der Situation von Menschen mit Kindern, die Krebs haben. 

Bezüglich der Anzahl der Akutbetten, weil Sie darauf hinweisen und sagen, wir haben zu viele Akutbetten, kann man da nicht etwas tun. Ich wiederhole noch einmal: Erstens sind für rehabilitative Maßnahmen nicht die Länder und damit auch nicht das Land und die Gemeinde Wien zuständig, und eine Zuständigkeit kann man sich nicht erdenken, sondern die ist durch Gesetze geschaffen. 

Aber vor allem der zweite Punkt: Sie wissen, dass wir im regionalen Strukturplan für Gesundheit festgelegt haben, dass wir bis zum Jahr 2015, das ist der Planungshorizont, Akutbetten abbauen werden und im Gegenzug dazu – was auch unsere Zuständigkeit ist – im Pflegebereich Betten aufbauen werden, was allerdings nicht den Schluss zulässt, dass wir jetzt, heute, zu viele Akutbetten haben, weil damit ja Veränderungen einhergehen müssen, die zum Beispiel die Verkürzung der Liegedauer betreffen. Wenn wir die Liegedauer durch strukturelle Maßnahmen verkürzen, bekommen wir Kapazitäten frei, können Akutbetten abbauen und Pflegebetten aufbauen. Und das ist genau der Plan bis 2015. 

Das heißt, dort, wo wir zuständig sind – Akutbetten und Pflege –, tut sich sehr viel in Wien, was die Frage der Rehabilitation betrifft, bin ich inhaltlich Ihrer Meinung, aber da liegt die Zuständigkeit nicht beim Land. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. – Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. – Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin! Danke für die Beantwortung. Vieles ist leider klar, und gerade dieses Wort Zuständigkeit ist sicher ein großer Hemmschuh, warum hier sehr wenig weitergeht. Es ist ja klar, dass eine gute Rehabilitation nach einem Krankheitsfall oder nach einer schweren Operation, wie auch immer, gerade bei Kindern besonders notwendig ist, um dann ein Leben ohne weitere Behinderungen oder Einschränkungen möglich zu machen. Daher ist bei der Rehabilitation auch der schulpädagogische Ansatz sehr wichtig und auf der anderen Seite natürlich die Verbindung mit der Familie. 

Ich sehe das genau wie Sie, dass ein einziges Zentrum in Österreich natürlich unmöglich wäre. Sollte es in der Mitte liegen, sind sowohl der Westen als auch der Osten negativ betroffen. In Anbetracht der vielen Gesundheits- und Krankenversorgungseinrichtungen, die wir in Wien haben und die ja eine Zusammenarbeit mit einem allfälligen Rehabilitationszentrum haben müssen, wie das auch bei den Erwachsenen geschieht, wäre es unserer Meinung nach schon notwendig, dass wir im Großraum Wien ein derartiges Zentrum wenigstens in Planung hätten, wo wirklich nur Kinder betreut werden, oder dass ein Teil einer vorhandenen Einrichtung nur Kindern zur Verfügung steht, da ja nachgewiesen ist, dass eine gemeinsame Behandlung von Kindern und Erwachsenen auf jeden Fall zu Lasten der Kinder geht, die gesund werden sollen, und das außerdem den Ansatz der schulischen Weiterbildung beziehungsweise auch der Familienbesuche nicht so notwendig macht.

Obwohl also keine reine Zuständigkeit der Stadt besteht, frage ich Sie trotzdem: Können Sie sich vorstellen, dass seitens der Stadt Wien dennoch Aktivitäten oder Initiativen gesetzt werden, dass wir im Raum Wien ein entsprechendes Zentrum bekommen könnten? Man macht das ja nicht umsonst oft in einem etwas abgelegenen Raum, weil das Umfeld ja auch wichtig ist, jetzt rein vom physiotherapeutischen Ansatz, damit man gehen, laufen, Rad fahren oder sonst etwas tun kann und ein bisschen weg von der Stadt oder von einem Krankenhaus ist, um gesund zu werden. Können Sie sich vorstellen, dass Wien hier initiativ wird, damit wir so etwas bekommen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin! Wie Sie es hier selbst angesprochen haben – ich glaube, da ist überhaupt keine Divergenz zwischen uns –, liegt es an der Frage der Zuständigkeit. Wenn Sie mich jetzt fragen: Werden Sie aktiv bei der Frage der Neustrukturierung der Wiener Spitalslandschaft?, kann ich Ihnen meine Meinung dazu sagen und das dann aber auch tun, denn dafür bin ich auch verantwortlich. In diesem Bereich liegt aber die Verantwortung, auch jene für die Finanzierung, um die es ja auch geht, woanders, nämlich insbesondere bei der Pensionsversicherung, aber auch bei den Krankenkassen. 

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass im Kindergesundheitsplan 2005 acht Betten akut für Neurorehabilitation vorgesehen sind. Das ist eine Leistung der Spitäler, die wir in Wien selbstverständlich auch erbringen. Also diese acht Betten, die im Kindergesundheitsplan des Jahres 2005 vorgesehen sind, haben wir auch umgesetzt. 

Darüber hinaus verweise ich auf mobile Kinderbetreuung, die wir sogar unzuständigerweise finanzieren, wobei es immer die Frage gibt: Gibt es hier auch genug Angebot, um den Bedarf zu decken? Das wird in der Regel so nicht sein. Mir ist es natürlich auch ganz besonders wichtig, die Versicherungen in die Pflicht zu nehmen. Ich denke, dass wir schauen müssen, dass die, die hier die Verantwortung tragen, dieser Verantwortung auch nachkommen, und das ist bezüglich der Rehabilitation ganz besonders die Pensionsversicherung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. – Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin, Sie haben davon gesprochen – und da gebe ich Ihnen durchaus recht –, dass für vieles, was hier zur Debatte steht, die Sozialversicherung zuständig ist, und die muss natürlich in die Pflicht genommen werden. Aber unterm Strich ist es für Eltern und Kinder egal, wer zuständig wäre, wenn sie erleben, dass sie mit ihren Kindern nicht ausreichend versorgt sind. 

Ich möchte in dem Zusammenhang aber auf ein engeres Feld kommen, wo Sie und Ihre Stadtregierung zuständig sind. Wir haben in der Vergangenheit das Projekt „Frühe Förderung" im 15. Bezirk, ein rot-grünes Projekt, durchgeführt, und da hat sich, nachdem es am Anfang bei der Sozialdemokratie eine große Skepsis gegeben hat, ob wir das brauchen, weil wir eh alle Versorgung hätten, jetzt durch zwei für mich sehr, sehr beeindruckende Zwischenberichte gezeigt, welchen versteckten existenziellen Mangel es in der Versorgung und Betreuung von Kindern in dieser Stadt gibt. 

Da hat sich jetzt kürzlich herausgestellt, dass zum Beispiel ein kleiner Bub, weil die Spezialnahrung von den Eltern nicht finanziert werden kann, gesundheitlich sozusagen auf eine Behindertenexistenz zusteuern muss, weil er sich nur durch diese Spezialernährung richtig entwickeln kann. Ich hoffe, dass Sie sich diese Dinge dann sehr persönlich und unbürokratisch zum Anlass nehmen, um zu helfen, aber dieses Beispiel zeigt, dass es immer noch – und leider vor allem in Familien mit Migrationshintergrund, illegalem Aufenthalt und so weiter – Kinder gibt, die gesundheitlich und sozial jedenfalls unter die Räder kommen. 

Und ich frage Sie, Frau Stadträtin: Werden Sie sich in der künftigen Legislaturperiode dafür einsetzen, dieses wichtige Projekt flächendeckend auf Wien auszuweiten, weil nur so ein relevanter Notstand behoben werden kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin, prinzipiell halte ich dieses Projekt für sehr gut, sonst wäre es ja auch kein rot-grünes Projekt. Wir müssen uns jetzt ganz genau anschauen, wo Dinge in den Regelbetrieb übernommen werden können, und vor allem auch, wo da und dort wunde Punkte sind. 

Der ganz konkrete Fall, der mir bekannt ist, weil ich natürlich den Bericht auch gelesen habe, stellt sich aus den Informationen, die ich habe, ein bisschen anders dar. Es handelt sich um ein Kind von Asylwerbern – ich denke, das ist der Fall, von dem Sie auch sprechen –, wo ich mir jetzt auch den genauen Diätplan, den das AKH erstellt hat, kommen habe lassen. Da geht es nicht um eine Spezialnahrung, sondern da besteht – ich weiß es jetzt nicht ganz genau – ein Eiweißproblem. Jedenfalls ist das eine Sache, die Sie und ich entscheiden können, wenn wir beim „Hofer“ einkaufen gehen, ob wir jetzt Produkt A oder B kaufen. Es ist also keine Spezialnahrung in dem Sinn notwendig. 

Was sich aber hier, glaube ich, sehr gut gezeigt hat, ist, dass es oft gar nicht um die Frage geht, dass man mehr Geld dafür braucht, sondern darum, wie man diesen Speiseplan vermitteln kann. Reicht es aus, den Speiseplan einer Asylwerberfamilie, die durch die Grundversorgung ja auch versichert ist und medizinische Versorgung bekommt, in die Hand zu drücken, oder bedarf es hier zusätzlicher Unterstützung, damit das Kind das bekommt, was es auch bekommen muss? 

Ich denke, dass das Projekt auch darauf hinweist, dass es sehr oft nicht um zusätzliche Einrichtungen und Notwendigkeiten geht, sondern sehr stark auch um die Kommunikation, und da müssen wir im breiten Feld – das betrifft sozusagen alle Dienstleistungen, die angeboten werden – immer schauen, ob wir die Menschen wirklich dort abholen, wo sie sind. Weniger geht es meines Erachtens nach darum, dass es Leistungen nicht gibt, sondern um die Frage, ob sie auch so niederschwellig sind, dass alle die Leistungen so bekommen, wie sie sie brauchen. Das ist ein sehr gutes Beispiel dafür.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke schön, Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sie haben gesagt, ÖBIG schlägt nicht vor, dass eine Einheit zentral in Österreich etabliert wird wegen der Wohnortnähe. Trotzdem meine Idee: So einfach kann sich die Stadt nicht aus der Verantwortung ziehen, und zwar nicht nur für Kinder mit Krebserkrankungen, sondern vor allem auch für Kinder mit einer psychiatrischen Vorgeschichte. 

Wir wissen ja, dass die Integration in den Arbeitsmarkt nur dann gelingen kann, wenn eine gute Rehabilitation möglich ist. Die ist nicht immer durch MOKI, wofür Sie ja die Kosten übernehmen als Stadt, möglich, denn eine Rehabilitation lebt auch davon, dass eine psychosoziale Betreuung, auch abseits des Wohnortes, gewährleistet wird, möglicherweise auch mit Familienangehörigen und der schulischen Weiterentwicklungsmöglichkeit der Kinder. 

Ganz klar von mir die Frage, Frau Stadträtin, im Sinne der möglichen Arbeitsmarktintegration für Kinder mit psychiatrischen Vorgeschichten: Wie werden Sie in diesem Fall vorgehen, diesen Kindern und Jugendlichen und deren Eltern doch eine Rehabilitation, auch wenn es nicht in Ihrer unmittelbaren Zuständigkeit liegt, zu gewährleisten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin! Ich muss mich sehr bemühen, sehr höflich zu antworten. Jetzt zu sagen, dass die Stadt Wien auch dafür zuständig ist, weil sich die Wirtschaft immer mehr zurückzieht von jeder Verantwortung, Kindern oder Jugendlichen, die nicht über alle Vollkompetenzen verfügen, Ausbildungsplätze zur Verfügung zustellen, damit macht man es sich schon relativ einfach. Denn gerade in diesem Bereich ist es so, dass die Stadt Wien, nämlich die Stadt Wien als Dienstgeberin, sehr, sehr viel leistet, um gerade solchen Jugendlichen eine Chance zu geben, solchen Jugendlichen auch in ihrer spezifischen Situation eine Möglichkeit zu geben und sie dabei auch zu begleiten, was natürlich eines besonderen Aufwandes bedarf. 

Die wichtige Frage dabei ist auch die: Wie kann es uns gelingen, die Wirtschaft hier mehr in die Pflicht zu nehmen, um jungen Menschen, die Defizite haben – Defizite in welchem Bereich auch immer, sei es, dass sie körperlich behindert sind, sei es, dass sie Probleme im psychischen Bereich haben oder Krankheiten diesbezüglich haben –, eine Chance zu geben, hier nicht zurückzuschrecken, sondern Verantwortung zu übernehmen? Ich denke, dass gerade der psychische Bereich ein ganz besonders wichtiger ist, wofür es auch in keinem Bundesland so viele Einrichtungen gibt, wie das in Wien der Fall ist, um hier zu unterstützen. Es ist aber auch ein Bereich, wo man nie sagen kann, dass man diesbezüglich schon fertig ist. 

Wenn wir uns anschauen, was wir – wir sage ich, weil viele da sind, die auch im Kuratorium des Psychosozialen Dienstes sind – mit REiNTEGRA leisten, wo Menschen eine Chance zur beruflichen Integration bekommen und viele es auch wieder schaffen in den ersten Arbeitsmarkt, viele aber auch nicht, dann, glaube ich, müssen wir vielmehr dort ansetzen. Wie schaffen wir es, einen Arbeitsmarkt zu haben, der auch Menschen aufnimmt, die nicht so zu 100 Prozent das leisten, was man heute findet, dass geleistet werden muss? (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Sie verweisen auf diese acht Akutneurorehabilitationsbetten, was schön ist und ein Anfang sein muss und kann. Daher hoffe ich wirklich, dass man dort nicht stehenbleibt, denn Rehabilitation ist mehr als ein Bett, da gehört ja sehr viel Umfeld auch dazu, vor allem muss sie doch ein bisschen Distanz zum normalen Krankenhausbetrieb haben, weil sie eine Wiedereingliederung ins Leben bedeutet. 

Die Stadt Wien hat ja sehr viele Objekte, wo das Pavillonsystem vorhanden ist, die Stadt Wien hat aber auch Objekte außerhalb von Wien in Niederösterreich, im Umland. Könnten Sie sich vorstellen, dass hier vielleicht ein Objekt nutzbar wäre und dass man politisch Druck machen könnte? Ich weiß, die Zuständigkeit, das zu finanzieren, liegt nicht bei der Stadt, aber trotzdem, es gibt ja auch einen politischen Willen. Ich glaube, da wären wir uns auch alle einig, dass wir so etwas brauchen. Könnten Sie sich vorstellen, dass das eine oder andere Objekt, das eben der Stadt Wien gehört, dafür geeignet wäre?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wenn die Sozialversicherung an die Stadt Wien herantritt auf der Suche nach Objekten für Kinderrehabilitation, die sie finanziert, bin ich die erste Kooperationspartnerin und kann jetzt schon zusagen, dass wir eine Lösung finden werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 2. Anfrage. Die 3. Anfrage (FSP – 02138-2010/0001 – KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Antonov gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Skylink-Gutachten um 430 000 EUR, unverschämte Boni für Vorstandsmitglieder, völlig unverständliche Vertragsverlängerungen der Vorstandsmitglieder. Das Millionengrab Skylink ist zu Recht in aller Munde. Obwohl Sie als zuständige Finanzstadträtin die Interessen der Stadt zu vertreten hätten, hört man nicht viel von Ihnen. Welcher Handlungsbedarf ergibt sich für Sie als Eigentümervertreterin der Stadt Wien und zuständige Finanzstadträtin aus den turbulenten Diskussionen bei der Hauptversammlung der Flughafen Wien AG zum Projekt Skylink am 27. April und aus der Tatsache, dass die Staatsanwaltschaft sich zu Hausdurchsuchungen in der Causa Skylink veranlasst sah?)

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Danke vielmals. – Frau Gemeinderätin, die Frage befasst sich auch mit einem Thema, das wir schon öfter diskutiert haben, nämlich mit dem Bau des Skylink am Flughafen, der bekanntlich nicht im Eigentum der Stadt ist. Wir haben Aktien in der Größenordnung von 20 Prozent, und zwar, entgegen gewissen Darstellungen in der Vergangenheit, nicht aus spekulativen Gründen seit wenigen Monaten, sondern seit 1955. Also da war der Vorwurf der Spekulation mit der Spekulationsfrist ein bisserl, würde ich einmal meinen, zu relativieren. 

Ich erwähne das deswegen, weil ich zu diesem Thema nur wiederholen kann, was ich ebenfalls schon mehrfach zur Frage des Flughafens gesagt habe. Die Tätigkeit des Flughafens – egal, ob das jetzt Fragen des Handlings sind, ob es die Frage ist, wie das Gepäck organisiert wird, welche Airlines dort landen und welche Kosten die zu tragen haben und, und, und, und selbstverständlich auch die Bauvorhaben –, all das ist ein absolut operatives Geschäft. In dieses operative Geschäft – und insofern ist das noch einmal ein qualitativer Unterschied zu dem, was wir vorher diskutiert haben – kann ich mich nicht nur nicht einmischen etwa aus Gründen, dass mir dafür die Qualifikation fehlt, als Flugpanikerin ganz besonders, um mich mit Fragen der Airlines im Detail auseinanderzusetzen, sondern ich darf mich auf Grund des Aktiengesetzes da gar nicht einmischen. 

Ich habe das schon öfter erklärt, erkläre das aber gerne noch einmal: Der Flughafen ist eine Aktiengesellschaft, es gibt zwei Großaktionäre, nämlich das Land Niederösterreich und das Land Wien, und viele, viele, viele Kleinaktionäre, auch international, viele auch aus den Vereinigten Staaten, von denen man weiß, dass sie Einflussnahme und Gleichbehandlung aller Aktionäre mit Argusaugen bewachen und das auch entsprechend auf den Kurs und etwaige Kursverluste Auswirkungen hat. Es sollten sich – und leider muss ich in der Diskussion feststellen, dass das viel zu wenig der Fall ist – alle, die sich hier bemüßigt fühlen, Ratschläge zu geben, sich einzumischen, dessen bewusst sein, dass wir hier über eine Aktiengesellschaft, ein börsenotiertes Unternehmen reden. Das heißt, die Pflichten und Rechte der Aktionäre sind sehr genau geregelt, und eine Einflussnahme von meiner Seite ist hier in keinster Weise möglich. Wenn man mich dazu auffordern würde, dann wäre es eine Aufforderung zu rechtswidrigem Verhalten, wobei ich doch nicht hoffe, dass es jemand tun wird. Ich würde dem jedenfalls nicht Folge leisten. Insofern kann ich zu dem, was Sie mich da jetzt fragen, auch nur Stellung nehmen nach dem, was öffentlich bekannt ist und nach Hauptversammlungen auch entsprechend berichtet wird. 

Dieses Gutachten, das Sie hier zitieren, ist von einem anerkannten Rechtsexperten, Herrn Prof DDr Waldemar Jud, der dieses Gutachten im Auftrag der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates gemacht hat. Die Frage, ob dieses überteuert ist oder nicht, müssen die zuständigen Organe beurteilen. Das entzieht sich meiner Beurteilungsmöglichkeit. 

Zur Frage von Boni, die Sie konkret hier ansprechen, kann ich Ihnen nur grundsätzlich meine Meinung zu Bonizahlungen sagen. Ich bin grundsätzlich der Ansicht, dass in vielen Bereichen der Wirtschaft, vor allem international – aber da werden wir wahrscheinlich alle miteinander hier in dieser Runde wirklich ausnahmsweise einmal über Parteigrenzen hinweg einer Meinung sein – Bonizahlungen sehr häufig sehr überhöht sind, viel zu hoch sind, allerdings weit jenseits dessen, worüber wir hier in Wien generell, aber wahrscheinlich auch bei Privatunternehmungen reden. Grundsätzlich bin ich der Meinung, dass Bonizahlungen immer ganz präzise an Leistungskriterien geknüpft sein müssen. Was ich total ablehne, sind Bonizahlungen, die so mehr oder weniger als selbstverständlicher Gehaltsbestandteil angesehen werden, und wenn man einen Rechnungsabschluss zusammengebracht hat, dann werden sie ausbezahlt, sondern es muss sehr, sehr präzise, ins Detail gehende Kriterien dafür geben, und überhaupt nur dann, wenn diese Kriterien ganz oder teilweise eingehalten werden, können und sollen meiner Meinung nach Boni ausbezahlt werden.

Ähnlich scheint es hier zu sein, denn es ist, wie ja in der Hauptversammlung berichtet wurde, nur ein Teil der Boni für die Manager dort ausbezahlt worden. Ob das jetzt im Detail den vereinbarten Kriterien entspricht oder nicht, entzieht sich meiner Kenntnis, und ich maße mir auch nicht an, das zu beurteilen. Jedenfalls denke ich, dass hier sehr, sehr präzise Kriterien vorliegen müssen, um in einer schwierigen Situation, wo andere Leute um ihren Arbeitsplatz kämpfen, Boni überhaupt auszuzahlen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeister. 

Ich möchte auch auf das Gutachten hinweisen, das wir zum Themenbereich Skylink schon einmal hier im Gemeinderat verteilt haben und dessen Inhalt ja heute noch immer seine Gültigkeit hat. Ich sage das deshalb, weil sich die Zusatzfragen vielleicht auch ein bisschen daran orientieren sollten.

Die 1. Zusatzfrage stellt GRin Mag Antonov. Ich bitte darum.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! Sie betonen immer wieder, dass Sie keine Möglichkeit haben, sich in das Projekt Skylink einzumischen. Ja, natürlich können wir als Gemeinde nicht in das operative Geschäft eingreifen, aber – und auch das ergibt sich aus Ihrer Antwort – es gibt selbstverständlich ein Interesse der Gemeinde und der WienerInnen an dem gesamten Unternehmen. Und das Projekt Skylink ist kein Pimperlprojekt – entschuldigen Sie diesen Ausdruck –, das ist ein Projekt in einem Riesenausmaß mit einer Kostenexplosion, die ihresgleichen sucht. 

Das heißt, wenn man davon ausgeht, dass die Gemeinde Wien und das Land Niederösterreich einen Syndikatsvertrag abgeschlossen haben, eben um die Interessen der Stadt und des Landes Niederösterreich an diesem Unternehmen zu gewährleisten und sicherzustellen, weil es sich um einen wichtigen Bereich der Daseinsvorsorge handelt, dann ergibt sich ja daraus, dass die Stadt Wien ein großes Interesse daran hat, wie die Geschäfte der Flughafen AG verlaufen.

Ich frage Sie daher jetzt noch einmal – ich habe Sie schon einmal gefragt und ich habe eigentlich noch keine Antwort bekommen: Wer gibt dem Aktionärsvertreter der Stadt Wien Weisungen? In welchem Gremium der Stadt Wien berichtet er? Und mit welchem Auftrag wird er in die Hauptversammlungen geschickt? Warum fragt er nicht, was mit dem Projekt los ist, und warum stellt er nur den Antrag, Vorstand und Aufsichtsrat zu entlasten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Fangen wir mit dem Positiven an. Ja, selbstverständlich hat die Stadt ein ganz großes Interesse an der wirtschaftlichen Situation des Flughafens. Und ich gehe sogar noch einen Schritt weiter. Völlig wurscht, ob wir dort 20 Prozent, 10 Prozent, eine oder gar keine Aktie hätten, haben wir ein ganz großes Interesse am Flughafen, weil er für die ganze Region von zentraler Bedeutung ist. Das ist ja überhaupt keine Frage. Die Frage ist: Wie können wir uns, sollen wir uns und dürfen wir uns in operative Geschäfte einmischen?

Natürlich bin ich entsetzt über die Vorgänge, die sich hier abspielen am Skylink, und natürlich haben Sie recht, wenn Sie sagen, das ist ein Riesenprojekt. Nicht recht haben Sie, wenn Sie sagen, es sucht seinesgleichen, denn es gibt international natürlich schon Beispiele, die sich in ähnlicher Dimension abspielen. Wenn ich nur an das Projekt im schwarz-grün regierten Hamburg denke, die Elbphilharmonie, die befindet sich in einer ähnlichen Dimension, in einer ähnlichen Größenordnung. Ich sage gleich, jawohl, ich gebe zu, ein Österreicher ist dort künstlerischer Leiter. Wahrscheinlich wird man daraus auf die Verantwortung schließen und meinen, dass ich auch für dieses Projekt zuständig bin, und vielleicht darf ich darauf hinweisen, dass ich es nicht bin, sondern wenn, dann sind die in Hamburg dafür zuständig. Aber natürlich gibt es international auch andere Beispiele, und die Elbphilharmonie ist so eines, wo es eine unglaubliche Kostenexplosion gibt. Aber das ist wahrscheinlich deswegen nicht so erwähnenswert, weil es in einem ganz anderen Zusammenhang ist. Nur, weil Sie gesagt haben, es sucht Seinesgleichen. Leider gibt es andere Beispiele.

Aber ich bin völlig Ihrer Meinung, Frau Kollegin, und natürlich wird von meiner Seite alles, was irgendwie möglich ist, unternommen. Ich habe mich ja auch entsprechend öffentlich geäußert, dass es mein Interesse ist, dass so rasch und zügig wie irgendwie möglich fertig gebaut wird. Ich bin nämlich keine von denen, die irgendwie sagen, man soll dieses Projekt jetzt fallenlassen, denn es wird eine Zeit nach der Krise geben, und da muss der Flughafen gut aufgestellt sein.

Noch zu Ihrem Hinweis, es gibt doch das Syndikat, und dieses Syndikat soll sich doch einmengen und soll dafür sorgen, dass das alles in Ordnung gebracht wird. Da darf ich Sie noch einmal darauf hinweisen – obwohl es ja kein Geheimnis ist; auch da wurde ja so getan, als gäbe es irgendwelche Geheimvereinbarungen – und Sie daran erinnern, dass diese Syndikatsvereinbarung hier im Gemeinderat beschlossen wurde, und da steht ganz eindeutig drinnen, und zwar gleich im ersten Punkt, damit man es ja nicht überliest: Die Syndikatspartner nehmen zur Kenntnis, dass durch diesen Syndikatsvertrag ein unmittelbarer Einfluss auf die Handlungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates der Gesellschaft nicht abgeleitet werden kann. 

Alles andere wäre nämlich aktienrechtlich ungesetzlich. All das, was hier immer wieder verlangt wird, man muss dem Vorstand einen Auftrag geben, wäre ungesetzlich und ist nicht möglich. Ich sage aber noch einmal und bitte, das dann wirklich nicht schon wieder falsch zu interpretieren: Jawohl, absolutes Interesse an jeder Aufklärung – deswegen warten wir auch auf den Rechnungshofbericht –, jede Möglichkeit, damit hier so rasch wie möglich, so effizient wie irgendwie möglich fertig gebaut wird, aber kein Aufruf zu gesetzwidrigem Handeln, was es bedeuten würde, wenn wir uns hier ins operative Geschäft einmischten oder gar den Vorständen – was sie allerdings gar nicht annehmen würden, weil es nicht geht – einen direkten Auftrag erteilten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt GR Mag Neuhuber. Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin, das Aktienrecht ist natürlich eine komplexe Sache, und Sie haben recht, dass wir uns nicht in die operativen Vorgänge einmischen können, aber wir haben als Großaktionär natürlich die Möglichkeit, Aufsichtsräte zu entsenden. Die sind dann letzten Endes Vertreter von Großanlegern. Genauso wie amerikanische Großanleger sind wir auch ein Großanleger als Gemeinde Wien mit dem Aktienpaket von zirka 20 Prozent.

Wie kommunizieren Sie denn mit diesen Aufsichtsräten und welche Informationen holen Sie dort ein? Und insbesondere möchte ich wissen, wenn wir bei den Bonifikationen bleiben: Welchen Auftrag bekommen denn diese von der Stadt Wien entsandten Aufsichtsräte im Hinblick auf die Bonifikationen für den Vorstand?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Herr Kollege, Sie kommen aus der Wirtschaft, das heißt, Sie wissen natürlich auch ganz genau, dass auch die Aufsichtsräte verpflichtet sind, alle Aktionäre gleich zu behandeln. Das heißt, das, was Sie hier implizit verlangen, nämlich dass die Aufsichtsräte uns vorinformieren und sagen: Leute, das und das steht zur Diskussion, wie sollen wir es denn machen?, wäre absolut unkorrekt, und ich gehe davon aus, dass Sie als Mann der Wirtschaft das auch wissen. 

Was die Aufsichtsräte machen müssen, ist, das Interesse des Gesamtunternehmens zu vertreten. Sie dürfen mich nicht einmal über Dinge vorinformieren. Ich habe das Aktienrecht hier mitgebracht, aber ich brauche es Ihnen nicht zu zeigen, ich gehe davon aus, Sie wissen es. Bei anderen ist das vielleicht nicht der Fall, aber bei Ihnen ist es sicher der Fall. Sie wissen ganz genau, dass die Aufsichtsräte ganz besonders präzisen Bestimmungen unterliegen, wonach sie alle Aktionäre entsprechend gleich behandeln müssen, wo es eine Vertraulichkeitsverpflichtung mit Haftung und Normen gibt, eine Treuepflicht, eine Verschwiegenheitspflicht und so weiter und so fort. 

Das heißt, dass es hier ganz, ganz präzise und ganz konkrete Vorgaben gibt, wie gehandelt werden kann. Das Aktienrecht setzt sich ja nicht zuletzt auch sehr ausführlich damit auseinander, wie man denn in einem Fall vorgehen muss, der ja immer wieder auftritt, wie es auch hier beim Flughafen ist, wo ein großes öffentliches Interesse ist. Was darf hier gesagt werden, was darf nicht gesagt werden. 

Die Aufsichtsräte haben hier eben ganz spezielle Haftungsnormen, sehr präzise Vorgaben – der Vorstand sowieso –, das geht bis hin zu konkreten Bestimmungen, wie eine, die ich zufällig vor wenigen Tagen in einem anderen Zusammenhang gelesen habe. Nicht einmal bei einer Roadshow darf ein Vorstand, wenn ein Aktionär anwesend ist und dieser im Zuge der Roadshow sagt – das ist ein Beispiel, das explizit angeführt ist –, weil Sie gerade da sind, können Sie mir die und die Frage auch beantworten, eine Auskunft geben. Also so präzise sind die Bestimmungen geregelt, weil eben hier das Interesse des Gesamtunternehmens vorliegt. 

Aber selbstverständlich – das ist der zweite Teil, damit der nicht wieder verloren geht – haben wir allen Druck daran gesetzt – aber das ergibt sich aus ihrer Aufgabe ohnehin schon von selbst –, dass die Aufsichtsräte alles daran setzen – das merkt man ja schon an den öffentlichen Diskussionen, wo ich bedaure, dass die öffentlich sind, weil es dem Unternehmen nicht gut tut, aber es ist verständlich, dass sie öffentlich sind –, dass so rasch wie möglich fertig gebaut wird, so kostengünstig wie möglich fertig gebaut wird und die Interessen aller Aktionäre gewahrt werden. Da geht es ja um viel privates Geld, das da drinnen steckt, um Geld von Leuten, die nicht so wie wir aus rein strategischen Gründen die Beteiligung haben, sondern die wirklich aus Anlagegründen dabei sind. Also es soll so rasch und effizient wie möglich im Interesse aller Aktionäre, und da natürlich auch in unserem Interesse fertig gebaut werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Holzmann gestellt. Bitte schön.

GR Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Frage an Sie: Welche Rolle spielt der Flughafen Wien für den Wirtschaftsraum Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Eine sehr zentrale. Ich habe es schon anklingen lassen bei dem ersten Punkt in der Beantwortung der Frage von der Frau Kollegin von den GRÜNEN, wo ich gesagt habe, nicht nur, weil wir Aktionäre sind, das auch, aber als Wirtschaftsstandort Wien, ja, als gesamte Region ist der Flughafen von zentraler Bedeutung. Man könnte sagen, er ist das Tor Österreichs zur Internationalität und in die Welt, und zwar in beide Richtungen. Wir haben uns ja in den letzten Jahren zu einer wirklichen Drehscheibe zwischen Ost und West entwickelt. Es gibt eigentlich kein Gespräch, das ich mit Großunternehmungen, aber immer mehr auch mit kleineren Unternehmen, deren Internationalisierung wir fördern, führe, wo nicht erwähnt wird, bitte, bitte, schaut – zuerst kommt immer noch die AUA –, dass die AUA irgendwie gut über die Runden kommt und entsprechend die Destinationen auch weiter anfliegt, und als Zweites ist natürlich die Rolle des Flughafens ganz, ganz wichtig.

Um nur wenige Zahlen zu nennen, damit man weiß, von welcher Größenordnung man hier spricht: Es sind über 250 000 t Fracht, die da allein in einem Jahr transportiert werden, und die sind natürlich für die Unternehmungen von ganz zentraler Bedeutung. Die Bedeutung für den Tourismus brauche ich, glaube ich, nicht extra zu erwähnen, der liegt auf der Hand. Aber es ist auch so, dass am Flughafen selbst oder in den Unternehmungen, die mit dem Flughafen zusammenarbeiten, 18 000 Menschen arbeiten. Also das ist gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten auch eine Größenordnung von wirklich zentraler Bedeutung. Und wenn man es noch ein bisschen weiter interpretiert – da hat es nämlich eine Studie dazu gegeben –, so sind es 52 000 Arbeitsplätze, die in ganz Österreich mit dem Flughafen direkt oder indirekt im Zusammenhang stehen, mit einer Wertschöpfung im Ausmaß von 4,8 Milliarden EUR. 

Also allein das zeigt, wie ganz wichtig der Flughafen ist mit seinen über 18 Millionen Passagieren in Wien, wobei zirka ein Drittel Transfers sind. Also man sieht, diese Drehscheibenfunktion schlägt sich auch in den Zahlen nieder, und sowohl für den Tourismus als auch für die internationale Drehscheibenfunktion Wiens ist der Flughafen von ganz zentraler Bedeutung, und von daher muss ein ganz massives Interesse bestehen, dass er weiter gut funktioniert, dass er auch von diesen Streitigkeiten endlich ferngehalten wird und wieder zu dem wird, was er ja jahrelang war: ein absolut jenseits jeden Politstreits stehendes, gut funktionierendes Unternehmen. Es ist ja nicht so, dass der Flughafen im Politstreit war. Das war ja nie der Fall. Nie! Er hat gut funktioniert, er hat steigende Passagierzahlen gehabt, er hat wirtschaftlich gut abgeschnitten, und es hat dort eine sehr gute Kooperation aller Beteiligten gegeben. Das hat sich halt leider jetzt in der Vergangenheit geändert.

Mein Interesse ist es, und ich werde alles, was in meiner Macht steht, daran setzen, dass dieser Politstreit hier wieder herauskommt, die sachliche Arbeit wieder regiert und so rasch wie möglich der Skylink, der ganz wichtig ist, fertiggestellt wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Stark gestellt. Bitte.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Ihre Worte nehme ich mit Freude zur Kenntnis, ich darf aber aus dem „WirtschaftsBlatt" zitieren, denn es hat nach außen hin den Anschein, dass es doch nicht so sein dürfte:

„In kaum einem anderen börsenotierten Unternehmen in Österreich ist so der Wurm drinnen wie am Flughafen Wien. Die Schlammschlacht zwischen den großkoalitionär besetzten Managern nimmt immer skurrilere Züge an. Nach dem VP-Trommelfeuer gegen SPÖ-Manager Herbert Kaufmann im 1. Quartal schlagen nun die Genossen zurück. Jüngster Höhepunkt ist eine offiziell anonyme Strafanzeige gegen den VP-Politiker Ernst Gabmann. Die politisch motivierten Hetzkampagnen in der börsenotierten Gesellschaft sind mittlerweile fester Bestandteil der Unternehmenskultur. Dafür, dass am Airport weiter Schmutzwäsche gewaschen wird, garantiert der anstehende Wiener Wahlkampf."

Zu meiner Frage, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister. Es ist doch entsetzlich, wenn in einem börsenotierten Unternehmen wie dem Flughafen Wien politische Schlammschlachten ausgetragen werden. Was wird von Ihnen als Vizebürgermeister, Finanzstadträtin, Eigentümervertreterin unternommen, um diese politische Schlammschlacht zu beenden beziehungsweise um zu verhindern, dass im Zuge des Wiener Wahlkampfes weitere Schmutzwäsche um den Airport gewaschen wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Also zuerst einmal, sehr geehrter Herr Gemeinderat, möchte ich mich doch in aller Form dagegen verwehren, auch wenn Sie hier nur aus einer Zeitschrift zitiert haben, dass der Sozialdemokratie – denn Sie haben den Begriff Genossen zitiert – unterstellt wird, irgendwelche Anzeigen oder sonst irgendetwas gemacht zu haben. Das ist absolut nicht richtig. 

Sie sagen ja auch selbst, das ist ein anonymer Brief. Also ich könnte jetzt genauso behaupten, der ist von der Freiheitlichen Partei, weil sie irgendwie da ein bisschen einen Wickel hineinbringen will. Das tue ich nicht. (GR Rudolf Stark: Ich habe nur zitiert, Frau Vizebürgermeister!) Ja, deswegen habe ich ja korrekterweise immer wieder gesagt, Sie zitieren, und ich sage jetzt, das ist offensichtlich ein anonymer Brief oder eine anonyme Anzeige. Ich kenne das nicht. Genauso könnte ich jetzt sagen, das ist von den Freiheitlichen, denn die wollen da hineinspalten. Das tue ich aber nicht, denn das wäre genauso an den Haaren herbeigezogen. Anonym heißt eben, man weiß nicht, wer es ist, und insofern, glaube ich, sollten wir uns alle daran halten, dass wir es niemand anderem unterstellen. Was Sie nicht getan haben, Sie haben nur zitiert. Ich sage es denen, die es geschrieben haben.

Grundsätzlich bin ich Ihrer Ansicht, diese Auseinandersetzung, die es hier gibt, ist ganz schädlich für das Unternehmen. Ich verurteile, dass es hier diese Einmischungen gibt und dass es überhaupt eine parteipolitische Debatte gibt. Das war, glaube ich, meiner vorherigen Antwort auch eindeutig zu entnehmen. Ich halte das für ganz falsch. Ich glaube, der Flughafen muss zu dem zurück, wie er ja jahrelang, um nicht zu sagen, jahrzehntelang war. Es wurde sachlich gearbeitet für den Wirtschaftsstandort, im Besonderen für unsere Wirtschaftsregion.

Und wenn Sie mich fragen, was ich tue, um zu verhindern, dass es diesen parteipolitischen Einfluss gibt, kann ich Ihnen das gerne sagen, indem ich diese Aufforderungen, die immer wieder an mich gerichtet werden, mich ins operative Geschäft einzumischen, nicht Folge leiste. Denn dann würde ich genau das machen, dass ich als Politikerin mich ins operative Geschäft einmische, und das hat dort nichts verloren. 

Im operativen Geschäft hat die Politik nichts verloren, im operativen Geschäft muss sachlich ausschließlich zum Wohle des Unternehmens und damit zum Wohle des Wirtschaftsstandortes Wien gearbeitet werden. Und dafür setze ich mich ein, dafür kämpfe ich und das sehe ich auch als meine Aufgabe an. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatzfrage stellt GRin Mag Antonov. Bitte.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben dem Kollegen Neuhuber gesagt, Sie können keinen Einfluss auf Aufsichtsräte nehmen. Nun ist es aber so, dass nach dem Aktienrecht die Aktionäre die Aufsichtsräte entsenden, und es gibt selbstverständlich ein Abberufungsrecht. Jetzt frage ich mich, ob Sie die Performance des von der Stadt Wien entsandten Aufsichtsrates für so super halten, dass Sie keinen Grund sehen, ihn abzuberufen. 

Ich teile diese Ansicht nicht, ich möchte aber noch einmal auf meine erste Frage zurückkommen, die ich für wesentlich halte und die Sie vermutlich übersehen haben zu beantworten, nämlich: Was macht der Aktionärsvertreter der Stadt Wien? Welche Weisung erteilen Sie ihm, wenn er zur Hauptversammlung geht? Schicken Sie ihn hin und sagen, geh dorthin, sei still, sage zu allem Ja und Amen, oder geben Sie ihm die Weisung, dort kritische Fragen zu stellen und dort das Interesse der Stadt Wien zu wahren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich sage genau das, was ich auch hier gesagt habe. Ich halte es für ganz schlecht, wenn ein Unternehmen, noch dazu ein börsenotiertes Unternehmen, in ein politisches Hick-Hack kommt. Es müssen dort Sachlichkeit und Fachlichkeit regieren, es müssen absolut die Interessen des Unternehmens im Vordergrund stehen, und es muss dafür gesorgt werden, dass die Arbeit bestmöglich gemacht wird. Das sage ich, das ist meine Meinung, und das, glaube ich, ist auch die Aufgabe im Interesse jedes Aktionärs und jeder Aktionärin.

Und zu Ihrer Frage, die zwei Vertreter des Aufsichtsrates abzuberufen, sage ich, ich glaube nicht, dass man dem Unternehmen damit einen guten Dienst erweist. Es ist im Moment eine äußerst schwierige Situation. Ich glaube, dass ein Grund für diese schwierige Situation – neben diesen ganzen Diskussionen, die es hier gibt, und natürlich neben dem objektiven Kriterium, dass beim Skylink Dinge eben schief gelaufen sind, wo wir noch nicht im Detail wissen, wie und warum, aber dass viel schief gelaufen ist, liegt ja wohl mehr als auf der Hand, glaube ich – die Verunsicherung ist, die in dem Unternehmen herrscht, und so wird es mir auch gemittelt, dass die Verunsicherung, die in dem Unternehmen vorhanden ist, mit einer der Hauptgründe ist. 

Das halte ich gerade jetzt in Zeiten, wo es wirtschaftlich ganz besonders schwierig ist, für ganz besonders schlecht, und jetzt Aufsichtsräte auszuwechseln, abzuberufen, von denen wir wissen, dass sie als Vertreter der Stadt langjährige, erfahrene Menschen sind, die sehr viel auch an Kontinuität und Stabilität, an Wissen und Qualifikation mitbringen, halte ich nicht für vernünftig. Ich denke eher – und das ist mein ganz klarer Auftrag und mein ganz klarer politischer Wille –, es ist alles daranzusetzen, dass dieses Schiff im wahrsten Sinne des Wortes, nämlich der Flughafen, wieder in gerade, stabile Bahnen kommt, denn das ist es, was jetzt unbedingt notwendig ist, und dass dieses Hick-Hack und diese Streitereien, die die ohnehin schon schwierige Situation, die ohnehin schon großen Herausforderungen noch schlimmer machen, so rasch wie möglich aufhören. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP – 02132-2010/0001 – KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Wolf gestellt und ist gleichfalls an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Erachten Sie die Wien Holding GmbH, die meist defizitär gebart und ihre Kulturbetriebe wie etwa die Vereinigten Bühnen in der Vergangenheit durch die stets steigenden Millionenbeträge der Steuerzahler subventionieren ließ, für geeignet, eine hochqualifizierte Journalistenausbildung zu organisieren?)

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie fragen mich, ob ich die Wien Holding für geeignet hielte, eine hochqualifizierte Journalistenausbildung am Standort Neu Marx zu organisieren. Das glaube ich absolut. Die Wien Holding hat mit Marx und mit vielen anderen Playern gemeinsam – es ist ja hier auch die Wirtschaftsagentur mit involviert – einen Medienstandort geschaffen, der sehr, sehr gut unterwegs ist und der, glaube ich, auch noch eine große Zukunft vor sich hat, außer wir schaffen es, sie auch in so ein parteipolitisches Hick-Hack hineinzubringen, dass wir diesem Standort auch noch schaden. Aber das hoffe ich doch stark, dass wir das nicht tun. 

Nun konkret zu Ihrer Frage, nachdem sie so ein bisschen impliziert, die Wien Holding würde jetzt selbst eine Journalisten- und Journalistinnenausbildung anbieten. Auch hier muss ich mich leider wiederholen. Wir haben die Informationen entsprechend weitergegeben, aber es hat leider nichts genützt. 

Die Wien Holding selber schafft die Voraussetzungen dafür, dass im Media Quarter Marx auch das Thema Ausbildung eine zentrale Rolle spielen kann. Das geschieht nicht aus Jux und Tollerei oder weil wir sonst nichts zu tun hätten, sondern weil uns von vielen, vielen, vielen, die entweder im Media Quarter Marx sind oder planen, sich dort anzusiedeln, oder Überlegungen diesbezüglich haben, gemittelt wurde, dass das ein ganz wichtiges Element sei, das zu einem erfolgreichen Medienstandort dazugehört. 

Keinesfalls – das haben wir mehrfach gesagt, und ich hoffe, dass es mir jetzt gelingt, es so deutlich zu vermitteln, dass das nicht noch einmal behauptet wird –, keinesfalls versteht sich die Wien Holding dabei als Ausbildungseinrichtung oder Ausbildner für Journalisten und Journalistinnen, sie gründet auch keine Fachhochschule, keine Ausbildungseinrichtung, sondern wird mit bestehenden Fachhochschulen, medienaffinen Einrichtungen und privaten Unternehmungen kooperieren. – Das einmal, um das ganz klar zu machen. 

Zum Zweiten: Dieser Fachhochschullehrgang heißt – und die Information haben Sie ja – Film-, Medien- und TV-Produktion, und der Schwerpunkt – und auch das haben wir wiederholt erklärt – liegt bei den wirtschaftlichen, technischen und organisatorischen Fachkompetenzen, nämlich genau jener Ausbildungsschiene, die noch nicht auf dem Markt ist. Genauso ist es beim Master-Programm „International Media Innovation Management", einem Weiterbildungslehrgang auf internationalem Niveau, genauso ist es bei der geplanten Weiterbildungseinrichtung. 

Das heißt, hier haben wir uns sehr genau angeschaut, was noch notwendigerweise für den Markt und damit für den Standort sinnvoll ist. Und das wird angeboten, und zwar nicht in der Form von selbst ausgerichtet, sondern in der genannten Form.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage stellt GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Stadtrat! Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie, zum Unterschied vom vorliegenden Akt, die Dinge etwas anders darstellen. Das ist Ihr gutes Recht. Tatsächlich ist im Akt die Rede davon, dass eingerichtet werden soll und nicht kooperiert mit einem neuen Fachhochschullehrgang, dass eine Publizistikakademie geplant ist, offenbar ein neues Ausbildungsgremium für publizistisch oder medial tätige Menschen. Dass es auch die Holding nicht macht, sondern offenbar eine Tochtergesellschaft, die noch neu zu gründen ist, nehme ich gleichfalls zur Kenntnis als etwas, was nicht so im Akt vorgesehen ist.

Konkrete Frage: Sie haben gesagt, es wurde Ihnen von vielen Leuten gemittelt, dass es Bedarf nach zusätzlicher Ausbildung im Medienbereich gäbe. Ich kenne diese Person, die Ihnen das gemittelt hat, diese „viele Personen", über Wunsch eines einzelnen Herrn offenbar. Kennen Sie jene Untersuchung der Gewerkschaft, dass pro Jahr 1 350 Personen eine qualifizierte mediale Ausbildung beenden und der Bedarf in Medienunternehmen bei 400 Personen liegt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Wenn Sie aus der Begrifflichkeit „es muss eingerichtet werden" den Schluss ziehen, dass die Wien Holding da jetzt selbst einen Kurs macht, dann tut es mir leid, dann ist das Ihre Interpretation. So ist es keinesfalls. 

Zum Zweiten haben wir sehr genau beschrieben, was alles notwendig ist. Ich weiß nicht, welchen einzelnen Herrn Sie meinen. Vielleicht können Sie mir das nachher dann sagen, denn es ist spannend. Tatsache ist, dass wir sehr wohl mit sehr, sehr vielen Damen und Herren, die sich unten im Media Quarter schon angesiedelt haben, aber auch mit vielen, die noch Interesse haben, Gespräche geführt haben, und natürlich haben wir uns auch entsprechend mit Experten und Expertinnen zusammengesetzt beziehungsweise die auch um ihre Fachmeinung gefragt. 

Das Interessante, Herr Gemeinderat: Bei Ihrer Pressekonferenz, die insgesamt ja sehr spannend war, wenn ich mir die Unterlagen anschaue, zitieren Sie – also offensichtlich sind Sie der Meinung, dass das eine sehr relevante und fachlich qualitativ hochwertige Einrichtung ist – die Ausbildungsseite des Medienhauses. Sie haben in Ihrer Presseinformation zusammengeschrieben, was es Ihrer Meinung nach schon alles gibt – oder nicht Ihrer Meinung nach, sondern Sie zitieren die Ausbildungs-Website des Medienhauses Wien –, und da schreiben Sie eben oder schreiben Sie ab, was es da schon alles an Ausbildung gibt. Und wissen Sie, was das Spannende ist? Es ist genau dieses Medienhaus, das uns genau auf Grund dieser Analyse, die Sie selbst in Ihrer Unterlage zitieren als die Experten und Expertinnen in dem Bereich, ganz genau gesagt hat, wo noch eine Lücke ist, und uns ganz genau vorgeschlagen hat, welche Ausbildungsmodi wir noch anbieten sollen und was noch notwendig ist. Und das, denke ich, ist schon ein bisschen mehr als das von Ihnen Dargestellte, dass irgendein anonymer Mensch sich irgendetwas wünscht, sondern wir haben hier, wie immer, wenn wir etwas tun, sehr genau vorbereitet und sehr genau geschaut.

Ich finde es ein bisschen bedauerlich, dass auch Maßnahmen, mit denen wir den Medienstandort Wien stärken wollen, mit denen wir das Media Quarter stärken wollen, das bisher außerhalb der politischen Debatte gestanden ist, wo wir immer gesagt haben, da ziehen wir an einem Strang, das ist wichtig für den Wirtschaftsstandort, jetzt in Frage gestellt wird. Aber ich hoffe, dass sich diese Entwicklung bald wieder verändern wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Florianschütz gestellt. – Bitte schön.

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Es scheint eine Tendenz zu sein, aus Gesamtzusammenhängen immer ein Fitzerl herauszunehmen und sich dann daran anzuhängen. Ich denke mir, man kann schon sagen, dass eine Stadt wie Wien, eine Weltstadt wie Wien zum Beispiel im Bereich Kooperation zu Medien, Medienerziehung oder Medienentwicklung einen guten Dienst leistet. Aber das ist ja nicht isoliert zu betrachten. Die Wien Holding kann ja mehr. 

Daher meine Frage: Was ist Ihrer Meinung nach die volkswirtschaftliche Bedeutung der Wien Holding und ihrer einzelnen Geschäftsbereiche, und was leistet diese Wien Holding für Wien konkret?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, ich denke, die Wien Holding ist ein Beispiel dafür, dass die Stadt auf sehr innovative Art und Weise versucht, den Wirtschaftsstandort und die Entwicklung, auch die Stadtentwicklung im engeren Sinn, positiv zu steuern. Und ich denke, dass wir das ganz erfolgreich machen. Die Wien Holding ist da ein ganz zentrales Element, das ist völlig richtig, denn sie gibt uns die Möglichkeit, zum Teil alleine, zum Teil mit Privaten, positiv auf die Entwicklung im Interesse der Lebensqualität dieser Stadt Einfluss zu nehmen. 

Nun aus Zeitgründen nur ganz kurz, weil ja heute die Fragestunde eher eine Aktuelle Stunde geworden ist: Es sind 75 Betriebe, die wir da in der Wien Holding zusammengefasst haben. Allein heuer investiert der Konzern Holding 166 Millionen. Als Paradebeispiel nenne ich unsere neue Schiffsstation, auf die ich besonders stolz bin, weil sie auch so eine Landmark sein wird für den 1. Bezirk. Aber es gibt Beispiele, die weniger spektakulär sind, jedoch zumindest genauso wichtig oder eigentlich noch wichtiger sind wie der Hafenausbau oder die Erweiterung der Laborgebäude auf dem Areal in Neu Marx, die Therme in Oberlaa und viele andere Immobilienprojekte. 2 000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen; allein im Vorjahr 370 Millionen EUR; Umwegrentabilität 1 Milliarde und damit die Sicherung von 15 000 Arbeitsplätzen. 

Ich könnte jetzt noch eine Vielzahl von Beispielen aufzählen, tu das aus Zeitgründen nicht, aber ich denke, die Wien Holding ist ein Beispiel dafür, dass wir hier sehr positiv die Wirtschaftsentwicklung beeinflussen können, im Interesse der Wiener und Wienerinnen, im Interesse der Arbeitsplätze, und dass es eine sehr kluge Entscheidung war, dass die Stadt sich nicht, wie es von vielen in der Opposition gefordert wurde, rein nur den unternehmerischen und Profitkriterien unterwirft, sondern dass wir hier die öffentliche Hand einsetzen, nicht um Profit, sondern entsprechende Lebensqualität für die Wiener und Wienerinnen zu maximieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Ebinger gestellt. – Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vizebürgermeisterin!

Wenn ich mir den Akt so anschaue – und Sie haben ja zuerst zum Kollegen Wolf gesagt, das ist was Unabhängiges, das hat überhaupt nichts damit zu tun –, dann fallen mir als Erstes einmal bei dem, was mit diesen 6,4 Millionen – das ist ja immerhin auch eine ordentliche Summe – gemacht wird, so drei allgemeine Begriffe auf: Gründung einer Trägerstruktur ohne nähere Hinweise, was das jetzt genau ist, was das kostet; Beginn von konkreten Arbeiten, Erarbeitung eines Curriculums für diesen Fachlehrgang; und das einzig wirklich Konkrete: Erstellung eines neuen täglichen Informationssendeformates mit besonders auf die Aktivitäten in Wien abzielenden Inhalten. 

Aha, denke ich mir, das schaut mir schon sehr nach Eigenwerbung aus auf Steuerkosten. Und wenn ich mir dann Ihren Akt anschaue, der ja nichts so konkret zeigt – die Holding macht ja alles mit Partnern und so –, dann sehen Sie hier, so steht es hier drinnen: Das TV-Format, das täglich gesendet wird, dient in erster Linie dazu, auf der Wien Holding-Website das Leistungsspektrum und Angebot der Wien Holding darzustellen. Die Inhalte werden auch für die Websites aller Wien Holding-Unternehmen zur Verfügung stehen und sind auch geeignet, im Wiener Kabelnetz gesendet zu werden. Und weiter unten heißt es: „... und Medien-Unternehmen der Wien Holding in Hinsicht auf Akzeptanz und Reichweite ihrer Leistungen zu optimieren."

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Wenn das nicht systemkonform Eigenwerbung auf Steuerkosten ist, dann weiß ich nicht. Können Sie im Lichte dieser Aussagen, die in Ihrem eigenen Akt stehen, ausschließen, dass es sich hier um Eigenwerbung der Wien Holding auf Steuerkosten handelt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sie meinen also – interpretiere ich das richtig? (GR Mag Gerald Ebinger: Ja!) –, dass die Holding nicht über ihre Aktivitäten informieren darf? Das heißt zum Beispiel, dass niemand mehr erfahren wird, wenn die Gesiba Wohnungen anbietet, weil man das leider nicht sagen darf.

Das heißt, zum Beispiel, wenn wir ... (GR Mag Wolfgang Jung: Es geht um die Eigenwerbung!) Na, Entschuldigung, das sind die Unternehmungen der Wien Holding. Reden Sie nicht immer von irgendwelchen absurden Allgemeinheiten, reden wir ganz konkret. Die Wien Holding sind Unternehmungen, die ganz konkret an anderen beteiligt sind, die selbstverständlich für sich Werbung und Öffentlichkeitsarbeit machen. Ja, selbstverständlich! (GR Mag Wolfgang Jung: Auch der Kanal?) Nein, der Kanal gehört nicht zur Wien Holding, Herr Kollege. Ich weiß nicht, was Sie mit dem Kanal zu tun haben, aber zur Wien Holding gehört er jedenfalls nicht. 

Die Wien Holding ist beteiligt an vielen Unternehmungen, und natürlich machen die Öffentlichkeitsarbeit. Natürlich informieren wir darüber, wenn wir Dinge ausschreiben. Natürlich, wie jedes andere Unternehmen auch, informieren wir über unsere Aktivitäten, wir informieren, wenn wir Mitarbeiter brauchen, wir veröffentlichen unsere Geschäftsberichte, natürlich, wie alle anderen auch. (GR Mag Wolfgang Jung: Tatsache ist, dass Sie bei jeder Eröffnung dabei sind!) Ja, wenn Sie irgendwie Steckdosen eröffnen wollen, das mag schon sein, vielleicht haben Sie sonst nichts zu tun. Wir befassen uns mit wichtigen Fragen. 

Die Wien Holding ist zum Beispiel beteiligt an ganz zentralen Entwicklungsbereichen wie STAR22, wir haben Studentenheime, wo wir natürlich darüber informieren, wenn Plätze frei sind, und vieles, vieles, vieles mehr. 

Also ich bitte Sie wirklich, noch einmal in sich zu gehen und sich zu überlegen, was Sie da tun. 

Natürlich ist es so, dass wir als Holding wie jedes andere Unternehmen über unsere Maßnahmen informieren, sie bewerben wie jedes andere Unternehmen auch, und nicht nur das Recht dazu haben, sondern auch die Verpflichtung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zusatzfrage stellt GRin Smolik. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin!

Diese Debatte wird immer skurriler. Denn wenn ich mir jetzt vorstelle, dass ich dann im Kabel-TV eine Fernsehsendung sehe, wo ich mitgeteilt bekomme, dass es Studierenden-Plätze gibt, dann freue ich mich darüber, aber ich weiß nicht, ob das wirklich der Sinn und Zweck dieses Senders ist, der ja da auch erwähnt ist. 

Ich habe aber eine andere Frage. Es ist ja schon angeführt worden, im Akt steht immer „soll" und „wird" und „soll erarbeitet werden", „wird errichtet", es steht aber nichts Konkretes von Zeitplänen und Sonstigem drinnen. Mich würde interessieren: Wann soll dieser Fachhochschullehrgang starten? Und wer sind die wissenschaftlichen LeiterInnen dieses Lehrganges?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Das wird sicher noch eine Zeit lang dauern, denn im Gegensatz zu dem, was hier behauptet wird, dass wir da husch-pfusch jetzt irgendwelche Kurse anbieten, soll das eben sehr genau vorbereitet sein, auch mit entsprechenden Partnern und Partnerinnen. Das Medienhaus, das ja, glaube ich, wirklich an sich über Parteigrenzen hinweg sehr akzeptiert und respektiert ist, ist sicher ein ganz wichtiger Partner. Auf der Grundlage von dessen Arbeiten haben wir ja auch festgelegt, welche Bereiche jetzt notwendig sind, wo es noch eine Lücke gibt in der Ausbildung, eben gerade an dieser Schnittstelle Wirtschaftlichkeit, Organisation und Journalismus, also genau da ist noch der Mangel, genauso wie hinsichtlich all dessen, was mit Digitalisierung und Konvergenz zu tun hat, noch eine Lücke ist. 

Genau darauf wollen wir uns konzentrieren, und wir schaffen jetzt die Voraussetzungen. Das wird sicher frühestens übernächstes Jahr beginnen können, keinesfalls früher, weil man das alles eben genau vorbereiten muss, weil man eine Fachhochschule suchen muss, weil man auch schauen muss, wer sich inhaltlich daran entsprechend beteiligen kann. 

Wir haben auch jetzt schon Gespräche geführt, aber natürlich nur Vorgespräche, denn ich kann keine Vereinbarungen machen, wenn die Finanzierung nicht gesichert ist. Deswegen gibt es ja jetzt diesen Beschluss. Wir haben zum Beispiel schon sehr erfolgversprechende Vorvereinbarungen auch mit der Uni Berlin, die ja bekanntlich ein hohes Niveau hat und auch hoch renommiert ist in dem Bereich Ausbildung. Wir sind auch in engen Gesprächen mit Hamburg. Alle, die bei unserer Ausschussreise in Hamburg mit dabei waren, haben die Gespräche mit den Damen und Herren dort miterlebt, die sehr positiv waren. 

Das war mit eine der Anregungen im Übrigen, meine Herren – ich schaue jetzt in diese Richtung (in Richtung ÖVP, FPÖ), denn Sie waren dabei –, das war einer der Momente, wo wir uns gedacht haben: Das ist super! So etwas Ähnliches wäre für Wien auch gut. Das war genau ausgehend von unserem gemeinsamen Besuch in Hamburg bei unserer gemeinsamen Ausschussreise, und mit denen sind wir ebenfalls in Kontakt. 

Aber bis das Ganze dann wirklich Hand und Fuß hat und passieren kann, also das wird, sage ich ganz ehrlich, sicher noch eine Zeit lang dauern. Denn es soll korrekt sein, es soll keine Konkurrenz zu bestehenden Dingen sein, überhaupt nicht, sondern es soll genau die Lücke ausfüllen, die im Moment vorhanden ist, und sollte den Standort Marx noch qualifizierter und damit auch wirtschaftlich besser machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die letzte Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. – Bitte, Herr Doktor.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Stadtrat, vor allem für Ihren Hinweis, dass es sich um ein Projekt des Medienhauses handelt, das Sie nun um 6,4 Millionen EUR zu realisieren versuchen. Zirka 50 Prozent der Kosten, die Sie veranschlagen, gehen für Beratung auf. 

Ich möchte Sie fragen, da ja bekannt ist, dass Projekte, die Sie politisch verantworten, meistens um 30 bis 50 Prozent teurer werden (GR Karlheinz Hora: Das ist eine Frechheit!), ob Sie eine Garantie abgeben können, dass Sie mit 6,4 Millionen EUR in diesem Fall auskommen werden. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Seien Sie mir nicht böse, Herr Gemeinderat, aber das ist jetzt eine Art der so genannten Fragestellung, die hier wirklich nicht Platz greifen sollte. Zum einen habe ich nicht gesagt, dass es ein Projekt des Medienhauses ist, sondern ich habe mich bemüht, auf die dankenswerterweise sachlich orientierte Frage der Frau Kollegin sachlich zu antworten, und habe darauf hingewiesen, dass das einer der Partner ist, und zwar ein ganz wichtiger, dessen Analyse, denke ich, man auch vertrauen kann. Zu Ihrer Unterstellung, es wäre ein Projekt – ausschließlich dieser Einrichtung –, bei dem wir die Hälfte des Geldes für Beratung ausgeben würden, weiß ich nicht, wie Sie zu dem kommen. 

Aber, sehr geehrter Herr Kollege, was von Ihren Informationen zu halten ist – und erlauben Sie mir zum Schluss, das noch richtigzustellen –, sieht man ja. Sie schreiben zum Beispiel als einen weiteren Beleg dafür – so wie Sie es mir jetzt auch wieder unterstellt haben, da werden sicher wieder Kosten überschritten, weil das in meinem Ressort angeblich so üblich wäre –, dass die Wien Holding generell so schrecklich defizitär arbeitet und dass man versucht, das zu verschweigen, indem Sie in Ihrer Presseunterlage behaupten, dass 2008 der Geschäftsbericht der Wien Holding nicht mehr über den Rechnungsabschluss und den Konzernabschluss informiert. 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ich habe hier diesen Geschäftsbericht mitgebracht, und ich gebe Ihnen gerne zu, es hat sich etwas geändert zwischen den Konzernabschlüssen respektive den Geschäftsberichten der vergangenen Jahre und dem Geschäftsbericht 2008. Früher waren nämlich in den Geschäftsberichten der Geschäftsbericht und der Konzernabschluss enthalten. Seit 2008, wo Sie mir unterstellen und im Übrigen auch den Damen und Herren Geschäftsführern, denen Sie damit auch Ungesetzlichkeit unterstellen würden, wenn Sie sagen, sie würden den Konzernabschluss verschweigen, seit 2008 ist es ein extra Hefterl, das hinten hineingelegt ist. 

Herr Gemeinderat, wenn Sie es nicht schaffen, dass Sie aus einer Unterlage ein extra Hefterl herausnehmen, um sich das durchzulesen, ich glaube, das richtet Ihre Vorwürfe von selber. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 5. Anfrage (FSP – 01700-2010/0001 – KFP/GM) wurde von Frau GRin Matiasek gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. [In einem Interview mit dem „Standard“ (Hans Rauscher) haben Sie über den Verein ATIB, der dem türkischen Staat untersteht und in Wien islamische Zentren errichtet, Folgendes gesagt: „ATIB ist ein Verein, der ausgesprochen gut kooperiert" und weiters festgestellt: „ATIB leistet einen wichtigen integrationspolitischen Beitrag." Welchen wichtigen integrationspolitischen Beitrag leistet ATIB in Wien?]

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Zu ATIB: ATIB ist einer der größten Vereine von türkischstämmigen beziehungsweise türkischen MigrantInnen. Und da Bildung, wie wir hier ja immer wieder diskutieren, ein Schlüssel zur Integration ist und ein besonderer Schlüssel auch zum sozialen Aufstieg – bei der Gelegenheit möchte ich auch die jungen Damen und Herren auf der Galerie begrüßen –, ist dieser soziale Aufstieg natürlich integrationsrelevant. Und ATIB hat sehr viele dieser integrationsrelevanten Maßnahmen gesetzt. 

So führt ATIB in seiner Zentrale im 10. Bezirk zum Beispiel laufend – ohne Förderungen der öffentlichen Hand, auch ohne Förderungen der MA 17, um das noch einmal ganz konkret zu sagen – Deutschkurse durch, Lern- und Nachhilfekurse, Informationsveranstaltungen zu den verschiedensten Bildungsthemen. Da geht es um Schnittstellen zwischen Schule und Beruf, aber auch darum, wie man als eine neu zugewanderte Person am Arbeitsmarkt gut Fuß fassen kann. ATIB ist auch einer der Vereine, der immer und vehement die Notwendigkeit vertritt, Deutsch zu sprechen, um selbst eine gute Integrationsbiographie erlangen zu können, der aufzeigt, dass Bildung ganz, ganz wichtig ist, und der auch zeigt, welche Gegebenheiten es braucht im Zusammenleben, damit ein Zusammenleben respektvoll funktionieren kann. 

ATIB ist auch in den Bezirken sehr, sehr gut verankert und koordiniert. Es gibt gute Kontakte auf der einen Seite zu den Bezirksvorstehungen, aber auf der anderen Seite auch zu den anderen Einrichtungen in Bezirken. Die ATIB-Zentrale im 10. Bezirk, wo auch die meisten der Kurse stattfinden, ist auch eingebunden in das Regionalforum 10. Das ist eine Vernetzung aller Institutionen, wo gemeinsam kooperiert wird und wo gemeinsam auch Maßnahmen gesetzt werden. Darüber hinaus ist der Verein auch in sehr beispielhafter Weise mit der Wiener Wirtschaftskammer in Verbindung und kooperiert auch mit der Wirtschaftskammer, um seinen Statuten und seinen Zielsetzungen entsprechend gerecht zu werden. 

Wie gesagt, es gibt keine Förderung von der MA 17, aber es gibt eine gute Gesprächskooperation. Es gibt auch einige Projekte, an denen sich ATIB beteiligt im Zusammenhang mit unserem großangelegten Integrationsprojekt, zum Beispiel „Start Wien“, wo es ja darum geht, in Informationsmodulen den Neuzugewanderten im Bereich Arbeitsmarkt, Bildung, Wohnen, Aufenthalt, Sprache die entsprechenden Informationen mitzugeben. Da machen sie sehr aktiv mit. Und bei „Sei dabei" gibt es auch einige Projekte, die von Menschen, die auch in ATIB organisiert sind, betrieben werden. 

Was ATIB auch tut – das war auch ein Teil dieses Interviews, auf das Sie sich ja auch in Ihrer Anfrage beziehen –, ist, dass sie sich sehr wohl der Ängste und Bedenken von MitbürgerInnen, die zum Beispiel im näheren Umfeld leben, bewusst sind, und sie versuchen daher, auch sehr stark auf der nachbarschaftlichen Ebene zu arbeiten. Sie haben Info-Points in ihren Kulturzentren, sie veranstalten „Tage der offenen Tür" und versuchen, die Ängste abzubauen, aber auf der anderen Seite natürlich auch einen integrationspolitischen Beitrag zu leisten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: 1. Zusatzfrage: Frau Kollegin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Stadträtin! Ein Punkt, den Sie jetzt am Schluss nur so ein bisschen gestreift haben: Eine wesentliche Tätigkeit dieses Vereins ist die Errichtung islamischer Zentren, wo natürlich auch der religiöse Schwerpunkt mitberücksichtigt wird. Sie selbst haben ja in letzter Zeit sehr oft von der Versachlichung der Integrationsdebatte gesprochen, haben aber auch betont, dass die Trennung von Religion und Staat in diesem Konzept zwingend beinhaltet sein muss. 

D'accord! Keine Frage. Das sehen wir auch so. Daher frage ich Sie: Wie ist denn das in Einklang zu bringen? Denn in erster Linie oder genauso wie die Tätigkeiten, die Sie beschrieben haben, fällt ATIB auch durch die Errichtung dieser Zentren auf, wo die Religion sehr wohl einen sehr wichtigen Schwerpunkt einnimmt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Nun, wenn Sie die beiden konkreten Beispiele im 20. und 21. Bezirk ansprechen, muss man sagen, diese Zentren, die ATIB dort nicht neu errichtet hat, sondern es waren vorhandene Liegenschaften, sind Zentren, wie viele Zentren, wo viele Menschen zusammenkommen, ob das jetzt zum Beispiel ein großer Veranstaltungsort wie die Stadthalle ist oder irgendein Fußballstadion, und immer dann, wenn viele Menschen zusammenkommen, gibt es Großstadtkonflikte. Die haben jetzt nichts mit der Religion zu tun. Ich bin sehr für die Trennung von Religion und Staat. Wir sagen auch immer, wir integrieren Menschen und nicht Religionen. 

ATIB hat zwei Veranstaltungszentren dieser Art, zwei Kulturzentren dieser Art, wo es auch Gebetsräume gibt und viele, viele andere Möglichkeiten für die Vereinsmitglieder, aktiv dort teilzunehmen, sich auch aktiv zu beteiligen. Und in beiden dieser Zentren, muss man sagen, kommt es zu Konflikten, die wirklich Großstadtkonflikte sind. Lärmkonflikte, man fühlt sich belästigt durch die Parkraumsituation. Man kennt das auch, wenn man mit den Bürgerinnen und Bürgern spricht, und auf der „Sei dabei“-Hotline habe ich schon mit einigen besorgten Bürgerinnen und Bürgern gesprochen oder auch bei unseren Bassenagesprächen. Es kommt in Wirklichkeit immer wieder das Thema des Lärms und des Parkplatzmangels zum Ausdruck. Also bringen wir das nicht hin zu einem religiösen Konflikt, der es nicht ist, denn ich glaube, dieses Schüren von Ressentiments bringt uns überhaupt nicht weiter. 

Was man tun muss – und da ist der Verein auch sehr daran beteiligt und auch sehr daran interessiert –, ist, dass man im gegenseitigen Respekt und in gegenseitiger Rücksichtnahme versucht, einen Interessenausgleich zu schaffen, sodass es eben möglich ist, dass Vereinsmitglieder ihrem Vereinsleben nachgehen – wie im Übrigen viele, viele Vereine in Wien bestehen –, was nicht automatisch bedeutet, dass dadurch die Nachbarschaft belästigt ist. 

Das tut ATIB – und das habe ich auch schon beschrieben – mit viel, viel Engagement. Die sagen nicht nur, wir wollen keine Wickel, sondern die gehen auch wirklich aktiv her und setzen hier Akzente. 

Und wenn Sie von der Versachlichung sprechen, dann lassen Sie mich, gerade was den 20. und 21. Bezirk betrifft, nur zwei Zahlen nennen. Die eine für den 20. Bezirk, dort sind 14 Prozent der MitbürgerInnen islamischen Religionsbekenntnisses, und im 21. Bezirk sind es 4,9 Prozent. Also man muss da auch nicht immer so tun, als wären es jetzt die Massen, oder wie es auch heute wiederum Ihr Parteivorsitzender in einem Inserat tut, dass Sie hier von „fremd" sprechen, von „fremd im eigenen Bereich" sprechen. Die Zahlen sprechen für sich, dass es diese Ängste nicht zu geben braucht, dass es ein gutes Zusammenleben gibt. Ich glaube, dass wir uns in der Politik gerade im Integrationsbereich alle daran beteiligen sollten, dass es eine versachlichte Debatte gibt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Auf meiner Liste steht die Kollegin Vassilakou, die sehe ich nicht. (Schriftführerin GRin Dr Sigrid Pilz: Umgemeldet) Umgemeldet? Das ist nicht bis zu mir gekommen. Dann bitte die 2. Zusatzfrage, Frau Kollegin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich danke schön.

Die GRÜNEN sind ... (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ja. Die Frau Kollegin Pilz hat es umgemeldet. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Aber nicht dem Vorsitz gemeldet! 

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Okay! Egal.

Die GRÜNEN sind natürlich ebenfalls an einer sachlichen Debatte interessiert. Sie, Frau Stadträtin, haben schon genau beschrieben, was der Verein alles leistet. Das sind ja Angebote, die echt brauchbar sind, die gute Angebote sind. 

Trotzdem möchte ich an einem Punkt einhaken, der gar nichts zu tun hat mit Religion oder Nichtreligion, sondern sich ausschließlich darauf bezieht, dass es sich um ein großes Projekt handelt. Wie immer bei einem großen Projekt, von dem Anrainerinnen und Anrainer ja jedenfalls in irgendeiner Form betroffen sind, ginge es ja darum, nicht über die Menschen sozusagen drüberzufahren, sondern sie zu einem sehr frühen Zeitpunkt zu informieren, den Dialog zu suchen, zu diskutieren, sie einzubinden in die Planung und ihnen zu zeigen, dass sie hier mitreden und mitgestalten können. Und das ist das, was uns immer so sehr fehlt. 

Daher auch jetzt meine Frage: Wann wird die Stadt oder wann werden Sie lernen, diesen Informationsprozess so früh wie möglich zu starten und die Anrainerinnen und Anrainer tatsächlich einzubinden und mitgestalten zu lassen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich würde jetzt einmal Ihr Nichtwissen darüber dem zuschreiben, dass Sie eingesprungen sind in dieser Frage. Denn man muss dazusagen, dass sowohl im 20. Bezirk bei der Dammstraße als auch jetzt schon im 21. Bezirk sehr wohl BürgerInnenversammlungen stattgefunden haben, die Anrainerinnen und Anrainer eingeladen wurden in das ATIB-Zentrum, dass mit dem Bezirksvorsteher und mit den Vereinsvorständen dort ganz klar dargestellt wurde ... (GRin Susanne Jerusalem: Wann war das?) Zu dem Zeitpunkt, wo sich ATIB entschlossen hat, das dort zu machen. Da war dort in dieser Halle noch gar nichts. 

Da hat man sich natürlich intensiv und ganz entschlossen mit den BürgerInnen, mit den AnrainerInnen auseinandergesetzt und hat auch von dort weg diesen Info-Punkt im Zentrum installiert, aber auch eine Hotline und dann auch noch eine eigene Mail-Adresse. Ich kann Ihnen das alles gerne zukommen lassen. Da gibt es eine schöne Darstellung, die gemeinsam mit der Außenstelle der MA 17 erarbeit worden ist. Ich glaube, in dieser Frage braucht man sich überhaupt nicht vorhalten zu lassen, dass nicht eine ausreichende Information und Auseinandersetzung stattgefunden hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Man muss nur eines sagen, auch noch einmal hin zur Normalität: Wir haben in dieser Stadt viele Kulturzentren von den verschiedensten Communitys oder auch Nichtcommunitys, weil eben die alteingesessenen WienerInnen üblicherweise nicht zur Community gerechnet werden, und wir haben rund um so große Plätze, um so große Aktivitäten immer wieder Anrainerkonflikte und Anrainerinnenkonflikte. Die sind natürlich, wenn man dort wohnt und betroffen ist, nicht fein, aber worum ich mich so bemühe, ist, sie auf das zu bringen und auf das hinunterzubrechen, worum es einfach wirklich geht. Das sind dann eben nichts anderes als Konflikte im Zusammenleben, aber keine religiösen Konflikte.

Wir haben uns, gerade was das Errichten von Gebetshäusern oder auch von Kirchen oder von Moscheen betrifft, in dieser Stadt schon vor sehr langer Zeit einmal zusammengesetzt und haben gesagt: Man kann es natürlich nicht verbieten – warum auch; es sind alles anerkannte Religionen; machen wir uns da nichts vor –, aber man kann natürlich darüber reden, wie man im Einklang mit den BürgerInnen, im Einklang mit dem Recht selbstverständlich hier eine möglichst konfliktfreie Form finden kann, wie solche Institutionen, wie solche Vereine, wie solche Gebetshäuser oder welche Kirchen auch immer entstehen, Glaubensorte entstehen, Kulturzentren rund um die Glaubensorte entstehen.

Was wir uns aber hier alle auch nicht vorzumachen brauchen, ist, dass das irgendwann einmal soweit sein wird, dass es ganz ohne Konflikt ablaufen wird, denn es wird immer Anrainerinnen und Anrainer geben und es wird immer Populistinnen und Populisten geben, die das nutzen, um hier Ressentiments zu schüren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die nächste Zusatzfrage rufe ich Frau GRin Mag Ekici auf. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

All die Konflikte, Reibungen, Frustrationen, diese raue Luft, die wir heute erleben, ist ja letztendlich darauf zurückführen, dass Sie jahrzehntelang das Thema sehr stiefmütterlich behandelt haben. (Widerspruch bei der SPÖ.) Das ist eine Erkenntnis, die auch von der Kollegin Yilmaz bei Diskussionen immer wieder bestätigt wird. (GRin Nurten Yilmaz: Geh, geh, geh!) Diese Erkenntnis lässt bei mir die Hoffnung aufkommen, dass sie die Stadt dazu verleitet, diesem Thema eine Priorität zu geben, eine dichtere Priorität zu geben und einen anderen Stellenwert zu geben. Was mich leider befremdet: Das wird von dieser Stadt nicht getan.

Vielleicht nur ein Beispiel. Im letzten Ausschuss haben wir den Antrag der ÖVP zum Thema „Papa lernt Deutsch" bearbeitet. „Mama lernt Deutsch" war auch eine jahrelange Forderung der ÖVP-Wien und wurde von der Stadt aufgegriffen. Jetzt haben wir gesagt, es muss eine Weiterentwicklung geben zu „Eltern lernen Deutsch", „Mama und Papa lernen Deutsch", also die Väter sollen auch ins Boot geholt werden, weil letztendlich auch die Väter an vielen Problemen mit beteiligt sind. 

Unser Antrag wurde abgelehnt mit der Begründung, die Frauen sind prioritär zu behandeln. Ja, geben wir zu, das ist auch so. (GRin Nurten Yilmaz: Kann man vielleicht die Frage hören?) Ich würde gerne meine Frage, Frau Yilmaz, zu Ende stellen, ohne unterbrochen zu werden. (GR Heinz Vettermann: Darum geht es ja!) Genau! (GR Vettermann: Sie reden schon drei Minuten!) Aber ich wollte einfach nur das betonen. Lassen Sie mich jetzt bitte ausreden. Wie gesagt, dies wurde von Ihnen abgelehnt mit der Begründung ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Die Frage, bitte! 

GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): ... - ich komm gleich zu meiner Frage (GR Heinz Hufnagl: Vielleicht heute noch!) -, Männer könnten woanders Deutsch lernen, um dann zwei Tage später in den Medien verlautbaren zu müssen, dass Sie in den Parks ältere Männer gewinnen möchten, dass sie Deutsch lernen. Das ist auch ein Beweis für mich, wie chaotisch diese Stadt in dem Bereich arbeitet.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte um Ihre Frage, Frau Kollegin!

GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): Mein Frage: Dürfen wir endlich mit einem allumfassenden Integrationskonzept in dieser Stadt rechnen, bei dem wir diverse Sachen auch nachvollziehen können und mit dem die Stimmung, die derzeit herrscht, auch etwas gemildert wird? – Herzlichen Dank.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Die Stadt hat ein ganz tolles, international anerkanntes Integrationskonzept, das auch ein Best-Practice-Konzept geworden ist in Europa. Es hat einen Sockel, der heißt, Zuwanderung soll klar und transparent geregelt werden – da hat die Zuwanderungskommission gute Vorlage geleistet; da waren Sie ja beteiligt –, und es besagt auch, es gilt, diese Zuwanderung an Startmaßnahmen, an integrationsbegleitende Maßnahmen zu koppeln. Das ist „Start Wien“. Da haben wir alles zusammengefügt, das ist jetzt ein sehr schönes stringentes Konzept. 

Dann gibt es vier Säulen: die Sprache, den Arbeitsmarkt und die Bildung, das Zusammenleben und die Messbarkeit. 

Zur Messbarkeit haben wir zum Beispiel jetzt vor Kurzem den Monitor vorgestellt. 

Beim Bereich des Zusammenlebens sind wir mit „Sei dabei" mit vielen, vielen tollen Projekten unterwegs und versuchen, dieses Wir-Gefühl zu stärken und auch eine Versachlichung in den Dialog der Mitbürgerinnen und Mitbürger zu bringen. 

Im Bereich Arbeitsmarkt und Bildung haben wir viele Maßnahmen zur Qualifizierung gesetzt.

Im Bereich Sprache arbeiten wir sehr konzentriert an ganz spezifischen Maßnahmen. „Mama lernt Deutsch" und „Papa lernt Deutsch", diese Diskussion, die wir da im Ausschuss geführt haben, das haben wir nicht aus irgendwelchen integrationspolitischen Überlegungen nicht gemacht, sondern das waren gender-politische Überlegungen, warum wir „Papa lernt Deutsch" nicht machen. Ich habe aber damals bei der Behandlung Ihres Antrages auch schon in der Ausschusssitzung gesagt, mir sind aber sehr wohl auch die Männer ein Anliegen, nur erreiche ich die Männer nicht mit demselben Programm, wie ich die Frauen erreiche. Und so werde ich zum Beispiel versuchen, ähnlich wie wir es gemeinsam in Paris gesehen haben, ältere Männer über die Parks, über die Parkbetreuung und über die Volkshochschule und ihre Kompetenz in Sprachmaßnahmen zu gewinnen. Denn das ist eine große Anzahl von Männern, die leider noch sehr sprachlos sind, und Sprachlosigkeit ist ein großer Feind der Integration. 

Also das heißt, das waren eher gender-spezifische Überlegungen, warum man zum einen greift und nicht zum anderen greift. Alles selbstverständlich eingebettet in unser Integrationskonzept, das ja ein Dach hat, und dieses Dach heißt, dass wir uns gemeinsam für die Integration einsetzen, das Potenzial darin erkennen und klar gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit auftreten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Nevrivy gestellt.

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Werte Frau Stadträtin!

Vereine stellen eine wichtige Schnittstelle zu den Communitys von Migrantinnen und Migranten dar. Sie sind ein wichtiger Kooperationspartner für ein besseres Zusammenleben. Welche Aktivitäten setzt die Stadt Wien, um auch in diesem Bereich einen Beitrag für ein respektvolles Miteinander zu leisten?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Vielen Dank für diese Frage!

In dieser Frage geht es darum, dass ich die Möglichkeit bekomme, so wie Sie in den anderen Oppositionsparteien Fragen stellen können, auch einmal sehr konstruktiv und positiv darzustellen, was Vereine alles leisten können. Ich habe gerade der GRin Ekici gegenüber das Integrationskonzept noch einmal ausgeführt, und dieser Bereich der Kooperationen mit den Vereinen und wie wichtig die Vereine sind, das gilt jetzt eigentlich fürs gesamte Integrationsprojekt. Denn ob das jetzt die Einbeziehung der Vereine und ihrer Strukturen in die Arbeit der Zuwanderungskommission ist, ob das jetzt die Einbeziehung der Maßnahmen, die die Vereine selber setzen, in die Stadt Wien, in unsere Integrations- und Niederlassungsbegleitung, das ist einmal schon das eine, und das andere ist, dass sämtliche Vereine eigentlich sehr aktiv – die meisten in allen drei Säulen, viele halt auch vielleicht nur in der ersten und in der zweiten, also Sprache, Arbeitsmarkt und Bildung, aber eigentlich alle in der Zusammenleben-Säule – mitarbeiten. Und das ist eine sehr konstruktive Arbeit, eine sehr, sehr gute Kooperation. 

Was man aber auch sagen muss – und das habe ich hier an dieser Stelle schon immer wieder gesagt –, ist: Wir müssen uns darüber im Klaren sein, Migrantinnen und Migranten sind genauso viel oder so wenig in Vereinen organisiert wie Nichtmigrantinnen und Nichtmigranten. Also das heißt, wir erreichen zwar viele über die Vereinsstrukturen, aber natürlich nicht alle. Aber was so wichtig ist, ist, dass man mit diesen Teilen der Community gut zusammenarbeitet, um auch ein gutes Gespür dafür zu bekommen: Wie kommen denn die Maßnahmen an? Gehen aus einem Verein zum Beispiel viele junge zugewanderte Frauen in „Mama lernt Deutsch" oder eher dort nicht, und wenn dort eher nicht, dann sind das tolle Partner, um gute Maßnahmen an die Community besser und konkreter zu verkaufen. Das ist eigentlich einmal das Essentielle.

Das andere, was so wichtig ist, ist, dass wir diese Kooperation und Vernetzung auch brauchen, um im Sinne der Partizipation von Zugewanderten, die kein Wahlrecht, kein Stimmrecht haben, trotzdem eine Vernetzung zustande zu bringen und denen auch eine Stimme zu geben, um mit uns und mit den Institutionen auch gut kooperieren und reden zu können. Das ist, denke ich mir, ein zweiter ganz wesentlicher Punkt an dieser Community-Struktur, an diesen wichtigen KooperationspartnerInnen der Vereine. 

Wo tun wir das? Das tun wir auf der einen Seite in den Vereinsplattformen, wo Bezirkseinrichtungen und alle Institutionen zusammenarbeiten, aber das tun wir natürlich auch dann, wenn es darum geht, zum Beispiel den interreligiösen Dialog weiterzuführen, oder wenn es darum geht, dass wir als MA 17 hier immer wiederum alle Vereine, alle Institutionen in den Rathauskeller einladen, um ihnen neue Wege der Integrationsarbeit der Stadt zu kommunizieren, damit sie sie wieder als MultiplikatorInnen hinaustragen können. 

Also ich denke mir, diese Kooperation und diese Zusammenarbeit ist essentiell und ist ein ganz wesentlicher Teil des Erfolges unseres Integrationsprogramms, und wir sind auch sehr, sehr stolz darauf, dass das so gut funktioniert, denn das ist auch eine Vertrauensfrage, und die muss man sich auch entsprechend erarbeiten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. – Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, ein Satz vielleicht zum Rückblick, den die Kollegin Ekici gemacht hat. Das steht ja außer Frage, dass in den letzten 30 Jahren in Wien sehr stark zugewandert wurde ohne entsprechende Begleitmaßnahmen, was die Integration betrifft, und man sieht ja auch, dass jetzt erst, eigentlich erst nach der Nationalratswahl 2008, eine sehr große Betriebsamkeit entstanden ist.

Frau Stadträtin, es ist hier auch, glaube ich, nicht zu leugnen, dass dort, wo religiöse Zentren sind, die gleichzeitig andere Bildungsarbeit oder Integrationsarbeit durchführen, natürlich eine gewisse Nähe ist, und wir hatten ja auch schon einmal im Ausschuss die Debatte, und da hat es geheißen, selbst aus Ihren eigenen Reihen, wir wollen keine Deutschkurse in der Moschee. Aber diese Tendenz, dass es zwischen Religion und gesellschaftspolitischen Ansätzen wirklich eine sehr dichte Verschränkung gibt, die ist ja zweifellos vorhanden.

Eine andere Frage habe ich noch. Sie sagen etwa zu dem Projekt der älteren Männer, die im Park jetzt aufgesucht werden sollen, hier sind wir experimentell unterwegs, unter anderem also auch bei diesen Projekten. Halten Sie es wirklich für gerechtfertigt in diesem Bereich, wo wir ja extreme Konfliktpotenziale in Wien haben – die sind ja nicht wegzudiskutieren und das schlägt sich ja auch in der Diskussion tagtäglich nieder, aber auch im Wahlverhalten, selbst von Zugewanderten, von Migranten, die heute sehr gut integriert sind und mit der Vorgangsweise der Stadt nicht einverstanden sind –, halten Sie es hier wirklich für gerechtfertigt, experimentell unterwegs zu sein?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Nun, Frau Gemeinderätin, Sie tun so, als ob wir nur experimentell unterwegs wären. Wir haben in unseren Basiskursen und in den vielen, vielen Sprachmaßnahmen, die die Stadt Wien setzt, im vergangenen Jahr 11 000 Menschen die deutsche Sprache gelehrt.

Was wir aber tun, ist, dass wir in der Säule der Sprache auch sehr stark die Orientierung und die Zielgruppen in den Fokus nehmen, und wir sehen, wen wir gut erreichen mit den Sprachmaßnahmen, und wir sehen, wen wir weniger gut erreichen. Und die älteren Männer erreichen wir weniger gut. Ich gebe zu, dass aber gerade diese Gruppen oft sehr stark verwendet werden, um Ressentiments zu schüren, und wenn diese Gruppen gut Deutsch können, dann können sie diesen Konflikt auch, denke ich mir, auf der einen Seite besser bewältigen, auf der anderen Seite können sie ein Konfliktpotenzial ausräumen, indem sie eben die deutsche Sprache können und sich in der deutschen Sprache auch verständigen. 

Deswegen ist es in manchen Bereichen angesagt, experimentell zu sein. Wenn man sich anschaut, so war „Mama lernt Deutsch" ein Experiment, mittlerweile haben 5 500 Frauen im vergangenen Jahr „Mama lernt Deutsch" absolviert. Also man setzt immer wieder mal da und dort Piloten, schaut, ob sie gut funktionieren, und wenn sie gut funktionieren, dann implementiert man sie in das Regelkonzept unseres Integrationskonzeptes der Stadt Wien.

Was ich auch noch gerne sagen möchte zur Versachlichung: Man muss einfach sehen, wenn wir hier gerade von der Gruppe der türkischstämmigen Mitbewohnerinnen und Mitbewohner in dieser Stadt sprechen, dass es in Wien einen Anteil von 2,5 Prozent türkischstämmiger Menschen an der Gesamtbevölkerung gibt. Wir versuchen, diese 2,5 Prozent sehr, sehr gut mit Maßnahmen zu erreichen, wie alle anderen Communitys im Übrigen auch, und ich bin davon überzeugt, dass wir gute Fortschritte machen. Und der Monitor, den wir ja in dieser vierten Säule der Messbarkeit installiert haben, wird uns in zwei Jahren dann auch noch den Beweis dafür liefern. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist die Fragestunde beendet. Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Missglückte Zentralfeuerwachesanierung offenbart Führungsschwäche und Managementinkompetenz im Finanzressort!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich ihn erinnere, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man sich die Zahlen allein ansieht, Kostenüberschreitungen von 297 Prozent, dann ist eigentlich politische Verantwortung gefordert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, statt 16 Millionen EUR 50 Millionen EUR, und man geht so einfach darüber hinweg. Und was haben wir heute in der Früh in der Fragestunde erlebt? Eigentlich ein sehr negatives Sittenbild dieses Hauses, weil einfach das eine mit dem anderen vermengt wurde. Es ist nicht darum gegangen, dass irgendjemand die Feuerwehr an sich in ihrer Qualität in Frage gestellt hat, aber das, was von uns kritisiert wurde und was der Anspruch der Wiener Steuerzahler und auch der Wiener Feuerwehr ist, das ist, dass ordentliches Management stattfindet und dass mit dem Steuergeld ordentlich umgegangen wird. Und um das geht es, und das haben wir auch hier einzufordern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben dann eine Frage nicht einmal beantwortet bekommen, wo es darum gegangen ist, was politische Verantwortung in diesem Zusammenhang heißt, und das in einer Zeit, in der wir es mit einer Wirtschaftskrise zu tun haben, in einer Zeit, in der es darum geht, dass man mit jedem Euro sorgsam umgeht, da werden einfach aus 16 Millionen EUR 50 Millionen EUR. Und das war der Anlass, dass wir als Oppositionsparteien auch verlangt haben, nachdem diese Geschäftsordnungsstücke ja hier vor eineinhalb Jahren vorgelegt worden sind, dass sich das Kontrollamt damit befasst. 

Und was stellt das Kontrollamt fest? Das Kontrollamt stellt fest, dass hier in einer nahezu atemberaubenden Art und Weise Kommunikationsmängel vorliegen. Und das ist eine sehr schöne Darstellung dafür, was das für ein Skandal eigentlich ist. Da redet die eine Magistratsabteilung nicht mit der anderen, und die Feuerwehr verlangt etwas im Baubereich und die MA 34 führt das einfach anders aus, und daraus erwachsen Zusatzkosten, die nicht zu rechtfertigen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Thema, das es hier in diesem Haus zu diskutieren gilt, weil es darum geht, wie man sich dazu in Zukunft verhält. Eigentlich sollte es seit Jahrzehnten, letztlich seit dem AKH-Skandal, eine Selbstverständlichkeit bei allen Gebietskörperschaften sein, und ich glaube, auch bei der Stadt Wien, dass man begleitende Kontrolle durchführt und Bauprojekte nicht einfach so ausufern lässt. 

Das haben wir genau hier nicht erlebt. Hier ist etwas einfach in Auftrag gegeben worden, es ist umgeplant worden, und wenn man sich hier auf Kleinigkeiten beruft, so ist das nicht eine Kleinigkeit, meine sehr geehrten Damen und Herren, sondern wir erleben, wie die SPÖ mit dem Steuergeld umgeht, dass zum Beispiel einfach 12 Millionen EUR vergessen worden sind. 

12 Millionen EUR, man muss sich das vorstellen, was 12 Millionen EUR in Schilling ausmachen. Da kann man sich jetzt vorstellen, wie hier einfach mit dem Geld der Wiener Steuerzahler und Wiener Steuerzahlerinnen umgegangen wird, mit Geld, das den Wienerinnen und Wienern aus der Tasche gezogen wird, wenn ich jetzt nur an die verschiedenen Preiserhöhungen, an den Strompreis, Gaspreis, Fernwärmetarif und so weiter denke, und hier lässt man einfach das Geld so versickern. Und wenn man nachfragt, dann wird das als Majestätsbeleidigung empfunden, dass man fragt, warum eigentlich nicht vorhergesehen wurde, wie man mit dem Geld umgeht, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben in einem anderen Zusammenhang, nämlich mit dem Skylink, hier diskutiert, wie das Geld verschleudert wurde. Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich frage mich, warum man nicht von sich aus vor die Gemeinderäte im Kontrollausschuss tritt und die Frau Vizebürgermeisterin sagt, hier sind Fehler passiert, (GR Godwin Schuster: Die ÖVP hat das schon lange gewusst!) hier ist einfach nicht so umgegangen worden mit dem Steuergeld, wie das eigentlich notwendig gewesen wäre. Es wird eigentlich alles verniedlicht, schöngeredet, und dabei ist es ein Riesenskandal, meine sehr geehrten Damen und Herren. Und dieser Skandal, diese haarsträubenden Verteuerungen, die werden vertuscht. (GR Godwin Schuster: Eindeutig!) Das ist die Realität in diesem Haus, mit der wir es zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es sind die Details, und Günter Kenesei hat ja auf das schon hingewiesen und Axel Neuhuber wird auf das noch bei vielen weiteren Details hinweisen, wo einfach statt 11 000 15 000 m² saniert worden sind, wo man einfach vorher nicht überlegt hat, um welchen Betrag es eigentlich gehen müsste, obwohl ganz klar war, um welches Areal es sich handelt. Das ist in Wirklichkeit ein sehr zynischer Umgang, wenn man das hier so herunterspielt und sagt, da gibt es irgendeine Bauaufsicht, die nicht funktioniert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was notwendig gewesen wäre, wäre eine dauernde laufende Überprüfung, eine dauernde Kontrolle der Kosten gewesen, die hier explodiert sind. Und etwas, was ich nicht verstehe - und da möchte ich mich an die GRÜNEN wenden –, ist: Wir haben damals im November 2008 gemeinsam die Kontrollamtsprüfung durchgeführt, nachdem hier in diesem Haus alles bestritten wurde und in diesem Haus gesagt wurde, es sei ohnedies alles in Ordnung und ohnedies selbstverständlich, es könne dort alles angesehen werden und es sei alles kein Problem. Und jetzt liegt der Kontrollamtsbericht vor und der sagt klipp und klar, dass alles so geschehen ist, wie es nicht geschehen hätte sollen. Und ich verstehe einfach nicht, warum die GRÜNEN hier der SPÖ die Mauer machen. (Beifall bei der ÖVP.) Gibt es hier schon Absprachen für die Zukunft, will man sich da als bequemer Koalitionspartner schon irgendwo hineinbegeben? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die GRÜNEN haben ja gestern im Burgenland gesehen, was es heißt, wenn man eine angepatzte - eine angepasste Oppositionspartei ist. (GR Franz Ekkamp: Ja, das wissen auch Sie!) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass die GRÜNEN sehr wohl nachdenken sollten. Sie haben ja noch einige Stunden Zeit bis zum Misstrauensvotum zu überlegen, (GR Franz Ekkamp: Kommen wir zur Sache!) ob Sie nicht doch mitstimmen sollten, ob sie nicht das Recht, das hier die Abgeordneten haben, nämlich ganz konkrete politische Verantwortung einzufordern, nützen, und dass sie hier bei uns mittun. Ich fordere Sie auf, tun Sie das, tun Sie nicht schon an irgendwelche Brötchen in irgendeiner Koalitionsregierung mit der SPÖ denken, sondern seien Sie verantwortlich der Wiener Steuerzahlerin und dem Wiener Steuerzahler. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich verstehe die Nervosität auch bei der SPÖ, weil hier gibt es schon einen ganz bequemen Koalitionspartner, und es ist angenehm, wenn man sich schon auf den vorbereitet. Aber so einfach ist es nicht, und wir können Ihnen hier einiges nicht ersparen. Wir können Ihnen eine lückenlose Aufdeckung dessen, was hier an Fehlern und Versäumnissen im Zusammenhang mit der Sanierung der Zentralfeuerwache erfolgt ist, nicht ersparen, das wollen wir Ihnen nicht ersparen, das dürfen wir Ihnen nicht ersparen, meine sehr geehrten Damen und Herren, und das gehört auf den Tisch gelegt und es gehört dafür gesorgt, dass in Zukunft so etwas nicht wieder passiert. Und ich hoffe, dass die GRÜNEN jetzt noch ein paar Stunden Zeit haben, in sich zu gehen, um dann letztlich auch dem Misstrauensantrag zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen erinnere ich die Kolleginnen und Kollegen daran, dass sie sich nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Es hat sich die Freiheitliche Fraktion sicher nicht leicht gemacht, hier heute einen Misstrauensantrag gegen StRin Brauner zu stellen, aber bei dieser Entscheidung war es dann eigentlich sehr leicht. Eine Stadträtin, die für das Skylink-Desaster verantwortlich ist, die sich heute hier herstellt und sagt, dass sie am Flughafen nichts zu reden habe und nach dem Aktiengesetz da gar nicht hineinregieren dürfe und in Wirklichkeit das Gegenteil tut, in Wirklichkeit hineinregiert mit einem sozialistischen Netzwerk, mit dem Generaldirektor, dem Herrn Kaufmann, der ihr persönlicher Freund ist, aber auch mit Herrn Metzger, der als Aufsichtsrat dort der verlängerte Arm der SPÖ ist, und sich hier herausstellt und sagt, sie habe keinen Einfluss und damit vor diesem Gemeinderat, meine Damen und Herren, die Unwahrheit sagt. Und ihr schlechtes Gewissen erkennt man ja auch daran, dass sie die Verantwortlichen dann sofort auswechselt, den Herrn Kochwalter zum Beispiel, der auf der zweiten Ebene dieses Netzwerk ganz führend bildet. Der ist sofort, nachdem wir das ja aufgedeckt haben, hin zur Wiener Holding versetzt worden. 

Aber, meine Damen und Herren, es ist ja nicht nur der Skylink, es sind bei dieser Stadträtin auch ihre autoritären Methoden und ich erinnere Sie daran, wie sie als Gesundheitsstadträtin gefuhrwerkt hat, ich erinnere an diesen berüchtigten Maulkorberlass, als Gemeinderäte der Opposition nicht einmal ein Gespräch mit Angestellten des Krankenanstaltenverbundes etwa führen durften ohne einen Aufpasser aus ihrem Büro. Das war wie in einem autoritären System, ohne einen Spitzel der Frau Brauner geht überhaupt nichts. 

Und, meine Damen und Herren, es hat sich das ja noch zugespitzt in ihrer Tätigkeit als Finanzstadträtin, wo es auch bis hin zur Unterdrückung und Ausschaltung Andersdenkender geht. Und, meine Damen und Herren, ich darf alle Oppositionsparteien hier einladen, mit uns auch eine Sonderprüfung durch den Rechnungshof zu verlangen, was diese Personalpolitik anbelangt, um eine unabhängige Instanz mit einer Prüfung der Personalpolitik, etwa bei den Wiener Linien, zu beauftragen, wo es in der Rax-Garage im 10. Bezirk einen Buschauffeur gibt, der als Gewerkschafter tätig war, der seine Kollegen vor drohenden Verschlechterungen warnt, der genau das macht, was die ureigenste Aufgabe natürlich eines Gewerkschafters ist, und was passiert diesem untadeligen Mitarbeiter, über den es bisher keine einzige Beschwerde gegeben hat, der immer sehr gute Dienstbeschreibungen hatte? Plötzlich wird er nach seinem Urlaub gekündigt. Er wird gekündigt, grundlos, und nur weil er politisch auffällig geworden ist, ist er plötzlich der Frau Brauner nicht mehr gut genug. 

Meine Damen und Herren, das zeigt, wie weit wir im roten Wien des Jahres 2010 bereits sind, dass unliebsame Gewerkschafter gekündigt werden, damit sie nicht mehr für ihre Kollegen tätig sein können. 

Und, meine Damen und Herren, das Ressort von Frau Brauner ist damit ja auch symptomatisch, und auch aus diesem Grund ist dieser Misstrauensantrag notwendig und zielführend. Das Ressort Brauner ist symptomatisch für eine Zweiklassengesellschaft, für die Zweiklassengesellschaft, die es im sozialistischen Wien heute gibt. Wer sich mit der SPÖ, wer sich mit der Frau Brauner arrangiert, hat ausgesorgt. Die Freunderln der Frau Brauner am Flughafen verdienen dort 31 000 EUR im Monat, 31 000 EUR. Wer sich aber nicht arrangiert, wer aufmuckt, ja wer vielleicht sogar als Gewerkschafter, als nichtsozialistischer Gewerkschafter tätig ist, der wird eliminiert, der wird grundlos gekündigt, der fliegt aus dem System hinaus. 

Und, Frau StRin Brauner, ich meine daher, es reicht. Sie haben vor diesem Gemeinderat heute beim Thema Skylink die Unwahrheit gesagt, aber vor allem auch Ihre undemokratische Gesinnung gezeigt. Die autoritären Züge in Ihrem Ressort lassen nur eine Lösung zu: Frau StRin Brauner, nehmen Sie Ihren Hut und treten Sie zurück. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Gleich vorweg eine Bemerkung, eine ganz persönliche. Ich mache mit der FPÖ nichts gemeinsam. Punkt. Auch einen Rechnungshofantrag nicht. Die FPÖ ist eine rechtsextreme Partei und wird von mir ignoriert. 

Nächster Punkt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Mit welcher Partei machen Sie dann gemeinsame Sache?) Kollege Stürzenbecher, das Wahlrecht wurde, entgegen Ihrer permanenten verlogenen Hetzkampagne als Notariatsakt im Grünen Klub beschlossen. Punkt, aus. Maria Vassilakou hat im Grünen Klub unterschrieben, Sie machen eine verlogene Hetzkampagne, Punkt. 

Nächster Punkt: Kommen wir zurück zur StRin Brauner und auch zur ÖVP, die ja dankenswerterweise, das sage ich durchaus, meine Arbeit bestmöglich verkauft. Es war mein Kontrollausschussantrag, ich habe damals den Akt gelesen, habe gesagt, da stimmt etwas nicht. Da hat ein Blick darauf gereicht, ich gebe zu, es war nicht so schwer. (GR Mag Wolfgang Jung: Und wenn ja, was weiter?) Nichtsdestoweniger, es ist halt genau das, wie StRin Brauner seit Amtsantritt agiert, und es ist tatsächlich in meinen Augen nicht notwendig, eine Sitzung vor der Auflösung einen Misstrauensantrag zu stellen (GR DDr Eduard Schock: Da haben Sie sich einen schwachen Verbündeten ausgesucht!) 
Ganz persönlich ist es mir lieber, dass die Wienerinnen und Wiener ein Urteil über Frau StRin Brauner fällen, wo dann genau das passiert, was zu Beginn der Aktuellen Stunde der Fall war, dass Frau StRin Brauner auf der Galerie oben Platz nimmt - jetzt ist sie wieder heruntergekommen - auf der Galerie oben Platz nimmt und als Besucherin der Situation im Wiener Gemeinderat und im Landtag folgt. 

Damit glaube ich tatsächlich, und da gebe ich Ihnen schon recht, dass unter StRin Brauner sehr vieles schiefgelaufen ist, auch die Zentralfeuerwache, wobei ich das ganz bewusst dazu sage, das ist nicht das System Brauner, das ist das System SPÖ, und dieses System SPÖ gehört abgewählt, (GR Mag Wolfgang Jung: Ja!) aber es gehört nicht ersatzlos abgewählt, sondern es gehört verbessert. Es gehört tatsächlich verbessert, dass Geld nicht weiterhin verschwendet wird, so verschwendet wird, wie es eine SPÖ in Wien, eine ÖVP in Niederösterreich, eine FPÖ in Kärnten macht, sondern dass das Geld gerade in einer Wirtschaftskrise sinnvoll eingesetzt wird, dass wir nicht länger in einer Wirtschaftskrise Geld zur Verfügung stellen müssen, um Zeitungen zu kaufen, um Medien zu kaufen, und das ist das Schöne, da müssen sich wirklich die ÖVP und die SPÖ gegenseitig nicht anagitieren. Selbst ihre Staatssekretärin Marek, Spitzenkandidat in der ÖVP, inseriert mit Bundesregierungsgeldern und nicht mit den Geldern der ÖVP ihre großen Kampagnen. Sie macht dasselbe wie die Stadträte und Stadträtinnen der Wiener SPÖ, die tagtäglich 100 000 EUR dazu verwenden, um in den Zeitungen zu inserieren. Da ist die Zentralfeuerwache ein Klacks dagegen. Ich hätte mir einen Misstrauensantrag gegen den Bürgermeister vorgestellt - da hätten wir uns überlegt, sollen wir da mitgehen oder nicht, (GR Mag Wolfgang Jung: Das kann man ja nachholen!) weil Bgm Häupl letztendlich tatsächlich derjenige ist, der dieses System perfektioniert hat. Aber unser Ziel ist es - und das sage ich ganz bewusst und damit komme ich auch zum Schluss - unser Ziel ist es, die Wienerinnen und Wiener davon zu überzeugen, dass es nur mit uns Grünen Schluss ist, dass Geld verschwendet wird, dass nur mit uns Grünen sichergestellt wird, dass dieses eingesparte Geld dann im Interesse von armutsgefährdeten Menschen eingesetzt wird, im Interesse von Umweltschutz eingesetzt wird, im Interesse von mehr Demokratie, weil diesbezüglich haben ÖVP, FPÖ und auch die regierende SPÖ leider ausgedient. Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße auch sehr herzlich die Personalvertretung der Feuerwehr auf der Galerie, die die Diskussion aufmerksam verfolgt. 

Ich möchte einmal ein bisschen darauf eingehen, warum die ÖVP überhaupt zu solchen aktionistischen Maßnahmen greift wie Misstrauensanträge und Ähnliches. Frau Marek hat ja das erst kürzlich in einem Interview in der Zeitung bekannt gegeben. Sie hat gesagt, Aktionismus und ungewöhnliche Aktionen, die man von der ÖVP nicht gewöhnt ist, möchte sie machen. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist auch gelungen!) Und die einzigen Dinge, die bisher passiert sind, waren, dass einerseits Herr StR Walter den Stimmzettel zur Volksbefragung zerrissen hat, dann gab es diesen aktionistischen Notariatsakt, und dann gab es heute die Übergabe von Paradeisern an die Grünen. Mehr an Aktionismus ist ja Frau Marek noch nicht eingefallen. Und dann muss man das auch noch genau beleuchten, warum Frau Marek das überhaupt gemacht hat. Wenn man selber innerparteilich so unter Beschuss steht wie Frau Marek - man muss sich ja in Erinnerung rufen, da gab es ja erst kürzlich einen Herrn Himmer, der ÖVP-Obmann werden wollte, und die Bundes-ÖVP hat euch allen Frau Marek vorgesetzt, wahrscheinlich aus dem Grund, weil sie im Parlament einfach ständig mit dem Herrn Strache zu tun hat und die ganzen aktionistischen Dinge werden ja alle im Parlament ... (Zurufe von der ÖVP: Kommen Sie zur Sache!) 

Ich bin genauso sachlich wie Sie alle, keiner hat zum Thema gesprochen, daher rede ich auch nur am Rande zum Thema. 

Also, im Parlament, Herr Strache und Frau Marek, die machen sich da Dinge aus, bei manchen spielen die Grünen mit, bei manchen spielen sie nicht mit, (GR Mag Wolfgang Jung: Die GRÜNEN waren völlig daneben!) und da ist es dann praktisch, wenn dann die ÖVP intern, wenn es da Diskussionen gibt, von außen Hilfe bekommt. Ich weiß, dass nicht alle mit diesem Misstrauensantrag glücklich waren, aber das rührt halt noch daher, dass es eben unterschiedliche Strömungen gibt. Man sucht sich einen Außenfeind, und man sucht sich als Außenfeind die sehr sehr gut arbeitende SPÖ und die noch besser arbeitende (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist nicht das Thema, Thema ist die Hauptfeuerwache!) Wirtschaftsstadträtin und Finanzstadträtin Renate Brauner, das ist der wahre Hintergrund, und vor allem, und ich zitiere jetzt auch gerne noch etwas, nämlich die Presse vom 27.9.: Auf die Frage, dass Frau Marek als neue Stadtrat-Chefin genannt werde, sagt diese, „Da bin ich sehr erschrocken“, so nachzulesen in der Presse, und auf die Frage: „Ist ein derartiger Wechsel wirklich so abwegig?“ sagt sie: „Ja, ich habe mich nie in der Regionalpolitik gesehen.“ Das muss man sich vorstellen: Frau Marek, die ja da antritt, um Vizebürgermeisterin oder sonst etwas zu werden, sagt wörtlich: „Ja, ich habe mich nie in der Regionalpolitik gesehen.“ (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das steht in der Presse, das ist ja bekanntlich keine sozialdemokratische Zeitung, und war am 27.9. nachzulesen. Und das muss man klar und deutlich sagen, dass das der ÖVP sehr weh tut. Da sitzen 20 Mandatare da, teilweise schon seit Jahrzehnten, und dann setzt man euch jemanden aus der Bundespartei vor. Das träfe mich auch hart, ja, also da verstehe ich schon, dass man zu solchen Dingen greifen muss. Und die Frau Marek beweist ja pausenlos, dass sie in Wien noch immer nicht angekommen ist, die Frau Marek ist in Wien noch nicht angekommen, sie kennt sich noch nicht aus in der Kommunalpolitik, ob das jetzt Gratiskindergarten Ja oder Nein, Studiengebühren einführen, doch nicht Studiengebühren einführen, das ist ja ein ständiger Zickzackkurs, und die Frau Marek weiß vor allem auch gar nicht, was in Wien alles Gutes passiert, nämlich zum Beispiel, dass Wien die Stadt mit der höchsten Lebensqualität ist. Wien hat es in den vergangenen Jahren dadurch bewiesen, dass es zum zweiten Mal in Folge und mit großem Abstand die Stadt mit der höchsten Lebensqualität geworden ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Hauptfeuerwache!) Wien ist und bleibt Wirtschaftsstandort Nummer 1 in Österreich, (GR DDr Eduard Schock: Ihre Manager!) Wien hat die meisten Unternehmensneugründungen in Österreich, und zwei von drei Unternehmen, die sich neu in Österreich ansiedeln, entscheiden sich für Wien, Wien ist weiterhin beliebter Standort für internationale Zentral- und Osteuropa-Headquarters, 2009 eröffneten sieben internationale Unternehmen hier ihre Osteuropazentrale, Wien kämpft gegen die Jugendarbeitslosigkeit, und zwar erfolgreich, die Zahl der Lehrstellen suchenden Menschen ist im April um 11 Prozent zurückgegangen und Wien ist und bleibt die beliebteste Kongressstadt der Welt, und das alles weiß Christine Marek nicht. Ich ersuche Sie dringend, mit ihr einen Crashkurs in Kommunalpolitik zu machen. Ich könnte jetzt noch einiges vorlesen, (GR Mag Wolfgang Jung: Vorlesen, das können Sie!) inhaltlich wird dann Kollege Reindl noch etwas sagen. Ziehen Sie Ihren Misstrauensantrag zurück. Die Wienerinnen und Wiener werden Ihnen, werden Ihren beiden Parteien bei der nächsten Wahl das Misstrauen aussprechen. (GR Mag Wolfgang Jung: So wie im Burgenland!) Wir von der SPÖ machen die richtige Politik für die Wienerinnen und Wiener, wir machen die richtige Politik, und vor allem, wir können es auch. Wir machen es, und wir können es auch. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Nicht genügend!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Gudenus. (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt kann man hoffen, dass von der Feuerwehr geredet wird!) 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat! 

Nach der Wortmeldung von Herrn Klubobmann Lindenmayr möchte ich wieder etwas auf den Boden der Realität zurückkehren. Wir reden eben von dem Misstrauensantrag gegen die VBgmin Brauner in Bezug auf die Wiener Zentralfeuerwache hier in der Aktuellen Stunde ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Wir reden zur Aktuellen Stunde. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): ... und das ist ein Thema, was auch hier besprochen wird, und es wurden auch in der Fragestunde schon viele Themen angesprochen in Bezug auf die StRin Brauner. (GR Kurt Wagner: Wir sind aber jetzt in der Aktuellen Stunde!) Viele Fragen wurden hier gestellt, viele brisante Fragen, und es gibt noch weiterhin viele offene Fragen dazu, und es würden zehn Fragestunden nicht reichen, um alle offenen Fragen zu beantworten. 

Und eben, weil es sehr viele offene Fragen gibt, ist das Ganze ja auch eine sehr fragwürdige Politik seitens der SPÖ mit ihrer absoluten Mehrheit hier in Wien, und die Antworten der Frau Vizebürgermeisterin waren ja immer eher eine Rede um den heißen Brei. Das kennen wir ja schon, Sie ist ja Meisterin in der kreativen Beantwortung und ich muss Ihnen schon sagen, es gehört sehr viel Kunst dazu, sich da aus der Verantwortung immer wieder herauszureden versuchen und an der Sache vorbeizureden. 

Nun, no na, natürlich ist die Wiener Feuerwehr nicht wegzudenken aus Wien, vollkommen klar, und natürlich leistet die Wiener Feuerwehr hervorragende Arbeit. No na, natürlich will jeder, dass sie, nämlich die Feuerwehr, so schnell wie möglich vor Ort ist, um zu helfen, wenn Menschen in Not sind. Das waren die Antworten der Frau Vizebürgermeisterin. Gestern die Regenfälle, ohne Feuerwehr wäre es natürlich schwierig, und sie hilft auch in Not. Die Wichtigkeit und Notwendigkeit der Feuerwehr bestreitet ja auch niemand, aber bitte, das alles hat doch nichts damit zu tun, dass bei der Planung und bei der Finanzgebarung der Wiener Zentralfeuerwache einiges schiefgelaufen ist, und dass bei der Sanierung der Hauptfeuerwache eine skandalöse Projektplanung vorliegt. Das muss man eben trennen, und da darf man bitte nicht Äpfel mit Birnen vermischen. 

Man muss es sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen, was hier vorgefallen ist. Das Projekt war ursprünglich mit 16,8 Millionen EUR veranschlagt, dann gab es eine Kostensteigerung auf 38 Millionen EUR, und mittlerweile macht die Renovierung an die 50 Millionen EUR aus, also ein Anstieg von 300 Prozent innerhalb von 5 Jahren, und so was ist wirtschaftlich nicht zu erklären. Das können Sie doch bitte keinem Steuerzahler weismachen, dass es hier mit rechten Dingen zugeht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Natürlich rechtfertigt sich die SPÖ in alt gewohnter Manier mit Argumenten wie: Die Generalsanierung der Hauptfeuerwache sei für Wien ein wichtiges Projekt. Jetzt sage ich wieder: „No na“. Oder: Niemand könne bei einem so alten verwinkelten Haus ohne genaue Baupläne auf historischem Grund und mit Denkmalschutz genaue Kosten legen. Also, bitte, hat man es mit professionellen Leuten zu tun oder mit Amateuren. Diese Frage stellt sich ja wohl auch. Und außerdem, sagt die SPÖ, sei vieles in den ersten Schätzungen nicht enthalten gewesen. Ja, warum ist denn da vieles nicht enthalten gewesen? 300 Prozent Kostensteigerung innerhalb von fünf Jahren, so wirtschaftet die SPÖ hier in Wien, so wirtschaftet die SPÖ hier in Wien auf Kosten der Steuerzahler, und die müssen in Wirklichkeit für ihre wirtschaftliche Inkompetenz aufkommen, und deswegen bitten wir um Zustimmung bei diesem Misstrauensantrag, der heute noch diskutiert wird. 

Aber das alles ist Ihnen ja vollkommen egal, Klubobmann Tschirf hat gerade vorhin richtig gesagt, oftmals, wenn man hier Fragen stellt, wird dann so getan, als handle es sich hier um Majestätsbeleidigung, obwohl es ja das Recht der Opposition ist, hier auch Fragen zu stellen und Kritik zu üben. 

Blicken wir zurück, so sehen wir, das Ganze ist ja kein Einzelfall. Blicken wir zurück und wir sehen, lauter Kostenexplosionen pflastern den Weg der SPÖ-Wien, hier im Gemeinderat und hier bei Projekten. Das zieht sich ja wie ein roter Faden durch Ihre Politik. Zum Beispiel das Ronacher, da konnten weder die vorgesehenen Kosten noch der Terminplan eingehalten werden. Das Ronacher wurde erst in den 90er Jahren kostspielig saniert, und jetzt handelt es sich nur um eine Funktionssanierung um 48 Millionen EUR auf Kredit, und die eigentliche Sanierung ist weiterhin ausständig. Und das Kontrollamt bestätigt auch gravierende Mängel bei der Planung und Ausführung. 

Oder Skylink: Es wurde heute auch schon ausführlich diskutiert, der parteipolitische Einfluss ist offensichtlich, die Verantwortung der SPÖ ist gegeben, auch wenn sich Herr Bgm Häupl schon oftmals hier abgeputzt hat, und am 7.7.2009 noch gesagt hat, dass ihn die Kostenexplosion bei Skylink überhaupt nichts angehe. Wir haben ja hier versucht, eine Untersuchungskommission für Wien zu beantragen, leider sind die Oppositionsparteien nicht mit uns aufgesprungen. Das ist schade, denn es wäre notwendig gewesen, diese Vorgänge bei Skylink weiter zu überprüfen. Oder SMZ-Nord, Prater-Vorplatz, oder Geriatriezentrum Baumgarten, wo Millionen Euro Steuergelder von Frau StRin Brauner in den Sand gesetzt wurden. Da hat es zuerst geheißen: „Renovieren wir es.“, und dann hat es geheißen: „Nein, reißen wir es lieber ab, das Geriatriezentrum.“ 

Das ist die Politik der Stadt Wien, die Politik der Finanzstadträtin Brauner, und deswegen ist dieser Misstrauensantrag mehr als gerechtfertigt. Das alles passt im Endeffekt auf keine Kuhhaut mehr, und wir werden im Endeffekt, wenn Sie schon nicht bereit sind, Ihre Verfehlungen den BürgerInnen objektiv klarzulegen, in den Inseraten, zum Beispiel, was wirklich Sinn hätte, um ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Nur noch einen Satz! 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): ... den BürgerInnen klarzumachen, was Sie für eine verfehlte Politik machen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kontrollamtsbericht zur Feuerwache ist vor allem eines, er ist ein Musterbeispiel dafür, was in den Wiener Magistratsabteilungen nicht funktioniert, und warum auch die Kontrolle nicht das bewirkt, was sie bewirken sollte. Die Zentralfeuerwache war ja nicht die erste Feuerwache, die vom Kontrollamt überprüft wurde, es ist ja auch schon die Feuerwache Döbling überprüft worden, und eigentlich liest sich der Bericht zur Zentralfeuerwache wie eine Kopie des Berichts zur Döblinger Wache, und dann steht auch noch eine Stellungnahme der Feuerwehr drinnen: „Leider konnten wir aus dem Bericht zur Döblinger Wache nicht rechtzeitig Erkenntnisse ziehen, weil den haben wir erst 2008 zu lesen bekommen.“ 

Das ist das Bild, das sich bietet. In Wien kommunizieren Magistratsabteilungen so hoppertatschert miteinander, dass Projekte aus dem Ruder laufen. Das ist auch einer der zentralen Punkte in diesem Bericht. Befasst mit diesem Projekt ist nicht nur die Feuerwehr, sondern ist auch die MA 34, und immer wieder stellen wir in den Kontrollberichten fest, es scheitert an der Kommunikation zwischen den Magistratsabteilungen. Es gibt offensichtlich, sobald mehr als eine Abteilung mit einem Projekt befasst ist, niemanden, der sich dafür verantwortlich fühlt, die Fäden zusammenzuführen und über das Projekt eine Gesamtübersicht zu haben. Da steht dann, auf Grund von zu geringer Kommunikation ging die MA 34 von einem anderen Sanierungskonzept aus als die Magistratsabteilung 68. Da soll die MA 34 etwas umsetzen für die MA 68, und dann stellen sie fest, dass sie von völlig unterschiedlichen Dingen reden. Nun ja, das ist etwas, das lesen wir in vielen Berichten. Nicht umsonst fordern wir immer und immer wieder, Kontrolle muss Konsequenzen haben. Die Zuständigen müssen verpflichtet werden, die Empfehlungen des Kontrollamtes ernst zu nehmen und sie dann auch umzusetzen, und es braucht eine Berichtspflicht der zuständigen StadträtInnen. 

Was ist passiert mit den Empfehlungen des Kontrollamtes, weil so, wie das läuft, und so wie sich das hier am Beispiel der Zentralfeuerwache darstellen lässt, ist das ein Perpetuum mobile, das sich wiederholt und das keine Konsequenzen hat. Das ist das, was wirklich schlimm ist. Und hier allein StRin Brauner sozusagen die Schuld umzuhängen, ist viel zu kurz gegriffen. Für diese Zustände sind Sie alle in der SPÖ verantwortlich, und nicht nur StRin Brauner. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Da müssen halt alle zur Verantwortung gezogen werden!) 

Der Misstrauensantrag gegenüber der SPÖ-Regierung: Ich glaube, der wird sich spätestens im Oktober erledigt haben, da wird sich nämlich herausstellen, dass die SPÖ wesentlich weniger Stimmen erhält, und die Regierung in der nächsten Legislaturperiode wird ganz anders ausschauen. Und dass dieser Misstrauensantrag mehr oder minder ein Wahlkampf-Gag ist, zeigt sich ja auch daran, dass von Ihnen niemand zum eigentlichen Thema der Zentralfeuerwache gesprochen hat. 

Was ich auch noch sagen möchte zu diesem Thema: Wir haben es beim Prater-Vorplatz gesehen, und warum wir auch damals einen Misstrauensantrag gegen die VBgmin Laska gestellt haben, und wo auch der wesentliche Unterschied jetzt zur Feuerwache ist: Beim Prater-Vorplatz haben nämlich die kleinen Unternehmen draufgezahlt. Die sind auf diesem Desaster sitzen geblieben. Und wenn das bei der Feuerwache auch wieder passiert, dann wird das auch Konsequenzen haben müssen. So wie es sich jetzt darstellt, ist schlampig geplant worden, man hat keinen Überblick gehabt am Anfang, was alles notwendig ist, und es hat Änderungen gegeben. Das alles sind unglaubliche Schlampereien und Kommunikationsfehler, die behoben gehören, aber man kann da nicht dieselben Vorwürfe erheben wie beim Prater-Vorplatz. Und das Wesentliche ist, die Kontrolle muss endlich auch Konsequenzen haben. Solche Berichte dürfen sich nicht wiederholen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Neuhuber. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Herr Klubobmann Lindenmayr, was Sie heute hier abgeliefert haben, ist aus meiner Sicht - und ich bin doch schon einige Zeit in diesem Haus - eine der peinlichsten Themenverfehlungen, die ich je erlebt habe. (Beifall bei der ÖVP.) Wenn Ihnen nichts anderes einfällt zu diesem Kontrollamtsbericht als eine Staatssekretärin anzuschütten, dann ist es ja ohnedies schon sehr weit mit der SPÖ in dieser Stadt gekommen. (Beifall bei der ÖVP.) Wie groß muss die Nervosität bei Ihnen jetzt sein! 

Das Zweite, was ich nicht verstehe und deshalb peinlich ist: Das ist ein Recht der Opposition, das ist kein Aktionismus, das ist ein ganz normales, demokratisches, parlamentarisches Recht, dass man einen Misstrauensantrag stellt, wenn man glaubt, dass ein Mitglied der Stadtregierung in einem Bereich unfähig ist. Das hat mit Aktionismus nichts zu tun. Lernen Sie Parlamentarismus, Herr Klubobmann. (Beifall bei der ÖVP.) 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich verstehe es, dass Sie jetzt nicht noch ein zweites Hoppala wollten, nachdem Sie ja schon den Notariatsakt für die Wahlrechtsänderung unterschrieben haben. Jetzt ein zweiter Angriff auf die SPÖ in so kurzer Zeit, das könnte ja wirklich die zukünftigen Koalitionsgespräche negativ beeinträchtigen. Also, ich habe Verständnis für Sie. Leicht ist das nicht zu argumentieren, das ist mir auch völlig klar. 

Aber ich komme jetzt zurück zum Thema, zur Zentralfeuerwache: Es ist wirklich kein alltäglicher Akt, es ist auch kein alltägliches Projekt, und ich möchte noch einmal hier ganz dezidiert mit der Legendenbildung aufhören. Wir sehen die Notwendigkeit des Umbaues, das ist überhaupt keine Frage. Keiner will bitte die Leistungen der Feuerwehr schmälern, aber das heißt nicht, dass man unter diesem Deckmäntelchen alles falsch machen kann, ohne dass es Konsequenzen gibt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und bei dem Projekt ist wirklich alles schief gegangen. Das ist Murphys Law in Vollendung: Wenn es einmal schief geht, dann ordentlich. Da war diese nicht nur mangelhafte, sondern chaotische Kommunikation zwischen den Magistratsabteilungen, da war eine völlig mangelhafte Planung von Anfang an, ein Negieren oder Vergessen auf Denkmalschutz und Archäologie, ein Vergessen quasi auf statische Notwendigkeiten, ein Vergessen auf Zwänge bei bestehenden Mietverhältnissen, da wurden Sanierungserfordernisse nicht wirklich geprüft, die Baukostenschätzungen sind auf Grund nicht genehmigter Pläne erfolgt. Das kann Ihnen jeder aus der Bau- oder Immobilienbranche sagen, dass das ja dorthin führen muss, wo es hingeführt hat. Es war ein Chaos bei der Vergabe, es hat ein mangelndes Controlling gegeben. Und - das steht auch ganz klar drinnen - die Dienststellen haben zum Teil gegen Dienstanweisungen verstoßen. 

So, und das ist jetzt nicht die böse Opposition, die das alles herausbringt, sondern bitte lesen Sie den Kontrollamtsbericht, meine Damen und Herren, wenn Sie es bis heute noch immer nicht gemacht haben. Und auf Grund der Kürze der Zeit kann ich nur einen Satz zitieren, aber der steht wirklich ganz gut da für den Rest: „Als Hauptursachen der Kostenentwicklung identifizierte das Kontrollamt Defizite in der Projektkommunikation, eine unzureichende Bauzustandsanalyse, Änderungs- und Zusatzwünsche der MA 68 und eine fehlende Projektsteuerung.“ 

Nach so einem Kontrollamtsbericht, nach einer Verdreifachung der Kosten, nicht bloß 30 Prozent Überschreitung, das sind wir ja ohnedies schon gewöhnt, da gehen wir eh schon fast zur Tagesordnung über, keine Verdoppelung, sondern eine Verdreifachung der Kosten, und da geht man zur Tagesordnung über, das hat keine Konsequenzen? Ja, was muss denn dann passieren im Finanzbereich, dass es Konsequenzen gibt? Eine Verzehnfachung, oder wo ziehen Sie den Plafond ein, meine Damen und Herren von der SPÖ? (Beifall bei der ÖVP.) 
Hier gibt es eine klare Verantwortung der Finanzstadträtin, und da bin ich anderer Meinung wie die Grünen, denn das kann nicht normal sein, dass sich Kosten verdreifachen. Und das hat aber auch mit diesem generellen Klima in dieser Stadt zu tun und diesem System SPÖ, da gebe ich dem Herrn Margulies recht, das ist ein System SPÖ: Ganz egal, was schief geht, eigentlich kann ohnedies nichts schief gehen, weil wir sind ja päpstlicher als der Papst und unfehlbar, aber wenn schon etwas schief geht, dann hat es hundertprozentig keine Konsequenzen. Und das ist die schlimmste Nachricht, sowohl für Politiker in diesem Haus als auch für Mitarbeiter, dass nichts Konsequenzen hat, weil das führt zu einer Laisser-faire Politik, wie Sie sie seit Jahren, leider nicht zum Wohle, sondern nämlich zum Gegenteil, in dieser Stadt betreiben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die beste Erklärung hat mir heute - und jetzt verstehe ich es langsam – Kollege Baxant geliefert. Er hat nämlich gesagt, der Stadtrat ist ein interessierter, oder in diesem Fall die Stadträtin, ist eine interessierte Beobachterin. Das ist Ihre Vorstellung von einer Regierung und von einem Stadtrat. Kein Verantwortlicher, kein Regierender, kein Gestaltender, die Stadträtin ist lediglich eine interessierte Beobachterin, und genau so agiert sie auch, ohne Verantwortung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie hat auch insofern eine persönliche Verantwortung, meine Damen und Herren, und das möchte ich auch noch einmal in aller Kürze klarstellen. Sie hat die MA 68 über drei Ressorts mit sich gezogen. Jetzt kann man es beim Personal noch argumentieren, von mir aus bei Finanzen, aber selbst in der Gesundheit waren die Agenden der Feuerwehr bei der Frau Stadträtin angesiedelt. Und wer sich da die Feuerwache zum Steckenpferd macht, der muss auch gegen sich gelten lassen, wenn einmal etwas völlig schief geht, wie im vorliegenden Fall, meine Damen und Herren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte einen Schlusssatz. 

GR Mag Alexander Neuhuber (fortsetzend): Das ist nicht nur eine moralisch politische Verantwortung der SPÖ und der Finanzstadträtin, sondern auch eine persönliche der Frau Brauner, und deshalb bringen wir diesen Misstrauensantrag heute ein. 

Ich komme zum letzten Satz, Frau Vorsitzende: Sie werden schon sehen, meine Damen und Herren, mit Ihrer Arroganz, die Berufsfarbe der Feuerwehr, das Rot, wird sich am 10. Oktober in eine Rote Karte für das System SPÖ umwandeln. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Reindl. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Die Show, die die Opposition uns da abliefert, ist ja recht amüsant und für alle Zuhörerinnen und Zuhörer vielleicht auch bedingt unterhaltsam. Was ein bisserl sonderbar ist, ist die Dünnhäutigkeit der ÖVP. Sie müssen sich schon gefallen lassen, dass Ihre Parteivorsitzende Marek einen Misstrauensantrag angekündigt hat. Als Argument hat sie aber nicht die Hauptfeuerwache, sondern sie hat gesagt, dass Wien in einer OECD-Studie schlecht wegkomme, und deswegen der Misstrauensantrag gegen die Frau Vizebürgermeisterin gestellt wird. 

Sie haben bis heute keinen einzigen Bezug dazu hergestellt. Es gibt eine Presseaussendung von Marek, lesen Sie das bitte nach, lesen Sie das nach. Tatsache ist, Ihre Vorsitzende kennt sich in Wien überhaupt nicht aus, und wenn wir das feststellen, können Sie uns das nicht vorwerfen, weil es ist schlicht die Wahrheit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und was mich auch besonders stört, meine Damen und Herren: Da gibt es eine Firma, eine Aktiengesellschaft, die an der Wiener Börse notiert, in der Wien eine Minderheitsbeteiligung hat und Sie tun so, als würden der Herr Bürgermeister und die Frau Vizebürgermeisterin dort im Vorstand sitzen und alle Geschäfte selbst führen. Das höre ich von einer so genannten Wirtschaftspartei. Sie von der ÖVP haben Ihre wirtschaftspolitische Kompetenz in der Garderobe abgegeben, wenn Sie nicht einmal das Aktienrecht kennen. 

Über die FPÖ möchte ich überhaupt nichts sagen, wenn Schock hier in despektierlicher Manier, in despektierlicher und frauenfeindlicher Manier über die Frau Vizebürgermeisterin spricht. Er soll einmal selbst in seine Führerpartei hineinschauen, wie es da zugeht, wo der große Führer bestimmt, wo es lang geht. Wir sind eine demokratische Partei, und das zeichnet uns auch gegenüber der FPÖ aus. (Beifall bei der SPÖ.) 
Was die GRÜNEN betrifft, so finde ich es okay, dass sie dem Misstrauensantrag nicht beitreten, aber ich finde es nicht okay, dass sie uns hier der Unwahrheit bezichtigen, und dass sie uns hier sozusagen wirtschaftspolitische Inkompetenz vorwerfen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ihre Worthülsen sind entbehrlich!) Sie müssen noch beweisen, dass Sie wirtschaftspolitische Kompetenz haben und wir werden ja sehen, in kleinen Gemeinden in Niederösterreich haben Sie ja die Gelegenheit dazu, in Wien werden Sie sie sicher nicht bekommen. (GR Dr Herbert Madejski: Da schau her!) 
Ich stelle fest für die Stadt Wien: Unsere Finanzpolitik ist ordnungsgemäß, ist zweckmäßig und ist auch sparsam. Und ob es Ihnen gefällt oder nicht, das sind die Tatsachen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, unsere erfolgreiche Finanzpolitik erlaubt es uns, dass wir heuer und auch voriges Jahr, in Zeiten der Krise also, massiv nachfragewirkend investieren konnten. Das hilft uns, dass wir durch die sehr geringe Verschuldung, die wir in Wien haben, nämlich 860 EUR pro Kopf, und dass wir im Vergleich zum Bund - der Herr Pröll inseriert ja jetzt gerade, dass es irgendwo bei 24 000 EUR pro Kopf sind -, also hier sehr toll liegen, sodass wir hier wirklich auch nachfragewirksam gegen die Krise arbeiten können. Und Kollege Lindenmayr hat ja schon einige Argumente angeführt, warum wir in Wien so gut liegen. 

Ja, wir liegen gut, weil wir erstens lebenswert sind, weil wir sehr hohe Betriebsansiedlungen haben, weil wir in Wien einen sehr hohen Beschäftigungsgrad haben, weil wir in Wien mit 43 300 EUR das höchste Regionalprodukt in der EU 27 haben und unter die zehn wirtschaftlich stärksten Regionen in Europa zählen, meine Damen und Herren. Und das könnten wir nicht sein, wenn die Stadt Wien, mit dem Bürgermeister und mit der Finanzstadträtin an der Spitze, nicht eine ordentliche Finanz- und Wirtschaftspolitik machten, die Unternehmen nach Wien zieht, die Arbeitnehmer nach Wien holt und wo Wiener Betriebe mit Freude auch in Wien und gemeinsam mit der Stadt Wien arbeiten. Und nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ.) 
Was die Feuerwache betrifft: Sie wissen genauso wie ich, dass 2003 ein anderes Projekt als das in der Wirtschaftlichkeitsbesprechung besprochene dann tatsächlich umgesetzt wurde. Es hat nach 2003, und das ist richtig, eine Reihe von Umplanungen gegeben, es wurden mehr Dinge Am Hof zentralisiert statt wo anders hin dezentralisiert, es wurde die Baustelle um ein Drittel größer als geplant, und es wurde auch das Verwendungskonzept der Feuerwache komplett neu überarbeitet. Das ist richtig, und daher finde ich es falsch, dass Sie das 2003-Projekt mit dem heutigen Projekt vergleichen, weil natürlich die Zahlen, die für das erste Projekt 2003 gegolten haben, und diejenigen für das realisierte Projekt, ganz andere sind. (GR Dr Herbert Madejski: Hat das das Kontrollamt auch so gesehen?) Das erklärt auch, warum die Kosten gestiegen sind, und das ist die Ursache und nicht unwirtschaftliches Handeln in der Stadt Wien. (GR Dr Herbert Madejski: Oh, da kommen mir die Tränen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte einen Schlusssatz. 

GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Ich kann Ihnen nur sagen: Es ist hier ein trauriges Schauspiel, das sich hier auf Kosten einer erfolgreichen Politikerin, nämlich unserer Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Mag Renate Brauner, abspielt. Der Wähler wird das nicht honorieren, Sie werden im Oktober die Rechnung dafür bekommen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus drei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zehn eingelangt sind. 

Von GRin Mag Maria Vassilakou wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales betreffend „100 000 arme Kinder in Wien – Kinderarmut in Wien zehn Mal so hoch wie in Dänemark“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Von den GRen Mag Johann Gudenus, Veronika Matiasek, Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein, Mag Wolfgang Jung und Mag Gerald Ebinger wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke betreffend „SPÖ gefährdet den Finanzplatz Wien“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage nach Erledigung der Tagesordnung erfolgen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei, des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sieben Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Gemäß § 40a Abs 4 gebe ich bekannt, dass von den GRen Dr Tschirf, Dkfm Dr Aichinger, Mag Neuhuber, Kenesei, DDr Schock und Mag Gudenus ein Misstrauensantrag eingelangt ist. Der Antrag ist von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. Ich bitte daher die Schriftführerin, den Antrag zu verlesen. 

Schriftführerin GRin Mag Barbara Feldmann: „Misstrauensantrag der GRe Dr Matthias Tschirf, Dr Fritz Aichinger, Mag Alexander Neuhuber und Günter Kenesei sowie DDr Eduard Schock und Mag Johann Gudenus gegen die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Vizebürgermeisterin Mag Renate Brauner, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 31. Mai 2010. 

Der Bericht des Kontrollamtes der Stadt Wien KA – K-10/09 legt in aller Deutlichkeit Missstände und Fehler bei der Projektplanung und Projektabwicklung betreffend die Sanierung der Zentralfeuerwache am Hof offen. Über mehrere Jahre lief das Sanierungsprojekt prozessmäßig und finanziell aus dem Ruder, weil es von Beginn an, insbesondere von der MA 68 - Feuerwehr und Katastrophenschutz - schlecht vorbereitet war und es an der Kommunikation der federführenden Dienststellen MA 68 und MA 34 mangelte. So ergaben sich letztlich auf Grund fehlender Wirtschaftlichkeitsbesprechungen in der Projektfrühphase und massiven Unklarheiten über den Sanierungs- und Umbauumfang Kostenüberschreitungen von knapp 300 Prozent. Genehmigte der Wiener Gemeinderat im September 2004 noch 16,8 Millionen EUR für das Sanierungsprojekt, beantragte die MA 68 bereits im November 2007 weitere 21,9 Millionen EUR und zuletzt im September 2009 zusätzliche 11,1 Millionen EUR. 

Zitate aus dem Kontrollamtsbericht - Klammer: Auszug -: Ein nicht unerhebliches Versäumnis war nach Ansicht des Kontrollamtes in dem Umstand gelegen, dass in der Startphase des Projektes der erforderliche Kommunikationsprozess zur Definition des Leistungsumfanges und der Abwicklungsmodalitäten nicht eingeleitet wurde und die MA 68 der Magistratsabteilung 34 keine Klarheit über ihr Vorhaben und alle damit verbundenen kostenrelevanten Umstände verschafft hatte. Ebenso lag kein plausibles Funktionskonzept über die künftigen Nutzungsbereiche der ZFW vor, obwohl auch dadurch die Sanierungskosten erheblich beeinflusst werden. - Klammer: Seite 18. 

Ebenso unterließen es die beiden Dienststellen, gemeinsam den Ausstattungsstandard sowie den Durchführungszeitraum und den organisatorischen Ablauf der Generalsanierung zu thematisieren. Auch diese Aspekte üben naturgemäß erheblichen Einfluss auf die Kosten aus. – Klammer: Seite 19. 

Ohne mit der MA 34 zur Konkretisierung des Sanierungsumfanges und Ermittlung der Gesamtsanierungskosten Rücksprache zu halten, übernahm die MA 68 deren unvollständige Schätzung der Herstellungskosten. – Klammer: Seite 20. 

Die Vorgangsweise der Dienststellen stand in eindeutigem Widerspruch zu den Bestimmungen der Dienstanweisungen für die projektorientierte Abwicklung von Baumaßnahmen 2003 - DAB 2003 vom Jänner 2003, wonach sich die beauftragenden und die ausführenden Dienststellen mit geplanten Projekten insbesondere in der Startphase intensiv auseinanderzusetzen haben. – Klammer: Seite 20. 

Die MA 68 nahm ferner davon Abstand, ihr Vorhaben gemäß dem Erlass der Magistratsdirektion vom 15. Dezember 1997, Zl MD 597-3/97, vor Beantragung des Sachkredites einer Wirtschaftlichkeitsbesprechung zu unterwerfen. – Klammer: Seite 21. 

Auffallend war dabei auch der Umstand, dass der Antrag der MA 68 um Sachkreditsgenehmigung bis zu dessen Genehmigung durch den Gemeinderat sechs vidierende Stellen passiert hat, ohne dass das Versäumnis der erforderlichen Wirtschaftlichkeitsbesprechung aufgefallen und der Antrag zurückgewiesen worden wäre. – Klammer: Seite 21. 

Nach der Genehmigung des Bauvorhabens in der Wirtschaftlichkeitsbesprechung am 17. Juli 2006 setzten die MA 34 und 68 die Planungen für die Generalsanierung fort und begannen im Mai 2007 im Keller des Hauses Am Hof 7 mit den Bauarbeiten. Die hiefür notwendige Erhöhung und Erweiterung des Sachkredites erwirkte die MA 68 erst im November 2007, also 16 Monate nach der Wirtschaftlichkeitsbesprechung. Den inzwischen begonnenen Bauarbeiten lag somit weder inhaltlich noch finanziell die erforderliche Organgenehmigung zugrunde. – Klammer: Seite 27. 

Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Vizebürgermeisterin Mag Renate Brauner, erfüllte nicht ihre Verpflichtung, in ihrem Ressort ordnungsgemäß, zweckmäßig und sparsam zu gebaren, kam in keinster Weise ihren Leitungs- und Kontrollverpflichtungen bei einem der größten Bau- und Sanierungsprojekt ihrer Geschäftsgruppe nach und ließ zu, dass über Jahre unkontrolliert interne Richtlinien und Handlungsanweisungen für Projekte derartiger Wichtigkeit und Größe missachtet wurden. Erschwerend kommt hinzu, dass es im Ressort von VBgmin Brauner bereits bei einem gleichgelagerten Projekt, der Sanierung der Hauptfeuerwache Döbling, zu ähnlichen Missständen bei der Planung und Durchführung gekommen ist und die zuständige MA 68 keinerlei Lehren aus ihrem Missmanagement gezogen hat. 

Die gefertigten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 40a der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden Misstrauensantrag: 

Der Wiener Gemeinderat möge durch ausdrückliche Entschließung der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Vizebürgermeisterin Mag Renate Brauner, das Vertrauen versagen. 

In formeller Hinsicht wird die namentliche Abstimmung gemäß § 28 Abs 1a der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien begehrt.“ 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke für die Verlesung. Die Abstimmung über diesen Antrag wird vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 3, 7, 9, 10, 14, 16 bis 21, 23 bis 26, 28 und 29, 31, 33, 35, 38 und 39, 42 bis 46, 49, 50, 54 und 55 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 48 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 57, 48, 47, 5, 6, 8, 11, 12, 13, 15, 22, 27, 4, 51, 52, 53, 56, 30, 32, 34, 36, 37, 40 und 41 werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 57. Sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführerinnen. Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit etwas anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, ich sehe Einstimmigkeit. 

Die GRinnen Mag Waltraut Antonov und Dr Sigrid Pilz haben ihre Funktion als Schriftführerinnen zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf die GRinnen Mag Marie Ringler und Heidemarie Cammerlander. Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier Einstimmigkeit fest. 

Jetzt gelangt die Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung, sie betrifft die Anmietung von Bürolager- und Veranstaltungsflächen für die Magistratsdienststellen im 22. Bezirk. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Reischl, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Hannelore Reischl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als erster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein, 40 Minuten. 

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Nein, ich werde keine 40 Minuten brauchen, nicht einmal die Hälfte werde ich in Anspruch nehmen - um hier alle gleich zu beruhigen.

Anmietung von Räumlichkeiten für Magistratsdienststellen: Sie wissen es, wir fordern seit Langem ein Konzept ein, das die doch offenbar planlose Anmietung von Räumlichkeiten für Magistratsdienststellen beenden soll, und ein solches Konzept fehlt leider bis heute. Anmietungen entsprechender Räumlichkeiten erfolgen nach wie vor einzeln und, wie es mir scheint, ohne Koordination. Seit 2008 waren es mindestens zwölf Fälle, die in unserem Ausschuss behandelt wurden; in jedem zweiten Monat erfolgt also die Beschlussfassung über eine solche Anmietung. 

Ich greife aus den letzten Monaten heraus: Gemeinderatsausschuss 11/2009: 510 m² im Businesscenter in der Dresdner Straße für Büro- und Schulungsräumlichkeiten der MA 22. Oder, Ausschusssitzung 1/2010: 730 m² ebenda für Büros, Archiv- und Nebenräume der MA 42. Oder, Ausschusssitzung 4/2010: 640 m², TownTown Erdbergstraße für Büro, Archiv, Lager der MA 10.

Aktuell sprechen wir jetzt über die vorliegende Post, Gemeinderatsausschusssitzung Mai 2010: 15 000 m² in der Stadlauer Straße für die MA 14 - Automationsunterstützte Datenverarbeitung, Informations- und Kommunikationstechnologie – und die MA 6.

Ich erspare mir weitere Details. Die Ausschussmitglieder können sich ja selbst leicht eine Liste erstellen.

Die Größe der Räumlichkeiten liegt also zwischen mindestens 500 m² und - jetzt - über 15 000 m². So verteilt die Gemeinde Wien ihre Büros über einzelne Bezirke, wie 3, 12, 20, 21, 22. Aber das ist nicht das eigentliche Problem. 

Das Problem, meine Damen und Herren, liegt in den hohen Mietkosten. Die Mietzinse, die zu entrichten sind, betragen von etwa 5 000 EUR aufwärts bis zu aktuell sage und schreibe 276 000 EUR im Monat. Alles in allem überschreiten wir damit leicht eine halbe Million Euro allein mit den Mietzinsen, die hier monatlich zu begleichen sind. Und dabei gehört der Gemeinde Wien nicht einmal etwas davon. Wenn die Mietverträge auslaufen, müssen die Büros geräumt werden, und die Gemeinde Wien hat auf längere Sicht eigentlich nichts davon gehabt, außer dass sie zusätzlich auch noch allfällige Investitionskosten tragen musste und muss, die sie natürlich nicht zurückerstattet bekommt.

Auf Nachfragen unseres Klubs wurde einerseits geantwortet, man könne von Gemeindeseite über künftige Projekte und so weiter ja nicht Bescheid wissen - bedeutet: man könne den Bedarf nicht abschätzen -, andererseits muss es aber doch immer einen längeren Vorlauf gegeben haben, bevor dann die Beschlussfassungen in den Ausschüssen erfolgt sind.

Es wäre also angebracht, hier endlich ein Gesamtkonzept zu erstellen. Vielleicht könnte man mit einer einfachen Bedarfserhebung beginnen, anstatt alles weitgehend dem Zufall zu überlassen und bei plötzlich auftretendem Bedarf erst dann eine Lösung zu suchen.

Die Kosten für die Anmietungen, die die Gemeinde Wien hier zu tragen hat, sind nämlich hoch genug, dass sich gemeindeeigene Bürogebäude, oder was auch immer, durchaus rentieren würden. Aber dazu müsste man, wie gesagt, ein Konzept haben, auf eine Prognose, auf eine Prioritätenliste zurückgreifen können. Aber offensichtlich wollen Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, das nicht.

Vielleicht sind Sie aber auch nur skeptisch Prognosen gegenüber, die Sie selber schon in Auftrag gegeben haben. Ich denke da an die Wohnungsprognose für Wien bis 2020, von der MA 18 und der MA 50 erstellt, die bisher in keiner Form auch nur irgendwie aufgegriffen, nicht einmal diskutiert wurde. 

Bedarfserhebung, Konzepterstellung, Errichtung eigener Gebäude durch die Gemeinde - nahe einer U-Bahn-Haltestelle, wenn es geht, und vielleicht nicht so weit weg, wie aktuell ein Fall bei den Gasometern in Simmering geplant ist -, schließlich deren Besiedlung mit Magistratsdienststellen: das wäre nicht nur sinnvoll, das wäre auf Sicht und mit Sicherheit auch kostengünstiger und sparsamer als die bisher gewählte Vorgangsweise einer doch eher konzeptlosen Anfallsbesiedlung nach plötzlich erkanntem Bedarf.

Wir leben in einer Zeit, meine Damen und Herren, in der wir absehen können, dass einschneidende Sparmaßnahmen die österreichische Bevölkerung massiv treffen werden. Nur die Gemeinde Wien, die will nicht sparen, die will auch nicht für eine leistbarere Zukunft ihrer eigenen Verwaltung sorgen, die will sich nicht festlegen, die will alles so nehmen, wie es gerade kommt. Es ist ja auch nicht wirklich das Geld der Gemeinde, das man hier effizienter anlegen könnte, es ist ja bloß das Geld der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist sehr polemisch!) - Das macht gar nichts, lieber Herr Kollege Stürzenbecher. Sie sind auch nicht immer polemikfrei, wenn ich das so sagen darf.

Überdenken Sie bitte nochmals unser Forderung, meine Damen und Herren von der SPÖ. Sie werden erkennen, dass wir schon recht haben, wenn wir hier ein Konzept, das dann auch durchgezogen wird, einfordern. Unter den gegebenen Umständen müssen wir die vorliegende Post daher ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben ja selten Gelegenheit, beim Schwerpunktthema eine sachliche Diskussion zu führen, heute aber schon. Diese Diskussion ist ja auch schon mehrfach im Ausschuss abgeführt worden. Wir haben uns natürlich auch die Mühe gemacht – es so auszudrücken ist schon übertrieben, weil wir das ja laufend mitführen -, uns anzusehen, was von der Gemeinde Wien über die vergangenen Jahre alles angemietet wurde, was gekauft wurde - selber bauen ist ja im Moment eher die Ausnahme -, und wir sind wie im Ausschuss auch heute natürlich nicht der Meinung, dass dieses Aktenstück so einfach den Gemeinderat passieren soll. 

Wir haben nämlich ein wesentliches Problem: Wir wissen immer noch nicht, was das Konzept hinter den Umsiedlungen und Neuansiedlungen der Magistrate ist. Das ist jetzt mehrfach eingefordert worden, seit Jahren eigentlich immer wieder. Da kann man, sagen wir einmal, fast die gesamte Legislaturperiode zurückgehen, immer wenn ein Aktenstück in den Wohnausschuss kommt, wo es um eine Anmietung geht, stelle ich die Frage: Wieso mieten wir und kaufen nicht? Warum bauen wir nicht selbst?

Und ich sage gar nicht, dass das in jedem einzelnen Fall die schlechteste Lösung ist - das sage ich gar nicht. Es sind ja auch von diesen von GR Eisenstein verlesenen Objekten eine ganze Menge nicht ausschließlich von der Sozialdemokratie beschlossen worden, sondern, wenn ich mich richtig erinnere, am Anfang zumindest von drei Fraktionen durchgehend und nur von den GRÜNEN nicht. Mittlerweile sind alle dazu übergegangen, ein Raumkonzept einzufordern. Das werden wir heute per Antrag tun. Es geht - ganz einfach, zum Mitschreiben – um eine Zuweisung an den Wohnausschuss, damit wir im Wohnausschuss einmal sprechen über die Frage: Was für ein Konzept brauchen wir für neue Magistratsdienststellen beziehungsweise für das Neuansiedeln größerer Dienstellen? - Das macht ja manchmal Sinn, wir brauchen ja manchmal mehr Platz; die wachsen sich aus, die EDV et cetera.

Tatsache ist aber auch, dass wir auf eine Anfrage von uns vom vergangenen Herbst folgende Antwort bekommen haben. In der Anfrage ist es gegangen um: Wie viel Büroflächen, wie viel Archivflächen, wie viel Lagerflächen in Quadratmetern? Wie hoch sind die Ausgaben im Monat? Wie viele Flächen sind seit Anfang 2000 von privaten Personen angekauft worden? Wie hoch waren die Kaufpreise und wie hoch war die Maklerprovision? - Und die Antwort, die ja auch allen im Hause zugegangen ist, vom Oktober war dann - ich werde jetzt nicht die ganze Antwort verlesen: Der monatliche Mietzins ist 1 181 000 EUR, der Gesamtkaufpreis für die genannten Flächen 16 Millionen EUR und ein paar Zerquetschte, die wir alle gerne hätten, nämlich auch noch einmal 250 000 EUR, und die Maklerprovisionen seit Beginn 2000 machen 230 000 EUR aus. Dann kommt leider der Satz: Die vorgenannten Angaben beziehen sich ausschließlich auf die in Verwaltung der MA 34 stehenden Amtsgebäude.

Jetzt sagt aber auch der Sprecher des StR Michael Ludwig in „public - das österreichische Gemeindemagazin", Mai 2010: „Zwar werden einige Abteilungen jetzt in angemieteten Bauten untergebracht, doch der Großteil soll in Zukunft gerade in stadteigene Objekte ziehen." – Und im selben Text wird der Forstamtsdirektor zitiert, der ja ebenfalls neue Räumlichkeiten bekommen hat, dass es nur zwei Möglichkeiten gibt: Ich suche mir irgendwo billigere Flächen - das heißt, ich gehe aus dem Zentrum hinaus -, oder aber ich baue selbst.

Die Ankündigung höre ich: Es wird in Zukunft mehr stadteigene Objekte geben. Details dazu weiß ich keine, weil die Antworten im Ausschuss leider nicht ausreichend sind, sage ich einmal, in dieser Frage. Jetzt verstehe ich schon den Hintergrund manchmal - da wird darüber geredet -: Wenn wir vorher sagen, wir werden in Zukunft nur noch anmieten oder nur noch kaufen, ist das für den Preis vielleicht nicht jedes Mal günstig, wenn man vorbeikommt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Genau! Genau so ist es!) Es ist aber umgekehrt natürlich auch verständlich, dass man zumindest gerne ein Gefühl hätte: Wie soll das am Ende sein? Ein Drittel bauen wir selber, ein Drittel mieten wir an, ein Drittel kaufen wir? Was gibt es da insgesamt für eine Linie? - Es macht ja einen Sinn zu sagen, wir gehen nicht so vor, dass wir nur bauen und dann schauen, ob wir genügend Bedarf haben oder nicht.

Aber man sieht schon die Konzeptlosigkeit vor allem bei einem Bereich, nämlich TownTown. Dazu wird die Kollegin Gretner noch Näheres ausführen. Aber das war nicht vorgesehen für Magistratsdienststellen, die heute dort gelandet sind. Herr Rieder, der damals zuständige Finanzstadtrat, ist hier gestanden und hat gesagt, das werden wir super machen und da rennen sie uns die Tür ein und so weiter und so fort. - Heute ist es anders. Und jetzt ist die Frage: Gibt es oft solche Notfallslösungen? Ist das die Idee in Wien, wenn es nicht funktioniert im privaten Bau, dass man dann sagt: Schauen wir, ob wir vielleicht irgendwo den Magistrat unterbringen oder nicht!? - Das wirkt nicht sehr planvoll. Man könnte auch dazu sagen, ja, das ist genau der Plan: Wenn es danebengeht, springen wir ein! - Das macht auch einen Sinn, ja. Aber das würden wir gerne wissen. 

Deswegen wird es heute einen Antrag geben, der ganz schlicht und einfach ein Raumkonzept für die Holding, für die Magistratsabteilungen für die nächsten Jahre fordert, damit alle wissen, wovon wir reden. Und noch dazu: Für den Antrag wird die Zuweisung an den Ausschuss beantragt. Ich glaube, dass wir diesen Antrag heute einstimmig beschließen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist von den beiden Vorrednern schon sehr viel gesagt worden, etwa dass in den Ausschusssitzungen immer wieder hingewiesen wird auf die Frage: Wo geht die Reise bei den Amtsgebäuden eigentlich hin? Wird gekauft, wird gebaut, wird gemietet? Und dass es von Seiten der MA 34 immer wieder unterschiedlichste Ansätze dazu gibt. Die Konzeption beziehungsweise das, was dahintersteckt, kann man ja nur vermuten. Die Antwort der MA 34 in den Ausschusssitzungen ist immer: Na ja, man reagiert auf die Wünsche der anderen Magistratsdienststellen. - Na, wenn das das Konzept ist, dann ist es kein Konzept! Denn: Die wünschen sich etwas, und die 34er hüpft und der Wohnbauausschuss beschließt es dann - das kann es ja nicht sein.

Im konkreten vorliegenden Fall ist dem offensichtlich eine andere Intention zugrunde gelegen, denn in diesem Fall gibt es ja erstens einmal zwei sehr interessante Firmenkonstruktionen, die da mitspielen, und es gibt einen monatlichen Mietpreis beziehungsweise eine Jahressumme, die ziemlich eine Schmerzgrenze darstellt, auch wenn eine Kommune wie die Stadt Wien das zu bezahlen hat. Und stellt man sie den Errichtungskosten, für durchaus Topausstattung, auf 25 Jahre gerechnet, gegenüber, dann kann man sich die Frage stellen, wer an diesem Geschäft ein gutes Geschäft macht. 

Denn: Dieser Mietvertrag wird abgeschlossen mit der STAR22 Planungs‑ und ErrichtungsGmbH. Diese STAR22 Planungs‑ und ErrichtungsGmbH hat drei Gesellschafter, wobei sie in Wirklichkeit vier sind, die aber wieder in einer Firma zusammengepackt sind. Einer der Gesellschafter ist die STAR Entwicklungs-GmbH, ein Gesellschafter ist die Bank Austria Real Invest GmbH und ein Gesellschafter ist die HGS Industrieanlagenerrichtungs‑ und Verwertungs-GmbH, die aber den Firmensitz an derselben Adresse hat wie die STAR Planungs‑ und ErrichtungsGmbH, nämlich im 19. Bezirk in der Grinzinger Allee Nr 3. Das Kräfteverhältnis der Gesellschafter ist mit rund 49 Prozent bei der Bank Austria, mit 20 Prozent bei der STAR Entwicklungs-GmbH und mit rund 31 Prozent bei dieser HGS Industrieanlagenerrichtungs‑ und Verwertungs-GmbH, die wiederum zwei Gesellschafter hat, nämlich die Wien Holding und den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Zählt man zusammen, kommt man relativ leicht darauf, dass die Wien Holding so viele Anteile hat, dass sie sowohl in dieser einen Gesellschaft als auch in der anderen die Sperrminorität hält, und dass die Bank Austria offensichtlich diejenigen sind, die jetzt finanzieren und die auch danach daran gut verdienen. Gut verdienen deshalb - ich kann es Ihnen relativ einfach vorrechnen -: Der Quadratmeterpreis liegt bei durchschnittlich ausgestatteten Büroflächen bei 1 500 EUR, bei top ausgestatteten Büroflächen bei rund 1 800 EUR. Ich habe diese 1 800 EUR angenommen. Das heißt, wir kommen auf Errichtungskosten von rund 27,3 Millionen EUR. Bei einer Jahresmiete von 3 312 725,76 EUR inklusive Betriebskosten und Umsatzsteuer kommt man in 10 Jahren auf eine Mietsumme von 33,13 Millionen EUR, bei 20 Jahren wären es 66,26 Millionen - immer Bruttosummen - und bei 25 Jahren 82,8 Millionen. Rechnet man Betriebskosten und Umsatzsteuer heraus, sind es nach 25 Jahren noch immer 64,3 Millionen EUR, die die Stadt Wien für dieses Gebäude an Miete bezahlt. 

Bei diesen Summen stellt sich tatsächlich die Frage - und daher werden wir auch den Antrag, den die GRÜNEN einbringen, unterstützen, und ich hoffe wirklich auf eine intensive und fruchtbringende Diskussion im Wohnbauausschuss -, wie langfristig das Konzept der Stadt Wien aussieht. Denn dieses Projekt, das hier heute mit den Stimmen der SPÖ beschlossen wird, ist nichts anderes, als der Wien Holding und dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds à la longue Geldmittel zuzuführen, nämlich entweder Geldmittel, die wir uns über Bardotationen hier im Gemeinderat, die wir dann nicht mehr zu beschließen brauchen, ersparen, oder aber zusätzliche Mittel, um wer weiß was damit zu tun. Und ich glaube, es ist nicht Aufgabe des Gemeinderates und der Kommune, so zu tun, wie wenn es ein PPP-Modell wäre, obwohl es niemanden gibt, der in diesem Projekt PPP ist, weil das alles im Haus ist. Das ist in Wirklichkeit eine In house Vergabe: Wien Holding, Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und ein Fremder, nämlich die Bank Austria Real Invest als diejenigen, die es finanzieren und natürlich daraus wieder dementsprechend lukrieren und sich das Geld nicht vergolden und nicht versilbern, sondern offensichtlich mit Platin überziehen lassen. Denn diese Beträge, die hier an Mietkosten bezahlt werden, obwohl stadteigene Betriebe bei der Errichtung und bei der Vermietung beteiligt sind, sind schon der oberste Deckel, den man hier bezahlen kann.

Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es keine Zustimmung von uns, solange nicht klar ist, wie solche Finanzierungen, wie solche Anmietungen, wie solche Käufe eigentlich politisch motiviert sind. Und es würde mich interessieren, was tatsächlich für ein Konzept dahintersteckt. Ich bezweifle leider nur, dass die Redner der SPÖ uns das heute hier verraten werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Kurt Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Als ich erfahren habe, dass die Postnummer 48 in der Präsidiale auf Wunsch der Opposition als Schwerpunktthema festgelegt worden ist, war ich etwas erstaunt, weil es ja an sich doch ein relativ sperriges Thema ist: „Der Abschluss der Mietverträge zwischen der STAR22 eins Planungs‑ und ErrichtungsGmbH sowie der STAR22 Planungs‑ und ErrichtungsgmbH und der Stadt Wien, vertreten durch die MA 34 ...", blablabla - ich möchte das jetzt nicht alles vorlesen -, aber jedenfalls nicht ein klassisches Thema, wo man einfach so dahinfabuliert, sondern eigentlich ein Sachthema, ein wirkliches Sachthema, und insofern, genau betrachtet, gar nicht so schlecht. Nur, wenn ich so in die Reihen schaue: Wirklich sehr viele Leute lockt es nicht hinter dem Ofen hervor! Aber Faktum ist, es ist ein wichtiges Thema unserer Stadt, und es ist durchaus okay, dass wir darüber diskutieren, und zwar nicht nur über den Akt selbst, sondern auch über das zugrundeliegende Grundkonzept unserer Stadt, das es natürlich sehr wohl gibt. Und ich finde, wenn wir das jetzt diskutieren, ist das durchaus dem obersten Verwaltungsorgan der Stadt Wien, welches der Gemeinderat ja ist, angemessen. 

Wir haben - um zum Akt selbst auch einige Sätze zu sagen, denn das gehört auch zu einer seriösen Geschäftsbehandlung dazu - die Tatsache, dass die Magistratsabteilung 14 - Automationsunterstützte Datenverarbeitung, derzeit im Amtshaus Forum in der Rathausstraße 1 untergebracht ist, dass der Gebäudestandard den 70er Jahren entspricht, dass es dort doch verschiedenste Mängel im Bereich der Haustechnik und der Gebäudehülle und sonstige Defizite gibt, dass man eine Veränderung anstreben sollte. Mangels vorhandener eigener Raumressourcen im gegebenen Zusammenhang wurden mehrere vom privaten Büromarkt vorliegende Angebote geprüft und eben schließlich die vorliegende Lösung gefunden. Wobei es so ist, dass man damit auch dem Erlass der Magistratsdirektion betreffend Zusammenführung aller IKT-Ressourcen an einem Standort Rechnung trägt und praktisch alle sonstigen dislozierten Bürostandorte der MA 14 jetzt an einem Standort zusammenbringt und auch die MA 6 sich dort ansiedeln kann - also insgesamt managemäßig eine sehr gute Sache. 

Zum kritisierten Mietvertrag kann ich nur sagen, dass vom Amtssachverständigen der Magistratsabteilung 25 der Mietzins unter Berücksichtigung der Lage im neuwertigen und bezugsfertigen Zustand laut Bau- und Ausstattungsbeschreibung als angemessen eingeschätzt worden ist. Er ist also durchaus angemessen, und in diesem Sinne, glaube ich, ist der Akt selbst auch wirklich problemlos. Und soweit die überwiegend sachlichen Redner der Opposition dazu Stellung genommen haben, ist ja am Akt auch kaum etwas auszusetzen. 

Jetzt vielleicht zum übergeordneten Thema: Was hat die Stadt Wien insgesamt hinsichtlich des Gebäudemanagements für ein Konzept, und wie gehen wir vor?

Ich darf vorausschicken, dass wir dem Antrag der GRÜNEN auf Zuweisung nach einigem Zögern doch zustimmen. (Heiterkeit bei GR Dkfm Dr Fritz Aichinger und GR Günter Kenesei.) Grundsätzlich meine ich, dass man zwar in der Einleitung wirklich einige Formulierungen verwendet hat, wie „willkürliches und oft nicht nachvollziehbares Verschieben von Raumressourcen", die natürlich falsch sind. Also ich möchte nur klarstellen, auch für das Protokoll: Unsere Zustimmung zur Zuweisung bedeutet keinesfalls, dass wir die in der Begründung verwendeten Formulierungen akzeptieren. Aber wir sind durchaus der Meinung, dass eine Diskussion im Wohnbauausschuss einen Sinn haben kann, auch wenn ich dazusagen muss, dass natürlich teilweise der Adressat der falsche ist, denn die MA 34 ist ja in diesem Zusammenhang nur der Dienstleister für ihre Kunden. In dem Fall sind die Kunden in erster Linie die anderen Magistratsabteilungen. Diese haben ihre Wünsche und tragen sie an die MA 34 heran. Und insofern ist es wahrscheinlich relativ schwierig, nur im Wohnbauressort, nur im Zusammenhang mit der MA 34 dann wirklich über das Konzept zu diskutieren. 

Das Konzept, das es durchaus gibt, ist natürlich eines von der gesamten Stadt, aber nicht nur eines des Wohnbauressorts und schon gar nicht nur eines der MA 34. Denn die MA 34 übt hier ja das berühmte Facility Management aus. Das ist praktisch Verwaltung und Bewirtschaftung von Gebäuden und Anlagen und Einrichtungen - das ist das, was man im Wesentlichen unter Facility Management versteht, wobei Einrichtungen auf Englisch ja „facilities" heißt. Facility Management umfasst professionelle Abwicklung von Sekundärprozessen. Es wird also nicht das Primärgeschäft der Abteilungen berührt, sondern Sekundärprozesse werden von einer Organisationseinheit in diesem Fall sehr professionell gemacht. Und in diesem Fall kann man dann eben sagen, dass das für die Kunden durchgeführt wird, aber dass man natürlich als MA 34 nicht immer von vornherein weiß, welche Räume die Kunden in Zukunft brauchen oder anfordern werden. Das ist sicher eine Schwierigkeit, die man hat, die objektiv gegeben ist und die nicht so leicht aus der Welt zu schaffen ist. 

Aber Tatsache ist, dass die MA 34 dieses Facility Management sehr professionell abwickelt. Ich darf auch Herrn SR Ing Neumayer, der im Saal anwesend ist, und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken, dass sie das so gut im Interesse der Stadt Wien machen. Ein herzliches Dankeschön an die MA 34! (Beifall bei der SPÖ.) 

Man kann auch dazusagen, dass die MA 34 diesbezüglich quasi auch schon ausgezeichnet worden ist, nicht in Form einer formellen Auszeichnung in dem Sinn, sondern viel mehr noch: indem ihr die oberste Stufe der Zertifizierung - was für eine Organisationseinheit quasi eine hohe Auszeichnung ist - zugestanden wurde und sie damit bewiesen hat, dass sie im höchsten Sinn professionell arbeitet. 

Das Ziel dieser Arbeit ist die Optimierung der Büroflächen der Stadt Wien. Das ist einmal das Ziel, und innerhalb dieses Zieles haben wir wichtige Grundparameter: Da ist einmal die ökonomische Gestaltung, also das wirtschaftlich bestmögliche Vorgehen. Marktkonformes Vorgehen ist auch vorgesehen - also wir können da beispielsweise nicht sagen: Gut, das ist eh eine Magistratsabteilung von uns und deshalb ist es wurscht, was der Markt in diesem Zusammenhang für Parameter hat!, sondern wir sind verpflichtet zu marktkonformem Vorgehen. Aber genauso wichtig ist die Ökologisierung. Wir müssen also schauen, dass wir den Energieverbrauch so gering wie möglich halten, dass wir umweltbewusst vorgehen, dass wir nicht irgendwo etwas anmieten oder kaufen, wo die Formen des Energieverbrauchs sehr unmoderne sind. Das wollen wir also ausschließen, denn ein ganz wichtiger Parameter bei unserer Optimierung der Büroflächen ist eben auch die Ökologie. 

Wenn Büroflächen suboptimal sind, beispielsweise durch ein schlechtes Verhältnis von Nutz- und Nebenflächen, weil es viel zu viel an Gangflächen gibt, oder weil es eben bezüglich des Energieverbrauchs sehr schlechte Parameter gibt, dann sucht man Verbesserungen. Der Magistrat hat sich ja auch in den letzten Jahren sehr dynamisch entwickelt, und insofern ist irgendein starrer Plan, so eine Art Fünfjahresplan oder Ähnliches, wirklich nicht das, was einem modernen Facility Management und einem modernen Stadtmanagement entsprechen würde. Ich hoffe, Sie meinen auch nicht irgendeinen starren Plan, sondern man muss berücksichtigen, dass sich der Magistrat dynamisch entwickelt hat, dass örtlich und sachlich neue Anforderungen gegeben sind, dass oft die Verkehrsanbindung, die früher gar nicht so wichtig war, für eine Magistratsabteilung besonders wichtig wird oder dass andere Faktoren sich ändern. Also man muss da immer Flexibilität beweisen. Man muss ein Grundkonzept haben, mit wichtigen Grundparametern, aber innerhalb dieses Grundkonzepts muss man flexibel sein, wenn man bestmöglich vorgeht. 

Nur ein kleines Beispiel: die alte MA 61, die im Rathaus für Staatsbürgerschaftssachen zuständig war. Da haben wir im Rathaus zwar eine gute Verkehrsanbindung, trotzdem war diese MA zum Verbleib hier im Rathaus selbst nicht mehr besonders gut geeignet, weil es sich einfach so entwickelt hat, dass zu Staatsbürgerschaftssachen immer ganze Großfamilien kommen. Da kommt der Ansucher und seine ganze Familie mit, und das sind oft acht oder zehn Leute. Und dafür hatten wir mit den eher kleinen Räumlichkeiten hier im Haus nicht das optimale Angebot. Deshalb hat die neue MA 35, zusätzlich zu anderen Aufgabenbereichen, praktisch dann die Räumlichkeiten in der Dresdner Straße im BIGBIZ übernommen. Und dort ist es jetzt auch so, dass man Auffangräume für die mitkommenden Familienmitglieder hat, dass die Kinder auch betreut werden können, während dieses ganze bürokratische Geschehen bestmöglich abläuft, und dass auf diese Weise eine sehr bürgerfreundliche und, ich würde sagen, auch menschliche Abwicklung dieser Formalitäten gewährleistet ist. Und dafür wurden eben auch von der MA 34 die richtigen Räume gesucht. - Das ist jetzt nur ein Beispiel. 

Als Grundparameter würde ich aber trotzdem - und jetzt kommen wir von diesem Beispiel wieder zum Generellen zurück - formulieren, dass es die wichtige Zielsetzung ist, eigene Objekte der Stadt zu optimieren. Das ist also schon etwas, was wir besonders forcieren, eigene Objekte der Stadt zu optimieren und zu entwickeln, eigene Liegenschaften zu entwickeln durch geeignetes Bebauen. Und grundsätzlich ist eine Optimierung eigener Objekte besser als die Anmietung - vom Grundsatz her gesprochen. Aber das geht eben nicht immer. Im Einzelfall, wenn wesentliche Faktoren dafür sprechen und sonst alles passt und vor allem, wie es manchmal der Fall ist, auch eine zeitliche Notwendigkeit besteht, dass das eher rasch passiert, dann ist eine Anmietung durchaus sinnvoll und gerechtfertigt. Selbst wenn beispielsweise eine eigene Liegenschaft oder ein eigenes Objekt in der Nähe wäre, dort aber eine schlechte Lage ist oder, was leider auch vorkommt, diese aus Gründen des Denkmalschutzes schlecht geeignet ist - der Denkmalschutz ist ja manchmal wirklich nicht nur mit positiven Faktoren verbunden -, dann ist eben insgesamt oft eine Anmietung besser als etwas anderes. - So versuchen wir eben, das bestmöglich zu handhaben. 

Weiters ist vom Grundsatz der eigenen Flächen auch dann abzugehen, wenn zum Beispiel die Zeitnot es gebietet. Aber dann kann man es auch so machen, dass man etwas vielleicht für fünf bis zehn Jahre günstig anmietet und die Zeit überbrückt, bis man in den eigenen Objekten eine Optimierung erreicht. 

Noch einmal zusammengefasst: Die Hauptstoßrichtung ist, ökonomisch und ökologisch vorzugehen, die Standorte zu clustern, verschiedenes zu Einheiten zusammenzufassen und, wenn es geht, gemietete Flächen aufzugeben. Das ist quasi der Kern des Grundkonzeptes. Aber: im Rahmen der Grundparameter intelligent flexibel agieren, erforderlichenfalls aber auch etwas Neues ankaufen, wenn es etwas Günstiges gibt, wenn man sich irgendwo etwas dazukaufen kann, wie beim Magistratischen Bezirksamt 9, wo es sich beispielsweise durchaus bewährt hat, dass man etwas Neues ankauft. 

Und vor allem: keine falschen Dogmen! Es hat sich erwiesen, wurscht, welche politische Richtung, dass immer die gescheitert sind, die quasi ein Dogma errichtet haben, die gesagt haben, es muss alles genau so und so sein - beispielsweise: man darf auf keinen Fall etwas anmieten, oder: man darf auf keinen Fall etwas ankaufen. Und selbst das, was StR Ellensohn in seiner seriösen Rede gesagt hat - ein Drittel, ein Drittel, ein Drittel -, wäre auch schon wieder ein Dogma. Denn: Wieso ein Drittel, ein Drittel, ein Drittel, wenn sich dann in der Praxis erweist, dass irgendwo doch ein Ankauf besser ist als eine Neuanmietung oder sonst irgendetwas?

Insofern plädiere ich also dafür, das die Zielorientierung unseres modernen, hoch qualifizierten Facility Managements einfach beibehalten wird und weiterentwickelt wird und sich letztlich ja auch für die Magistratsabteilungen bestens auswirkt, weil es ökonomisch und ökologisch ist. Wir haben hier auch in Summe eine sehr, sehr schwierige Aufgabe über die MA 34 abzuwickeln, weil Facility Management eben ungeheuer vielfältig ist. Und in dieser ganzen Vielfalt gilt es eben, das Grundkonzept einzuhalten, das ich jetzt zu skizzieren versucht habe, aber auch flexibel zu bleiben. 

Ich bin zuversichtlich, dass wir das weiter positiv entwickeln werden, dass wir auch im Ausschuss positiv darüber diskutieren werden. Mit diesem System des Facility Managements, wie es von der MA 34 betrieben wird, trägt man letztlich ja auch zum optimalen Funktionieren unserer Stadt, aller Magistratsabteilungen bei und trägt letztlich dazu bei, dass die Bürgerinnen und Bürger mit unserer Stadt und der Arbeit unserer Stadt zufrieden sind. Und das ist gut so, und das wollen wir weiterentwickeln und immer noch besser machen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Bevor ich nun dem nächsten Redner das Wort erteile, darf ich darauf hinweisen, dass gemäß § 20 Abs 2a der Geschäftsordnung die Redezeit ab jetzt nur mehr 20 Minuten beträgt. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema, so ist es ja in der Präsidiale ausgemacht worden, bei diesem Aktenstück ist ja nicht nur das Raummanagement - wir werden dem Antrag des Kollegen Ellensohn natürlich auch zustimmen, weil es an sich ein sinnvoller Antrag ist -, sondern eigentlich auch Wiener Wohnen im Gesamten. Und, Herr Vizebürgermeister, Herr Stadtrat, Sie wissen ja selbst, welches Erbe Sie bei Wiener Wohnen übernommen haben: Sie haben in Ihrem Ressort das Erbe des jetzigen Bundeskanzlers übernommen, welches ja kein leichtes war. Es gab dazu ja zwei Kontrollamtsberichte, die Sie selbst bestens kennen. Und wenn wir über Raummanagement reden, dann muss man auch die Gesamtheit von Wiener Wohnen samt der Tochter sehen, weil es auch da Räumlichkeiten gibt, Bedarf gibt. Wenn ich zum Beispiel die Rosa-Luxemburg-Gasse hernehme, die Doerenkampgasse, in Zukunft die Julius-Ficker-Straße, wenn ich die Stützpunkte der Hausbetreuung hernehme: Auch hier gibt es Raumbedarf, auch hier sollte man korrekt planen: Braucht man das alles wirklich? Ist der Standort optimal oder nicht? - Daher passt dieses Thema auch ganz gut zu diesem Geschäftsstück. 

Wenn man die Gesamtheit - Wiener Wohnen samt Tochter, Hausbetreuung/Außenbetreuung, die ja zusammengelegt worden sind - betrachtet, so schaut die Situation auch für die Mutter Wiener Wohnen nicht so optimal und rosig aus, wie es derzeit in vielen Artikeln und Inseraten von Ihnen und vielen Kollegen dargestellt wird. Sie haben es übernommen, nach den Kontrollamtsberichten natürlich auszukehren. Sie haben einen frischen Besen gehabt, Sie waren neu, Sie haben versucht, da ein bisschen auszukehren. Der Besen ist leider, glaube ich, ein bisschen rostig geworden. Es wäre an der Zeit, wieder einmal einen neuen Besen herzunehmen und auch im Neuen - immerhin ein Jahr nach Abgang des ehemaligen Geschäftsführers - ein bisschen etwas zu ändern. 

Es hat sich nämlich eigentlich fast nichts geändert. Das Einzige, was sich bei Wiener Wohnen geändert hat, ist: Sie haben neue Truppen in Stellung gebracht - ich würde fast sagen: Reservisten. Sie haben die „Watchers“, die ehemaligen „Night Watchers“, Sie haben Softy-Gruppen, die nur ermahnen können, Sie haben die Hard-Truppen, die auch Strafen ausstellen können, Sie haben Wohnberater und alles, was es da in den Gemeindebauten gibt. Das ist neu, das haben Sie eingeführt. Ich bezweifle allerdings, ob diese ganzen Truppen, die Sie da in Stellung gebracht haben, Ihnen im Wahlkampf noch nützen werden. Die Mieter werden davon wahrscheinlich relativ wenig haben. 

Meine Damen und Herren! Wenn man zwei Kranke zusammenführt, wie die Wiener Hausbetreuung und die ehemalige Wiener Außenbetreuung, dann kann kein Gesunder herauskommen, dann kann nur etwas Krankes oder etwas Siechendes herauskommen. Und genau so ist es ja passiert. Und offensichtlich haben die Akteure in dieser GesmbH, die ja großteils auch die gleichen sind wie früher, nicht sehr viel aus den Kontrollamtsberichten gelernt. Zum Beispiel: Es gab schon wieder Betriebsratswahlen bei den Angestellten, und es haben schon wieder drei gewerbliche Geschäftsführer auf diesen Betriebsratslisten kandidiert, obwohl das eigentlich einer Betriebsratswahlordnung widerspricht. Wobei eine Geschäftsführerin davon - ich glaube, Frau Winter heißt sie - sogar das erste Ersatzmitglied geworden ist. Sie ist also auch gewählt worden und kann jederzeit die Kollegenschaft vertreten. Es ist nicht optimal, wenn gewerbliche Geschäftsführer bei einer Betriebsratswahl kandidieren. - Nichts gelernt! Auch das stand im Kontrollamtsbericht. 

Es ist auch in einem anderen Fall nichts gelernt worden - ich weiß nicht, wer das zu verantworten hat, Herr Stadtrat: Wir hatten das große Dilemma bei den Grünflächen - Sie können sich ganz gut erinnern. Ich will das jetzt gar nicht erläutern, weil mir sonst die Zeit davonläuft, aber der Succus des Ganzen, auch von Seiten des Kontrollamts, war doch: Verwendet nicht schon wieder Sub-Subunternehmen und andere Unternehmen! - Was aber passiert jetzt? Wenn ich mich nicht täusche - Sie können das jederzeit relativieren oder mich verbessern -, wird es von Wiener Wohnen einen Auftrag an die Wiener Wohnen Haus- & und Außenbetreuung geben, bei zirka 400 Wohneinheiten - das sind immerhin 20 Prozent von den 2 000, die wir in Wien haben – bereits Ausschreibungen für den Winterdienst zu machen. Das ist genau das, Herr Vizebürgermeister, was, wie das Kontrollamt und wir alle gesagt haben, nicht mehr passieren sollte! 

Was passiert nämlich schon wieder? Warum hat nicht Wiener Wohnen selbst diese Ausschreibung vorgenommen? - Nein, man gibt es der Hausbetreuung. Die schreibt jetzt aus an neue Subunternehmer. Vielleicht kommen schon wieder Sub-Subunternehmer. Jeder rechnet wieder bis zum Mieter zurück, mit ein paar Prozenterln - ist eh klar, denn er muss ja für seine Verwaltung anscheinend auch etwas verdienen -, und daher wird es für den Mieter teurer. Ich verstehe nicht, warum man das bereits wieder für 400 Wohneinheiten macht. Es sind nicht die kleinsten, wie Sie wahrscheinlich wissen - Sie wissen es wahrscheinlich noch besser als ich. Also das kann nicht der Succus des Kontrollamtsberichts gewesen sein, dass man das wieder an Sub-Subunternehmer ausschreibt. Vor allem dass Wiener Wohnen das nicht selbst in die Hand nimmt, das verstehe ich an sich gar nicht. 

Man ist natürlich unter Erfolgsdruck, genau wie die gesamte SPÖ. Darum hat man ja auch diese so genannte Volksbefragung gemacht. Daher führt man jetzt raschest den Hundeführschein ein - den eh keiner braucht, der völlig sinnlos sein wird -, man wird die U-Bahn mit ihren Fahrzeiten am Wochenende neu strukturieren - ohne die Nachtautobusse nicht nur vertikal, sondern auch tangential zu verbessern; im Gegenteil, man stellt das ein; mit dem haben Sie nichts zu tun. 

Aber jetzt kommen wir zu Ihnen, Herr Vizebürgermeister: Sie stehen unter Druck, was die Hausbesorger betrifft. Sie - nicht Sie persönlich, sondern die SPÖ - haben mit Ihrem Koalitionspartner ÖVP seit Jahren die Chance gehabt, ein bundeseinheitliches Hausbesorgergesetz für alle zu schaffen. Das ist bis heute nicht gelungen. Sie müssen jetzt irgendetwas machen, im Auftrag des Herrn Bürgermeisters, es muss irgendwann ein Inserat kommen, in dem es heißt: Jetzt gibt es die Hausmeister in Wien, und wir probieren das! 

Herr Vizebürgermeister! Ich warte schon direkt darauf - denn ich lese mit Interesse Ihre Inserate und natürlich auch all die Artikel, die da immer kommen -, dass Sie den Wienerinnen und Wienern sagen: Jetzt machen wir einmal einige Wohneinheiten, einige Gemeindebauten mit Musterhausmeistern! - Ich warte schon direkt drauf. Ich könnte Ihnen zum Beispiel zwei Adressen nennen - vielleicht stimmen sie auch nicht, aber ich glaube, dass sie stimmen -, wo geplant ist, von der SPÖ oder von Ihnen, einen neuen Typ von Hausmeister einzuführen - Sie werden das auch wissen -: im 10. Bezirk in der Saligergasse 4, Stiegen 40 bis 67, oder im 14. Bezirk, Breitenseer Straße 68-74, Stiegen 1 bis 8.

Das ist ein Etikettenschwindel, Herr Vizebürgermeister! Das sind Hausbetreuer, die dort einen 40 Stunden Job haben werden. Bisher haben in diesen Bauten fünf Mitarbeiter der Hausbetreuung/Außenbetreuung gearbeitet. Die sind dort wöchentlich vorbeigefahren und haben dort ihre Arbeit gemacht. Jetzt macht es einer in 40 Stunden. Das ist ein Etikettenschwindel! Das ist nicht das, was wir uns eigentlich unter einem Hausbesorger vorstellen.

Ich warte also darauf, dass Sie das vorstellen. Vielleicht gibt es noch eine dritte Adresse - mir sind nur diese zwei bekannt. Sie werden mir vielleicht sagen, dass das nicht stimmt, dass Sie es woanders machen. Ich habe jedenfalls gehört, dass in diesen beiden Gemeindebauten Pilotprojekte für Hausbesorger installiert werden sollen. 

Jetzt, wo wir zum Akt zurückkommen, sei angemerkt: Es wird in Kürze, wenn ich mich nicht irre, in unserem Ausschuss, im Planungsausschuss, eine Bebauungsänderung in der Julius-Ficker-Straße vorkommen, die ebenfalls für die Wiener Wohnen Haus- & Außenbetreuung gebraucht werden soll, obwohl im 10. Bezirk in der Doerenkampgasse, das wissen Sie alle ganz genau, seit Jahren herumgebastelt wird - seit Jahren, und keiner kann das Ende dort abschätzen. 

Abschließend: Es kann doch wirklich nicht in Ihrem Sinne sein, Herr Vizebürgermeister, dass zum Beispiel bis vor 14 Tagen – das ist mein letzter Wissensstand; vielleicht hat es sich in den letzten 14 Tagen geändert - noch immer zwischen 10 und 15 Traktoren mit Winterausrüstung herumstanden, ohne umgerüstet zu sein und ohne dort, wo sie eigentlich wirklich gebraucht werden, im Einsatz zu sein. Es kann vor allem eines nicht sein: Dass drei Kehrmaschinen neu gekauft wurden - zum Einzelpreis von 60 000 EUR, macht 180 000 EUR -, die überhaupt noch nie eingesetzt wurden in Wien. Ich verstehe nicht, die stehen in diesen Hallen - und jetzt kommen wir genau zu diesem Akt wieder zurück, wo wir gesagt haben, vielleicht braucht die Haus- & Außenbetreuung gar nicht diese großen Gebäude, wo sie ihr Material unterstellt. Ich habe den Eindruck, dort versteckt man eher die noch immer vorhandenen Unzulänglichkeiten der Wiener Wohnen Haus- & Außenbetreuung, die zwar verbessert arbeitet, aber in der Struktur eigentlich gleich geblieben ist.

Herr Vizebürgermeister! Das müsste Ihnen wirklich zu denken geben. Ich bin gespannt, was die Mieterinnen und Mieter im Oktober sagen werden, vor allem in Gemeindebauten, wo Sie sich ja massiv einsetzen, wie schon eingangs gesagt, mit all Ihren neuen Truppen.

Ich glaube, wenn Sie an der Basis sind - und ich bin sehr viel an der Basis -, kommt Ihr Ansatz zu spät. Es ist zwar löblich, was Sie dort machen wollen, aber er kommt zu spät und reißt die Leute wirklich nicht vom Hocker. Es gibt so viele andere Probleme! Und vor allem: Machen Sie die Ausschreibung für den Winterdienst nicht wieder an Sub-Subunternehmer, und schauen Sie, was Ihre Leute in der Tochterfirma machen! Wenn es denen gut geht, wird es Ihnen auch gut gehen. Wenn es denen schlecht geht - und es geht ihnen schlecht -, wird es Ihnen auch schlecht gehen und schlussendlich auch den Mietern. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist ja schon einiges gesagt worden. Ich möchte jetzt eigentlich auf Herrn Stürzenbecher eingehen, der angekündigt hat, dass die SPÖ unserem Antrag zustimmen will. Es geht keinesfalls um einen Fünfjahresplan, sondern es geht eben darum: Es ist, wie Sie es ja angesprochen haben, tatsächlich eine schwierige Aufgabe, all die Magistratsabteilungen zu koordinieren, aber gerade deshalb glaube ich, dass es umso wichtiger wäre, einen Überblick, eine Überblicksplanung zu haben, wo vielleicht auch transparent nachverfolgt werden kann, wo vielleicht eine Dienststelle auch ein bisschen Einblick hat in das, was die anderen wollen, und dass man vielleicht auf die Idee kommt: Wenn wir da ein bisschen zusammenarbeiten, vielleicht hätten dann alle etwas davon? - Ich glaube, eines der Hauptprobleme im Magistrat ist, wie heute auch schon angesprochen wurde, eben diese Haltung, nur in der eigenen Magistratsabteilung verankert zu sein und natürlich die Interessen der eigenen Magistratsabteilung wahren zu wollen, aber dann oft das Gesamtinteresse aus dem Auge zu verlieren. 

Ich möchte jetzt, auch über eine Geschäftsgruppe hinaus denkend - wir sind zwar jetzt sozusagen beim Wohnbau -, ein Beispiel bringen, das auch etwas mit Stadtplanung zu tun hat: Ein Paradebeispiel dafür, wie es mit diesen Anmietungen nicht funktionieren sollte, ist meiner Ansicht nach TownTown. Und zwar deshalb: TownTown ist ein Public-Private-Partnership-Projekt, angeblich Österreichs größtes im Hochbau, wobei noch vor Jahren unser damaliger Finanzstadtrat Dr Rieder gesagt hätte, es würden dorthin keinesfalls Magistratsabteilungen übersiedeln, weil der Andrang an privaten InteressentInnen groß genug wäre. Nun ist es aber so, wenn man sich die Website von TownTown anschaut - ich war vor Kurzem auch dort und konnte mich vor Ort überzeugen -, dass man sagen muss, es sind wirklich die meisten Flächen von stadteigenen Dienststellen oder ausgegliederten Unternehmen genutzt. Wir haben dort den Krankenanstaltenverbund, wir haben dort die MA 6 - das sind alles nicht unbedingt die kleinsten Abteilungen -, die MA 10 - die Wiener Kindergärten, die MA 15 - Gesundheit und Soziales, die MA 40 – Sozial- und Gesundheitsrecht.

Wir haben dann die Gesellschaft, die auch Miteigentümer dieser TownTown Public Private Partnership ist, nämlich Swiss Town Consult, und wir haben die Wiener Stadtwerke dort, wir haben auch die Wiener IT dort. Und alle anderen, die jetzt noch auf der Website angeführt sind, sind eigentlich eher kleinere Dienstleister wie Banken, Bäckereien und einfach so Zusatz-Erdgeschoßnutzer, sage ich jetzt einmal, um dort ein wenig Leben in dieses Gebiet zu bringen. 

Abgesehen vom städtebaulichen Desaster meine ich auch, dass das kein gutes Modell ist, um unsere Stadt weiterzuentwickeln. Und zwar warum? - Die Gewinne an diesem Projekt wurden ausgegliedert - das ist eben diese Errichtungsgesellschaft, an der die Wiener Stadtwerke zwar noch zu 44 Prozent Teilhaber sind, wo aber doch immerhin 56 Prozent von privaten Gesellschaften eingenommen werden -, das Risiko an diesem ganzen Projekt war aber öffentlich. Jetzt wird dieses Risiko auch noch insofern gedämmt, als man sagt, okay, wir setzen Magistratsabteilungen hinein und wir zahlen horrend viel Miete – und, wie gesagt, die Gewinne sind aber ausgegliedert. Dieses Modell halte ich nicht für sehr zukunftstauglich, und ich würde mir eben erwarten, dass man in einem Raumkonzept, wie wir es vorschlagen, von diesen Projekten wieder eher abgeht und möglicherweise hier auf gescheitere Ideen kommt.

Deswegen möchte ich den Beschlussantrag einbringen, den auch schon mein Kollege Ellensohn angekündigt hat: 

„Der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, noch 2010 ein Raumkonzept für den gesamten Wiener Magistrat und die Firmen der Wien Holding ausarbeiten zu lassen und dieses dem Gemeinderat vorzulegen." 

Wir wissen natürlich, dass das eine enorm schwierige Aufgabe ist, dass man da wirklich viele Dienststellen koordinieren muss. Aber ich glaube, was dabei auch wesentlich wäre, wäre eben die Transparenz und Nachvollziehbarkeit: Dass nicht nur die MA 34 einen Überblick hat, sondern jeder einsehen kann, welche Dienststelle welchen Raumbedarf zu haben glaubt oder tatsächlich hat oder welcher Platzbedarf und welche Notwendigkeiten diesbezüglich vorhanden sind. 

Ich bitte deshalb, diesem Antrag zuzustimmen. Die anderen Kritikpunkte zum Tagesordnungspunkt hat mein Kollege ohnedies schon vorgebracht. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Florianschütz. Ich erteile es ihm.

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir ist es wie dem Kollegen Stürzenbecher ergangen. Als ich gehört habe, dass dieser Tagesordnungspunkt Schwerpunktgegenstand ist, habe ich das nicht ganz verstanden, weil es sich um eine technische Angelegenheit handelt. Es ist eine Frage der Abwägung zwischen unterschiedlichen Modellen, der Abwägung zwischen unterschiedlichen Herangehensweisen. Ich bin selbstverständlich sehr dafür, dass wir den Antrag, den die GRÜNEN eingebracht haben, beschließen - keine Frage. Ich bin aber auch dafür, dass wir dann im Ausschuss sehr, sehr flexibel und pragmatisch darüber diskutieren und uns nicht auf einen Standpunkt einmauern. Ich erläutere das jetzt anhand eines Beispiels. 

Es ist heute vorgerechnet worden, dass man - ich glaube, das war die Einschätzung des Kollegen Kenesei - 25 Millionen EUR investieren müsste, um ein neues Haus zu bauen - das habe ich so vernommen -, und dass man, wenn man die Miete auf 25 Jahre rechnet, dann 64 Millionen EUR Einnahmen hat. Und das ist ein gutes Geschäft, wurde hier gesagt. - Nehmen wir einmal an, wir hätten diese 25 Millionen EUR nicht in den Hausbau investiert, sondern konservativ zu etwa 5 Prozent veranlagt: Ich sage Ihnen, dass das mehr Ertrag bringt, als die Mieteinnahmen auf das Haus ausmachen - ungeachtet von sonstigen Risken. 

Somit ist nicht von vornherein klar zu sagen, was günstiger ist: Baue ich? Miete ich? Nehme ich etwas, was ich schon habe, und baue es um? - Das ist pragmatisch zu betrachten, wobei ich es aber schon für eine gute Idee halte - das gebe ich zu -, sich langfristig darüber den Kopf zu zerbrechen. Nur: 15 Jahre sind ein sehr langer Zeitraum. Vor 15 Jahren war der neue Standort der MA 49 ein Teil des Vereines Wiener Jugendzentren, und dort gab es das Projekt „Matadora". Da hätte ich nicht daran gedacht, dass dort demnächst die MA 49 einziehen wird. So flexibel wäre ich nicht gewesen. Wobei ich es wichtig finde, dass die MA 49 dort einzieht. Aber so lange vorzuplanen, wird uns nicht immer perfekt gelingen, möchte ich sagen. 

Das Zweite ist: Ganz ungeplant ist es nicht. Es gibt eine Weisung der Magistratsdirektion hinsichtlich der Zusammenführung von IKT-Ressourcen. Das ist eine langfristige Überlegung, und dieser langfristigen Überlegung wird mit diesem Projekt auch Rechnung getragen. Denn es kommt einerseits die MA 14 dorthin, aber auch die EDV des KAV, und das birgt eine Menge an Synergien. 

Und in dem Zusammenhang zur Frage des Mietpreises: 11,90 EUR für Miete und 5,50 EUR für das Lager sind eine durchaus vertretbare Größenordnung, insbesondere deshalb, weil ja die Vermieterin das Objekt exakt nach den Wünschen der MA 34 neu herrichtet. Und es handelt sich ja nicht um ein Schrebergartenhaus, sondern um ein EDV-Zentrum - das ist ja deutlich teurer als ein normaler Bau, von der Elektrik, von der Klimaanlage, von den Sicherheitsbestimmungen und so weiter und so fort. So gesehen, kann man daher nicht sagen, das ist so wahnsinnig teuer. Ich glaube, dass man sich da in Wirklichkeit sehr gut auf die Überprüfung durch die zuständigen Magistratsabteilungen und Magistratsdienststellen verlassen kann, und ich glaube, dass das ein seriöser Akt ist. - So weit zum Akt. 

Was ich nicht verstehe, ist, warum aus diesem Akt dann ein Schwerpunktgegenstand konstruiert wird. Und was ich überhaupt nicht verstanden habe, ist, was dieser Akt mit Wiener Wohnen zu tun haben soll. - Gar nichts! Es gibt einmal die MA 34, und einmal gibt es Wiener Wohnen. Die MA 34 ist ein Facility Management, und Wiener Wohnen ist auch ein Facility Management. Im Akt geht es um die MA 34. Wiener Wohnen kommt im Akt nicht vor. 

In dem Zusammenhang noch eine Information - ich weiß nicht, ob es ein Versprecher war, aber für das Protokoll sei es richtiggestellt: 200 Wohneinheiten sind nicht 10 Prozent, sondern 1 Promille des Wohneinheitenbestandes von Wiener Wohnen. Wir haben 200 000 Wohneinheiten, allerdings 2 200 Objekte. (GR Dr Herbert Madejski: Ich red' ja nicht von Wohnungen! In der Wohnung liegt ja kein Schnee!) - Sie haben Wohneinheiten gesagt, und Wohneinheiten haben wir 200 000. Das möchte ich nur sagen, damit nichts Falsches im Protokoll steht, Herr Kollege. Das wäre ja peinlich - nicht für die Sozialdemokraten, aber für jemand anderen. (GR Dr Herbert Madejski: Aber jetzt hast du mich provoziert, das sag ich dir!)

Zur Frage des Hausmeisters oder der Hausmeisterin möchte ich anmerken: Es ist ein Bundesgesetzentwurf in Begutachtung. Schauen wir uns diesen Bundesgesetzentwurf einmal an! Das wird ja jede Fraktion hier tun, und dann werden wir es gemeinsam bewerten. Es wird auch sicher interfraktionelle Diskussionen dazu geben - auch in Wien, obwohl es ein Bundesgesetz ist, denn dazu haben wir in Wien sicher bestimmte Wünsche und Meinungen. Da bin ich dabei: dass bestimmte Überlegungen in Richtung Dienstwohnung, Größe, Dauer des Dienstverhältnisses angestellt werden; da kann man schon darüber reden. Aber jetzt liegt uns einmal ein Entwurf vor, und mit diesem Entwurf sollten wir arbeiten und nicht gleich von vornherein daraus einen Casus belli machen. 

In letzter Konsequenz: Es ist richtig, dass eine gute Planung und ein gutes Management in der Vergabe von Räumen notwendig und wichtig sind. Ich möchte aber der Ordnung halber darauf hinweisen, dass das Wohnbauressort dafür nicht die zuständige Stelle ist. Das Wohnbauressort ist nicht dazu berufen, anderen Magistratsabteilungen Vorschriften oder Vorschläge zu machen oder sie zu managen, was ihren Raumbedarf betrifft. Da muss man sich etwas anderes überlegen. Die MA 34 ist definitiv ein Dienstleistungsunternehmen, ein Dienstleistungsunternehmen für seine Kundinnen und Kunden, die natürlich zugegebenermaßen aus dem Magistrat oder dem magistratsnahen Bereich kommen, aber die MA 34 kann nicht einer anderen Magistratsdienststelle vorschreiben: Freund, du musst das machen oder das machen!

Planung ist gut, aber man muss sich dann auch überlegen, wo die Zuständigkeit liegt. Und momentan ist auf Grund der Geschäftseinteilung des Magistrats jedenfalls unsere Geschäftsgruppe dafür nicht zuständig und demzufolge - nicht dass einer auf diese Idee kommt - auch nicht säumig. - Danke schön, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich darf darauf hinweisen, dass er noch neun Minuten Restredezeit hat. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Kollege hat mich jetzt natürlich ein bisschen provoziert, denn erstens habe ich nicht von 200, sondern von 400 Einheiten gesprochen. Tut mir leid, dass ich das in meiner Rede verwechselt habe: Es sind natürlich Objekte gemeint. Und die 400 sind von 2 000 Objekten sicherlich zirka 20 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Was das Raumkonzept oder die Räumlichkeiten für Wiener Wohnen beziehungsweise die Tochter betrifft, gibt es ja einen guten Einblick in der jetzt aufliegenden Bilanz der Wiener Wohnen Haus- & Außenbetreuung, die durch Zufall auch ich einsehen konnte. Und es ist schon sehr interessant, was da drinnensteht. Da sieht man nämlich jetzt, wie sich die Kosten entwickeln, wenn man nicht kontrolliert, wenn jemand irgendwo baut, wenn jemand saniert. Ich habe zum Beispiel - ich kann mich noch gut erinnern - im Kontrollausschuss die damalige und noch jetzige Geschäftsführerin, Frau Mag Miksch-Fuchs, gefragt, was denn die Rosa-Luxemburg-Gasse bisher an Kosten verursacht hätte. Und sie hat mir damals im Brustton der Überzeugung geantwortet: Bisher 8 000 EUR. – Da habe ich mir gedacht: 8 000 EUR, das kann ja wirklich nicht stimmen! - Und siehe da, wenn ich mir jetzt die Bilanz anschaue, dann steht da natürlich eine ganz andere Summe drinnen. Da steht nämlich drinnen: 272 299 EUR. - Also keine Rede von 8 000 EUR. Und - das ist nämlich interessant - das betrifft das Jahr 2009, und vorher ist davon in der Bilanz überhaupt nichts aufgeschienen. 

Wobei überhaupt die Bilanz nicht uninteressant ist, Herr Vizebürgermeister - Sie werden sie wahrscheinlich ja schon kennen. Es gibt ja noch keinen Vermerk, noch keine Entlastung der Geschäftsleitung durch den Aufsichtsrat. Warum das noch nicht erfolgt ist, weiß ich nicht, das entzieht sich meiner Kenntnis. Der Aufsichtsratspräsident Dr Schwartz wird ja genau wissen, warum das noch nicht der Fall ist. Aber vielleicht kommt das in den nächsten Tagen. 

Interessant ist nur im Zusammenhang mit der Bilanz, dass ja auch das Steuerberatungs- und Wirtschaftstreuhänder-Unternehmen plötzlich geändert oder verändert wurde. Das war ja früher, wie Sie wissen, die Firma TGW SteuerberatungsgesmbH, der Herr Wammerl - das ist der Besitzer -, in Tulln. Jetzt plötzlich ist es eine relativ große Firma, soweit ich das recherchiert habe, nämlich Moore Stephens Ehrenböck in Neunkirchen. Interessant ist immer nur, dass Wiener Wohnen Haus- & Außenbetreuung immer für Firmen votiert, die nicht in Wien sind. 

Ich verstehe überhaupt nicht, wieso die Firma Wiener Wohnen beziehungsweise die Tochter immer mit Firmen arbeitet, die im Umkreis von Wien liegen. Gibt es in Wien keine gescheiten Steuerberater? Gibt es in Wien keine Wirtschaftstreuhänder, die das vielleicht auch machen könnten? Es entzieht sich meiner Kenntnis, warum man jetzt von Tulln nach Neunkirchen gewechselt ist!

Meine Damen und Herren, interessant sind auch die Rückstellungen. Ich kann mich erinnern, der Herr Vizebürgermeister hat hier vor ungefähr einem Jahr gesagt, das Desaster mit dem Grasschnittschaden wird die Mieter nie betreffen, das holen wir uns mit Klagen zurück, und so weiter. Sie haben offensichtlich hier dann bei der Firma, die das auch ausgeschrieben hat - ihrer eigenen Tochter, nachdem sie fusioniert worden ist -, einen Schaden gemeldet, der halt auch von denen zu begleichen ist, weil das ja auch der ehemalige Geschäftsführer Jansky zu verantworten hatte. Interessant ist, dass in der Bilanz 2009, die ja jetzt seit ungefähr 14 Tagen, also im Mai, aufgelegt worden ist, hier eine Rückstellung von 1,5 Millionen EUR unter dem Titel „Gewährleistung und Schadenersatz Grünflächen“ ausgewiesen ist. Wie kommt es zu den 1,5 Millionen EUR? Das ist interessant. Es ist nämlich unter dieser Position am 1.1.2009 null angeführt, aber am 31.12.2009 stehen jetzt diese 1,5 Millionen EUR drinnen. Wie kommt man dazu? Ganz einfach. Man hat einen Zugang bei den Rückstellungen - das dürfte aus der Verschmelzung mit der Außenbetreuung sein, weil ja die Schäden dort mit der Hausbetreuung entstanden sind - von 1 578 000 EUR, davon Verwendung 76 263,88 EUR - das ist das, was Wiener Wohnen offensichtlich kassiert hat, lukriert hat, ein bissel wenig, ein bissel sehr wenig - und eine Auflösung von 1 736,12 EUR. Warum man das aufgelöst hat, weiß ich nicht, aber wahrscheinlich käme man sonst nicht auf die schöne runde Summe von 1,5 Millionen EUR.

Herr Stadtrat, Herr Vizebürgermeister, es ist ein bissel wenig, wenn Sie hier von Ihrer eigenen Tochter, die ja eine Rückstellung von immerhin 1,5 Millionen EUR hat, nur zirka 76 000 EUR als Schadenersatz lukrieren. Ich frage mich: Wann kommt noch irgendwas oder wird das noch bezahlt oder wie auch immer? Vielleicht ist das auch ein Grund, warum der Aufsichtsrat hier noch keiner Entlastung der Geschäftsführung zugestimmt hat. Könnte ja durchaus sein.

Der Bilanzgewinn ist von 8 008 055 EUR 2008 auf 6 714 000 EUR gesunken. Das ist auch ein ganz schöner Rückgang. Da frage ich mich, wieso das so ist. Und ganz interessant wird es beim Personalaufwand. Der Personalaufwand hat mich ja schockiert. Ich könnte jetzt einige Zahlen nennen, die sind nicht gar so interessant, aber eines hat mich schon fasziniert: Da gibt es die Position unter A „Leihpersonal“. Also jeder weiß, dass ein Leihpersonal das teuerste ist, was man sich heute nehmen kann. Es ist sinnvoll, wenn man es sehr kurzfristig nimmt. Es ist wenig sinnvoll, wenn man es langfristig nimmt. Es ist deswegen nicht sinnvoll, weil Leihpersonal teurer ist. Man hat zwar als Unternehmer keine Buchhaltungsaufgaben mehr, das ist klar, das macht die Firma, die das Leihpersonal zur Verfügung stellt, aber die Steigerung in der Bilanz 2009 ist gigantisch, meine Damen und Herren! Leihpersonal 2008: 63 000 EUR, 2009 in der Bilanz: 785 000 EUR, eine Steigerung von über 600 Prozent! Das würde mich aber schon interessieren, wieso plötzlich da beim Leihpersonal eine Steigerung von über 600 Prozent drinnen steht! Also hier eine Antwort zu finden, weiß ich nicht. Ich bin weder ein Buchhalter noch sitze ich in der Geschäftsleitung, obwohl ich dort auch relativ gut informiert bin, aber das ist ein bissel eine hohe Summe!

Was mir noch aufgefallen ist, ist im Gesamten eine Verdoppelung: Löhne von 6,750 Millionen auf 12,585 Millionen, Gehälter von 1 757 Millionen auf 3 402 Millionen, und, und, und. Und ganz interessant ist der gesetzliche Sozialaufwand, der ist extra ausgewiesen: Kommunalsteuer von null 2008 - null, ich weiß nicht, wieso die keine Kommunalsteuer bezahlt haben - auf 98 800 EUR, Dienstgeberabgabe von null - ich weiß nicht, warum auch das nicht bezahlt worden ist - auf 147 000 EUR.

Meine Damen und Herren, da ist irgendwas! Ich warte auf eine Erklärung. Es wird irgendwann einmal wahrscheinlich erklärt werden, warum das so ist. Aber im ersten Moment, Herr Stadtrat, Herr Vizebürgermeister, ist es für die Leute ein bisschen unerklärlich, dass hier die Lohn- und Gehaltskosten mit allen anderen Abgaben von 14 135 052 EUR auf 27 389 000 EUR gestiegen sind. Das sind zirka 100 Prozent! Das versteht niemand. Also ich verstehe es nicht. Es kann nicht die Verschmelzung zwischen Außenbetreuung und Hausbetreuung gewesen sein, denn die Außenbetreuung hat zum Zeitpunkt jenes Datums, wo es verschmolzen worden ist, maximal 110 Personen beschäftigt. Die Hausbetreuung hat schon damals zwischen 500 und 650 gehabt, das hat variiert. Daher kann das eigentlich keine Erklärung für die Verdoppelung sein.

Meine Damen und Herren! Ein Jahr ist vergangen. Wie geht es der Hausbetreuung/Außenbetreuung, Herr Vizebürgermeister? Schauen Sie einmal nach, ob Sie wirklich alle Informationen immer bekommen! Kontrollieren Sie das vielleicht selbst einmal in Ihrem Büro, denn ich habe schon zuerst gesagt: Wenn es denen gut geht, geht es auch Wiener Wohnen gut, und wenn es Wiener Wohnen gut geht, geht es den Mietern gut. Ich glaube nur nicht, dass Sie das bis zum 10. Oktober schaffen, aber immerhin, es ist eine Chance. Ich habe Ihnen das jetzt gesagt. Schauen Sie sich das genau an, Herr Vizebürgermeister! Kaufen Sie sich einen neuen Besen und Sie werden das schaffen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Hannelore Reischl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte nur noch einmal tatsächlich zum Akt zurückkommen. Tatsache ist, dass die Magistratsabteilung 14 gemeinsam mit dem Rechenzentrum neue Büroräumlichkeiten suchen muss. Dies deshalb, weil das Lokal eben, wie Sie schon von meinem Vorredner gehört haben, aus den 70er Jahren ist und somit in die Jahre gekommen ist, nämlich nicht nur flächenmäßig, sondern auch weil es versorgungstechnisch in die Jahre gekommen ist. Daher wurde nach eingehenden Prüfungen durch die diversen Magistratsabteilungen, auch was die Lokalitäten anbelangt, aber auch die Magistratsabteilung 25, ein geeignetes Lokal gefunden, nämlich dieses in Stadlau und daher ersuche ich Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschluss- und Resolutionsantrags der GRÜNEN betreffend Anmietung durch die Stadt Wien, Raumkonzept. In formeller Hinsicht wurde die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig zugewiesen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Grundstücken im 12. Bezirk, KatG Meidling. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte eigentlich nur ganz kurz erklären, wieso wir diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen. Es geht um die Baureifgestaltung einiger Grundstücke auf dem so genannten Komet-Areal im 12. Bezirk. Ich glaube, das ist Ihnen von den Diskussionen rund um den Flächenwidmungsplan hinlänglich bekannt und wir haben ja bei diesem Flächenwidmungsplan eine recht nützliche Bestimmung der Bauordnung ausgenutzt, dass man nämlich eine Befristung aussprechen kann und sagen kann, wenn nicht innerhalb dieser fünf Jahre diese Widmung genutzt wird, dann verstreicht sie. Das ist in diesem Fall, glaube ich, eine sehr gute Idee gewesen, weil das Projekt ja sehr umstritten war und ich glaube wirklich, für das Wiener Stadtbild eine ziemliche Sünde darstellen wird, sollte es realisiert werden. Es ist an einer sehr sensiblen Stelle, dort, wo das Wiental knickt, ein massiges Volumen, das sogar über das Wiental ein bisschen hinausragt.

In diesem heute vorliegenden Akt geht es eben darum, dass einige Grundstücke jetzt von der Stadt Wien an die Betreiber verkauft werden, um diesen Bauplatz baureif zu gestalten. Es sind, ich weiß nicht, ich glaube nur ein paar hundert Quadratmeter, also nicht die Welt, aber im Grunde geht es doch darum, dieses Projekt zu realisieren. Wir wollten, dass dieses Projekt in dieser Form so nicht realisiert wird und werden deshalb diesem Akt nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem hier keine wesentlichen neuen Argumente gekommen sind, die wir nicht schon gekannt hätten, und mich diese Argumente auch nicht überzeugt haben, bitte ich hier um Zustimmung zum vorliegenden Akt. Danke.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der FPÖ und der SPÖ mehrheitlich so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Susanne Bluma: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen und nun noch einmal darauf hinweisen, dass wir auch in diesem Fall, wie schon seit vielen Jahren, sowohl gegen die Subvention für das Wiener Stadtfest als auch für das Wiener Donauinselfest stimmen werden. Nicht, weil wir nicht der Meinung sind, dass das nicht schöne Feste wären, dass man dort nicht auch tolle Musik hören kann und dass viele Menschen diese Feste als Feste schätzen, sondern weil wir der Meinung sind, dass die Art und Weise, wie SPÖ und ÖVP hier mit Kultursubventionen Parteifeste veranstalten, eine Form der indirekten Parteiensubventionierung darstellt, die wir nur striktest ablehnen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich mache es ähnlich kurz, aber engagiert zum Unterschied von Marie Ringler, die hier eine Pflichtübung abgeliefert hat. (Heiterkeit bei GRin Mag Marie Ringler.) Es geht dabei nicht darum, dass sich die ÖVP und im anderen Fall die SPÖ, sage ich am Rande dazu, aus Kultursubventionen Parteiveranstaltungen bezahlen lassen, sondern es geht in unserem Fall darum, dass ein qualitativ hochwertiges Fest, das immerhin eine Million Besucher findet, auch heuer wieder ausgerichtet wird, nicht von der Partei unterstützt, sondern von anderen Institutionen. Hier wird ein breites künstlerisches Angebot der Wiener Bevölkerung geboten. Das ist unterstützenswert. Es sind 600 Künstler aufgetreten, die zwei Tage lang die Stadt mit Kultur aufgeladen haben.

Auch noch ganz zum Schluss und ganz kurz ein ökonomisches Argument: Die Umwegrentabilität dieser Veranstaltung beträgt mindestens 4 Millionen EUR. Also das Geld ist in diesem Fall gut angelegt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen‑ oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ mehrstimmig so beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 6 und 8 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen diverser Tanzgruppeninstitutionen und Einzelpersonen, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Nachdem keine Wortmeldung vorliegt, können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Bei Postnummer 6 bitte ich jene Damen und Herren, die bei der getrennten Abstimmung dem WUK, Verein zur Schaffung offener Kultur‑ und Werkstättenhäuser, die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig so beschlossen.

Nun den restlichen Teil der Postnummer 6. Wer hier die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig.

Bei Postnummer 8 bitte ich jene Damen und Herren, die dieser Post die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit den Stimmen der FPÖ, der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Sammlung Rotes Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Schelm, der Böses denkt, wenn die SPÖ im Wahljahr eine Ausstellung zum Thema „Rotes Wien“ eröffnet, noch dazu unter der Schirmherrschaft einer ganzen Reihe von hochhonorigen SPÖ‑Politikerinnen und –Politikern.

Das Rote Wien ist zweifellos ein wesentlicher Meilenstein für den Fortschritt der Stadt Wien gewesen. Das wird niemand von uns in diesem Saal, so denke ich, in Zweifel ziehen wollen. Und die Veranstaltung und die Ausstellung des Historischen Museums, des Wien Museums im Künstlerhaus, hat das auch auf eindrucksvolle Weise dargestellt und all jene, die sie gesehen haben so wie ich, werden wissen, dass es eine spannende und interessante Ausstellung war, die einen guten Fokus auf ein wesentliches Kapitel unserer Stadtgeschichte geworfen hat. Warum sich allerdings die SPÖ selbst eine Ausstellung zu diesem Thema machen muss, unter der Ägide von sicherlich völlig objektiven und unzweifelhaft auch historisch beschlagenen Persönlichkeiten, nämlich SPÖ‑Politikerinnen und –Politikern, ist für uns nicht nachvollziehbar.

Wir werden daher diese Subvention ablehnen und bedauern es, dass die SPÖ auf diese Weise ein wesentliches Thema für unsere Stadt parteipolitisch befleckt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Auch ich werde es nicht allzu lange machen. Wir kennen das, meine Kollegin Ringler hat sehr viel ja schon gesagt, aber es ist schon spannend. (Heiterkeit bei GRin Mag Marie Ringler und GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Wir haben im Vorjahr 120 000 EUR für die Errichtung und die Einrichtung der Dauerausstellung bezahlt, wir haben dann 45 000 EUR für die Gestaltung noch einmal gezahlt und heuer werden wir für den Betrieb mit 65 000 EUR zur Kasse gebeten - dem Akt werden wir natürlich nicht zustimmen. Aber ich frage mich: Warum haben Sie nicht eigentlich schon für fünf oder zehn Jahre 65 000 für die Betriebskosten beschlossen? Es könnte ja sein, dass man hier gleich ein Abonnement für die Betriebskosten hat und dann geht ja alles in einem. 

Nein, meine Damen und Herren (GR Mag Wolfgang Jung: Das war das Rote Wien!), unzweifelhaft, das Rote Wien hat seine Bedeutung, aber es gehört nicht dorthin in einen privaten SPÖ-Verein und vor allem dann noch die Frechheit, dass man sich die ganzen Kosten von der Stadt Wien bezahlen lässt. Es gehört meiner Meinung nach ins Wien Museum, dort wäre es auch richtig aufgehoben und dem würde man vielleicht dann auch zustimmen. 

Aber wir werden der „Sammlung Rotes Wien“, den Betriebskosten von 65 000 EUR, nicht zustimmen, vor allem, wenn im Akt dann noch steht, dass man natürlich zwischen 2 und 3 EUR für die Eintritte verlangt und mit zwischen 300 und 400 Personen bei der Ausstellung rechnet, die dort pro Monat hinkommen werden - also eine sehr geringe Zahl von Besuchern. Sie sehen, hier ist wirklich Steuergeld höchst verschwendet und es ist wirklich so, Sie sollten das aus Ihren eigenen Parteisubventionen zahlen und nicht Steuergeld verschwenden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Also zuerst einmal möchte ich feststellen, sehr geehrte Damen und Herren, es ist höchst erfreulich, wenn die Frau Ringler hier feststellt, das Rote Wien und die Politik zur damaligen Zeit sind der Meilenstein für den sozialen Fortschritt in Wien gewesen. Mein Herz freut sich über diese Aussage. Ich habe selten noch so eine klare Feststellung von Seiten der GRÜNEN gehört, und das ist höchst willkommen und richtig und das ist auch die Basis, warum es diese Ausstellung geben wird. 

Noch überraschter war ich, wie der Herr Ing Dworak festgestellt hat: „Das Rote Wien hat seine Bedeutung.“ Nicht „möge seine Bedeutung haben“, sondern „hat seine Bedeutung“. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Das ist historisch!) Das ist nicht nur erfreulich, es ist historisch einfach wahr. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Ja, das ist historisch!) Trotzdem möchte ich ein biss’l auf die Punkte eingehen, weil es hier eine inhaltliche Verwirrung gibt. Das ist keine Ausstellung der SPÖ. Was es ist, das möchte ich ganz kurz hier erläutern. Es lässt sich diese Ausstellung nicht auf Wahlergebnisse, nicht auf eine Parteiorganisation und nicht auf ein Wahlprogramm reduzieren, worum es geht. Da gibt es ein Motto der damaligen Zeit und dieses Motto ist „Mit uns zieht die neue Zeit.“ Und da möchte ich kurz darstellen, worum es einfach gegangen ist. 

Da ist erstens der Punkt „Volksbildung und Kultur“. Unter dem Motto „Kunst ins Volk“ sind erstmals nach einem kulturpolitischen Stillstand der späten Monarchie in Wien in diesem Bereich der Volksbildung Volksbildungshäuser geschaffen worden und die Arbeitersinfoniekonzerte eingerichtet worden, das heißt, für Bevölkerungsschichten, die auf Grund des sehr ungerechten Bildungssystems nicht die Möglichkeit hatten, Zugang zur Kultur zu finden. 

Zweiter Bereich Sexualität: Das sollte für die GRÜNEN nicht so ein problematisches Thema sein wie für manche Menschen vielleicht in der ÖVP, so traditionsgebundene. Die Situation bis 1918 in diesem Wien war, dass man die jungen Menschen sexuell nicht aufgeklärt hat. Das war ein gesellschaftliches Tabu von den herrschenden Schichten. Erst in diesem neuen Wien hat man begonnen, in Mutterberatungsstellen, in Jugendklubs die Menschen sexuell zu beraten. Der damalige Geist der traditionellen Gesellschaft war, die jungen Menschen über Sexualität im Unklaren zu lassen. Und wenn es zu Schwangerschaften gekommen ist, dann ist Abtreibung mit Kerker bestraft worden. Diese Doppelmoral von nicht über Sexualität reden und dann strafen, wenn verzweifelte junge Mädchen Abtreibungen machten, sie in den Kerker, nicht ins Gefängnis, in den Kerker zu stecken, damit hat das Rote Wien begonnen, Schluss zu machen. Gerade in diesem Wien, wo Sigmund Freud nicht zufällig die Psychoanalyse entwickelt hat, in einer Stadt, die in diesen Fragen auf ihre Art auch provinziell und verklemmt war, wurde grundsätzlich in Bezug auf Medizin, Aufklärung und Sexualität die neue Zeit eingeläutet und hier hat das Rote Wien Bedeutendes umgesetzt. Ich kann mich an die letzte Debatte dazu erinnern, wo ich auch kurz Sigmund Freud zitiert habe. Der Sigmund Freud war an und für sich überhaupt kein parteipolitischer Mensch, aber er hat einmal zu dem Reformwerk, das damals in den 20er Jahren hier in Wien umgesetzt wurde und das bei seinen Thesen angesetzt hat, bei den Neurosen und bei der Verklemmtheit, die es in dieser Stadt eben massiv gegeben hat, klar Stellung bezogen. 

Ein wichtiger Bereich ist die Pädagogik. So wie Volksbildung, so wie Sexualität ist auch Pädagogik, Schule, Bildung kein Bereich, der parteipolitisch von einem Wahlprogramm her einzuengen ist. Nein, hier ist massiv auch mit diesem Reformwerk angesetzt worden, verwirklicht worden, das natürlich klar mit dem Namen Glöckel verbunden ist. Die Drillschule der Monarchie, die Drillschule des schwarzen, christlich-sozialen Wien ist damals im Roten Wien mit den Glöckel´schen Schulreformen zu Grabe getragen worden und dem gilt es zu gedenken und das gilt es, auch ganz einfach zu feiern.

Die Bäderkultur, die Volkshygiene, die Gesundheitspolitik in unserem modernen Österreich hat ihre Wurzeln in dem neuen Wien der 20er Jahre. Übrigens, das Wort „Rotes Wien“ ist kein Ausdruck, der hier in Wien geschaffen wurde. Die Diktion der Sozialdemokraten war „Neues Wien“, „Das Neue Wien“. Das „Rote Wien“ ist aus dem Ausland gekommen und für mich ist es eine Ehrenbezeichnung. 

Nun, ich würde sagen, die Metropole Wien mag von der Stadtentwicklung her ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert haben. Gesellschaftspolitisch, was Volksbildung, Bildung, Gesundheitspolitik und Pädagogik betrifft, hat die Metropole Wien ihre Wurzeln in den 20er Jahren. Daher ein klares Ja zu dieser Ausstellung, die diese 20er Jahre in Wien sehr gut, anschaulich, museumsdidaktisch modern dokumentiert. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ganz kurz, Herr Vorsitzender!

Nach dieser historischen Rede vom Kollegen Troch - ich glaube, Sie haben bei den Ausführungen den sozialen Wohnbau vergessen, oder? (GR Dr Harald Troch: Ich setze voraus, dass das allgemein bekannt ist!) Ja, das ist alles allgemein bekannt. Aber es ist auch allgemein bekannt, dass wir hier von den 20er Jahren reden, von einer Zeit, wo wir alle noch nicht auf der Welt waren. Dass damals Leistungen gemacht wurden, die herausragend sind, das können Sie auch von mir hören. Aber es hat sich halt verwässert, verschlampt und so weiter und heute ist die SPÖ von dem Roten Wien weit entfernt. 

Aber ich wollte das nur nicht ungesagt lassen, dass wir auch gegen diese Subvention sind. Ich bin wie der Kollege Dworak der Meinung, das gehört ins Museum, sicher eine gute Ausstellung. Ich habe selber einmal Vorträge über den sozialen Wohnbau in Wien gehalten, Herr Kollege Troch. Aber ich glaube, das habe ich Ihnen eh schon einmal gesagt. Aber ich sehe nicht ein, warum der Herr Ex-Stadtrat Rieder der Kurator ist. Für uns schaut das aus, als ob das halt in Wahlzeiten - noch dazu ist das die dritte Subvention, letztes Mal haben wir auch schon zwei gehabt - halt noch eine weitere Investierung von Steuermitteln zur Präsentation der großartigen Erfolge der SPÖ vor 80, 90 Jahren ist. Super. Tun Sie es. Wir sind auf jeden Fall dagegen! (Beifall bei der FPÖ) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, es tut weh, wenn Ihnen etwas in Erinnerung gerufen wird, meine Damen und Herren von der SPÖ!

Zum einen, wie bereits gesagt, kein Zweifel an den Verdiensten des damaligen Wien oder der damaligen Stadtregierung nach dem Ersten Weltkrieg. Aber es wird halt umso deutlicher, abgesehen davon, dass wir kritisieren, dass sie hier Parteipolitik mit dieser Ausstellung betreiben, der Unterschied zu heute. Und ich beziehe mich da jetzt auf den Kollegen Troch und fange da an. 

Wie hat es damals ausgeschaut, wie schaut es heute aus? Damals Bäderkultur, heute Burkaschwimmen. Damals Glöckel und Schulbildung, heute PISA-Studie und die Notwendigkeit, Deutsch zu lernen, bevor die Kinder überhaupt in die Schule kommen. Damals Aufklärung in der Sexualität, heute Sexklub in der Secession. Damals Kunst ins Volk, heute „ArschBar“ im Museumsquartier. Weit haben Sie es gebracht, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Aufregung bei der SPÖ.) Weit haben Sie es gebracht! Und noch eines. (GRin Nurten Yilmaz: Schämen sie sich!) Ich brauche mich zu schämen? Sie können sich schämen! (GRin Nurten Yilmaz: Nein!) Ich bringe auch ein anderes Beispiel, wo Sie sich schämen können, einschließlich Ihres Herrn Bürgermeisters! Vor drei Tagen hat er sich großartig (GRin Nurten Yilmaz: Schämen Sie sich!), Frau Kollegin, vor drei Tagen hat er sich großartig hingestellt und hat bei der Mindestsicherung gesagt: 750 EUR, das ist das, was manche für ein Abendessen ausgeben. Da kann ich sagen: Ja, der Herr Bürgermeister für ein Abendessen, der „Gourmet des Jahres“. Er sollte sich schämen, mit seinen acht- oder mehrgängigen Menüs zu protzen und dann auf der anderen Seite über die Mindestsicherung so zu reden! Das ist doch Heuchelei bis ins Innerste! Das Rote Wien von damals würde sich für das heutige rote Wien schämen, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Er hat noch 14 Minuten.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich bin meinem blauen Vorredner eigentlich dankbar, er hat eines ganz klar dokumentiert: Sigmund Freud ist für Wien notwendiger denn je! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Volkstheater Gesellschaft mbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Um der Gefahr zu entgehen, dass sofort wieder die PR-Maschine angeworfen wird: Ich wende mich nicht gegen das Volkstheater. Ich wende mich nicht gegen den Spielplan des Volkstheaters. Ich wende mich nicht gegen die hervorragenden Schauspieler, die dort auftreten. Ich wende mich nicht gegen die Luftqualität am Weghuberpark. Alles wunderbar und bestens. 

Ich wende mich gegen die vorliegende Subvention, weil sie einen Hintergrund hat, der meiner Meinung nach nicht akzeptabel ist. Es geht hier um eine Subvention in Höhe von 70 000 EUR, weil im anderen Fall, wenn diese Subvention verweigert wird, der Aufsichtsrat und der Stiftungsvorstand in der nächsten Sitzung dem Jahresabschluss zum 31.8.2009 nicht zustimmen können. Das heißt, das Volkstheater ist bilanziell überschuldet und kann nicht bilanzieren, um es einfacher auszudrücken. Es sei denn, es gibt 70 000 EUR Subvention. Man kann dieser Subvention zustimmen, allerdings sind die Umstände bemerkenswert. Nämlich: Jener Mann, der den Antrag im Kulturamt auf diese Subvention in Höhe von 70 000 EUR stellt, war zu dem Zeitpunkt, um den es hier geht, Vorstand der Privatstiftung und auch Aufsichtsrat der Volkstheater GmbH. Das ist eine unzulässige Vermischung von unterschiedlichen Funktionen: Einerseits beamteter Antragsteller für eine Subvention, andererseits „Begünstigter“, weil im anderen Fall Haftungen schlagend werden können, die jeden Aufsichtsrat dieser GesmbH treffen und den Verantwortlichen dieser Privatstiftung sowieso. Dass Sie das nicht merken, zeigt viel über die Sensibilität dieser Sozialdemokratie im Umgang mit Steuergeldern. - Danke.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich werde versuchen darzustellen, warum diese 70 000 EUR ein sehr gut investiertes Geld sind. Andere Geldgeber haben sich in den letzten Jahren von der Finanzierung des Volkstheaters immer mehr zurückgezogen. Die Stadt Wien hat versucht, hier einen Ausfall aufzufangen. Das ist aber natürlich nicht zu 100 Prozent geglückt. Dadurch ist ein Finanzloch entstanden. Das Volkstheater, ja, Herr Kollege Wolf, das Volkstheater arbeitet wunderbar und hat sehr, sehr gut gearbeitet. (GR Mag Wolfgang Jung: Ist das jetzt eine Berichterstattung oder was?) Eine Berichterstattung ist das, Herr Kollege, ja, ja. Aber ich muss es erklären, warum die 70 000 EUR notwendig sind, weil es sonst ... 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl (unterbrechend): Entschuldigung, Herr Kollege Jung, ich kann schon entscheiden, ob die Frau Berichterstatterin richtig oder falsch Bericht erstattet. Ich brauche Ihre Belehrungen nicht. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Berichterstatterin GRin Susanne Bluma (fortsetzend): Danke schön. Das Volkstheater ... (Beifall bei der SPÖ.) Man muss auch als Berichterstatterin dazu sagen, dass das Volkstheater sehr gut gearbeitet hat und sich bemüht hat, aus eigenen Kräften die wirtschaftliche Basis zu festigen, aber das Volkstheater ist eine GmbH. Im Gesellschaftsrecht ist vorgeschrieben, dass eine GmbH über ein bestimmtes Eigenkapital, und zwar 8 Prozent der Bilanzsumme, verfügen muss. Nun haben alle Kultureinrichtungen ein negatives Eigenkapital und das ist ganz einfach zu erklären. Der größte Finanzposten bei Kultureinrichtungen sind immer die Personalkosten. Die Personalkosten, das sind die Gehälter, die laufenden Kosten, Gehälter und Löhne, aber auch die Rückstellungen, die Pensions- und Abfertigungsrückstände. Diese Pensionsrückstellungen stehen in den Bilanzen und drücken das Eigenkapital. Auch das gilt für alle Theaterbetriebe. Im Gesellschaftsrecht steht weiters, wenn das Eigenkapital negativ ist, kommt man sehr schnell in den so genannten Reorganisationsbedarf. Das bedeutet, dass die Geschäftsführung oder der Stiftungsvorstand oder wer auch immer entweder Insolvenz anmelden muss, was im Fall des Volkstheaters - ich denke, da sind wir uns einig - Unsinn wäre, oder die Bilanz ausgeglichen werden muss. Es gibt noch eine dritte Möglichkeit, und zwar ein Wirtschaftsprüfer wird mit der Erstellung einer Fortbestandsprognose beauftragt. Dieser Wirtschaftsprüfer kostet wieder Geld. 

Wir wählen daher den einzigen vernünftigen Weg und stecken einen vergleichsweise geringen Betrag in die Bilanz und genau dafür ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich danke der Frau Berichterstatterin für diese Klarstellung. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. Es liegen keine Wortmeldung und kein Antrag vor. Daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 15 der Tagesordnung betrifft eine Subvention an den Kunst- und Sozialverein WochenKlausur. Es liegen keine Wortmeldung und kein Antrag vor. Daher bitte ich um Zustimmung zu diesem Tagesordnungspunkt. – Das sind die SPÖ, die FPÖ und die GRÜNEN und daher mehrstimmig angenommen.

Postnummer 32 der Tagesordnung betrifft eine Subvention an WUK - (GR Dr Harald Troch: 22! 22!) 22, Entschuldigung, ich habe mich versprochen, betrifft eine Subvention an WUK, Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser. Es liegen keine Wortmeldung und kein Antrag vor. Wer dieser Post die Zustimmung erteilen möchte, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. Es liegen keine Wortmeldung vor und auch keine Anträge. Ich darf daher jene Damen und Herren, die der Postnummer 27 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das sind die SPÖ, die FPÖ und die GRÜNEN und daher mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Forum Wien – Arena. Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ, die ÖVP und die GRÜNEN und daher ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Postnummer 51 der Tagesordnung kommt nun zur Verhandlung. Sie betrifft die Fortführung des Automotive Clusters als Automotive Netzwerk Wien 2011 bis 2013. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wer daher der Postnummer 51 die Zustimmung erteilen möchte, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ, die ÖVP und die GRÜNEN, Entschuldigung, die FPÖ und daher mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 52 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Dotation an die Wien Holding GmbH zur Gründung einer Trägerstruktur für ein Medienausbildungsprogramm. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender!

Wir haben ja heute schon einmal über dieses Aktenstück gesprochen, also eine Frage des Kollegen Wolf an die Frau Vizebürgermeisterin, deren Antworten mich eigentlich erschrocken gemacht haben, ja. 

Ich möchte das noch einmal kurz replizieren: Es geht hier offensichtlich unter anderem oder vordergründig auch um die Gründung eines Lehrgangs für Mitarbeiter der Filmverwertung, den es angeblich in dieser Form nicht gibt. Es geht darum, dass ein Medienzentrum geschaffen wird dort, wo jetzt schon 2 200 m² sind, das auf 35 000 m² ausgeweitet werden soll, Media Quarter Marx, wo dann auch TV-Aufzeichnungen - wie es zum Teil jetzt schon der Fall ist - gemacht werden sollen. Okay, so weit, so gut. Es geht aber laut der Frau Vizebürgermeisterin nicht um irgendwas SPÖ-Nahes und gleichzeitig widerspricht der Akt diesen Dingen. 

Bei dem Aktenstück geht es um 6,4 Millionen EUR an die Wien Holding, das ist ja immerhin ein ordentlicher Betrag, nämlich für die Gründung einer Trägerstruktur, den Beginn von konkreten Arbeiten für die Einrichtung eines Fachhochschullehrganges „Film-, Medien- und TV-Produktionen“, eines Masterstudienganges „International Media Innovation Management“, die Erarbeitung eines Curriculums für das Thema „Publizistik-Akademie“ sowie die Erstellung eines neuen täglichen Informationssendeformats mit besonders auf die Aktivitäten in Wien abzielenden Inhalten. 

Die Gründung einer Trägerstruktur. Die Wien Holding ist nicht Trägerstruktur genug, da muss jetzt eine eigene Trägerstruktur drunter. Das schreit nach zusätzlichen Posten, zusätzlichen Managergehältern. Aber bitte, Sie haben ja keinerlei Begründung dafür. Wenn ich so ein großes Projekt mache und ich gehe einmal davon aus, dass die 6,4 Millionen EUR jetzt einmal eine schnelle Bevorschussung sind, weil ich mir nicht vorstellen kann, wie man mit diesen 6 Millionen EUR 35 000 m² entwickeln will. Okay. Also es wird einmal nicht näher bezeichnet, welche Trägerstruktur hier gegründet werden soll, nur dass die dann für die Wien Holding unterstützend tätig sein soll, um das weiterzuentwickeln. 

Dann und das ist ja noch eine abgefeimtere Formulierung: Also ich habe nichts dagegen, dass man einen Fachhochschullehrlang Film-, Medien- und TV-Produktion ins Leben ruft. Das ist ja grundsätzlich eine gute Idee. Es steht allerdings zu befürchten, dass alles, was Wien macht, im Einfluss der Wiener Sozialisten sein wird und dass hier sozusagen das Berufsbild des sozialistischen Film-, Medien- und TV-Produzenten geprägt wird. Aber abgesehen davon, in diesem Antrag steht: „Beginn von konkreten Arbeiten für die Errichtung.“ Was soll das juristisch bedeuten? Wann enden die? Was kostet das insgesamt? Das ist ja keine Aussage, um 6,5 Millionen EUR zu lukrieren, meine Damen und Herren! „Beginn von konkreten Arbeiten“, das nächste Mal „Fortsetzung der konkreten Arbeiten“, dann „2. Fortsetzung“ und „10. Fortsetzung“ und „20. Fortsetzung“ und „Ganz konkrete Arbeit“ - das sind ja alles völlig abstrakte Begriffe, die hier verwendet werden. 

Dann die „Erarbeitung eines Curriculums für das Thema Publizistik-Akademie“. Da will man offensichtlich ausarbeiten, was für diesen Lehrgang hier notwendig ist. Okay. Das einzige Konkrete ist die „Erstellung eines neuen täglichen Informationssendeformates mit besonders auf die Aktivitäten in Wien abzielenden Inhalten.“ Das klingt schon relativ konkret. Das ist irgendwie etwas, was man als einfacher Abgeordneter greifen kann. 

Dann steht dort: „Auf Basis eines umfassenden Medienkonzeptes inklusive einer Demo-Version soll ein lokales TV-Format, welches in 15 Minuten pro Tag über alle wesentlichen Themen des Tages in Wirtschaft, Kultur, Sport in Wien unter Berücksichtigung von Projekten und Tätigkeiten des Wien Holding Konzerns informiert, entwickelt und beauftragt werden.“ Also über alles unter Berücksichtigung der Aktivitäten der Wien Holding. Nächster Satz: „Das TV-Format dient in erster Linie dazu, auf der Wien Holding-Website das Leistungsspektrum und Angebot der Wien Holding darzustellen. Inhalte werden auch für die Website aller Wien Holding-Unternehmen zur Verfügung stehen und sind auch geeignet ...“ Also eigentlich ist es eine Werbung für die Wien Holding. Diese Aussage in dem Aktenstück wird dann hier noch einmal vertieft: „Die Trägerschaft soll weiter als Steuerungs- und Koordinierungsplattform zum einen die oben angeführten Arbeiten vorantreiben und zum anderen die Medienunternehmen der Wien Holding in Hinsicht auf Akzeptanz und Reichweite ihrer Leistungen optimieren.“ Offensichtlich dient diese Trägerstruktur eigentlich auch nur dazu, die Werbung der Wien Holding zu optimieren, also eine weitere systemkonforme Werbung, wie gut wir sind als SPÖ-Wien. 

Dann sagt mir - und das hat mich wirklich schockiert - die Finanzstadträtin, die Frau Vizebürgermeisterin: „Das ist doch selbstverständlich, jede Firma muss Werbung machen.“ Dann frage ich mich: Sind unsere Gelder hier in den richtigen Händen? Natürlich macht jede Firma Werbung. Mit dem, was sie sich erwirtschaftet, macht sie Werbung und macht auch Forschung mit dem, was sie sich erwirtschaftet, aber nicht mit zusätzlichen 6,5 Millionen EUR Steuergeld, meine Damen und Herren! Dann könnte ja jede Firma kommen und bei der Stadt Wien ansuchen, dass sie für die Werbung noch ein Extrabudget kriegen und wir zahlen alles! 

Dann gibt es noch einen Punkt, der mich ein bisschen stutzig macht. Es gibt ja auch Zeitungsmeldungen beginnend von 2008, dass unter Umständen der Rosenhügel verkauft wird und dass der ORF erwägt, in dieses Media Quarter Marx einzuziehen. Das würde ich schon einmal in der Konstruktion, dass das dann der Wien Holding gehört, als demokratiepolitisch äußerst bedenklich betrachten, weil es sollte ja an sich ein unabhängiger Rundfunk sein, der dann in ein SPÖ-dominiertes Unternehmen einzieht. Das ist sozusagen „Wir kaufen uns jetzt den kompletten Wiener Rundfunk.“ Ich hoffe, das sind nur Gerüchte. Der Herr Kollege Wutzlhofer wird sicher dazu Stellung nehmen können. Diese Gerüchte gehen schon über zwei Jahre. Im letzten Artikel vom Mai 2009 steht: „Die Gerüchte wollen nicht verstummen, dass es auch den ORF in das Media Quarter im 3. Bezirk verschlagen könnte.“ 

Dann steht da noch ein interessanter Satz, weil bis jetzt haben wir nur den Beginn mit der Errichtung und lauter so Schwafelzeug mit 6,5 Millionen EUR. Es steht im Akt, dass 2 200 m² bereits betrieben werden und dass man auf 35 000 m² ausbauen will. Da steht jetzt eine Zahl im letzten Jahr: „57 Millionen EUR will die Stadt bis Mitte 2010 für den Ausbau investieren.“

Meine Damen und Herren! 57 Millionen EUR! Haben wir dazu jemals schon einen Businessplan gesehen? Woher kommen die Mittel? Stimmt das? Jedenfalls ist es eine erschreckende Zahl, die heuer wahrscheinlich noch höher sein wird, weil das immer nur die Erstkalkulationen sind. Das heißt, offensichtlich wird hier geplant, wieder eine erkleckliche Summe Geldes in ein Projekt der SPÖ hineinzustecken. 

Wir können dem ganzen Akt natürlich keine Zustimmung geben und werden dieses Projekt mit Argusaugen weiter verfolgen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Hätte es eines weiteren Beweises oder hätte es einer Begründung bedurft, warum der Misstrauensantrag gegen die Finanzstadträtin berechtigt ist, dann hätte auch dieser Akt genügt. Auf knapp vier Seiten voll Konjunktiven und unverbindlichen Absichtserklärungen wird der Antrag gestellt, 6,4 Millionen EUR Steuergelder frei zu machen. Dass kein Irrtum entsteht: Wir sind nicht gegen Ausbildung, wir sind natürlich auch nicht gegen Weiterbildung, Herr Kollege Wutzlhofer, wir sind natürlich für all das, was Bildung bringt. Aber wir sind genau so engagiert gegen diesen unprofessionellen und absichtsvoll erstellten Antrag. Das ist wirklich provinziell, eine derart unprofessionelle Vorgangsweise (Beifall bei der ÖVP.), mit Formulierungen wie „Es ist vorgesehen“, „Aufbauend auf“, „Die konkreten Arbeiten zu beginnen“ den Versuch zu unternehmen und der wird Ihnen, fürchte ich, gelingen, weil Sie die Mehrheit in diesem Haus haben. Kollege Ebinger hat es schon gesagt, es wird dann wahrscheinlich noch eine weitere Tranche von Steuergeldern für die finalisierenden Finalisierungsarbeiten zum Abschluss der Vorbereitung, et cetera, notwendig sein. Das kann nicht sein. 

Überraschend, dass die Frau Finanzstadtrat heute eigentlich über weite Strecken das Gegenteil von dem gesagt hat, was im Akt steht. Plötzlich geht es nicht mehr um die Einrichtung oder Errichtung einer Fachhochschule für Film-, Medien- und TV-Produktion, sondern es geht um eine Kooperation mit einer bestehenden Fachhochschule. Möglicherweise haben Sie inzwischen kapiert, dass der Fachhochschulbeirat sehr genau prüft, welche Trägerstruktur vorhanden ist, wenn es eine Fachhochschule gibt und vor allem, ob es einen Bedarf gibt. 

Und das bringt mich zum nächsten Punkt. Die Gewerkschaft, eine Institution, die Ihnen möglicherweise nahe steht, hat Alarm gerufen und hat gesagt, 1 350 Absolventen haben wir pro Jahr in der qualifizierten Ausbildung, qualifizierte neue Medienmitarbeiter, die all das gelernt haben, was im Medienbereich notwendig ist. Nebenbei bemerkt: Sie haben schon recht, Digitalisierung ist eine der größten Revolutionen im Medienbereich. Die Absolventen bringen all das mit, aber leider kriegen sie keinen Job, weil wir 400 Jobs pro Jahr in medialen Institutionen anzubieten haben und fast 1 400 ausbilden. Jetzt geht die Stadt Wien her und sagt, wir brauchen zusätzliche Ausbildung. Auch das Gerede von den Lücken, die vorhanden sind, hält einer Überprüfung nicht stand. Sie wissen, dass die Fachhochschule Wien ab Herbst dieses Jahres ein zusätzliches Modul „Medieninnovation“ hat, weil die bestehende Fachhochschule natürlich auch weiß, was notwendig ist.

Und wozu, der Kollege hat das schon gesagt, die Holding plötzlich mit einer neuen Struktur, die aufgebaut werden soll, involviert wird, versteht niemand. Kompetenz kann es nicht sein, denn die Kostenaufstellung, die vorgelegt wird, die interessanterweise auch nur drei Jahre bei einer vierjährigen Subvention enthält, weist aus: Begleitende Beratung 200 000, begleitende Beratung 200 000, begleitende Beratung 270 000, macht in Summe 670 000 EUR Beratung. 

Summe Kontent-Strategie. Ich würde empfehlen, dass man die richtigen Begriffe verwendet, wenn man sich mit Medien beschäftigt. Kontent-Strategie. Kontent technische Adaptierungen, begleitende Beratung und Studien 2 Millionen EUR, das heißt, mehr als 2,6, fast 2,7 Millionen dieser Subvention gehen in begleitende Kontrolle, nicht Kontrolle, sondern, entschuldigen Sie, begleitende Beratung beziehungsweise Beratung und Studien dafür. Warum bedienen Sie sich nicht der vorhandenen Institutionen? Warum versuchen Sie, hier etwas aufzubauen, was es anderswo besser, effektiver und vor allem für die Steuerzahler billiger gibt? Sie werden uns und der Öffentlichkeit erklären müssen, was Sie mit dieser so genannten Publizistik-Akademie tatsächlich im Schilde führen. Wir fürchten, es handelt sich um den Versuch, hier die Ausbildung von Großinstitutionen in den Griff zu bekommen im Sinne der Machtsicherung der SPÖ. Das wird Ihnen nichts nutzen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Das Wort hat Herr GR Mag Wutzlhofer.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die Medienwirtschaft erwirtschaftet in Wien jährlich mehr als 2 Milliarden EUR. Es sind 55 Prozent aller Journalistinnen und Journalisten, die es in Österreich gibt, in Wien berufstätig. 80 Prozent aller Gewinne, die die Filmwirtschaft in Österreich macht, passieren in Wien. Grund genug, von Wien als einen Medienstandort zu sprechen und auch Grund genug, warum die Stadt Wien erst jetzt und auch ohne Hintergedanken - der Schelm denkt, was er ist – den Medienstandort seit Jahren massiv unterstützt. Ich bringe ein paar Beispiele, damit es nicht allzu lange wird: 

Zum Beispiel die Medien-Calls des ZIT - es ist gerade der zweite am Laufen. Zum Beispiel die Entwicklung von Neu Marx, auch unter der Federführung von der Wien Holding und anderen Playern wie dem ZIT zum Zentralen Medien- und Innovationsstandort und zum Beispiel auch mit der Entwicklung des Media Quarter Marx. Das sind übrigens die 57 Millionen EUR, Herr Kollege Ebinger. Im Media Quarter Marx wird durch den Neubau eine fast Verzehnfachung der Studio- und Büroflächen für den Medienbereich ermöglicht. Finanziert wird das durch ein PPP-Modell aus Zentrum für Innovation und Technologie, also ZIT, und privaten Playern. Das sind die 57 Millionen EUR. Das ist weder der ORF noch eine SPÖ-Journalismus-Akademie noch sonst irgendwas. Es sind Studio- und Büroflächen für einen extrem wichtigen und boomenden Bereich der Wiener Wirtschaft.

Jetzt werden auch auf Grund starker Nachfrage der Branche weitere Schritte gesetzt. Ich bin jetzt schon auch einreferiert worden, ich muss nicht auf alles sozusagen exemplarisch darum ringen. Ich werde es nur erklären, weil es teilweise falsch verstanden worden ist. 

Zum einen, das hat uns ja der Herr Kollege Ebinger zugestanden, es ist im Akt durchaus auch inhaltsvoll präsentiert worden, geht es um ein neues Informationsformat auch der Dinge, die in Wien passieren. Ich glaube, das ist auch für die vielen Player vor Ort ein Standortvorteil. Zum anderen geht es um drei Ausbildungsmaßnahmen. Das möchte ich jetzt, es tut mir leid, ich weiß, wir haben noch viel vor, ich muss es ein bisserl genauer erklären, weil es schon wieder verwurschtelt worden ist. Es gibt oder es ist ein FH-Bakkalaureat zum Thema „Film-, TV- und Medienproduktion“ geplant. Also es geht nicht um Journalistinnen und Journalisten, es geht um einen FH-Lehrgang und auch um keine FH. Das ist nie in irgendeinem Akt anders gestanden. Es wurde nur, und ich unterstelle das durchaus auch bewusst, anders weiterkommuniziert. Es geht darüber hinaus um einen universitären und internationalen Masterstudiengang, der „International Media Innovation Management“ heißen soll und als Kooperation vieler internationaler Player und Universitäten, aber auch Medienunternehmen aus ganz Europa, mit einem Masterabschluss in Wien als, wenn man so will, Leuchtturmprojekt gemacht werden soll. Auch das gibt es kein zweites Mal in Wien. Und es geht um die Entwicklung eines Seminar- und Kursprogramms für eine Weiterbildungseinrichtung für Journalistinnen und Journalisten. Dafür dotieren wir heute eine Trägerstruktur, die das auf vier Jahre entwickeln und durchführen soll.

Sie machen daraus, ich zitiere: „Wien plant eine Fachhochschule für Journalisten. Kommt jetzt der SPÖ-zertifizierte PID-Journalist?“ Das machen Sie bei einer Pressekonferenz der ÖVP vom Herrn Kollegen Matthias Tschirf und vom Herrn Kollegen Franz Ferdinand Wolf am 19. Mai. Es ist spannend, weil schon die Überschrift falsch ist und insofern ist natürlich alles, was daraus folgt, auch bestenfalls originell, schlimmstenfalls gefährlich falsch. Daher muss ich schon ein bisserl näher darauf eingehen. Es ist aber auch – es tut mir leid, auch wenn Sie jetzt das Gegenteil behaupten - ein Armutszeugnis für Ihren Bildungszugang, weil wenn man zusätzliche Bildungsangebote für eine Branche möchte, dann wäre es natürlich nicht schlecht, wenn man nicht drei in eines verwurschtelt und das eine falsch kommuniziert, damit man ein Gegenargument gegen die Vizebürgermeisterin hat, die gute Arbeit macht. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist aber auch zum Thema „Der Schelm denkt, wie er ist“ irgendwie auch ein Zeugnis für Ihren Medienzugang, weil wenn man Presseinformation macht, wo man bewusste Falschinformationen weitervermittelt, dann hofft man vielleicht auch, dass das durchgeht. Gehen wir es einmal durch. Ich habe da die Presseinformation des ÖVP-Klubs mit der genannten Überschrift vor mir. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer zeigt die Presseinformation.) Da ist einmal zuerst eine Zusammenstellung von vielen Kontrollamtsberichten, von der Wien Holding. Ich möchte gar nicht darauf eingehen, es sind sehr, sehr viele Dinge aneinandergereiht. Spannend vielleicht, dass Sie auch kritisieren, dass Subventionen an die Kultursparte gezahlt werden und damit, ich kann es nur so verstehen, Kunst und Kultur ohne öffentliche Förderung das Wort reden. Das ist meines Erachtens das Ende fortschrittlicher oder freier Kunst und Kultur. 

Aber kommen wir zum eigentlichen Teil, alles Rechnungshofberichte. Danach haben Sie extrem dicht alle Ausbildungsinstitutionen für Journalistinnen und Journalisten in Österreich aufgelistet. Das schaut gut recherchiert aus, ist irrsinnig spannend, weil erstens, es ist zur Gänze, ohne auch nur ein Wort dabei verändert zu haben, copy-paste von der Homepage „publizistik.net“ vom Medienhaus Wien. Noch einmal: Es ist kopiert, nicht zitiert. Sie kommen da nie als Urheber vor. Offensichtlich fehlt da nicht nur die Kompetenz, diese Aufstellung selbst zu schreiben, es fehlt auch die Kompetenz, das in eigene Worte zu fassen, aber bitte. Ganz offensichtlich haben Sie schon auf die Kompetenz des Medienhauses gebaut. Insofern kann ich Sie beruhigen: Das sind unsere sehr engen Berater gewesen und sind es auch bei der Erstellung dieser Strategie und bei der Erarbeitung des bestehenden Konzepts, über das wir heute diskutieren. 

Es ist aber auch inhaltlich richtig. Der allererste Punkt – Sie haben es bereits auch erwähnt – ist die FHW, also der Journalistenlehrgang der Fachhochschule vom WIFI, den wir – so Ihre Worte – bewusst konkurrenzieren, und irgendwie ist das ganz schlecht. Jetzt schreiben Sie aber sogar selbst – ich meine, Sie kopieren selbst –, dass dieser Studiengang mit Unterstützung der Stadt Wien entwickelt wurde, dass mit ziemlich viel Geld das Curriculum erarbeitet wurde, um dann der FHW die Gelegenheit zu geben, damit in den FHR zu gehen, Sie sagen aber auf der anderen Seite, wenn wir so etwas noch einmal in einem völlig anderen Bereich machen – wir wären ja bescheuert, wenn wir die von uns entwickelten Studienlehrgänge konkurrenzierten –, dann ist es plötzlich irgendein SPÖ-Einmischungsversuch in Ausbildungsgänge. 

Selbstverständlich müssen Curricula erarbeitet werden, das wird wieder Geld kosten, das sind die Kosten, die wir in dieser Trägerstruktur haben, damit dann ein freier, ein neuer Träger etwas aufbauen kann. Dann kommen alle möglichen Ausbildungseinrichtungen in ihrer Aufzählung. 

Das ist deshalb spannend, denn es ist eine kopierte Aufzählung von Ausbildungsangeboten für JournalistInnen auf Fachhochschulen. Dazu kommen dann auch noch andere Dinge. Das ist deshalb interessant, denn es ist im von Ihnen erwähnten sachlichen Zusammenhang, nämlich dass es eine Konkurrenz für Ausbildungsangebote für Journalisten auf einer FH gibt, völlig irrelevant, denn es wird keine Fachhochschule geschaffen, es wird nicht einmal ein FH-Lehrgang für Journalistinnen und Journalisten geschaffen, sondern geplant ist – das hat der Herr Kollege Ebinger ja richtig lesen können im Akt –, einen FH-Lehrgang in Kooperation mit einem bestehenden Träger zu machen, allerdings für ein völlig anderes Thema, nämlich für den Bewegtbildbereich, also für Film- und TV-Produktion.

Da gibt es übrigens einen großen Bedarf. Seit nämlich die Filmschule Wien sich selbst entleibt hat vor fünf Jahren, gibt es in Wien dazu nichts und auch nichts mit einem akkreditierten Abschluss. Reden Sie mit irgendeinem von der Filmbranche, der wird Ihnen sagen, genau das brauchen junge Leute in Wien. 

Und, ja, es ist auch ein Bildungsangebot für Journalistinnen und Journalisten geplant, allerdings kein Ausbildungsangebot, sondern ein Weiterbildungsangebot, kein FH-Lehrgang, sondern die Einrichtung eines Kurs- und Seminarprogramms, damit nämlich Journalistinnen und Journalisten, die im Berufsleben stehen, weiterbildende Kurse machen können.

Um ein Beispiel zu bringen – es ist meines Erachtens ohnedies nicht so verklausuliert formuliert: Ich bin zum Beispiel Journalist, habe lange Zeit als Redakteur gearbeitet, bekomme ein Ressort und mache eine Weiterbildung dazu, nämlich branchenübergreifend und nicht nur in meinem Medium, was es jetzt bedeutet, andere Redakteure einzuteilen, Personal zu führen et cetera. Also es geht um Weiterbildung, „life long learning“. Es geht um keinen FH-Lehrgang, sondern um Kurse, und es geht damit aber auch nicht um eine Konkurrenz zu irgendetwas, denn das gibt es in Wien noch nicht. Oder gibt es das in Wien?

Dann geht es so weiter. Es kommen ganz viele Beispiele von irgendwelchen Einrichtungen, die sehr spannend sind, wo aber auch keine dabei ist, die das Gleiche macht wie wir in anderen österreichischen Bundesländern. Das ist natürlich auch alles kopiert. Dann ist nichts mehr von der ÖVP. Also das ist bis zum Schluss, mehrere Seiten, durchkopiert.

An diesem zusammengeklaubten Konvolut machen Sie jetzt eine, noch dazu falsche und noch dazu polemische, Kritik fest, nämlich, es soll eine neue Fachhochschule gegründet werden – das sind Ihre Worte – für Journalisten. Und das ist total arg, denn erstens will die SPÖ damit Journalisten beeinflussen und zweitens alle anderen Fachhochschulen konkurrenzieren. 

Es ist alles an diesem Punkt falsch, außer dass Sie ganz offensichtlich versuchen, Journalistinnen und Journalisten so einen Blödsinn hineinzudrücken. Und ich sage Ihnen schon, umso wichtiger ist es, dass es noch mehr Ausbildungen im Medienbereich gibt, und zwar branchenübergreifende und unter Einbeziehung aller Expertinnen und Experten, damit niemand mehr glauben kann – wir nicht, Sie nicht –, so eine skandalöse und wirklich tiefe Medienbearbeitung ist überhaupt noch möglich.

Und jetzt – leider muss ich das wiederholen, aber das sage ich ganz kurz – noch einmal die drei Sachen: Es gibt einen Bachelor Film- und TV-Produktion, der wird in den bestehenden Fachhochschulträgern durchgeführt, und so was gibt es in Wien nicht, so was gibt es in Österreich nicht, es ist im FH-Sektor bisher kein Studiengang mit diesem Schwerpunkt angeboten. Also ich weiß nicht, ich will es nicht Lücke nennen, es ist einfach ein Mangel, den wir in Wien haben.

Dann gibt es ein Master-Programm mit mehreren internationalen Universitäten. Das ist eine High-end-Ausbildung mit dem Schwerpunkt Innovationsmanagement und vor allen Dingen auch Konvergenz, die es in Österreich noch nicht gibt, die es aber in mehreren europäischen Ländern auch noch nicht gibt, weil alle anderen traditionellen Medienausbildungen sich erst auf das einstellen.

Darüber hinaus gibt es eine Weiterbildungseinrichtung, und zwar mit sehr viel Kooperation. Es wird einen Beirat geben – es sind natürlich alle Branchenbeteiligten eingebunden – für Journalistinnen und Journalisten. 

Ich finde das nicht problematisch, sondern wichtig und richtig, dass mit diesem Akt in die Branche investiert wird. Und mit dieser Initiative bringt Frau VBgmin Brauner nicht, so wie Sie es gerade gesagt haben, ein weiteres Argument dafür, ihr das Misstrauen auszusprechen, im Gegenteil, sie macht, offensichtlich im Unterschied zu Ihnen hier, ihren Job, und sie macht ihn gut, denn weitere Bildungsangebote für den Medienstandort sind zentral. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie sehen die Notwendigkeit nicht. Das ist schade für die tausenden Beschäftigten in der Branche. Das ist Ihnen natürlich unbenommen, aber es ist für Sie als so genannte Wirtschaftspartei ein Armutszeugnis. Schade, dass man bis zur Wahl warten muss, bis Sie wieder für den Wirtschaftsstandort in Wien und auch für den Medienstandort arbeiten. In der Zwischenzeit ist es sogar so, dass man sich Ihnen gegenüber ganz einfach genieren muss, dass der ORF überlegt, dort hinzuziehen. Ich habe mir gedacht, das ist sehr wohl das Interesse aller Parteien hier, dass die Stadt Wien den Wirtschafts- und Medienstandort weiterentwickelt. 

Gut. Wir warten nicht bis zur Wahl, wir machen es in der Zwischenzeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe noch eine Wortmeldung bekommen, und zwar von Frau GRin Smolik. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur ganz kurz zu dem Akt, damit auch die Position der GRÜNEN hier klarer wird. Sie haben uns mit diesem Akt wirklich eine ein bisschen undurchsichtige Vorlage gegeben, denn – da haben die Kollegen von der FPÖ und von der ÖVP schon recht – dieser Akt ist kein geglückter. Wenn Sie sich das ehrlich eingestehen würden, dann würden Sie uns recht geben, denn man hätte diesen Akt auch, glaube ich, ein bisschen klarer, ein bisschen deutlicher aufbauen können. Man hätte vor allem, wenn die Unterstützung der Menschen, die im Medienbereich und im Filmbereich arbeiten, so eine wichtige Frage ist, die Opposition frühzeitig einbinden können, einladen können zu einem Informations-Round-Table, wie auch immer wir das nennen, und hätte all das, was der Kollege Wutzlhofer jetzt erklärt hat, im Vorfeld schon erklären und auch anstehende Fragen klären können. 

Das ist nicht passiert, sondern es ist ein vierseitiger Akt, der – um Kollegen Wolf zu zitieren – mit Konjunktiven gefüllt ist, in den Finanzausschuss gekommen. Und das war's dann. Also wenn es wirklich darum gegangen wäre, hier ein gemeinsames Statement in Richtung Filmindustrie abzugeben, hätte man die Vorgehensweise sehr wohl ändern können.

Wir sind sehr für die Ausbildungsgeschichten, für den FH-Lehrgang, für das Bakkalaureat Film-, Medien- und TV-Produktion in Kooperation mit bestehenden Einrichtungen, für den Masterstudiengang mit den internationalen Universitäten und natürlich auch für das Weiterbildungsangebot für Menschen, die in diesem Beruf schon tätig sind. Aber was schon sehr eigenartig anmutet – und es ist ja auch nicht verwunderlich, dass der Kollege Wutzlhofer zu dem Punkt jetzt nichts gesagt hat beziehungsweise habe ich nichts gehört –, das ist dieser Fernsehsender, dieser TV-Kanal, wie auch immer er da in diesem Akt auch angeführt wird, und dazu ist eigentlich noch Aufklärungsbedarf, und das ist mit ein Grund, warum wir diesem Akt nicht zustimmen werden. Denn wozu braucht es bitte eine 15-minütige Sendung, ein lokales TV-Format über alle wesentlichen Themen des Tages in Wirtschaft, Kultur und Sport? Ich dachte, das ist „Wien heute" und alle anderen Sender, die Lokalthemen machen. Aber bitte.

Und dann geht es weiter, dass über die Projekte beziehungsweise Tätigkeiten des Wien Holding Konzerns informiert werden soll. Das soll entwickelt und beauftragt werden – schön, aber das sollte bitte die Wien Holding dann, wenn sie glaubt, dass es notwendig ist, auch selbst finanzieren – und dann im Wiener Kabelnetz gesendet werden. 

Schön. Brauchen wir das? Ist das wirklich genau das, was die Filmbranche in dieser Stadt zu diesem Zeitpunkt braucht, ein 15-minütiges Fernsehformat im TV-Kabelnetz? Wir glauben, nein. Wir glauben, dass das, wie es bei uns im Klub immer geheißen hat, ein Häupl-TV wird, dass dann so eine zusätzliche Informationsquelle für die Wienerinnen und Wiener sein soll über das, was sich aus Sicht der Wien Holding an relevanten Dingen tut in Wien. 

Das geht so nicht! Hätten Sie zwei Punkte in diesem Akt gemacht, die Ausbildungslehrgänge unter Punkt 1, wie wir es ja öfter haben, und dieses Fernsehformat unter Punkt 2, dann hätten wir eine getrennte Abstimmung machen können und dann hätten wir all diesen Weiterbildungs- und Ausbildungsangeboten zustimmen können und diesem TV-Kanal nicht zustimmen können. 

So ist das ein Gemurkse, ein komisches Ding, wo es unterschiedliche Aussagen gibt, zum Beispiel von der Frau Vizebürgermeisterin heute in der Fragestunde auf meine Frage nach dem Zeitplan. Das hätte man alles hineinschreiben können, dass das jetzt ungefähr zwei Jahre dauern wird, bis das Curriculum und das alles steht, wer die Partner sind, die Uni Berlin, all das kommt ja dann erst auf Nachfragen, all das hätte auch klarer da herinnen stehen können. Das ist mit ein Grund, hier nicht zuzustimmen. 

Wenn es Ihnen wirklich ernst gewesen wäre, die Opposition dabeizuhaben, dann – noch einmal – hätten Sie uns im Vorfeld einladen können, wir hätten das diskutieren können, dann hätte es vielleicht eine breitere Zustimmung gegeben. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Anträge liegen mir auch keine vor. Wir kommen damit zur Abstimmung des Geschäftsstückes. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Das Geschäftsstück hat die erforderliche Mehrheit.

Postnummer 53, Erweiterung der Park-and-ride-Anlage Siebenhirten. Berichterstatter ist nach wie vor Herr GR Ekkamp.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben es uns im Gegensatz zu vielen anderen Garagen dieses Mal nicht sehr leicht gemacht, sondern wirklich überlegt, was steckt eigentlich hinter diesem Aufstocken, macht es Sinn, und falls ja, um welchen Preis macht es Sinn – denn, wie gesagt, das ist eine bestehende Garage, auf die man etwas draufbauen möchte –, und sind dann zu dem Schluss gekommen, dass wir – und ich möchte versuchen, das dann noch einmal ein bisschen näher zu erläutern, warum das so ist – diese Art der Finanzierung für diese Garage erneut für falsch erachten. 

Nicht nur, dass um dieselbe Subvention 1 000 Kinderbetreuungsplätze geschaffen werden könnten, vielmehr handelt es sich bei dieser Subvention für die Aufstockung der Hochgaragenplätze in Siebenhirten um eine Bevorzugung und de facto eigentlich um eine Wohnsammelgarage. Ja, es stimmt, diese Garage ist mittlerweile sehr oft voll. Stimmt! Haben Sie einmal geschaut, welche Autos drinnen stehen? Schauen Sie einmal genauer! Da sind nicht nur Niederösterreicher – einmal ganz abgesehen davon, dass es viel günstiger wäre für die Verkehrspolitik in Wien, wenn man endlich eine Kernzonenausweitung machen würde und die Leute nicht in die Stadt hereinholt –, aber es gibt am Wiener Flur anscheinend zu wenig Parkplätze, es gibt in der Umgebung anscheinend zu wenig Parkplätze. Und was macht die Stadt Wien? Jeder andere muss zahlen, selbst in den Volksgaragen muss man mittlerweile um die 75 EUR für einen Platz zahlen, nur in Siebenhirten bietet man der Wohnbevölkerung als Zuckerl vor der Wahl einen Garagenplatz um 45 EUR im Monat an. 

Und jetzt ganz ehrlich! Ist es Aufgabe der Stadt Wien, aus dem Budget der Stadt Wien Menschen um 45 EUR pro Monat einen Garagenplatz anzubieten? Und warum dann nur in Siebenhirten und nicht überall anders? Oder ist es so – auch wenn es mir momentan gerade so vorkommt, dass nur die wenigsten Anwesenden der Sozialdemokratischen Fraktion tatsächlich zuhören (GR Godwin Schuster: Schauen Sie zu den anderen Fraktionen!); ich sage, das kommt mir so vor, dass sie sozusagen in sich hineinnicken, aber das passiert eben, wir haben jetzt immerhin schon viertel drei am Nachmittag und eine anstrengende Sitzung hinter uns, aber es ist ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, ich freue mich doch eh, dass Sie überhaupt da sitzen, es ist ja gar nicht so.

Kollege Maurer! Wissen Sie, was der Vorteil in meiner Fraktion ist? Da wissen sie, was ich sage, das diskutieren wir vorher, und es ist ausgemacht, aber ich versuche ja, es Ihnen zu erklären. Sie sind die Mehrheitsfraktion, Sie sind diejenigen, die entweder Ja oder Nein sagen. Im Endeffekt hat sich gezeigt, es ist vollkommen egal, was die Grünen sagen, was die ÖVP sagt, selbst was die FPÖ sagt, es ist vollkommen egal, das Einzige, was zählt – Kollege Nevrivy, du nickst –, ist, was die SPÖ sagt. So ist es mit einer Absoluten. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Wir machen, was die Bevölkerung wünscht!) Na, was die Bevölkerung wünscht, das werden wir dann so oder so im Herbst sehen, aber im Gemeinderat selbst – und das ist das Traurige, das ist das Traurige am gelebten Parlamentarismus –, hier herinnen verkommt der Parlamentarismus, weil die Argumente nicht zählen.

Kollegin Ramskogler, warum wollen Sie den Menschen in Siebenhirten um 45 EUR eine Wohnsammelgarage geben? Jeder andere, der das Glück hat, rund um eine Volksgarage zu wohnen, zahlt ungefähr 75 EUR, und wer das Mazel nicht hat, zahlt, je nach Lage, zwischen 100 EUR bis 300 EUR aufwärts. Warum machen wir das in Siebenhirten, dass wir einfach eine Hochgarage um zwei Stockwerke aufstocken, noch einmal eine Menge Garagenplätze hineinpfropfen, in dem Wissen, es werden nicht die Pendlerinnen und Pendler aus Niederösterreich sein, die diese Garage nutzen, sondern es werden diejenigen sein, die in der Nähe wohnen, weil es keine Parkraumbewirtschaftung gibt, weil es ob der fehlenden Parkraumbewirtschaftung zu wenig Parkplätze gibt und weil die Kernzone noch immer nicht ausgeweitet wurde. 

Vielleicht kann da endlich einmal die Frau Finanzstadträtin mit dem zuständigen Landesrat in Niederösterreich Gespräche aufnehmen, den VOR mit einbeziehen, um endlich über eine Kernzonenerweiterung nachzudenken. Es wäre höchst an der Zeit dafür. Aber jetzt noch einmal mehr als 4 Millionen EUR für ein paar Hundert Garagenplätze auszugeben, diese mit 85 Prozent zu subventionieren – tut mir leid, das ist jenseitig, jenseitig in einer Zeit, wo die Stadt Wien eigentlich jeden Euro umdrehen sollte. Man hat jetzt gesehen, selbst die Mindestsicherung steht schon wieder an der Kippe. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Wegen euch!) Nein, nicht wegen uns, aber es kann sein, dass wir in Wien noch mehr Geld brauchen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Na ja, ihr lasst euch mittlerweile zum vierten Mal am Nasenring die Mindestsicherung abkaufen. Ich habe das ja miterlebt, das ist ja peinlich bezüglich Mindestsicherung, wie oft die ÖVP da neue Forderungen gestellt hat. Aber ich gebe zu, die ÖVP ist, was das betrifft, das Allerletzte. Die ÖVP spielt mit der Armut. Der ÖVP ist die Armut eigentlich vollkommen egal, und ihr lasst euch am Nasenring mitziehen und stimmt einer Minisicherung zu, die in Wien genau das Sozialhilfeniveau erreicht und keinen Cent mehr. 

Das ist natürlich mindestens so dramatisch, aber die Mindestsicherung bringt zumindest österreichweit dem einen oder der anderen SozialhilfebezieherIn tatsächlich etwas, weil er/sie hinkünftig krankenversichert ist. Das stimmt, aber man muss auf diese Mindestsicherung als SozialdemokratIn nicht unbedingt stolz sein. Sagen wir einmal so. Eine rot-grüne Mindestsicherung hätte anders ausgeschaut. Ich hoffe, davon sind wir alle miteinander überzeugt, und vielleicht seht ihr das das nächste Mal auf Nationalratsebene auch.

Aber jetzt kommen wir wieder zurück zum heutigen Antrag. Wie gesagt, 4 Millionen EUR, das klingt ja alles nicht so viel. Ich meine, vorher hatten wir gerade 6 Millionen EUR für die Wien Holding, 4 Millionen da, ein paar Millionen da. Sie alle kennen das Budget, das wir für heuer beschlossen haben. Das ist ein Budget mit einem Gebarungsabgang in der Größenordnung von 800 Millionen beziehungsweise einem Maastricht-relevanten Gebarungsabgang von 700 Millionen EUR. Ich vermisse angesichts der wirtschaftlichen Situation die ganze Zeit irgendwie einen Plan, wie das nächstes Jahr weitergehen soll. Ich meine, das sage ich jetzt einmal ganz offen. 

Wir sehen auf Bundesebene, wo das hinsteuert: Sparen, sparen, sparen, sparen! Die Länder bekommen weniger Geld. Alle müssen wieder die innerösterreichischen Stabilitätskriterien einhalten, was, überspitzt formuliert, für die Stadt Wien bedeutet, knapp 1 Milliarde EUR muss der Differenzbetrag geringer werden. Ich vermisse, dass da irgendetwas kommt, wie das passieren soll. 

Na, glauben Sie, da sind dann 4 Millionen für noch einmal 200 Autos, die irgendwo in einer Garage drinnen stehen, super angelegt? Na, glauben Sie nicht wirklich, dass man das Geld anders brauchen kann? Glauben Sie nicht wirklich, dass man die Kinderbetreuung ausbauen soll, dass man mehr in Bildungseinrichtungen investieren soll? Wo nehmen Sie denn das Geld her? Die Stadt Wien wird es nicht drucken können. 

Und in diesem Sinne ersuche ich Sie, dieses Vorhaben noch einmal zu überdenken und es so wie die Grünen zu machen: Stimmen Sie einfach nicht zu! – Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herrn!

Ich habe jetzt, auch ohne Aufforderung, von Haus aus dem Vorredner sehr aufmerksam zugehört, und ich war ein bisschen verwundert, denn es geht in diesem Geschäftsstück um die Aufstockung einer Park-and-ride-Anlage in Siebenhirten, da diese zu 100 Prozent voll ist, wie das dann vermischt wird mit der Mindestsicherung und anderen Themen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber für wen ist das?) 

Ich glaube, die Position der grünen Fraktion in Bezug auf Garagen ist ja hinlänglich bekannt – durchaus nichts Negatives, es ist halt so –, aber auch die Positionen der anderen Parteien zum Thema Garagen sind, glaube ich, bekannt. Ich will nur festhalten, dass das Leben in einer Stadt, in einer Millionenstadt nicht nur eindimensional gesehen werden kann. Und gerade hier sind eben, um die Lebensqualität, um das Leben, um die Wirtschaft faktisch nicht zu behindern, da ja auch Autofahrten getätigt werden müssen, Garagen notwendig, genauso wie Park-and-ride-Plätze an neuralgischen Umsteigestellen in leistungsfähige öffentliche Verkehrsmittel faktisch notwendig sind. 

Gerade mit diesem Weg der geförderten Garagen, Wohnsammelgaragen und Park-and-ride-Anlagen, der hier bereits vor vielen Jahren beschritten worden ist, sind wir, glaube ich, nicht so schlecht gefahren, denn das sind schon Themen für die Zukunft. Vergleichen wir nur international bitte den Anteil des öffentlichen Verkehrs innerhalb von Millionenmetropolen. Da liegen wir, denke ich, mit 35 Prozent in Wien nicht so schlecht. Das bedeutet natürlich auch Lebensqualität, weil dadurch ja weniger Fahrten in der Stadt gemacht werden.

Verwundert war ich nur ein bisschen – aber vielleicht ist das schon, ich weiß nicht, eine Änderung der Haltung für die Zukunft –, dass die Grünen behauptet haben, wir haben das Budget 2010 beschlossen. Ich kann mich nur erinnern, dass es die SPÖ beschlossen hat, die Grünen waren dagegen. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag hat die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 56, 5. GR-Subventionsliste 2010. Die getrennte Abstimmung wurde gewünscht.

Ich lasse zunächst abstimmen über die Subvention an das Lois-Weinberger-Institut. Wer für diese Förderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. 

Ich lasse nun abstimmen über die Subventionen an den Verwaltungsgerichtshof. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Die erforderliche Mehrheit ist gegeben.

Ich komme nun zur Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich. Wer für diese Förderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier gibt es die Zustimmung von der ÖVP, der SPÖ und den Grünen. Die Mehrheit ist gegeben.

Ich lasse nun alle übrigen Punkte dieser Gemeinderatssubventionsliste abstimmen. Wer für alle übrigen Punkte ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich jetzt die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Diesbezüglich gibt es eine einstimmig Annahme.

Postnummer 30, Plandokument 7471E, KatG Liesing. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor, ich komme daher zur Abstimmung. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von FPÖ, SPÖ und den Grünen. Das Geschäftsstück hat die erforderliche Mehrheit. 

Postnummer 32, Verlängerung der Förderung im Zusammenhang mit der Errichtung von Fahrradständern auf öffentlichem Gut. Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von FPÖ, SPÖ und den Grünen. Die erforderliche Mehrheit ist gegeben.

Postnummer 34, Plandokument 7832, KatG Kagran und Stadlau. Berichterstatterin ist Frau GRin Schrödl.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte unsere Ablehnung für diesen Flächenwidmungsplan erklären. Es geht um ein Gebiet in Stadlau, wo sich in unmittelbarer Nachbarschaft ein Fernheizkraftwerk befindet, und ich möchte Sie deswegen nochmals darauf hinweisen, Ihr Abstimmungsverhalten vielleicht zu überdenken. Wir haben es im Planungsausschuss schon kurz diskutiert. 

Es gibt da einen Schriftverkehr, der sich im Akt wiederfindet. Der ist allerdings schon ein paar Jahre alt, also aus der Zeit, als man schon angedacht hat, dieses Grundstück zu verwerten. Im Jahr 2003 wurde beispielsweise von der Stadtplanungsabteilung darauf hingewiesen, dass sich das Grundstück auf Grund einer ungünstigen Erschließung für den Individualverkehr nur bedingt als Betriebsbaugebiet eignet, jedoch hinsichtlich der Lage neben der Ostbahn und dem Fernheizkraftwerk im Süden auch eine reine Wohnnutzung nur in Teilbereichen in der Liegenschaft vorstellbar ist. Das ist dann eine Zeit lang so hin und her gegangen. 

Es gibt dann noch andere Aussagen, beispielsweise von der Arbeiterkammer. Die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien bewertet den Standort grundsätzlich als für eine Wohnnutzung nicht ideal. 

Es wird auch immer wieder ein Lärmschutz eingefordert, weil sich eben direkt angrenzend die Bahntrasse befindet. Und auch die Wirtschaftskammer weist darauf hin, dass auf Grund des Heizkraftwerkes im Süden unbedingt eine entsprechende Pufferzone eingerichtet werden muss, um einen geeigneten Abstand zu halten, weil befürchtet wird, dass es zu Beeinträchtigungen kommen wird. 

Dann werden sich halt die Anrainer beschweren, dann wird es ewig hin und her gehen, und dann wird man sich irgendwann fragen, warum man diese Anregungen, die im Laufe des Planungsprozesses ja durchaus schon offiziell gekommen sind, nicht aufgegriffen hat. 

Es hat bei diesem Plangebiet dann einen städtebaulichen Wettbewerb gegeben, und an dieser Stelle möchte ich einmal mehr daran erinnern und darauf aufmerksam machen, dass diese städtebaulichen Wettbewerbe, die oft Grundlage für die Flächenwidmung sind, meistens oder eigentlich immer geladene Verfahren mit etwa sechs Teilnehmern sind. Kein Mensch weiß, warum gerade diese sechs. Es gibt zwar eine Art Datenbank, aber die ist jetzt auch nicht so transparent verwaltet, dass man sieht: Kommen da immer andere dran? Wer kommt da überhaupt aller hinein? Was muss man tun, um da hineinzukommen? 

Ich meine, gerade bei städtebaulichen Wettbewerben, wo es wirklich um die Entwicklung von größeren Gebieten geht, wäre es doch angebracht, ein paar mehr Ideen zu suchen und möglichst dafür zu sorgen, dass hier unterschiedliche Leute an die Reihe kommen und dass das vor allem auch nachvollziehbar und transparent ist. Es ist in der Vergangenheit immer wieder zu Verfahren gekommen, die dann im Nachhinein kritisiert wurden, weil sie eben nicht nachvollziehbar waren. 

In diesem Fall ist dann ein städtebaulicher Entwurf herausgekommen, der nunmehr mit diesem Flächenwidmungsplan quasi gesetzlich ermöglicht wird. In unseren Augen wird allerdings dieser geforderte Abstand zum Fernheizwerk viel zu wenig berücksichtigt. Da sind lediglich neun Meter eingezeichnet und dann noch einmal ein kleiner Streifen von sechs Metern. Dazwischen sollen sich Parkplätze befinden. Was die Lärmschutzmaßnahmen betrifft, wurde zwar im Ausschuss gesagt, dass dafür Sorge getragen wird, allerdings ist mir dann unverständlich, warum gerade dieser Riegel an der Bahn niedriger ist als der Riegel auf der anderen Seite Richtung Park. 

Das sind einige Gründe, um, wie gesagt, diesen Plan abzulehnen. Wir würden uns wünschen, dass man da in Zukunft ein bisschen mehr Rücksicht nimmt, nämlich auch in Anbetracht der zukünftigen Bewohner dieser Areale, und nicht zu sehr in Betracht zieht, was wie finanzierbar ist, sondern eigentlich doch die Wohnqualität in den Vordergrund stellt und berücksichtigt, dass die Qualität eigentlich den Ausschlag gibt, dass die Leute dort auch wohnen wollen, und danach trachtet, dass man diese Dinge auch gut realisieren kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es handelt sich hier um die Fläche der ehemaligen Plattenfabrik. Sie zeichnet sich aus durch eine gute Verkehrsanbindung. Natürlich – da gebe ich der Kollegin Gretner recht – wird es gelegentlich durch den Verschublärm und durch die S80 zu Lärmimmissionen kommen können. Die baulichen Maßnahmen werden aber vorgesehen, ebenso gibt es eine Pufferzone zum Fernheizwerk. Um die Luftqualität zu verbessern, ist die Begrünung der Flächdächer vorgesehen. 

Somit ersuche ich um Zustimmung zum gegenständlichen Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Das Geschäftsstück hat die erforderlich Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Postnummer 36: Plandokument 7936, KatG Stadlau. Berichterstatter ist Herr GR Dr Troch.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Sehr geehrter Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch zu diesem Flächenwidmungsplanentwurf eine Erklärung, warum wir diesem nicht zustimmen werden. Es geht hier um ein sehr schönes Gebiet am so genannten Mühlgrund im 22. Bezirk an der Ostbahn. In unmittelbarer Nähe wird bald die U-Bahn-Station Stadlau eröffnet. Also es ist durchaus richtig, hier nachzuverdichten und diese unmittelbare Nähe zur U-Bahn, aber andererseits auch zum Naturraum zu nutzen. 

Allerdings ist in diesem Planentwurf auch eine Straßenverbindung eingezeichnet, die in unseren Augen sehr dazu einladen könnte, als Schleichweg zu dienen, was wiederum die Wohnqualität in diesem an und für sich sehr ruhigen naturnahen Gebiet erheblich verschlechtern könnte. Wir glauben, dass sie auch nicht notwendig ist im Zusammenhang mit der Bebauung, die hier vorgesehen ist. Das ist durchaus in einem verträglichen Bereich, also Reihenhäuser, Doppelhäuser et cetera und nicht mehrgeschoßiger Wohnbau in größerem Ausmaß. 

Es gab auch zahlreiche Einsprüche von den BürgerInnen vor Ort, und wir glauben, dass sie in diesem Fall schon vorweg ganz gut mitgedacht haben. Jetzt wohnen dort ein paar Leute in Einfamilienhäusern, die haben da durchaus schon vorausgedacht, wie sich der Verkehr entwickeln wird. 

Insofern lehnen wir diesen Flächenwidmungsplan ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dieser Flächenwidmung auch nicht zustimmen. Wie gesagt, das Gebiet ist das Naherholungsgebiet um das Mühlwasser. Die Kollegin hat es gerade gesagt. Uns geht es bei diesem Gebiet, welches von der Wohnqualität her sehr wertvoll ist, um diese beabsichtigte Aufzonung bei der U-Bahn. Uns ist schon klar, dass es durch die U-Bahn-Anbindung eine Aufwertung dieses Gebietes geben wird, trotzdem sollte man sich einmal aus Sicht der Stadt Wien Gedanken machen, wo eigentlich die Schmerzgrenze für BewohnerInnen und AnrainerInnen ist, wenn man ununterbrochen in der Nähe von Sww-Gebieten immer wieder aufzont, aufzont und noch einmal aufzont, ob das dann noch den Sinn eines qualitätsvollen Wohnens erfüllt. 

Wir haben diese Problematik auch in anderen Stadtentwicklungsgebieten, und ich denke, man sollte auch diese Flächenwidmung hier zum Anlass annehmen, sich seitens der Stadt Wien einmal Gedanken darüber zu machen, was ist dem Bürger, der Bürgerin zumutbar. – Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Plangebiet ist ein Gebiet zwischen der Ostbahn, der A23, der zukünftigen U2 sowie einer Einfamilienhaussiedlung in der Mühlgrundgasse. Es ist in der Nähe des SMZ-Ost und im direkten Einzugsbereich der U2, der S80 und mehrerer Buslinien. In der Umgebung ist das Naherholungsgebiet Unteres Mühlwasser, wie bereits angesprochen. Für die U-Bahn-Trasse wurde hier auch eine UVP durchgeführt. 

Im STEP 2005 wurde diese Fläche als Zielgebiet festgelegt. Der Schwerpunkt liegt auf Nutzungsintesivierung und maßvoller Verdichtung. Der bestehende Grünraum im Umfeld, der Grünzug Mühlwasser – Hirschstetten wird in seiner Qualität selbstverständlich erhalten bleiben, und es wird hier Radverbindungen geben. 

Bereits im Jahr 2000 gab es ein städtebauliches Gutachterverfahren. Die jetzt vorgenommenen Adaptierungen sind auf Grund der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung und des ständig wachsenden Bedürfnisses nach leistbarem Wohnraum notwendig geworden. (Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Und natürlich, Herr Kollege Hoch, wenn in der Nähe ein hochrangiges Verkehrsmittel wie die U2 ist, dann ist es doch irgendwie ganz klar, dass man hier nicht Kleingärten machen wird. (GR Alfred Hoch: Was tun Sie für die Wohnqualität? Erklären Sie uns das!) Das tue ich ja gerade.

Vorgesehen sind auch abschirmende Bauwerke. Zwischen der Kaisermühlenstraße und der Konstanziagasse ist ein gestalterisches Element vorgesehen, das im Straßenraum auch ein städtebauliches Zeichen setzt. 

Besonders erfreulich finde ich die im zentralen Bereich des Plangebietes vorgeschlagene Widmung Grünland, Erholungsgebiet, das Sport- und Spielplätze beinhaltet. Mit dem Projekt „space lab“ haben wir dort besondere Aufmerksamkeit auf die jugendgerechte Flächengestaltung gelegt. In diesem Projekt werden beschäftigungsferne Jugendliche gemeinsam mit der MA 49 das Grünraumkonzept erarbeiten und umsetzen. 

Für jetzige und künftige Bewohnerinnen und Bewohner werden weitere naturnahe Erholungsräume geschaffen und bereits bestehende geschützt und erlebbar in die Planungen einbezogen. 

Zu den Straßen: Ich habe irgendwie das Gefühl, immer, wenn irgendwo eine Straße in der Nähe ist, wittern die Grünen sofort Unheil. Erstens ist dort die Stadlauer Straße in der Nähe. Die Stadlauer Straße ist eine der meist befahrenen Straßen in der Donaustadt, und wenn sich wirklich irgendwo Schleichwege ergeben würden, können Sie sicher sein, Frau Kollegin Gretner, dass die entsprechenden verkehrsberuhigenden Maßnahmen von Seiten des Bezirkes gesetzt werden, um solche Schleichwege zu verhindern. 

Nachdem die Aufzonung in U-Bahn-Nähe hier absolut logisch erscheint, ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Antrag. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Er verzichtet. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung der SPÖ. Das Geschäftsstück hat die erforderlich Mehrheit.

Postnummer 37: Plandokument 7918, KatG Aspern. Berichterstatterin ist Frau GRin Schrödl.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde dieses Mal ausnahmsweise unsere Zustimmung begründen, aber doch auch auf etwas hinweisen, was ich nicht für unwesentlich halte. Es geht hier um einen Flächenwidmungsplan, der dem neuen Stadtentwicklungsgebiet Flugfeld Aspern im Südwesten rechtlich eine Grundlage gibt für die dortige Entwicklung. Was uns hier nicht gefällt, ist, dass man diesen sonst durchaus ambitionierten Entwurf geändert hat. Sie werden das jetzt wahrscheinlich auf die Entfernung nicht sehen (Die Rednerin zeigt einen Plan.), aber es gab da in der Mitte einen kleinen Park, der gewidmet war, und zwar auch noch in der öffentlichen Auflage gewidmet war, und der ist eigentlich erst kurz vor dem Planungsausschuss plötzlich herausgefallen und ist hier nicht mehr sichtbar. Da ist jetzt eine Lücke, das ist sozusagen eine Verkehrsfläche. 

Nachdem es ja gerade beim Flugfeld Aspern sogar ein Handbuch des öffentlichen Raums gibt und wirklich in allen Publikationen sehr farbenfroh bebildert ist, welches schöne städtische Leben sich dort entwickeln soll, meinen wir doch, dass man hier auch schon bei der rechtlichen Grundlage dafür sorgen soll, dass sich das wirklich so positiv entwickelt. All diese Bilder werden nur dann wirklich Wahrheit werden, wenn wir uns von Anfang an auch konsequent um die Umsetzung bemühen. 

Auf meine Nachfrage hin im Ausschuss, warum dieser Park nicht mehr gewidmet werden soll, wurde mir gesagt, das Stadtgartenamt, die MA 42, sieht sich außerstande, dieses Stückchen Park hier zu pflegen. Ich meine, das sollte eigentlich nicht Grundlage für unsere Stadtplanung sein, ob es sich die MA 42 in Zukunft noch leisten wird können, einen Park zu pflegen. In unseren Augen sollte doch bei der Flächenwidmung und bei der Stadtplanung insgesamt einmal die Entwicklung des städtischen Raumes in Vordergrund stehen – wollen wir dort einen Park oder nicht? –, und in Folge wird man sich überlegen müssen, wie schafft man es, diesen Park zu bewirtschaften, der Öffentlichkeit vielleicht sogar zur Verfügung zu stellen. Da gibt es ja auch durchaus ambitionierte Wohnprojekte, die da entstehen sollen. Vielleicht haben sogar die Bewohner selbst Interesse daran, diesen Park zu pflegen. Es muss nicht jede einzelne Tulpenzwiebel händisch vom Stadtgartenamt eingesetzt werden. Man könnte durchaus auch den Wienerinnen und Wienern die Möglichkeit geben, daran teilzuhaben. Insofern bitte ich Sie, ihnen die Möglichkeit zu geben. Vielleicht könnten auch die MA 42 und die Umweltstadträtin einmal die Verwaltung des Stadtgartenamtes ein bisschen überdenken, ob man da nicht vielleicht auch gewisse Tätigkeiten durchaus in Kooperation mit der Bevölkerung durchführen könnte – zu unser aller Wohl. 

Ich bitte Sie, diesem Abänderungsantrag zuzustimmen, der wirklich lediglich vorsieht, dieses kleine Fleckchen wieder in den Flächenwidmungsplan einzuzeichnen, und zwar den ursprünglichen Entwurf 1. Diese quasi in diesem Bereich in den nordwestlichen Baufeldern gelegene Grünfläche – das ist im Antrag ohnehin genau beschrieben – möge im gegenständlichen Planentwurf als solche wieder als Epk erneut festgesetzt werden.

Ich bitte Sie darum, dem zuzustimmen. Wie ich höre, hätte auch der Eigentümer dort lieber den Park gewidmet. Ich glaube, es wäre ein gutes Zeichen, um wirklich zu zeigen, dass wir das Flugfeld Aspern – trotz aller Bedenken, was da noch alles auf uns zukommen wird, um diese Bilder Realität werden zu lassen –, auch in diesem Fall unterstützen, dass es einen Park geben wird, dass es dort wirklich ein städtisches Leben gibt, das einmal etwas anderes ist als in den sonstigen Neubaugebieten. 

Insofern bitte ich Sie, diesem Abänderungsantrag zuzustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Fläche, die von der Kollegin Gretner angesprochen wurde, gilt als Grünland, Erholungsgebiet, Parkanlage ausgewiesene Fläche und sollte ursprünglich der Vorsorge für Kinder- und Jugendspielplätze im Wohnumfeld dienen. Da diese Funktion nun innerhalb des Querschnitts der Verkehrsfläche als so genannte Gestaltungsfläche – Schlagwort „Partitur des öffentlichen Raums" – erfüllt werden soll, können die Ausweisung als Grünland, Erholungsgebiet, Parkanlage entfallen und die betroffenen Flächen dem öffentlichen Grund zugeschlagen werden.

Daher ersuche ich, dem Akt zuzustimmen und den Abänderungsantrag abzulehnen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich lasse nun zunächst den Abänderungsantrag abstimmen. Wer für den Abänderungsantrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. Der Abänderungsantrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über das Geschäftsstück. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von allen vier Fraktionen. Das Geschäftsstück ist einstimmig beschlossen.

Postnummer 40: Straßenumbau und Fahrbahnsanierung der Hauptstraße B14 im 2. Bezirk. Berichterstatter ist Herr GR Valentin.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Schön wäre es, wenn die SPÖ ihre Verkehrspolitik, und zwar die, wo es darum geht, Individualverkehr oder grundsätzlich auch den LKW-Verkehr zu reduzieren, ernst nähme. Dies ist aber auch hier nicht der Fall. Wer den Handelskai kennt, der weiß, dass der Handelskai ein beliebter Schleichweg für alle möglichen LKW-Fahrten ist, um die Donauuferautobahn zu umgehen, sodass dort schon einmal der eine oder andere Stau und sehr, sehr viel Lärm vorkommen können.

Was wir hier haben in diesem Geschäftsstück, ist die Verbreiterung des Handelskais um eine Spur, und zwar zwischen der neuen ÖGB-Zentrale und der Zufahrt zum Einkaufszentrum Stadion-Center. 

Das sind zwei, wenn man so will, Verkehrsmagneten, denn die Mitarbeiter, aber auch die Funktionäre des ÖGB werden leider Gottes nicht alle mit der U-Bahn kommen, sie kommen ganz sicher nicht mit der U-Bahn, sondern mit dem PKW. 

Jetzt ergibt sich für uns die Frage: Wozu braucht es da jetzt eine Verbreiterung? Welche Möglichkeiten gibt es da eigentlich, die dem entgegenstehen? 

Braucht sie das Einkaufszentrum? Da würde ich einmal sagen, im Moment nicht, aber die SPÖ hätte sicher ganz gern, dass das Einkaufszentrum beim Stadion etwas mehr genutzt wird, und da setzt man natürlich nicht nur auf die U-Bahn, sondern vor allem auch auf den Individualverkehr. 

Brauchen die LKW, die von der Tangente auffahren, diese Erweiterung, oder brauchen sie die LKW, die auf dem Handelskai Richtung Nordbrücke unterwegs sind? Und, noch wichtig, braucht sie das neue „Viertel zwei", das neue Büroviertel dort? 

Das heißt, im Grunde genommen macht die SPÖ nicht anderes, als die Ertüchtigung des Handelskais für mehr Individualverkehr. Das widerspricht völlig ihren, wenn man so will, Sonntagsreden im Masterplan Verkehr. 

Genau aus diesem Grund, nicht nur weil es den Sonntagsreden widerspricht, sondern weil es einer vernünftigen Verkehrspolitik widerspricht, lehnen wir dieses Aktenstück ab. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Danke schön. – Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben diesen Teil auch sehr intensiv im Gemeinderatsausschuss diskutiert. Zum Handelskai hat mein Vorredner ein wichtiges zentrales Halbsatzerl fallen lassen: Wer den Handelskai kennt. Ja, wer den Handelskai kennt, weiß, dass der Handelskai stellenweise durch Abbiegerelationen einspurig geführt ist, wer den Handelskai kennt, weiß, dass er durch viele Ampelanlagen unterbrochen ist, wer den Handelskai kennt, weiß, dass dort ausreichend die Opferstöcke der Bundespolizeidirektion Wien stehen und dass ein Rasen am Handelskai nicht möglich ist, weil einfach diejenigen, die das täten, sehr regelmäßig zur Kasse gebeten werden würden. Wer die Verkehrssituation kennt, weiß, dass der Schwerverkehr natürlich den Weg über die Brücke sucht und – das zeigen auch die Verkehrszahlen – die Autobahn, die Schnellstraße in Anspruch nimmt. 

Deshalb kann von einem Paradigmenwechsel in diesem Akt aus unserer Sichtweise und aus Sichtweise des Berichterstatters nicht ausgegangen werden. Ganz im Gegenteil! Es wird sehr, sehr zielorientiert weiterhin die Bündelung des Wien durchfahrenden Verkehrs in den Raum jenseits der Donau verlagert, aber jene, die in den 20. und in den 2. Bezirk zufahren müssen, werden auch weiterhin den Handelskai verwenden.

Ich ersuche deshalb um Zustimmung zu dem Aktenstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag hat die erforderliche Mehrheit.

Postnummer 41: Umbau der A23, Anschlussstelle Landstraße, und der Hauptstraße B221. Herr GR Valentin, ich ersuche Sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Auch hier bitte ich um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Da vorher keine zweite Wortmeldung mehr möglich war oder ein Replizieren und Herr Kollege Valentin im Grunde genommen da Dinge gesagt hat, die sehr, sehr gut auf dieses Aktenstück passen, möchte ich jetzt noch etwas dazu sagen.

Das ist kein Paradigmenwechsel beim Handelskai, hat er gemeint. Dieses Aktenstück, das wir jetzt haben, das ist ein Paradigmenwechsel. Da wird aus dem Landstraßer Gürtel nichts anderes gemacht als eine Verlängerung eines Autobahnteilstückes. Das heißt in Wirklichkeit, der Gürtel dort wird zur Autobahn. Es ist auch kein Zufall, dass die Asfinag da mit bezahlt. 

Wie schaut das aus für die Bürger und Bürgerinnen am Handelskai? Da sagt der Kollege Valentin, dort sind die Opferstöcke der Bundespolizei. Na, warum sind dort die Opferstöcke der Bundespolizei? Weil dort ganz einfach zu schnell gefahren wird am Handelskai. Deswegen stehen die auch dort, und man hat ganz viele Einnahmen, weil dort zu schnell gefahren wird. Und weil zu schnell gefahren werden kann, macht man jetzt noch eine zusätzliche Spur. 

Wie schaut das jetzt aber am Landstraßer Gürtel aus? Dort kann man gar nicht schnell fahren, dort gibt es nämlich einen Stau, und zwar auf der Tangente. Und damit man den Stau von der Tangente wegkriegt, ist es nicht so, dass man verkehrsreduzierende Maßnahmen setzt, sondern man macht verkehrsfördernde Maßnahmen. Das heißt, man baut sozusagen die Gürtelabfahrt hinein in die Stadt, wenn man so will, zunächst einmal in der ersten Phase bis zur Blamauergasse, und zwar mit der Begründung: Da können wir den Bezirk entlassen. 

Ich verstehe aber nicht, was das für eine Entlastung bedeuten soll, wenn ich gleichzeitig die Landstraßer Hauptstraße in Richtung Südosttangente aufmache. Was ist das für eine Entlastung? Da hole ich mir den Verkehr ja erst richtig herein in die Landstraßer Hauptstraße, damit da lustig hinaufgefahren werden kann. 

Als Zuckerl für dieses Projekt gibt es eine Entflechtung mit dem 18er. Das finden wir ja gut. Auch einen Radweg finden wir gut, aber grundsätzlich ist es so, und das war immer der Tenor: Der Parkplatz auf der Südosttangente wird jetzt auf den Landstraßer Gürtel verlegt. Da stehen die Autos und verpesten die Luft und machen einen Haufen Lärm für die Bürgerinnen und Bürger, für die AnrainerInnen, wenn man so will, und gleichzeitig braucht man natürlich auch eine breitere Straße. Die breitere Straße geht natürlich zu Lasten der Bäume dort. Baumfällungen haben schon stattgefunden. 

Nun frage ich mich ganz ernsthaft: Wenn die SPÖ es ernst meint mit einer Reduzierung des Individualverkehrs, und zwar nicht nur innerhalb des Gürtels, sondern auch am Gürtel und außerhalb, dann kann man dort den Gürtel nicht ertüchtigen zu einer Autobahn. Das passiert aber hier in diesem Fall. 

Und wie das Leben so spielt: 100 Millionen EUR oder 101 Millionen EUR, um es genau zu sagen, ist diese Geschichte wert jetzt einmal im Projekt. Das wird sicher noch viel mehr kosten. Das ist das eine. Die Stadt Wien leistet ihren Obolus mit 49 Millionen EUR. Ausrede oder Begründung ist: Der Hauptbahnhof muss angebunden werden. 

Da muss ich Ihnen ehrlich sagen, es wäre klüger, das Geld für die Entwicklung der Viertel rund um den Hauptbahnhof zu verwenden und nicht für eine Autobahn zum Hauptbahnhof. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Es gibt Privatsender, die ich sehr schätze, die zeichnen sich dadurch aus, dass sie meine Lieblingsserie, eine Kriminalserie, immer als Doppelfolgen bringt. Ich hoffe, Sie haben das Vergnügen nach Maresch und Valentin zweimal hintereinander genauso. 

In Wirklichkeit ist es dieselbe Diskussion, die wir hier führen. Es werden Verkehrsmaßnahmen getroffen, die mit Paradigmenwechsel nichts zu tun haben, und auch aus der Tatsache – ich kann mich in meiner Wortmeldung als Berichterstatter ja nur an Fakten halten – lässt sich das nicht ableiten. 

Zum einen: Rund um die veränderte Verkehrsstruktur, die natürlich eine zeitgemäße Anbindung, auch optisch zeitgemäße Anbindung des Hauptbahnhofes bietet, wird keine Fahrspur mehr entstehen. Das heißt, die Frage einer Verbreiterung der Fahrbahn bedeutet nicht unbedingt mehr Fahrstreifen, und es wird dort auch kein zusätzlicher Fahrstreifen gebaut werden. Wir haben die Diskussion ja auch zum Plandokument vor ungefähr eineinhalb, zwei Jahren gehabt, und Sie hätten sich das jetzt aus dem Protokoll wortwörtlich wieder in Erinnerung rufen können. 

Das Zweite ist: Die direkte Anbindung an die Südosttangente entlastet ein Wohngebiet. Und wann, wenn nicht dann, wenn eine Neuorientierung einer Verkehrssituation erfolgen kann, ist es an der Zeit, ein Wohngebiet, das Durchzugsverkehr hat, ein Wohngebiet, das für den Durchzugsverkehr nicht geeignet ist, was sich schließlich nachhaltig auf die Wohnqualität dort auswirkt, zu entlasten? Wann, wenn nicht dann, ist eine Entlastung angezeigt? Und das geschieht. 

Langer Rede kurzer Sinn: Wir haben hier ein Geschäftsstück, das eine nach der Verkehrslogistik sinnvolle Anbindung des Hauptbahnhofes auch an den Individualverkehr bietet, ohne dass dort Kapazitäten erhöht werden würden. Es werden Lenkungsmechanismen eingesetzt, um die Wohnbevölkerung dort zu entlasten, und ich denke mir, die Anrainerinnen und Anrainer des Hauptbahnhofes werden uns danken, wenn neben der Frage, dass Wien einen leistungsfähigen internationalen Bahnhof erhält, außerdem noch gewährleistet ist, dass die Anrainerinnen und Anrainer auch in einer Win-win-Situation mit verbesserten Lebensbedingungen zu rechnen haben. 

Ich ersuche deshalb den Gemeinderat, dieses Geschäftsstück anzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich komme jetzt zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest. Das Geschäftsstück hat die erforderliche Mehrheit. Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt. 

Wir kommen zur Dringlichen Anfrage der Grünen, nämlich zu dem Verlangen, dass die von GRin Mag Maria Vassilakou eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „100 000 arme Kinder in Wien – Kinderarmut in Wien zehnmal so hoch wie in Dänemark“ von der Fragestellerin mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Wird die Verlesung der Anfrage gewünscht? (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja!) Dann ersuche ich nun, die Verlesung vorzunehmen. 

Schriftführerin GRin Monika Riha: Dringliche Anfrage: 

1. Wie viele minderjährige Kinder leben in Wien nach Ihren Informationen und Einschätzung nach als Mitglied der Wiener Stadtregierung in armutsgefährdeten Haushalten?

2. Falls diese Frage nicht beantwortet werden kann, weil bisher solche Daten nicht erhoben wurden: Planen Sie, die Armutsgefährdungsrate von minderjährigen Kindern in Zukunft zu erheben? 

3. Wie hat sich die Zahl der armutsgefährdeten Kinder in den Jahren unter Bgm Häupl verändert? 

4. Auf kleinräumiger Ebene, im Wohnblock, Straßenzug oder Grätzel sind sozialräumliche Zentrifikations- und Differenzierungsprozesse in Gange. Andere Großstädte wie etwa Berlin arbeiten daran, Armut in bestimmten Stadtteilen und kleinräumigen Gebieten gezielt zu bekämpfen. Welche Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um die Entwicklung von Armut und Ausgrenzung in bestimmten Stadtteilen und Straßenzügen zu erfassen? 

5. Welche sozialintegrative Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um die Verfestigung von Armut und sozialer Ausgrenzung in kleinräumigen Gebieten der Stadt zu verhindern und die soziale Integration der Bevölkerung vor Ort zu verbessern? 

6. In welchen Stadtteilen und Stadtgebieten liegt der Anteil von von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten und in Armut lebenden Kindern und Jugendlichen überdurchschnittlich hoch? 

7. Welche konkreten sozialintegrativen Maßnahmen werden in diesen Stadtteilen ergriffen, um im Sinne einer sozialintegrativen Stadtentwicklung die Lebenslagen der Kinder und Jugendlichen zu verbessern? 

8. In Oberösterreich sind rund 10 Prozent der Minderjährigen armutsgefährdet. Dies liegt beträchtlich unter dem österreichischen Durchschnitt von 14 Prozent und noch weiter entfernt von den 24 Prozent armen Kindern, die es in Wien gibt. Dennoch hat der zuständige Soziallandesrat Josef Ackerl - SPÖ eine Studie über die Ursachen dieser Armut in Auftrag gegeben. Ist in Wien mit einem Bericht über die Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen zu rechnen? 

9. Die UNICEF hat im Rahmen einer Armutsstudie unter den reichen OECD-Staaten erhoben, dass die Kinderarmut in Nordeuropa besonders effektiv bekämpft wird. Die Kinderarmut in Wien ist gleich zehnmal so hoch wie in Dänemark. Welche Lehren ziehen Sie als Sozialstadträtin für die Stadt Wien daraus? 

10. Die EU-SILC Erhebung der Statistik Austria weist eine österreichweite Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen von 14 Prozent aus. In Wien ist sie mit 24 Prozent dramatisch höher. Was verursacht diesen Unterschied? 

11. Wie lange sind Ihnen und damit der Wiener Stadtregierung diese Entwicklungen bereits bekannt? 

12. Wurde in den letzten fünf Jahren versucht, dieser Entwicklung einer fortschreitenden Kinder- und Jugendarmut entgegenzuwirken? 

13. Welche Ursachen können festgestellt werden, dass die Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen höher ist als jene von Erwachsenen in der Stadt?

14. In Wien gibt es jährlich rund 4 000 Delogierungen, davon rund 1 000 in Gemeindewohnungen. Wie viele Kinder und Jugendliche sind von den 4 000 Delogierungen, bitte Gemeindewohnungen extra ausweisen, betroffen?

15. Sofern keine genauen Daten über Delogierungen von Familien vorliegen, werden Sie sich dafür einsetzen, künftig diese Daten zu erheben? In welcher Form wird diese Erhebung erfolgen?

16. Eine Delogierung stellt gerade für Kinder und Jugendliche eine erhebliche Belastung dar und kann sich sowohl negativ auf die Gesundheit als auch den Lernerfolg auswirken. Gibt es eine Delogierungsprävention speziell für diese besonders schutzbedürftige Bevölkerungsgruppe?

17. Was passiert, wenn Kinder und Jugendliche delogiert werden, gibt es eine standardisierte Vorgangsweise?

18. Wie wird das Kindeswohl in einer derartigen Familienkrise sichergestellt?

19. Immer wieder kommt es wegen Zahlungsrückständen zu Absperrungen von Gas, Strom oder Fernwärme in Privathaushalten. Wien Energie, als Unternehmen der Wien Holding im Eigentum der Stadt Wien, ist größter Anbieter für Energie in Wien. Wie oft waren 2009 Privathaushalte, in denen Kinder oder Jugendliche leben, von einer Sperre der Energiezufuhr durch Wien Energie betroffen?

20. Liegen Ihnen beziehungsweise der zuständigen Magistratsabteilung Zahlen vor, wie viele Haushalte 2009 und 2010 von einer Absperrung der Energiezufuhr betroffen waren und in wie vielen Haushalten davon Kinder und/oder Jugendliche leben? Wenn ja, wie viele waren/sind das?

21. Sofern keine genauen Daten über Sperren von Gas, Strom oder Fernwärme in Haushalten von Familien vorliegen, werden Sie sich künftig dafür einsetzen, diese Daten zu erheben?

22. In welcher Form wird eine künftige Erhebung der Energiesperren erfolgen?

23. In welchem Zeitraum gelingt durchschnittlich eine Wiederherstellung der Energieversorgung für Familien?

24. Welche standardisierte Vorgehensweise gibt es seitens des Magistrats im Fall einer Sperre der Energieversorgung in Privathaushalten mit Kindern und/oder Jugendlichen?

25. Wie wird sichergestellt, dass diese Kinder und Jugendlichen in der kalten Jahreszeit nicht frieren?

26. Wie wird sichergestellt, dass diese Kinder und Jugendlichen weiterhin eine Waschgelegenheit mit Warmwasser und saubere Kleidung haben?

27. Wie wird sichergestellt, dass Kinder und Jugendliche weiterhin eine warme Mahlzeit haben können?

28. Wie viele Kinder und Jugendliche nehmen im Pflichtschulalter nicht an kostenpflichtigen Schulveranstaltungen wie beispielsweise Exkursionen oder Sportwochen teil?

29. Hat es seit 2009 einen Anstieg der Nichtteilnahme an kostenpflichtigen Schulveranstaltungen gegeben?

30. Wie viele Unterbringungsmöglichkeiten gibt es in Wien für junge Mütter - Klammer: Teenager - und ihre Babys, wenn diese nicht länger bei den Eltern wohnen können oder wollen?

31. Können Sie ausschließen, dass in Wien Mütter von ihren Neugeborenen getrennt werden, weil es zu wenige Mutter-Kind Wohnplätze in betreuten Einrichtungen gibt?

32. Eine besonders armutsgefährdete Gruppe sind Ein-Eltern-Familien. Zu 90 Prozent sind dies Familien mit einer Frau als Elternteil. Wie viele Kinder und Jugendliche leben in Wien in Ein-Elternfamilien?

33. Was wurde in den letzten fünf Jahren unternommen, um der Armutsgefährdung von Ein-Elternfamilien entgegenzuwirken?

34. Gibt es Erhebungen seitens des Stadtschulrates über die Bedürfnisse dieser Kinder und ihrer Eltern?

35. Sofern es diese Erhebungen nicht gibt, sind diese zukünftig geplant?

36. Gibt es Bedarfserhebungen, wie viele Kinder unter zehn Jahren auf Grund der Arbeitszeiten ihrer Betreuungsperson/en in der Früh oder am Abend eine Betreuung zu Hause, da die Betreuungszeit mit der Schlafenszeit zusammenfällt, benötigen? Wenn nein, ist eine solche geplant?

37. Auch bei Familien mit drei und mehr Kindern ist die Armutsgefährdung überdurchschnittlich. Was wurde in den letzten fünf Jahren unternommen, um das Armutsrisiko für diese Bevölkerungsgruppe zu senken?"

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Verlesung der Dringlichen Anfrage. 

Für die Begründung dieser Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung dieser Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Mag Vassilakou das Wort.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Bevor ich zum eigentlichen Thema der Dringlichen komme, möchte ich kurz unsere Aufmerksamkeit auf die sehr, sehr schockierenden Ereignisse im Zusammenhang mit dem Schiffskonvoi der Solidaritätsflotte für Gaza lenken. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen mitbekommen haben, was sich heute in der Früh ereignet hat: Das israelische Militär hat mehrere Schiffe einer Friedensflotte auf internationalen Gewässern geentert, es gibt Tote zu beklagen.

Ich möchte an dieser Stelle meinen, dass diese Schiffe ja auch unterwegs waren, um Hilfsgüter - darunter auch etwa 500 Rollstühle - nach Gaza zu bringen, in ein Gebiet, in dem im Übrigen Kinder nicht in Armut so wie in Wien, sondern unter tragischen Verhältnissen aufwachsen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: „Nicht in Armut so wie in Wien"?) Ja, verzeih mir, ich finde das so daneben, was du jetzt gerade tust! Ich habe gesagt: nicht bloß in Armut, sondern in tragischen Verhältnissen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: „Nicht in Armut so wie in Wien" hast du gesagt!) Nicht so wie in Wien: bloß in Armut. Ja, es gibt Kinder, die in Armut aufwachsen in Wien! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Bitte, bitte, ich ersuche wirklich um Gnade und ein bisschen Würde in Zusammenhang mit diesem Anlass! Ich finde, es geht einfach darum, jener Menschen und auch jener Kinder zu gedenken, die tatsächlich unter unfassbaren Bedingungen, unvorstellbaren Bedingungen in einem Kriegsgebiet aufwachsen. Ich meine, dass es doch einen wesentlichen Unterschied macht, ob man in Gaza unter diesen schrecklichen Bedingungen aufwächst, und dass diese Kinder es ganz einfach auch verdienen, dass jetzt der Fokus kurz auf sie gerichtet wird.

Ich freue mich sehr, dass eine gemeinsame Resolution der SPÖ und der GRÜNEN - ich weiß nicht, ob inzwischen auch andere, weitere Fraktionen des Wiener Gemeinderates dabei sind - entsteht, die diese empörende, schreckliche Aktion auf das Schärfste verurteilt. Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, an dieser Stelle meinerseits zu meinen, dass ich denke, dass diese schreckliche Blockade aufgehoben werden muss, dass die Grenzen geöffnet werden müssen, dass diese Blockade nichts bringt. Das ist also bereits der x-te Appell, der an Israel gerichtet wird. Aber gerade jetzt zeigt sich, wie sinnlos dieser Weg ist, den Israel hier eingeschlagen hat.

Ich möchte dazu auffordern, die lückenlose Aufklärung durch eine internationale Untersuchungskommission voranzutreiben und die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Ich möchte auch dazu auffordern, jenen Aktivistinnen und Aktivisten, die auf diesen Booten unterwegs waren, die sofortige und breite Unterstützung zukommen zu lassen, die sie brauchen werden, denn die rechtliche Situation, mit der sie konfrontiert sind, ist nicht gerade unkompliziert. Diese letzte Aufforderung richtet sich konkret auch an die Vertreterinnen und Vertreter der österreichischen Bundesregierung, die in den nächsten Tagen sicher mit diesem Vorfall befasst sein werden.

Da möchte ich jetzt auf unser eigentliches Thema zu sprechen kommen, nämlich auf Wien und auf die Tatsache, liebe Stadträtin, dass in Wien, wie auch in anderen europäischen Städten, Kinder in Armut aufwachsen. Ich weiß nicht, warum dich diese Feststellung derart empört, aber: ja, es gibt Kinder in Wien, die in Armut aufwachsen! Das belegen sämtliche Statistiken, sämtliche Analysen, sämtliche Berichte, die es hier gibt, nicht nur seitens der Armutskonferenz, nicht nur der selbst von den GRÜNEN in Auftrag gegebene und dieser Tage gerade in der Rohfassung fertiggestellte Armuts- und Reichtumsbericht in Wien. Den hätten wir übrigens gerne auch seitens der Wiener Stadtregierung in Auftrag gegeben gehabt; derweil kommt er nicht, also gaben wir ihn selbst in Auftrag und haben für uns auch aktuelle Zahlen vorliegen. 

Aber bitte, wenn man meint, dass das alles jetzt boshafte Behauptungen von den GRÜNEN sind, dass Kinder in Wien in Armut aufwachsen, dann möchte ich die UNICEF-Studie aus dem Jahr 2005 zitieren, die ist nicht einmal besonders neu. Da ist Kinderarmut in reichen Ländern untersucht worden, auch im Vergleich, und es ist dort Erstaunliches nachzulesen. Für diejenigen, die es interessiert: Dänemark etwa hatte zum damaligen Zeitpunkt eine Kinderarmut von 2,4, während zum damaligen Zeitpunkt Wien bereits eine von 10,2 hatte. 

Ich denke also, dass man hier sieht, dass wir es mit einer Situation zu tun haben, die auf jeden Fall nicht existiert, weil es die GRÜNEN behaupten - und es sei nicht wahr -, sondern es ist ganz einfach so! Ich meine auch, dass es Sinn macht, sich mit dieser Thematik zu beschäftigen. Denn eine Verdoppelung der Zahlen der Kinder, die in Armut aufwachsen oder von Armut bedroht sind in einer sehr reichen Stadt wie Wien, innerhalb der letzten Jahre ist alarmierend. 2005 waren es noch an die 50 000 Kinder, die in Wien von Armut bedroht waren, inzwischen sind es nahezu doppelt so viele Kinder, die in Wien in Armut aufwachsen.

Meine Damen und Herren! Ich meine, das reicht dafür hin, dass es sehr wohl Sinn macht, sich damit zu beschäftigen und auch darüber nachzudenken, was zu tun ist. Wie können wir die Situation für diese Kinder besser machen? Denn was sicher niemand hier behaupten wird, ist, dass nichts geschieht. Aber was schon zu behaupten und auch in der UNICEF-Studie belegt ist, ist, dass das, was geschieht, nicht ausreicht und nicht greift. Der Beweis dafür, dass es nicht greift, liegt ja auch darin, dass sich die Zahl der Kinder innerhalb der letzten fünf Jahre einmal mehr verdoppelt hat. 

Über die Ursachen haben wir hier mehrfach diskutiert, über die Ursachen von Armut im Allgemeinen. Wir wissen, dass wir es ebenfalls mit einer Verdoppelung der Arbeitslosenzahlen in den vergangenen Jahren zu tun haben. Arbeitslosigkeit bringt Armut mit sich! Wir wissen auch, dass wir es in den letzten Jahren mit einer Vervielfachung der Jobs, von denen man nicht leben kann, zu tun haben. Das Problem ist ja nicht nur, wer alles arbeitslos ist, das Problem ist darüber hinaus, wer alles zwar einen, manchmal auch zwei und drei Jobs in Wien hat, von denen man aber in Summe nicht leben kann, wo man so wenig verdient, dass man am Monatsende mit dem, was man hat, ganz einfach nicht auskommt. Auch dieses Phänomen ist eines, das uns dieses Jahrzehnt in mehreren Debatten hier im Haus begleitet hat und wo bisher keine Trendumkehr zu beobachten war.

Ein Drittes, was sicher mit eine Ursache ist, ist die Teuerung der letzten Jahre. Es kommt nicht von ungefähr, dass in den vergangenen Jahren etwa die Preise der Lebensmittel in Supermärkten massiv gestiegen sind, sodass es in Wien sehr viele Menschen gibt, die sich, wenn sie einkaufen gehen, beispielsweise Gemüse ganz einfach nicht leisten können. Sie können sich kein Gemüse leisten! Stellen Sie sich vor, Sie gehen einkaufen und können sich Obst und Gemüse nicht leisten, weil es zeitweise so teuer ist. 

Darüber hinaus gibt es eine Teuerung - wenn Sie ein zweites Beispiel möchten - auch bei den Mieten. Die Mieten sind allein in den letzten drei Jahren um 19 Prozent gestiegen, um sage und schreibe plus 19 Prozent in drei Jahren! 

Das heißt, wir haben es hier mit einer Vielzahl von Faktoren zu tun, die dazu führen, dass die Armut in Wien nicht rückgängig ist, sondern steigt, und das bedeutet auch, dass die Anzahl der Kinder, die in Armut aufwachsen, steigt. Ich meine einmal mehr, dass es Sinn macht, sich heute nicht nur gegenseitig das Übliche an den Kopf zu werfen, sondern zu versuchen, ohne falsches Pathos einmal darüber nachzudenken: Greifen die Maßnahmen, die man bis jetzt gesetzt hat? Und was kann man tun, um die Situation für diese Kinder ganz einfach zu verbessern? Wo gibt es die Möglichkeit, an Schrauben zu drehen, mit denen wir sicherstellen können, dass Kinder in einer der reichsten Städte der Welt in Würde aufwachsen?

Hier habe ich zwei Maßnahmen, einfach zwei, die wir heute zur Diskussion stellen. Die erste ist, den Sozialhilferichtsatz für Kinder - ich wiederhole: erst einmal für Kinder, denn heute dient diese Debatte sozusagen der Erörterung, was man gegen Kinderarmut tun kann -, also den Sozialhilferichtsatz für Kinder zu erhöhen, nämlich von aktuell 137 EUR auf jene 285 EUR, von denen wir laut aktuellen Zahlen wissen, dass sie erforderlich sind, um Armut effektiv zu bekämpfen.

Als zweite Maßnahme schlagen wir vor, eine Kinder-Aktiv- Card zu schaffen, das heißt, eine Karte, die Jugendlichen und Kindern, die von Armut betroffen sind, zur Verfügung gestellt wird, die sie vorweisen können und die sicherstellt, dass sie kostenlosen Zugang haben zu Kulturveranstaltungen, zu Freizeitaktivitäten, zu Bädern, dass sie Freifahrt haben mit den Wiener Linien und vieles mehr. 

Denn eines ist klar - und ich gehe auch davon aus, dass mir jeder recht geben wird -: Armut in der Kindheit und vor allem auch in der Pubertät bedeutet nicht nur schlechtere Chancen, voranzukommen, es bedeutet nicht nur schlechtere Chancen fürs Leben, es bedeutet nicht nur Stigmatisierung. Es bedeutet auch Wut und Isolation! Vor allem diese Isolation sollten wir bekämpfen, und wir sollten sicherstellen, dass einmal mehr Kinder, die von Armut betroffen sind, eben mit dieser Kinder-Aktiv-Card die Möglichkeit haben, kostenlos alles zu genießen, was von der Stadt Wien angeboten wird beziehungsweise was mit Subventionen der Stadt Wien überhaupt möglich gemacht wird.

Meine Damen und Herren! Das sind nur zwei der Vorschläge, die wir heute zur Debatte stellen. Es wird auch eine Vielzahl von Anträgen geben, die meine Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN noch einbringen werden.

Ich möchte abschließend noch zwei Dinge erwähnen. Erstens: Ich meine gerade angesichts der Entwicklung, der Entwicklung der Finanzmärkte, der Entwicklung unseres Budgets, der Entwicklung der Arbeitslosenzahlen und auch der Entwicklung der Armutszahlen der letzten Jahre, von der ich befürchte, dass sie jedenfalls in den kommenden Jahren nicht unbedingt rosiger werden wird, denn in der Regel kann man solche Entwicklungen, selbst wenn man alles gut machen will und die allerbesten Maßnahmen trifft, nicht über Nacht umdrehen. 

Wenn man also weiß, dass die nächsten Jahre auch Jahre sein werden, in denen hunderttausende Menschen und darüber hinaus nahezu hunderttausend Kinder es nicht schön haben werden in diesem wunderschönen Wien, dann macht es Sinn, darüber nachzudenken, welche Maßnahmen wir setzen können, damit Familien, die von Armut betroffen sind und Kinder haben, also Haushalte, in denen Kinder und Jugendliche leben, nicht von Delogierung bedroht sind, zumindest dann nicht und auf alle Fälle dann nicht, wenn sie im Gemeindebau wohnen. Welche Maßnahmen können wir ergreifen, damit solchen Familien der Strom und das Gas und die Heizung nicht abgedreht werden? 

Mir geht es nicht darum zu sagen: Wenn Sie von so einem Fall wissen, kommen Sie zu mir, erzählen Sie mir das, und dann werde ich mich darum kümmern, wie unsere Stadträtin in solchen Situationen immer wieder sagt. Ich finde es nett, dass man das tut, aber ich hätte gerne eine Maßnahme, die von Haus aus greift und die dafür sorgt, dass es gar nicht erst so weit kommt. Das ist machbar, es sind solche Mechanismen machbar. Es ist hier zum Beispiel möglich, eine bessere Verzahnung mit der Jugendwohlfahrt zu erreichen. Es ist hier möglich, eine bessere Verzahnung mit Sozialarbeit zu erreichen und einmal mehr dafür zu sorgen, dass es ein Frühwarnsystem gibt und dass wir sicherstellen, dass solchen Familien nicht die Heizung abgedreht werden kann und sich hinterher, ich weiß nicht, wie viele Menschen damit befassen müssen, dass sie wieder aufgedreht wird, und dass solche Familien nicht von Haus aus delogiert werden und wir dann erst recht mit dem Auffangnetz schauen müssen, was mit dieser Familie passiert.

Ich denke, dass das Schritte sind, die wertvoll sind, die wichtig sind und die einfach bedeuten, dass soziale Sicherheit wächst, vor allem für die Betroffenen und vor allem für Kinder, die nicht in Armut und vor allem auch nicht in Angst vor dem, was der morgige Tag mit sich bringt, aufwachsen müssen. 

Ich meine abschließend, dass wir unabhängig von unserem heutigen Fokus auf Kinder auch darüber nachdenken müssen, eigentlich gar nicht darüber nachdenken müssen, sondern zur Tat schreiten müssen und sicherstellen müssen, dass die Grundsicherung, eine soziale Maßnahme, über die in den vergangenen fünf Jahren schon unendlich viel diskutiert worden ist, eine Maßnahme, die sich im letzten Bundesregierungsübereinkommen und auch im aktuellen gefunden hat, eine Maßnahme, die ununterbrochen angekündigt und nicht umgesetzt wird, weil sie stets, aus welchen Gründen auch immer, im letzten Moment verschoben werden muss, dass also diese sehr, sehr wertvolle und sinnvolle sozialpolitische Maßnahme in Wien umgesetzt wird, und zwar nicht irgendwann, sondern jetzt, in diesem Herbst!

Es geht darum, dass wir die Grundsicherung in diesem Herbst umsetzen, notfalls auch im Alleingang, dass wir nicht darauf warten, dass die Bundesregierung nachzieht, sondern dass wir dafür sorgen, dass ab Herbst jeder Wienerin und jedem Wiener 950 EUR als Minimum zur Verfügung stehen, von denen man halbwegs in Würde leben kann, wenn man von Armut bedroht ist. 

Was Sie auf alle Fälle heute schon machen können - heute schon, können wir uns darauf verständigen? -, ist, dass wir, einmal mehr, den Sozialhilferichtsatz für Kinder auf jenes notwendige Maß erhöhen, das es braucht, um sicherzustellen, dass kein Kind in Wien in Armut aufwächst. 

Ich denke, dass es das allemal wert ist, dass man dem eine Dringliche Anfrage widmet. Ich denke, dass es das wert ist, dass sich der Wiener Gemeinderat diesem Thema detailliert widmet, und ich hoffe, dass es einmal mehr eine konstruktive Debatte gibt. Denn auch wenn die Wahlkampfhysterie offensichtlich schon am Höhepunkt ist, wird es möglich sein, zivilisiert über Kinderarmut zu diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Begründung dieser Dringlichen Anfrage. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, Frau Mag Sonja Wehsely, zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Thema Armut und ganz besonders das Thema Kinderarmut ist ein ganz ernstes Thema, wo für mich eines klar ist: Jeder Mensch, der in unserer Stadt in Armut lebt, und ganz besonders jedes Kind, das in unserer Stadt arm ist, ist eines zu viel! Man kann sich damit nicht abfinden, und ich werde mich damit niemals abfinden. 

Liebe Frau Klubobfrau Vassilakou! Die Tonalität, die Sie jetzt in der Begründung der Dringlichen Anfrage an den Tag gelegt haben, ist eine ganz andere, nämlich eine viel sachlichere, als die Tonalität der Dringlichen Anfrage selbst. Da frage ich mich schon, wieso das so ist, wenn es doch angeblich um die Sache geht. Wenn es um die Sache geht, dann wird es ja wohl nicht so sein, dass die Anfrage, obwohl Sie heute selbst gesagt haben, man soll doch dieses Thema bitte ohne Pathos diskutieren, vor Pathos nur so trieft und dann von der Vertreterin der Partei, die diese Dringliche Anfrage gestellt hat, das Ersuchen vorgebracht wird, diese Frage sachlich und nicht pathetisch zu bearbeiten. 

Das kommt mir ein bisschen so vor, wie wenn sich Bürgerliche im Gewand von Jung-Designerinnen vor die UNO-City stellen und darunterschreiben, sie sind weltoffen, und dann meinen, damit sind die Integrationsprobleme dieser Stadt zu lösen. Genauso wenig ist mit solchen Anfragen die Thematik der Armut oder der Kinderarmut oder der von diesen Themen Betroffenen zu lösen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Daher kann ich den Wunsch nach ernsthafter Auseinandersetzung mit dem Thema nicht wirklich glauben, insbesondere, wenn ich diese Dringliche Anfrage ernst nehme - was ich hiermit tue -, denn sie strotzt vor Vermischungen, vor unzulänglichen Hinweisen auf Studien, in denen es überhaupt nicht um Wien geht, dass ich nicht glauben kann, dass es um etwas anderes als darum geht, billiges Kleingeld zu machen bei einem Thema, das Sie sich eben ausgesucht haben, weil Sie glauben, dass es vielleicht bei der Zielgruppe gut ankommt. Das ist aber nicht sympathischer als bei anderen Parteien, die sich andere Themen aussuchen, um nichts anderes zu tun, als politisches Kleingeld zu machen und genau kein Problem zu lösen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich halte das gerade beim Thema Armut und beim Thema Kinderarmut von einer Partei, wie ich die GRÜNEN bisher eingeschätzt habe - aber auch hier revidieren sich Meinungen und Einschätzungen meinerseits -, eigentlich für schäbig und unwürdig. (GRin Mag Maria Vassilakou: Schämen Sie sich! Über alles, was Sie bisher gesagt haben! - Weitere heftige Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Sehr geehrte Frau Kollegin Vassilakou! Ich verstehe die Aufregung nicht so sehr, offenbar dürfte ich genau den Nerv getroffen haben. Sie zitieren eine Studie aus dem Jahr 2005 ... (GRin Mag Maria Vassilakou: Persönliche Niedertracht ist das, mehr nicht!) Sie zitieren eine Studie der UNICEF aus dem Jahr 2005. Mittlerweile gibt es die Studie aus dem Jahr 2010, aber Sie zitieren aus einer fünf Jahr alten Studie - so viel also zur Relevanz der Daten, die Sie hier zitieren! (GRin Mag Maria Vassilakou: Und? Ist das Problem gelöst?) 

Eine Anfrage, eine telefonische Anfrage meinerseits bei der UNICEF in Köln war eben die, dass die Daten alle zwei bis drei Jahre abgefragt werden und dass Städtedaten dabei keine Rolle spielen. Das heißt, dass Wien in dieser ganzen Studie, auf die Sie sich in der Anfrage beziehen und auch jetzt in Ihrem Redebeitrag bezogen haben, in keiner Art und Weise vorkommt und dass es in dieser Studie weder um die Stadt Wien noch um andere Städte geht. 

Wir sind hier im Gemeinderat der Stadt Wien und nicht im Nationalrat, daher könnte ich jetzt sagen: Damit ist das Thema erledigt. Es ist aber, da es für mich ein wichtiges Thema ist, nicht erledigt, und daher würde ich alle bitten, mich kurz auf einer imaginären Reise zu begleiten. Wir tun jetzt ein bisschen so, als wären wir der Nationalrat, und wir sprechen daher über eine Studie, die Österreich betrifft. Daher möchte ich auf die UNICEF-Studie, die Sie angesprochen haben, aber auf die neueste, die aus dem Jahr 2010, natürlich auch eingehen. 

Österreich rangiert in dieser Studie im Mittelfeld. Es gibt ganz konkret sechs Dimensionen, die angeschaut und verglichen worden sind, von den reichen Staaten, also den OECD-Ländern. Das betrifft erstens das materielle Wohlbefinden, zweitens den Bereich Gesundheit und Sicherheit, drittens den Bereich Bildung, viertens den Bereich Beziehungen zu Gleichaltrigen und Familie, fünftens den Bereich Verhalten und Risken und sechstens den Bereich subjektives Wohlbefinden. Im Durchschnitt aller untersuchten Länder und aller Dimensionen steht Österreich - nicht Wien - an zwölfter Stelle der untersuchten OECD-Staaten. 

Geht es um das materielle Wohlbefinden, liegt Österreich - ich sage für den Gemeinderat: nicht Wien - an fünfter Stelle der untersuchten Staaten, nach Norwegen, Schweden, Finnland und Dänemark. Im Bereich der Bildung und Ausbildung ist Österreich an 15. Stelle, deutlich hinter Dänemark. Der Grund dafür ist - für mich auf der Hand liegend - das Bildungssystem, das wir hier haben, das sehr selektiv und nicht integrativ ist. 

Bei den Beziehungen zu Gleichaltrigen liegt Österreich an 7. Stelle, es liegt also vor Dänemark, welches an 17. Stelle liegt. Beim subjektiven Wohlbefinden, das wohl auch nicht ganz irrelevant ist fürs tägliche Leben, befindet sich Österreich im Ranking aller OECD-Staaten auf dem 4. Platz, während sich Dänemark auf dem 11. Platz befindet. 

Das wäre jetzt sozusagen zur Information zu dieser Studie, und worin der Grund liegt, ist in einigen Bereichen von Ihnen, Frau Mag Vassilakou, auch schon gesagt worden: Das liegt, vor allem im Vergleich mit den skandinavischen, den nordischen Staaten, daran, dass das österreichische - ich wiederhole und unterstreiche noch einmal: das österreichische! - System der Familienförderung sehr stark auf Geldleistungen und sehr wenig auf Sachleistungen abstellt, im Gegensatz zum skandinavischen sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaatsmodell, das wir in Österreich nicht in diesem Ausmaß umgesetzt haben. Von den 8 Milliarden EUR an Familienleistungen entfallen 1,5 Milliarden EUR auf die Länder und Gemeinden, also ein ganz kleiner Teil, und gerade die Länder und Gemeinden - und hier hervorragend, nämlich an 1. Stelle, die Gemeinde Wien - setzen sehr stark auf Sachleistungen. 

Das heißt: Was kann man tun gegen Kinderarmut? Man muss etwas tun gegen Elternarmut, weil Elternarmut in der Regel zu Kinderarmut führt. Und wie tut man etwas gegen Elternarmut? Indem man sich mehr auf Sachleistungen als auf Geldleistungen in den Familienleistungen einstellt. Die Kinderarmut entsteht in der Regel durch Elternarmut, und nach wie vor ist die Arbeitslosigkeit - so wie Sie auch gesagt haben - eine der häufigsten Ursachen von Armut. 

Jetzt lassen wir unsere Imaginationsübung beiseite und befinden uns wieder im Wiener Gemeinderat, wo wir genau zu den Sachleistungen kommen, die diese Stadt auch anbietet, nämlich Menschen dabei zu unterstützen, ins Erwerbsleben einsteigen zu können und möglichst kurz aus dem Erwerbsleben aussteigen zu müssen, und dabei insbesondere Frauen. Frauenbeschäftigung zu unterstützen, ist die beste Möglichkeit, um Kinderarmut zu verhindern und um auch Hilfe anzubringen. 

Ganz besonders wichtig sind dabei Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderbetreuungseinrichtungen mit hoher Qualität und geringen Kosten - seit dem 1. September des letzten Jahres gratis -, und natürlich Ganztagsschulen, wofür wir ein umfassendes Ausbauprogramm haben. Darüber hinaus ist hier auch die Unterstützung bei der Pflege ganz besonders wichtig, weil das ein zweiter wesentlicher Punkt ist, wo Frauen aus dem Beruf aussteigen, wo damit das Familieneinkommen sinkt und die Armutsgefährdung signifikant steigt. 

Sehr entscheidend wird für mich die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit 1. September des heurigen Jahres sein, wo es uns in vielen Bereichen gelungen ist, die Standards, die wir in Wien haben, auch österreichweit umsetzen zu können. 

Einen Punkt muss man schon beachten, wenn man die Sache, wie Sie sagen, sachlich und nicht populistisch bearbeiten möchte: Die EU-SILC-Statistik ist eine wesentliche Statistik, aber da werden Sachleistungen, die Kommunen erbringen, natürlich nicht eingerechnet. Da schaut man sich an, was die Menschen an Geld haben, geht aber nicht auf die Frage ein, ob in der einen Stadt der Kindergarten gratis ist und in der anderen nicht, ob es in der einen Stadt ein Ferienspiel gibt und in der anderen nicht, ob man - weil Sie das angesprochen haben - gratis in Museen eintreten kann wie etwa ins Kindermuseum, völlig unabhängig davon, ob man sich den Eintritt leisten kann oder nicht, weil sich die Frage gar nicht mehr stellt. Das bildet sich in dieser Statistik selbstverständlich nicht ab. 

Daher denke ich, dass es sehr wichtig ist, dass wir uns dem Thema widmen, dass wir hier auch, gerade in den letzten Jahren, viele Maßnahmen gesetzt haben, die in Richtung von mehr Sachleistungen gehen, weil es bei der Frage der Armutsgefährdung sehr stark auch um das subjektive Wohlbefinden geht und sehr stark um die Frage geht, ob man in die Gesellschaft inkludiert ist oder man daraus hinausgedrängt wird. Daher sind die Maßnahmen, die insbesondere im Bereich der außerschulischen Jugendarbeit, aber auch im Bereich der MA 11 gesetzt werden, ganz besonders wichtig. 

Da ist jedes Pathos an sich unangebracht. Daher kann ich auch, Herr Kollege Ellensohn, wenn Sie schreiben: was kann die fünfjährige Julia dafür, dass ihre alleinerziehende Mama zu wenig Geld hat?, Sie nur fragen: Was kann die fünfjährige Julia dafür, dass Sie hier absichtlich Berichte zitieren, die mit dieser Stadt genau nichts zu tun haben, und absichtlich Äpfel mit Birnen verwechseln, nur weil für Sie damit vielleicht politisches Kleingeld zu machen ist? (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Damit möchte ich zur konkreten Beantwortung kommen. 

Zu den Fragen 1, 2 und 8: Laut EU-SILC 2008 liegt die Armutsgefährdung bei Kindern insbesondere in Regionen mit über hunderttausend Einwohnern und Einwohnerinnen und im städtischen Bereich bei rund 25 Prozent. Das bedeutet, dass in Wien rund 80 000 Kinder in armutsgefährdeten Haushalten leben. Ich weise hier auch noch einmal darauf hin, dass zwischen Kindern, die in Armut leben, und Kindern, die in armutsgefährdeten Haushalten leben, ein Unterschied ist, den ich gerne Klavier spielen könnte; dann wäre ich nämlich Rudi Buchbinder, würde im Musikverein sitzen und nicht hier stehen.

Das ist, glaube ich, auch etwas, was den GRÜNEN nicht einfach passiert: zunächst von Armutsgefährdung zu sprechen und dann im nächsten Satz zu sagen, dass all diese Kinder arm sind. Das glaube ich nicht, denn diese Tatsache fällt Ihnen schon auf, und das ist eine von Ihnen absichtlich eingesetzte Methode. 

Zur 3. Frage: Kinderarmut tritt laut neuester UNICEF-Studie - die keine Städte, sondern Staaten verglichen hat - in den letzten Jahren verstärkt in hoch industrialisierten Staaten auf und steigt in all diesen Bereichen.

Ad 4 und 5: Die Stadt Wien achtet bei ihrer Sozialpolitik auf einen ausgewogenen Mix an Leistungen, um in erster Linie armutspräventiv zu wirken und, wenn nötig, bereits bestehende Armut zu bekämpfen. Die Sozialhilfe ist ein sehr eng geknüpftes soziales Netz und sorgt in Wien dafür, dass Menschen, die der Unterstützung der Gemeinschaft bedürfen, auch passende Hilfsangebote vorfinden. 

Die zehn Wiener Sozialzentren bieten für Menschen in prekären finanziellen Notlagen Unterstützung in Form von finanziellen Hilfen - Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs, Hilfe in besonderen Lebenslagen - sowie sozialarbeiterische Beratung und Betreuung an. Darüber hinaus arbeiten die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Sozialzentren mit vielen anderen Organisationen eng zusammen und vernetzen sich zur Vermittlung von spezialisierten Unterstützungsangeboten. Ziel ist dabei die Existenzsicherung, die Vermeidung von Sozialhilfebedürftigkeit und Wohnungslosigkeit sowie die soziale und berufliche Reintegration der Klienten und Klientinnen durch diverse Arbeitsintegrationsprojekte, ganz besonders durch den WAFF, aber auch durch das AMS. 

Durch die dezentrale Organisation der Sozialhilfe in den Wiener Sozialzentren können auch regionale Problemlagen besser erfasst und kann besser darauf reagiert werden. Dasselbe könnte jetzt natürlich gesagt werden - und auch das ist hier hinzuzurechnen - über all das, was im Bereich der außerschulischen Jugendarbeit passiert, was im Bereich der Parkbetreuung passiert, was im Bereich der Gebietsbetreuungen passiert, was im Bereich der MA 11 geleistet wird und auch, nicht zu vergessen, in den Außenstellen der MA 17, der Abteilung für Integration und Diversität, die hier auch eine wichtige Rolle spielt, wobei all diese Bereiche der Stadt Wien sehr eng vernetzt sind.

Zu Frage 6: Die Bezirke mit der größten Sozialhilfedichte sind Meidling, Simmering und Favoriten.

Zu Frage 7: Um dem Problem der Kinderarbeit zu begegnen, hat die Stadt Wien viele Maßnahmen getroffen, um Armut und damit verbundene Ausgrenzung von Kindern möglichst zu verhindern. Im Schul- und Freizeitbereich, im Sozialbereich, im Wohnungsbereich und in der Integration von Migranten und Migrantinnen leistet die Stadt in Kooperation mit vielen gemeinnützigen Organisationen präventive Armutsverhinderung. Viele kostenlose und kostengünstige Angebote im Freizeit- und Bildungsbereich, aber auch finanzielle Unterstützung für einkommensschwache Familien sollen ein Abgleiten in die Armut verhindern. 

Die MA 11 hat eine lange Tradition in der Bekämpfung von Ausgrenzung und Armut. So richten sich viele kostenlose Angebote der MA 11 seit Jahrzehnten an alle in Wien lebenden Kinder und deren Familien. Auch das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz von 1990 legt fest, dass alle Leistungen und Hilfen der Jugendwohlfahrt allen Kindern, die unseren Schutz und unsere Hilfe brauchen, zugute kommen sollen. Ihren Aufgaben entsprechend wirkt die MA 11 mit den Beratungsangeboten zwar nur indirekt an der Armutsbekämpfung mit, aber alle ihre Maßnahmen im Kinderschutz fördern auch die Integration von benachteiligten Kindern, wirken so der Ausgrenzung entgegen und verhindern in sehr vielen Bereichen auch Armut. 

In der Frage 9 sind wir bei der wesentlichen Frage dahin gehend, dass eben Sachleistungen wichtiger als Geldleistungen sind, dass die österreichischen Familienleistungen viel zu stark im Bereich der Geldleistungen und weniger im Bereich der Sachleistungen sind, dass von den 8 Milliarden EUR, die an Familienleistungen ausgeschüttet werden, nur 1,5 Millionen EUR auf Gemeinde- oder Landesebene ausgeschüttet werden und dass gerade die Stadt Wien das Bundesland ist, das die meisten Sachleistungen, die zur Inklusion und zur Armutsprävention beitragen, österreichweit leistet. 

Um die finanzielle Leistungsfähigkeit von einkommensschwachen Familien und AlleinerzieherInnen zu stärken, wurde als familienfördernde Maßnahme ganz konkret in Wien ab 1. September 2009 für Wiener Kinder im Alter von null bis sechs Jahren, die in einem bewilligten privaten oder städtischen Kindertagesheim oder im Rahmen der bewilligten Tagesbetreuung - also Tagesmütter, Tagesväter oder Kindergruppen - betreut, erzogen und gebildet werden, maximal der jeweils gültige städtische Essensbeitrag in Höhe von derzeit 57,41 EUR übernommen. Der Essensbeitrag wird von der MA 11 für Familien und Alleinerzieher/Alleinerzieherinnen übernommen, die ein minderjähriges, nicht selbsterhaltungsfähiges Kind sowie ein Familieneinkommen in der Höhe von 1 100 EUR oder darunter zur Verfügung haben und dies entsprechend schriftlich belegen können. Ab jedem weiteren Kind im gemeinsamen Haushalt erhöht sich die Berechnung des Familieneinkommens um 350 EUR. 

5 740 Kindern wurde bis 31.12.2009 eine Förderung des Essensbeitrags in einer Kinderbetreuungseinrichtung gewährt. Ein hoher Versorgungsgrad mit kostenlosen und flexiblen Kinderbetreuungseinrichtungen ermöglicht auch eine Vollzeitbeschäftigung von Frauen, und die Vollzeitbeschäftigung von Frauen ist wiederum die wichtigste Maßnahme, um Kinderarmut zu bekämpfen und zu verhindern. 

Zu Frage 10: Laut EU-SILC ist die Armutsgefährdung besonders in Regionen mit über hunderttausend Einwohnern und Einwohnerinnen und im städtischen Bereich gestiegen. Besonders davon betroffen sind im städtischen Raum vor allem AlleinerzieherInnenhaushalte und MigrantInnenfamilien. Ebenfalls eine hohe Armutsgefährdung weisen Mehrkindfamilien auf.

Zu den Fragen 11 und 12: Kinderarmut kann nur im Zusammenspiel mit anderen Politikbereichen und vor allem Bund-Länder-übergreifend nachhaltig gelöst werden. Die Stadt Wien trägt innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs vielfach und laufend - Beispiel Gratiskindergarten - dazu bei, dass die Situation der Kinder in dieser Stadt positiv beeinflusst wird. Pioniertat war vor mehr als 80 Jahren das Säuglingswäschepaket, und so ist es in den nächsten Jahrzehnten weitergegangen. In den Elternberatungsstellen werden Kinder kostenlos untersucht und geimpft. In den Elternschulen und Elternkursen erhalten Eltern kostenlose Unterstützung und Beratung in Fragen zum Leben mit ihren Kindern. 

Der Verein Wiener Jugenderholung bietet kostengünstige Erholungsurlaube für Kinder in sozial schwachen Familien an. Das ist wieder ein ganz wesentlicher Punkt zur Inklusion, weil es nicht nur auf das Familieneinkommen der Eltern ankommt, sondern auch auf die Frage: Kann ein Kind in dieser Stadt, auch wenn die Eltern wenig Geld haben, auf Urlaub fahren oder nicht? In Wien sind im Jahr 2009 2 357 Kinder in den Genuss einer kostengünstigen Teilnahme an einem Kinderurlaub gekommen. 

Hinweisen möchte ich auch auf den Wiener Familienzuschuss, der gewährt wird. Allein im Jahr 2009 wurden 28 000 Kinder aus Sozialhilfemitteln unterstützt, rund 3 300 Kinder haben Landespflegegeld bekommen.

Aber auch neue Projekte möchte ich hier ansprechen. Wir haben heute in der Früh schon über ein rot-grünes Projekt gesprochen, die frühe Förderung von sozial benachteiligten Kindern im 15. Bezirk, wo es das Ziel ist, nach der Evaluierung all das, was dort positiv aufgefallen ist, all diese Erfahrungen in die Arbeitsweise aller Eltern-Kind-Zentren in Wien einfließen zu lassen.

Zu Frage 13 ist voranzustellen, dass Kinderarmut nicht aus der Luft kommt, sondern dass Kinderarmut in der Regel durch Elternarmut entsteht, dass daher die Bekämpfung der Elternarmut und damit insbesondere die Unterstützung beim Einstieg ins Erwerbsleben, beim Erhalten des Erwerbslebens und beim Schaffen von Arbeitsplätzen, von denen man auch leben kann, ein ganz besonders wichtiger Punkt ist. 

Die Gruppe der von Armut betroffenen Personen und der von Armut gefährdeten Personen hat sich in den letzten Jahren sukzessive verändert. So ist auch die Sozialhilfe nicht mehr als ausschließliche Leistung für Randgruppen zu verstehen, sondern in einem steigenden Ausmaß sind auch Erwerbstätige - die Working Poor und Personen, die lediglich einen geringen Leistungsanspruch auf Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe erworben haben - Kundinnen und Kunden in der Sozialhilfe. Ursache dafür sind vor allem strukturelle Veränderungen am Arbeitsmarkt, wie etwa prekäre Beschäftigungsverhältnisse oder fehlende Arbeitsplätze für gering qualifizierte Personen.

Mit September 2010 ersetzt die Bedarfsorientierte Mindestsicherung die Wiener Sozialhilfe. Es ist dem Land Wien gelungen, in vielen Bereichen Wiener Standards für alle Österreicherinnen und Österreicher zugänglich zu machen. Dazu zählt - ganz besonders wichtig, weil die Mindestsicherung ein Trampolin in die Eigenständigkeit sein soll - die Möglichkeit zum Dazuverdienen, die sechsmonatige Behaltemöglichkeit von Vermögen sowie die Abschaffung des Regresses gegenüber Angehörigen in der direkten Linie. All dies sind Maßnahmen, die in Wien zu einem starken Anstieg der Anzahl von Sozialhilfebezieherinnen und ‑beziehern geführt haben, weil man unter den entsprechenden Bedingungen dieses Recht in Anspruch nimmt. Ich hoffe sehr, dass diese Entwicklung auch in den Bundesländern so sein wird, weil es ganz besonders wichtig ist, dass die Menschen, die Probleme haben, zu ihrem Recht kommen.

Die Sozialhilferichtsätze, die österreichweit derzeit sehr unterschiedlich sind, werden auf einen einheitlichen Mindeststandard von im heurigen Jahr 744 EUR für die Mindestpension festgesetzt und entsprechend der 15a-Vereinbarung mit der Steigerung der Mindestpension auch regelmäßig valorisiert. Darüber hinaus wird in Wien auch in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung zusätzlich eine Mietbeihilfe gewährt, zudem kommen pro Kind weitere 134 EUR dazu. 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung bietet darüber hinaus endlich den Einbezug aller Sozialhilfebezieherinnen und ‑bezieher in die Krankenversicherung, womit die E-Card verwendet werden kann und hier wieder ein Exklusionstatbestand - nämlich dass erkennbar ist, wer Sozialhilfe bezieht und wer das nicht tut - weg ist. Darüber hinaus möchte ich auf die enge Verzahnung mit dem Arbeitsmarktservice verweisen.

Zu den Punkten 14, 15, 16, 17 und 18: Im Jahr 2009 wurden der MA 11 2 743 Familien mit Kindern im Haushalt gemeldet, die von einer Delogierung aus einer Gemeindewohnung bedroht waren. Diese Familien wurden von der MA 11 mit einem Brief kontaktiert oder waren der MA 11 bereits bekannt. Insgesamt 1 910 Familien traten daraufhin mit der MA 11 in Kontakt und erhielten Beratung zur Delogierungsverhinderung. Die Wohnungssicherung gelang in 1 141 Fällen. In 91 Fällen konnte festgestellt werden, dass dies nicht gelungen war.

Ad 19 und 20: Es gibt jährlich bei Gas und Strom rund 70 000 und bei der Fernwärme rund 8 000 Abschaltungen von Anlagen im Versorgungsgebiet von Wien Energie, die sich aus verschiedenen Gründen ergeben. Die Gründe für eine Abschaltung sind vielfältig, dazu zählen zum Bespiel nicht beglichene Rechnungen, aber auch Geschäftsauflösungen, Leerstehungen sowie Wohnungswechsel. 

In den Jahren 2009 und 2010 waren von Sperren wegen offener Forderungen private Haushalte folgendermaßen betroffen: 2009 rund 43 000 von Strom und Gas und rund 6 000 von Fernwärme, 2010 bis zum April des heurigen Jahres rund 15 800 von Strom und Gas und 2 800 von Fernwärme. Das ist in Vergleich zu setzen mit rund zwei Millionen Kunden und Kundinnen und damit ein doch geringer Wert.

Wien Energie ist es nicht möglich, die Daten über einzelne im Haushaltsverband lebende Menschen zu erfassen. Auch wäre das datenschutzrechtlich nicht leicht möglich.

Ad 21 und 22: Eine Datenerfassung im gewünschten Umfang ist auf Grund der rechtlichen Rahmenbedingungen des Datenschutzes schwer möglich. Im Sinne aller von einer Notlage Betroffenen pflegt Wien Energie sehr enge und sehr gut eingespielte Kontakte zur MA 40, wo in solchen Fällen auch aktiv eingegriffen und versucht wird, die Probleme zu lösen. 

Zu Frage 23: Das Mahn- und Inkassoverfahren bei Wien Energie dauert bis zur tatsächlichen Abschaltung mindestens zehn Wochen. Dies bietet Zeit für die Kunden und Kundinnen zur Regelung von offenen Rechnungen. Wien Energie bietet im Vergleich zum Mitbewerb eine sehr moderate Vorgangsweise und ist sich ihrer Aufgabe als Versorger zur Deckung von Grundbedürfnissen sehr bewusst.

Zu den Fragen 24, 25, 26 und 27: Seitens Wien Energie werden gerade sozial schwachen Haushalten eine Reihe von Möglichkeiten in Zusammenarbeit mit dem Eigentümer, der Stadt Wien oder den Wiener Stadtwerken, geboten. Das geht von flexiblen Zahlungsmöglichkeiten über Zahlungsvereinbarungen, kostenlose Energieberatung, Befreiung von der Zählpunktpauschale beim Strom, einen einmaligen Heizkostenzuschuss, der geleistet wird, wie Sie wissen, bis hin zu einer Reihe von Projekten für sozial Schwache. Hinweisen möchte hier auf die Möglichkeit, einen energiefressenden Kühlschrank gegen einen nichtenergiefressenden, also einen Kühlschrank mit einer guten Bilanz, zu tauschen, aber auch auf den Gratisfernwärmeanschluss für Wien.

Darüber hinaus setzt Wien Energie eine Reihe von Maßnahmen gemeinsam mit der MA 40. Die Kunden erhalten mitunter durch Wien Energie erstmals Hilfe, an welche Organisationen innerhalb der Stadt sie sich wenden können, wenn Probleme da sind. Es gibt keine Spesen für die Zahlungsabwicklung, es gibt eine enge Kooperation mit der MA 40, und es sind insbesondere die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Wien Energie sehr darauf geschult - und tun das auch -, auf die MA 40 hinzuweisen, damit die Problematik der Abschaltung nicht passiert. Deshalb dauert es auch rund zehn Wochen, bis Strom oder Gas abgeschaltet werden, damit hier noch geholfen und eingeschritten werden kann. 

Zu Punkt 28: Der Grund, warum ein Kind oder ein Jugendlicher nicht an einer Schulveranstaltung, Exkursion und so weiter teilnimmt, scheint nach Information des Stadtschulrates nicht immer unmittelbar von den finanziellen Schwierigkeiten abzuhängen, aber damit in Zusammenhang zu stehen.

Zu den Punkten 29, 34 und 35 teilt der Stadtschulrat mit, dass derzeit 220 000 Schülerinnen und Schüler die Wiener Schulen besuchen. Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats und des Stadtschulrats für Wien, erarbeitet im laufenden Budgetjahr einen Katalog zur Datenlage, um dann feststellen zu können, ob die angesprochenen Daten erhebbar sind und wie das datenschutzrechtlich geht. Jedenfalls notwendig dafür ist eine spezielle Software, aber zunächst wird hier geklärt, wie diese Daten erforschbar sind.

Zu den Punkten 30 und 31: Für minderjährige Mütter hat die MA 11 im Mutter-Kind-Heim in der Biererlgasse 26 Plätze zur Verfügung. Zielgruppe für das Angebot der Mutter-Kind-Unterbringung sind all jene schwangeren jungen Mädchen, die sich entweder noch selbst in Pflege und Erziehung der MA 11 befinden, oder junge angehende Mütter, bei denen auf Grund von krisenhaftem Geschehen im Familienverband die Gefährdung einer minderjährigen Mutter oder/und die Gefährdung des Ungeborenen oder des Säuglings angenommen werden kann. Darüber hinaus verweise ich auf die Mutter-Kind-Heime von privaten Trägern. Außerdem fördert der Fonds Soziales Wien 270 Mutter-Kind-Plätze mit mehr als 1,4 Millionen EUR pro Jahr. 

Zu den Punkten 32 und 36 informiere ich Sie, dass diese Zahlen nicht vorliegen.

Die Fragen 33 und 37 habe ich mit den Fragen 11, 12 und 13 beantwortet.

Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Heftig, heftig! Die Sozialdemokratie muss recht nervös sein, wenn auf eine Dringliche Anfrage in dieser Heftigkeit und mit diesen Untergriffen geantwortet wird. Aber ich verstehe es, dass man nervös ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: So wehleidig auf einmal?) Den Stil verstehe ich nicht, aber das ist Geschmacksache, das müssen alle selber wissen. 

Wenn man den GRÜNEN vorwirft, den gleichen Stil wie die FPÖ zu haben, dann werden das andere Leute bewerten. Und würden Männer darüber reden, ob Frauen Designerklamotten tragen oder nicht, so würde man ihnen wahrscheinlich Sexismus vorwerfen. Aber das tut da offensichtlich nichts zur Sache. 

Ich weiß, worüber wir alles nicht reden sollten, das habe ich jetzt gehört. Hunderttausend arme Kinder in Wien, Kinderarmut in Wien zehnmal so hoch wie in Dänemark, Urteil der SPÖ: Darüber darf - nicht: darüber sollt ihr nicht reden, sondern darüber darf man nicht reden! Darüber reden wir nicht, wir reden über ganz andere Sachen. Darüber darf man nämlich nicht reden, das hat man schon per APA ausgerichtet - Herr GR Wagner: Kinder in Armut sind ungeeignet für den Wahlkampf. Ungeeignet! 

Armut überhaupt, Probleme sind ungeeignet für den Wahlkampf. Ich weiß, was geeignet ist für den Wahlkampf, und vielleicht sollten sich die GRÜNEN das überlegen, meine Kollegen und Kolleginnen: Mercer-Studie, das ist super! Wir fragen die Manager, ob es ihnen taugt in Wien, und stellen ihnen zum Beispiel folgende Frage. (GR Kurt Wagner: Herr Ellensohn! Sie wissen genau, dass in der Auseinandersetzung ...) Wir stellen ihnen folgende Frage - Fakten, Herr Wagner! Das ist ein Fakt, was ich Ihnen vortrage. (GR Kurt Wagner: Das ist unter Ihrer Würde!) Sie können sich gerne zum Wort melden. 

Das ist ein Fakt, in der Mercer-Studie werden Manager Folgendes gefragt (GR Kurt Wagner: Das ist genau das, was Sie tun in dieser Diskussion!): Wie schwierig ist es, nach Österreich einzureisen? Geht das gut? Ist es schwer, oder geht das leicht? Moment: Ein Manager, den wir in einem internationalen Konzern haben wollen, dem wir nachher viel Geld zahlen, der soll Schwierigkeiten beim Einreisen haben?

Das müssen Sie andere Leute fragen, aber in der Mercer-Studie fragen Sie kein Kind, das sich von einer Schulveranstaltung abmeldet. Sie fragen keine Sozialhilfeempfängerin. Sie fragen keine Frau, die hier im Haus reinigt. Das fragen Sie alles nicht. 

Darüber dürfen wir reden, falls jemand Interesse hat, bei den GRÜNEN oder bei den anderen Fraktionen im Haus - die SPÖ macht das ohnehin ausgiebig -: Über die Mercer-Studie zu reden, ist sicher willkommen. Allerdings nicht über den Teil, der nicht so gut war: nicht darüber, dass die Luft schlecht ist, 44. Platz, und so weiter und so fort, das ist nichts, sondern nur über die positiven Sachen von dort. - Tut mir leid, diesen Gefallen kann ich Ihnen nicht tun!

Sogar der Volkspartei haben Sie vorgeworfen: Sie dürfen keine Misstrauensanträge stellen! Wir dürfen nicht über Kinderarmut reden. Na ja, vielleicht gibt es noch ein paar gute Vorschläge, was wir hier zu tun haben. Aber Sie sollten sich in erster Linie um Ihren eigenen Wahlkampf und nicht um die Wahlkämpfe der anderen Fraktionen kümmern. 

Fakten: In Österreich - darüber haben wir hier übrigens schon geredet, es hat niemand etwas dagegen gesagt - sind 13 Prozent armutsgefährdet, in Wien sind 17 Prozent armutsgefährdet. Dem ist nicht widersprochen worden, sondern die SPÖ hat gesagt: Na, Städte über hunderttausend - sage ich heute auch -, dort ist es eben so, es ist ein bisschen mehr als im nationalen Durchschnitt. 

Das ist wohl wahr. Nur, wenn das einfach ein Naturgesetz ist und es vollkommen egal ist, ob in Deutschland irgendwo die CDU an der Macht ist oder ob in Wien die Sozialdemokratie regiert - wenn es in einer Stadt mit hunderttausend einfach so ist, dann sollten wir den Leuten vielleicht sagen, dass es wurscht ist. Es ist wurscht, weil man bei hunderttausend nichts machen kann, da hat man eben eine höhere Armutsgefährdung, das ist so. (GR Kurt Wagner: Sie machen ja schon wieder falsche Vergleiche! Jetzt vergleichen Sie die Bundesrepublik mit der Stadt Wien!)
Jetzt nehmen wir die 17 Prozent, denen hier in einer anderen Sitzung nicht widersprochen wurde. Da haben Sie selber gesagt: Ja, das ist so, weil da viele Leute wohnen. Jetzt noch eine Zusatzfrage dazu, zum Mitdenken: Wenn es insgesamt 17 Prozent sind, sind es dann wahrscheinlich bei den AlleinerzieherInnen mehr oder weniger als im Durchschnitt? Und sind es bei Familien mit 3, 4 oder mehr Kindern mehr als im Durchschnitt - also statt 17, sagen wir, 20 oder 24 Prozent, denn das ist das, was wir jetzt sagen -, oder sind es weniger? Glaubt irgendjemand in dem Haus, dass Mehrkindfamilien viel reicher als die anderen sind? Oder AlleinerzieherInnen? Nein! 

Fakten! Das sind Zahlen, und das Schöne daran - oder in Wirklichkeit das Schiache daran - ist, ich muss sie nicht selber machen, weil das von anderer Seite aus gemacht wird. 

In Wien kann man auch so leben - darauf sind Sie dann stolz, und darüber darf man reden -: Ich kenne auch eine Familie mit drei Kindern, da darf der Älteste im Kindergarten ins Fußballtraining gehen, das zusätzlich Geld kostet, aber das ist kein Problem. Er darf in den Dschungel gehen und Theaterstücke anschauen, die dort zu zweit 15, 16 EUR kosten. Kein Problem, und auch sonst ist alles in Ordnung. Dazu bekommen sie einen bilingualen Kindergarten auch noch gezahlt. Ein super Leben, Mercer-Studie 1A! 

Es sind aber meine Kinder! Denn das ist leicht: Wenn man in der Einkommensklasse ist, wo wir da herinnen sind, dann ist es leicht, davon zu reden, dass man da draußen gut leben kann. Ich kann in Wien gut leben, anders wäre es ja auch komisch mit dem Einkommen. Das gilt auch für alle anderen da herinnen. Aber wir sollten schon zwischendurch nicht vergessen, dass es da draußen Leute gibt, die nicht die Hälfte und nicht einmal ein Viertel von dem verdienen. Und man sollte es auch nicht leugnen, weil das nichts nützen wird. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Es gibt nämlich auch die Kinder - da waren ja auch Leute von der SPÖ dort und haben sich die Geschichte anhören dürfen -, es gibt auch die Kinder, die im Gemeindebau delogiert werden. Eine Frau, die halbtags arbeiten geht, vier Kinder, Mann im Häfen, sie kann keinen Beitrag leisten - sie will wahrscheinlich keinen Beitrag leisten, aber kann es auf jeden Fall auch nicht -: vier Kinder, Gemeindebau, delogiert! Untergekommen bei einer Freundin - na, die hat aber keine Villa am Stadtrand, sondern auch nur allein eine normale Wohnung. Dort sitzen sie jetzt eben zu sechst, zwei erwachsene Frauen, vier kleine Kinder. Das ist ein Zustand, den haben wir hier schon einmal thematisiert, aber das hat damals auch niemanden interessiert. 

Peter Kern, der Regisseur, war bei einer Veranstaltung im Haus und hat ein Ehrenzeichen bekommen. Als er das Ehrenzeichen bekommen hat, hat er zwei Kinder zu sich kommen lassen, die auch dort gesessen sind, und hat dann erklärt, warum er das den zweien geben möchte: weil sie im selben Haus wie er wohnen, in einem Gemeindebau. Es war im Winter, da war es draußen kalt, da hat es nicht nur geregnet, wie es momentan bei uns ist, sondern da war es auch sehr kalt. 

Diese zwei Kinder wohnen im selben Gemeindebau wie der Regisseur Peter Kern. Eines Tages trifft er auf dem Gang den Vater der zwei Kinder - die Mutter ist leider schon an Krebs verstorben -, der Vater hat eine Zange in der Hand, und er fragt ihn: Was machen Sie mit der Zange? - Ich gehe in den Keller und werde aufsperren oder die Plombierung der Wiener Stadtwerke durchschneiden, weil ich meine Wohnung nicht heizen kann und da oben meine zwei Kinder sitzen und frieren. 

Das ist auch Wien! Wien sind nicht nur meine drei kleinen Kinder, denen es gut geht, sondern das alles sind auch Kinder, die in Wien wohnen. Denen geht es nicht gut, und über die möchten wir heute reden. Eigentlich ist es auch ganz einfach: Alles, was wir am Ende brauchen, ist eine Mercer-Studie, bei der wir alle Kinder fragen, repräsentativ in Wien, ob es ihnen gut geht. Dann hätte ich gerne von allen die gleiche Antwort wie von meinen und hoffentlich von Ihren Kindern, nämlich dass es ihnen gut geht, nicht ausschließlich bei denjenigen, die Gemeinderats-, Stadtratsbezüge erhalten, sondern bei allen anderen auch!

Ich war heuer bei der Caritas, als 30 Jahre Sozialberatung gefeiert wurden. Eines der Probleme, die dort besprochen wurden, ein Problem, das in Wien offensichtlich verstärkt auftritt, ist, dass Teenager-Mütter, 16-, 17-, 18-Jährige, die dort hinkommen, keine Wohnung mehr bei der Caritas finden, aber auch sonst nicht untergebracht werden können. Die werden dann getrennt von ihrem einjährigen Kind, getrennt von ihrem sechs Monate alten Kind, weil man nichts findet. 

Das ist auch Wien 2010.

Gehen Sie einfach dort hin. Da müssen Sie nicht mich fragen, fragen Sie bei der Caritas nach, die werden Ihnen nicht einen Fall erzählen, sondern dutzende solcher Fälle. Das passiert jetzt mitten in Wien. Da können Sie morgen hingehen, übermorgen hingehen, man wird Ihnen jeden Tag eine neue Geschichte dazu erzählen können.

Die Fakten sagen bei Kinderarmut, und das ist international schon anerkannt, in den skandinavischen Ländern ist es ein Bruchteil dessen, was wir hier haben. Bei 4 Prozent und weniger bis unter 3 Prozent geht es bei einem Idealfall, auf Null schafft es niemand, aber sehr gering. Wenn man jetzt nur als Ausgangsbasis nimmt: Es ist offensichtlich möglich, Kinderarmut in die Region von 4 Prozent und weniger zu drücken und nicht lange darüber streitet, ob es 10, 15, 20, 24 sind, sondern nur sagt, es ist beträchtlich mehr hier, und ich habe noch niemanden gehört von Ihnen, der sagt, es ist nicht mindestens das Dreifache, was immer noch viel zu viel wäre, da könnte man sich doch hinsetzen und sagen: Wie machen das jetzt die Dänen? Da könnte man sich hinsetzen und sagen: Kennzeichen Dänemark, dänische Kinderkultur, das lesen wir alle durch, wie sie es in Berlin jetzt machen, und überlegen uns, ob man da was lernen kann dazu. Warum nicht? Dann brauchen wir nicht über die Zahlen zu streiten. Sonja Wehsely hat am Anfang gesagt: Jedes einzelne Kind, das arm ist, ist eines zu viel. Na gut, dann retten wir ein paar davon. Es sagt ja auch keiner, alle auf einmal. 

Was sagt die UNICEF noch in der Studie 2005/10 immer? Es gibt immer einen Vorschlag an alle Regierungen, der lautet: Man möge Kinderarmut messen und definieren und dann bestimmen, wie viele es sind und dann nimmt man sich ein Ziel vor, ein realistisches. Abschaffen muss man nicht, Halbieren in einem Zeitraum von fünf Jahren. Halbieren wir die Kinderarmut in Wien in den nächsten fünf Jahren! Wo ist das Problem? Wenn man die Daten verweigert und die Studien dann nur – nur, ist gut - von der Universität selber an dem Institut für Soziologie gemacht werden: Was heißt das überhaupt, in Armut aufwachsen mit furchtbaren Fallbeispielen dazu? Was sind das für Folgen dazu? Wenn man sich hier im Haus verweigert, Kinderarmutsberichte zu machen oder andere Armutsberichte, na, dann haben wir die Fakten nicht. Dann stehen wir da und werfen uns gegenseitig die Zahlen an den Schädel. Das nützt aber den armen Kindern nichts! Und es ist ja auch kein Polemisieren und nichts. Wenn man es ernst nimmt und wenn man nur sagt: Unabhängig davon wie viele es sind, wir hätten gerne in fünf Jahren nur noch die Hälfte davon. Auf das müssten wir uns doch einigen können! 

So lautet übrigens heute ein Antrag der GRÜNEN; „Kinderarmut in Wien in fünf Jahren halbieren“. Und Sie werden dem nicht einmal zustimmen. Mit welcher Begründung? Warum soll man es nicht halbieren? Warum soll man Kinderarmut in Wien nicht halbieren? Auf die Antwort warte ich noch. 

Die Fakten bei diesen Studien, die von der Europäischen Union zu den Lebensbedingungen gemacht werden, sind – da werden allerdings andere Leute gefragt und nicht nur diejenigen, die Einkommen jenseits der 10 000 EUR im Monat haben, also nicht Ihre beliebte Befragungsgruppe -, und da kommt als Ergebnis heraus, dass jedes vierte Kind in einem Armutshaushalt lebt. Und was Sie selber wissen, weil Sie die Studien ja selber auch machen, an wen Sie Sozialhilfe auszahlen und wer das kriegt und wie viele Kinder dort wohnen, Sie erheben das ja logischerweise: 30 Prozent der Kinder in Wien leben in einem Haushalt, in dem Sozialhilfe nötig ist, damit die Leute über die Runden kommen. 30 Prozent sage nicht ich, das sagen Ihre eigenen Daten, ja, 30 von 100! Wenn Sie in einen Kindergarten hineingehen und es sind 25 drinnen, dann sind dort 7, 8 Kinder, wo daheim Sozialhilfe notwendig ist, damit man sich das Überleben organisieren kann. Auch das ist Wien 2010! Ich weiß schon, dass es die schönen Seiten auch gibt. Über die reden Sie ausführlich genug. Ich hätte aber gerne das gute Leben nicht nur für mich und für Sie alleine, sondern für alle, die da draußen sind. Davon sind wir weit entfernt!

Ich weiß gar nicht, ob jeder, ob alle hier wissen, wie hoch der Sozialhilferichtsatz für Kinder ist: 137 EUR im Monat. 137 EUR! Reicht das? Ich glaube nicht! Wie viel kriegt man Wohnbeihilfe, wenn man zu zweit ist, zwei Erwachsene, und wie viel kriegt man, wenn man ein Kind dazu hat? Wie viel mehr für die Wohnung? Eine größere Wohnung wird man ja im Normalfall brauchen. Man kriegt übrigens gleich viel, egal, ob es ein Kind ist oder zwei Kinder sind, das macht schon keinen Unterschied, also zwei Erwachsene und ein Kind, zwei Erwachsene und zwei Kinder: Gleich viel? Wie viel Unterschied zwei Erwachsene ohne Kinder, zwei Erwachsene zwei Kinder Mietenzuschuss: 100 EUR, 50 EUR, 30 EUR, 20 EUR? Nein, 12, 13! Reicht das? Das reicht natürlich auch nicht!

Ein Antrag lautet heute, den Sozialhilferichtsatz in Wien zu verdoppeln, ungefähr zu verdoppeln, dann sind wir ziemlich genau dort. Da gibt es so viele Zahlen dazu, wie viel man braucht und das alles, wo belegt ist, wie viel eine Frau braucht, wenn sie mit zwei Kindern alleine ist, wie viel sie fürs Heizen und fürs Einkaufen und fürs Essen ausgeben muss - und all das liegt immer darunter. All diese Hilfen sind zu wenig. Besser wie nichts, da brauchen wir nicht lange zu reden, aber immer zu wenig. Sozialhilferichtsatz 137 EUR im Monat.

Das, was man den Kindern raten müsste, damit ihnen auch geholfen wird, wäre natürlich, auch alle grünen Anträge, die heute noch von meinen KollegInnen eingebracht werden, zu unterstützen. Aber das, was man ihnen abseits jeder Polemik raten müsste, ist: Liebe Kinder, tut’s euch zusammen, gründet’s eine Bank, führt sie an den Rand des Konkurses und geht’s jammern. Dann gibt es Geld, dann gibt es Geld, weil Geld haben wir in diesem Land gehabt, als es darum gegangen ist, irgendwelche Banken über Nacht und über das Wochenende zu retten. Dafür war Geld da und das versteht niemand. Niemand da draußen versteht das, wieso wir jedes Mal, wenn wir über andere Sachen reden, kein Geld haben, sondern den Gürtel enger schnallen müssen. Ich möchte wissen, wie eng diese Gürtel für diese 5- und 6-Jährigen werden. Ich weiß das nicht, ich möchte es mir auch nicht ausmalen. Aber immer, wenn irgendjemand anders Geld gebraucht hat, hat es das schon gegeben. Da war es dann schon da.

Die Sonntagsreden, die es alle rund um Kinderarmut gibt, kann man schnell beenden. Fangen wir damit an, dass wir dem Antrag heute zustimmen, nämlich machen wir eine Studie dazu. Dann haben wir die gleichen Zahlen. Dann können wir uns hinsetzen und darüber reden. Und anschließend gehen wir her und sagen, wir halbieren die Kinderarmut. Dann reden wir wieder drüber, was alles notwendig dafür ist. Ich weiß nicht, ich glaube nicht, dass irgendjemand in dem Haus eine Freude damit hat, dass die Zahlen von 53 000 auf fast 100 000 bis 2008 hinaufgeschnalzt sind. Ja, das war zum größten Teil außerhalb der Krise, also darf man und muss man leider davon ausgehen, dass die Hunderttausendermarke schon längst überschritten ist, und es geht ja immer weiter. Ist das lustig? Das ist nicht lustig.

In dem Kindergarten, in den ich gehe, hätte ich gerne – in den meine Kinder gehen –, dass nicht 30 Prozent am Schluss auf Sozialhilfe angewiesen sind, sondern wünschen würde ich den Leuten ein selbstbestimmteres Leben. Solange es ist, wie es ist da draußen, können wir uns entscheiden, ob wir Geld für Banken aufstellen oder für Kinder. Meine Antwort ist klar: Halbieren wir die Kinderarmut in Wien! Machen wir das in den nächsten fünf Jahren! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger und ich erteile es ihm. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender!

Zugegebenermaßen beängstigende Zahlen – 100 000 armutsgefährdete Kinder leben in armutsgefährdeten Haushalten. Ein bissel erschreckt hat mich das, dass die Frau Stadträtin den Unterschied Klavier spielen möchte. Mir wäre es recht, wenn auf meinem Klavier solche Oktaven gar nicht vorhanden wären. Armutsgefährdet sind Alleinerzieher, Alleinerzieherinnen und Mehrfamilienkinder. Die Zahlen, die die Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN vorgebracht haben, sind meines Erachtens durchaus alarmierende Zahlen. Wenn wir davon ausgehen, dass wir in Wien zirka 100 000 Sozialhilfeempfänger haben, ebenso viele Arbeitslose, 90 000 manifest Arme und heute eine Vielzahl von Armutsgefährdeten, aber 90 000 manifest arme Personen in Wien ist auch nichts Lustiges und in ganz Österreich 1 Million Menschen, die an der Armutsgrenze leben, so müsste man sich doch ein bissel mehr das Ganze verinnerlichen und sich ein bissel mehr Gedanken darüber machen.

Wenn die Frau Stadträtin sagt, man muss die Frauenbeschäftigung unterstützen, das ist die beste Möglichkeit, dass man die Kinderarmut verhindert - ja, hundertprozentig! Ich weiß nicht, es sind noch immer die Frauen unterbezahlt. Ich weiß nicht, was haben all diese Jahrzehnte sozialistischer Frauenpolitik bewirkt? Nichts! Aber wenn ich das recht verstanden habe, wollen Sie mehr Sachleistungen statt Geldleistungen. Es gab ja einmal gute Beispiele. Der Kollege Troch - leider nicht da - hat uns ja vom klassischen Roten Wien erzählt – (GR Dr Harald Troch steht zwischen den Sitzreihen.) da steht er -, wo solche Dinge durchaus erfolgreich gemacht wurden. Es wurden Wohnungen gebaut, es wurde für die Gesundheit und so weiter der Armen gesorgt. Das hat eine gewisse Nachwirkung, aber das ist 80, 90 Jahre her. Ja, wo sind die Arbeitsplätze, damit es den Leuten besser geht? Die Arbeitsplätze sind in der Ära Häupl verloren gegangen, systematisch und nicht erst seit der Krise. Und wenn ich mir dann die ganze Beantwortung anschaue, gut, es ist sehr viel zu beantworten, so spüre ich da eine gewisse soziale Kälte. Ja, 5 400 haben das bekommen und 2 900 haben das bekommen. Ja, es sagt ja keiner, dass nichts passiert, aber ich müsste mich doch fragen: Wie kann das sein, dass wir sozusagen eine vorbildliche sozialdemokratische Regierung in Wien haben und trotzdem explodieren diese Zahlen? Wie kann das sein im achtreichsten Land der Welt, dass wir plötzlich mit immer mehr Armut konfrontiert sind, mit immer mehr Sozialmärkten? Und Sie wissen, speziell bei Kindern hat das verschiedene ... Ich meine, es sind dann immer diese Vergleiche: Subjektives Wohlbefinden an 4. Stelle, ja. Das ist so ähnlich wie mit dieser Mercer‑Studie. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Von der UNICEF!) Ja, okay, aber das subjektive Wohlbefinden sollte man nicht - es ist irgendwie kalt wenn man sagt: Subjektiv fühlen sie sich eh wohl, da brauchen wir eigentlich nichts mehr tun. Kinder, die in armutsgefährdeten Haushalten aufwachsen, haben einfach ungünstigere Entwicklungsbedingungen, schulisch, beruflich, in der Freizeit. Die Belastungen sind höher, sie haben weniger soziale Kontakte und es ist nach wie vor so, dass man die berufliche Ausbildung nicht so machen kann, als wenn man aus einem nicht so armen Haushalt ist. 

Ich möchte das heute - wir haben noch sehr viel heute vor - nicht so sehr in die Länge ziehen, aber was mir wirklich gefehlt hat, ist, dass man sagt: Okay, wir machen viel, aber offensichtlich machen wir nicht genug. Machen wir etwas gemeinsam! Schauen wir doch, ob wir noch mehr - wir müssen mehr machen. Es kann ja nicht angehen, dass man sagt: Na gut, wir haben das und das und das und trotzdem wird alles immer schlechter. Also mich macht das betroffen. Aber offensichtlich ist diese soziale Kälte in der SPÖ jetzt nach diesen Errungenschaften des Roten Wien in den letzten Jahrzehnten schon so weit ausgeprägt, dass ... (GR Dr Harald Troch: Es passiert sehr viel!) Ja, was passiert denn? Na, dann zahlen Sie die Mindestsicherung freiwillig 14 Mal in Wien aus! 

Und mir fällt da ein, weil ich die Frau Vizebürgermeister sehe: Da gab es einmal diese Presseaussendung, woran man so schön erkennt, wie abgehoben Sie sind, das Family‑Ticket für die Vereinigten Bühnen, wo man die Ersparnis hat, dass man als ein Erwachsener mit drei Kindern, glaube ich mich zu erinnern, statt 390 EUR nur mehr 290 EUR zahlt! Ja, wenn man solche Sachen als soziale Errungenschaft herausgibt, braucht man sich nicht zu wundern, dass das keiner versteht! Und wenn ich an das Sparpaket denke, das jetzt kommt, wo ja die Streichung der 13. Kinderbeihilfe im Raum steht und massive Kürzungen fürs AMS, dann frage ich, ob sich die Situation nicht noch einmal spiralenmäßig verschärfen wird. Aber für Werbung, für Plakate haben wir natürlich Geld! Und dann diese, wie soll man sagen, Selbstberuhigung, sage ich es einmal positiv, mit diesen Veranstaltungen gegen Armut. Da war doch jetzt neulich im Rathaus die Veranstaltung der Volkshilfe „Armut tut weh“. Die Frau Bundespräsidentin hat ein Schild hergezeigt „Armut tut weh“. Und selbst im Pressedienst der Volkshilfe steht drinnen: „800 Prominente.“ Man hat sie alle im Fernsehen gesehen. Der Dominic Heinzl hat berichtet. Ich habe auch schon einmal darüber geredet. 800 Prominente haben dort gegen die Armut gesammelt und dann haben die 800 nodigen Prominenten 9 200 EUR zusammenbekommen! Es kommen auf jeden Prominenten 12 EUR! Ich würde mich genieren, ich würde mich genieren! Und für das Geld wurde dort auch gegessen und man hat Musikunterhaltung gehabt, statt dass man die Kosten dieser ganzen Veranstaltung, einfach die Veranstaltung gestrichen hätte und den Leuten einen Erlagschein für Spenden gegeben hätte - immerhin sind ja viele in ihrem Erfolg auch von der Stadt Wien abhängig, viele Künstler und so - und das Ganze gespendet hätte, hat man dann wunderbare 9 200 EUR, die dann halt noch von irgendwelchen großen Firmen ein bisschen aufgefettet wurden, aber auch nur auf 40 000, wo die Veranstaltung im Rathauskeller sicher mehr gekostet hat als diese 40 000 EUR. Aber das finde ich echt, auf Wienerisch gesagt - ich hoffe, ich bekomme keinen Ordnungsruf -, zum Kotzen! Da gehen Sie großartig mit Kameras herum, mit so Plexiglasboxen und dann kommen 9 200 EUR zusammen bei 800 Prominenten, die sich dort den Wams vollfressen! Ja, aber das ist offenbar symptomatisch. Und ich habe das auch schon gesagt, was für mich auch symptomatisch ist: Beim Parteitag hat der Herr Bürgermeister gesagt, 750 oder 744 EUR, das gibt ein anderer, manche Leute, die nicht zustimmen, für eine Essenseinladung aus. Am 11. Mai wurde er von „Gault Millau“ zum „Feinschmecker des Jahres“ gekürt. Jetzt kann er natürlich essen, was er will. Ausgeben tut er wahrscheinlich nichts außer unser Steuergeld, weil er alles auf Spesen machen wird, aber soll sein in einem Restaurant, wo ein 6‑Gänge-Menü 160 EUR kostet. Aber bei seiner Kür zum „Feinschmecker des Jahres“ war es ein 17‑Gänge-Menü und dann kommen wir ungefähr hin in der Preislage. Ich persönlich finde, es gibt kein besseres Zeichen, wie abgehoben und wie weit entfernt von all den Problemen der kleinen Leute die SPÖ in Wien heutzutage ist, indem ich mich bei diesen Zahlen, bei diesen erschreckenden, ständig und zum Teil massiv steigenden Zahlen zum „Feinschmecker des Jahres“ wählen lasse, weil es eh wurscht ist, was die Leute denken.

Meine Damen und Herren, Armut hat eine – und ich schließe mit einem Ausspruch einer grünen Abgeordneten - Armut im achtreichsten Land der Welt ist eine Schande! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträtinnen und Herr Stadtrat!

Ja, lassen Sie mich wieder auf das Wochenende zurückkommen, das schon angesprochen wurde. Es gab ja hier am Rathausplatz, wenn wir hier rausschauen, unweit von hier, eine Leistungsschau und zwar auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Aber heute, meine sehr verehrten Damen und Herren, werden Sie wieder von der politischen Alltagsrealität eingeholt, weil es einmal mehr um die Armut in dieser Stadt geht und dazu, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, aber auch Herrschaften von der Stadtregierung, fällt Ihnen nichts ein und zwar seit Jahren, nämlich kein Gegenrezept, das notwendig wäre, um hier wirklich gegenzusteuern! In Wien, und es wurde heute schon gesagt, gibt es 100 000 SozialhilfeempfängerInnen und die Kinderarmut hat sich in den letzten fünf Jahren verdoppelt! Nämlich 100 000 Kinder - und das möchte ich von hier noch einmal ganz deutlich sagen - leben in Wien in Armut. Damit wir uns ganz klar sind, von welcher Größenordnung wir sprechen und das wurde heute auch bereits erwähnt: Das ist die EinwohnerInnenzahl der Stadt Klagenfurt. Und das, meine Damen und Herren von der SPÖ-Stadtregierung, ist wahrlich kein Grund zum Jubeln, aber die SPÖ-Stadtregierung jubelt doch. Ich brauche nur die kleinformatige Zeitung vom letzten Samstag aufschlagen und auf Seite 23 blättern. Ich habe sie auch hier. Und dort lesen wir in einem Inserat „Meine Stadt – Unser Wien“. Ich möchte es Ihnen auch gerne hier zeigen, damit Sie sich alle erinnern. (GRin Karin Praniess-Kastner zeigt die Zeitung.) Wahrscheinlich haben Sie es alle gesehen. Und hier wird sozusagen ganz klar gemacht, dass die Stadt erlebbar wird. Also die Sozialstadträtin sagt: „Damit die Stadt für alle erlebbar wird, gibt es einen Mobilpass. Und für mehr als 100 000 WienerInnen ist der Einstieg in ein aktives und selbstbestimmtes Leben damit gewährleistet.“ Diese 100 000 SozialhilfeempfängerInnen bekommen den Mobilpass nicht, damit sie etwas erleben in dieser Stadt, wie es in dem Inserat steht, sondern damit sie täglich überleben können. Und das, meine Damen und Herren, ist ein gewaltiger Unterschied, denn es sind keine Schnäppchenjäger, die jeden Tag vor den Wiener Sozialmärkten stehen, um zu günstigeren Preisen Lebensmittel fürs Überleben zu erstehen. Das machen sie nicht aus Jux und Tollerei, sondern das machen sie genau deshalb, damit ihre Familien und ihre Kinder in dieser Stadt überleben können. Die von Ihnen im Inserat angesprochenen Menschen mit wenig Geld haben tatsächlich zu wenig, um sich täglich Brot leisten zu können, dieses Brot bekommen sie gratis in den Sozialmärkten. Davon kann ich in diesem Inserat nichts lesen, wo der Wiener Mobilpass für arme Menschen bejubelt wird. 

Aber natürlich auch in dem jüngsten Sujet zur Mercer-Studie, wo immerhin 100 000 EUR ausgegeben wurden, um diese zu bewerben, nämlich am nächsten Tag, nachdem die Studie veröffentlicht wurde, ist nichts davon zu lesen. Das ist natürlich kein Wunder, weil für die Mercer-Studie, und das haben wir heute schon mehrmals gehört, wurden ManagerInnen gefragt. Aber in diesem Zusammenhang, Frau Stadträtin und Frau StRin Brauner, müssen Sie sich schon einige Fragen gefallen lassen: Haben Sie die Wiener Sozialhilfe ... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich bin erst später dran!) Wie bitte? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich bin erst später dran! Nur dass Sie das nicht verwechseln!) Aber ich finde es schön, Frau Finanzstadträtin, dass Sie auch da sitzen, weil ich in diesem Zusammenhang auch eine Frage an Sie habe, und zwar: Haben Sie die SozialhilfeempfängerInnen einmal nach ihren Eindrücken gefragt und wie sie in dieser Stadt leben? Oder: Haben Sie einmal die KundInnen der Sozialzentren gefragt, wie sie in dieser langen Wartefrist überleben, wo sie für die Inanspruchnahme von Sozialhilfe warten? Oder, Frau StRin Brauner: Haben Sie sich Gedanken darüber gemacht, ob dieses Pilotprojekt von Wien Energie, von dem wir auch heute schon gehört haben, für den Wertkartenstrom wirklich ein gutes Angebot für die SozialhilfeempfängerInnen ist? Für all jene, die dieses Projekt nicht kennen: Da muss man im Voraus wissen, wie hoch der Stromverbrauch sein wird, muss diesen im Voraus bezahlen und dann kann man diese Karte in Anspruch nehmen. Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, wie hoch mein Stromverbrauch im nächsten Jahr sein wird, weil ich auch nicht weiß, ich bin kein Wetterfrosch, wie das Wetter sein wird, wie kalt es sein wird und wie hoch der Stromverbrauch sein wird. Das heißt, ich halte dieses Angebot für ein nicht gutes Angebot für diesen Personenkreis. 

Auch die heute angesprochene Aktion des Gratisumtausches für Eiskästen oder die von Ihnen propagierte Gratissteckdosenleiste: Auch diese Angebote sind ein Tropfen auf dem heißen Stein. Wir, die ÖVP, hätten natürlich schon ein Rezept, und das sagen wir auch immer: Wir würden in die Bildung investieren, in die Arbeitsmarktpolitik, um bereits dabei eine Prävention im Sozialressort zu betreiben. (GR Franz Ekkamp: Hört! Hört!)

Und, ich hab’ es schon angesprochen, es wurden ja für diese Inserate und für die Bewerbung der Mercer-Studie 100 000 EUR ausgegeben, Herr Kollege, Sie finden es lustig. (GR Franz Ekkamp: Nein! Ich staune nur!) Ich nicht, weil wir könnten zum Beispiel mit diesen 100 000 EUR ... (GR Franz Ekkamp: Ich staune nur! Ich staune nur!) Haben Sie sich Gedanken darüber gemacht, was wir tun könnten, um Armut zu verhindern und vor allem Kinderarmut in dieser Stadt zu verhindern? Wir könnten um diese 100 000 ausgegebenen Euro – und das war nur dieses eine Inserat zur Bewerbung der Mercer-Studie – 500 armen Kindern in dieser Stadt einen zehntägigen Erholungsurlaub bezahlen, statt den Menschen hier in der Stadt und den Sozialhilfeempfängern zu sagen, wie toll das Leben in dieser Stadt für ManagerInnen ist! 

Ein weiteres Thema, und das habe ich schon angesprochen, sind die Sozialmärkte. Lange Schlangen bilden sich hier, aber bisher hat sich die Sozialstadträtin, aber auch der Herr Bürgermeister, nicht für die Sozialmärkte interessiert. Denn der SPÖ ist es offensichtlich wichtiger, die heile Welt in Inseraten abzubilden und uns am Rathausplatz die heile Welt vorzuspielen. Die Sozialmärkte sind da, gut, das dürfte das Motto der Sozialstadträtin sein. Aber warum diese Sozialmärkte da sind und vor allem, wie sie finanziert werden, das ist der Stadtregierung nicht wichtig, denn in einer schriftlichen Stellungnahme der StRin Wehsely können wir lesen: „Die fünf bereits bestehenden Sozialmärkte haben gezeigt, dass sie ohne finanzielle Unterstützung der Stadt Wien eingerichtet und betrieben werden können.“ Das ist die soziale Wärme der SPÖ, das kann ja nicht wirklich sein! In Hernals übrigens findet übermorgen auf Initiative der SPÖ-Hernals ein Benefizkonzert zugunsten des Sozialmarktes im 17. Bezirk statt, der ohne Spenden nicht mehr überleben könnte. Zum Vergleich dazu: Über 20 000 EUR kostet ein einziges Inserat in der Sonntagsausgabe der „Kronen Zeitung“. 

Diese Fragen, die ich gestellt habe, würde ich Ihnen als Hausaufgabe aufgeben und würde Sie bitten, sich gerade vor der Wahl jetzt für die Wienerinnen und Wiener sehr gut zu überlegen, ob Sie mit Steuergeldern die bisherige Arbeit der Stadt leider nicht im Sinne der BürgerInnen bejubeln wollen oder das Geld vielleicht doch zielgerichtet einsetzen wollen!

Die Ignoranz der roten Stadtregierung hat an Stabilität zugelegt, auch wenn unabhängige Prüfinstanzen wie zum Beispiel die Volksanwaltschaft etwas zur Verbesserung in dieser Stadt beitragen möchte und Vorschläge leistet. Da geht es zum Beispiel bei der Bekleidungsaushilfe darum: Halbjährlich bekommen erwachsene Menschen 100 EUR, 50 EUR für das erste mitunterstützte Kind und 30 für jedes weitere unterstützte Kind, egal, ob Sommer oder Winter. Die Volksanwaltschaft hat angeregt, dass diese Bekleidungsaushilfen angemessen auszuzahlen sind und hat die Magistratsdirektion auch mehrmals aufgefordert, die Berechnungsgrundlage darzulegen. Aber die Magistratsdirektion hat mit einem Schreiben vom 11. Dezember 2009 leider den Offenbarungseid leisten müssen, dass es dazu keine Unterlagen gibt. Welche Beträge den Sonderbetrag der Bekleidung bedecken sollen, das wird erst in einer Arbeitsgruppe diskutiert. Die Volksanwaltschaft hat natürlich festgestellt, dass diese 100, 50 und 30 EUR nur eine Orientierungshilfe sein sollten und dass diese Bekleidungszulage dem tatsächlichen Bedarf angepasst werden muss. In Wien ist es dagegen Usance, dass man nicht weiter ins Detail geht, keine individuellen Prüfungen vornimmt und die Bekleidungspauschale ausbezahlt. Das hilft den Kindern in dieser Stadt, die im Winter frieren müssen, auch nicht weiter, meine Damen und Herren!

Die Volksanwaltschaft hat dann auch noch einmal festgestellt, dass diese Vollzugspraxis in Wien seit Jahren Regel und nicht Ausnahmefall ist und auch nicht nur in diesem Fall. Ich könnte Ihnen mehrere Fälle aufzählen, wo die Volksanwaltschaft weitere Missstände in Wien aufzeigt. Wir haben auf diesen Missstand bei der Bekleidungszulage reagiert und haben einen Antrag eingebracht. Er wurde von der SPÖ kategorisch abgelehnt. Ich frage Sie, Frau Stadträtin, Frau Vizebürgermeisterin: Warum haben Sie diesen Antrag abgelehnt? Sie haben scheinbar kein Interesse, Kindern in dieser Stadt aus der Armut zu helfen. Oder sind Sie sich zu gut in der Stadt, die Verwaltung wirklich effizient voranzutreiben? 

Meine Damen und Herren, zum Abschluss kann ich Ihnen nur sagen: Sie können natürlich am Rathausplatz weiter feiern gehen. Ich würde Ihnen aber raten, im Sinne der bevorstehenden Wahl aus Ihrer eigenen Parteikassa den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern die Kosten für Ihre Jubelinserate zurückzuerstatten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mörk und ich erteile es ihr.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es sind die Schwachen, die den starken Staat brauchen und vor allem in wirtschaftlich turbulenten Zeiten mehr denn je. Deshalb ist die Sozialpolitik auch eine Kernaufgabe des Staates und die Sozialdemokratie und vor allem die Wiener Stadtverwaltung stehen zu diesem Grundsatz. Armut ist ein ernstes Problem für jede und jeden Einzelnen, der davon betroffen ist, aber auch für die ganze Gesellschaft. Armut muss und wird daher von uns mit aller Kraft bekämpft. Armut eignet sich aber nicht als Propaganda oder politisches Druckmittel. Armutsbekämpfung ist ein zentraler Bereich der sozialdemokratischen Politik. Deshalb setzt Wien auch seit Jahren gezielte Maßnahmen gegen die Armut. Einen ganz besonders hohen Stellenwert nimmt daher der Kampf gegen die Kinderarmut ein und die Frau StRin Wehsely ist in ihrer Beantwortung schon sehr ausführlich darauf eingegangen. 

Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist bemüht, finanziell schwächere Familien und Einzelpersonen möglichst umfassend zu unterstützen. Ich möchte hier in Erinnerung bringen, dass das reine Sozialbudget für das Jahr 2010 1,14 Milliarden EUR beträgt. Dieses bietet 200 000 Menschen Unterstützung an und das in einer äußerst breiten Palette. Die Form der Unterstützung reicht über Sozialhilfe, den Heizkostenzuschuss, den Mobilpass, Hilfe in besonderen Lebenslagen, Mietbeihilfe, Pflegegeld, Leistungen der Behindertenhilfe, Leistungen der Wohnungslosenhilfe bis hin zu Leistungen für stationäre und ambulante Pflege und Betreuung. Und, Frau Kollegin Praniess-Kastner, der Mobilpass berechtigt nicht nur, verbilligt mit den Wiener Linien zu fahren, sondern man bekommt damit auch Ermäßigungen bei den Städtischen Büchereien, in den Städtischen Bädern und seit Herbst des Vorjahres kann man auch ermäßigt Kurse in den Volkshochschulen besuchen. Das bezieht sich nicht nur auf die Fahrt. 

Armut gibt es nicht nur in Wien, sondern in allen Bundesländern und in allen Staaten Europas. In allen Großstädten ist sie überdurchschnittlich, weil in den Städten mehr Alleinerziehende, mehr Arbeitslose, mehr Zuwanderer und mehr ältere Menschen leben. Es sind häufig genau diese Bevölkerungsgruppen, die in der Hoffnung auf Arbeit und Einkommen in die Städte ziehen, weil sie in ihren Heimatregionen oder in ihren Heimatländern keine Perspektiven haben. Die Zahl der armutsgefährdeten Menschen ist in den letzten Jahren in Österreich daher gestiegen, weil auch die Zahl der Arbeitslosen angestiegen ist. Auch in Wien, aber nicht nur in Wien. Leider schützt auch Erwerbsarbeit nicht immer vor Armut, weil die Wirtschaft immer mehr prekäre Arbeitsverhältnisse anbietet, die in Wahrheit nicht mehr zum Leben reichen. So hat etwa auch in den letzten Jahren die Zahl der RichtsatzergänzungsbezieherInnen in Wien zugenommen, das heißt, jene Anzahl von Personen, die trotz Erwerbstätigkeit nicht genug Einkommen aus dieser Arbeit erzielen. Es ist das Phänomen der Working Poor, der Armutsgefährdung trotz Arbeit. Die Zahl der armutsgefährdeten Menschen ist in den letzten Jahren auch gestiegen, weil die Zahl der Zuwanderer nach Österreich gestiegen ist. Allein in den Jahren 2000 bis 2005 unter der ÖVP/FPÖ-Bundesregierung hat sich die Zahl der Zuwanderer verdoppelt. Bei zugewanderten Familien treffen mehrere Probleme zusammen: Geringer bezahlte Jobs, höheres Risiko, arbeitslos zu werden, eine größere Kinderanzahl, welche wiederum die Erwerbstätigkeit von Frauen erschwert. 

Armut und Armutsbekämpfung werden in der Wissenschaft schon lange nicht mehr rein einkommensorientiert gesehen, ist also nicht nur an der Zahl der Sozialhilfeempfänger zu messen, wie das die GRÜNEN tun, ganz im Gegenteil. Armut bedeutet vor allem geringere Verwirklichungschancen in vielen Lebensbereichen und daher kann Armutsbekämpfung nicht nur darin bestehen, mehr Geld etwa in Form von Einkommen oder Sozialhilfe sicherzustellen, obwohl, und auch das weist die Statistik Austria klar nach, in Wien durch Sozialleistungen von allen Ländern und Regionen am meisten die Armutsgefährdung gesenkt wird. Sozialleistungen wirken in Wien also am besten gegen Armutsgefährdung. 

Es geht aber vor allem darum, trotz geringer Einkommen die Verwirklichungschancen ärmerer Menschen sicherzustellen. Der Markt tut das nicht und daher müssen Staat und Stadt einspringen, wo der Markt versagt. Die Verwirklichungschancen von ärmeren Menschen werden in Wien erhöht, etwa wenn man sich kein Auto leisten kann, aber die Mobilität durch öffentliche Verkehrsmittel gewährleistet ist, wie das in Wien etwa auch mit dem Mobilpass der Fall ist. Die Verwirklichungschancen von ärmeren Menschen werden erhöht, wenn ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen bereit gestellt werden, wodurch sie Frauen ohne Erwerbstätigkeit ermöglicht wird, wie das in Wien weit besser der Fall als in vielen ländlichen Regionen. Noch dazu, da die Kinderbetreuung in Wien seit Herbst des Vorjahres beitragsfrei ist. Die Verwirklichungschancen von ärmeren Menschen und deren Kinder werden erhöht, wenn ihnen ein leistbares und modernes Bildungssystem offen steht, wie das in Wien in Form der Ganztagsschulen der Fall ist. Diese werden bereits weiter ausgebaut und es wird auch die ganztägige Betreuung angeboten, wodurch wiederum Frauen mehr Chancen auf Erwerbstätigkeit haben. Die Verwirklichungschancen von ärmeren Menschen werden auch erhöht, wenn sie nicht bloß Arbeitslosengeld bekommen, sondern neue Berufschancen durch neue Qualifikation erhöht werden, wie das etwa durch den Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds in vielfältiger Weise getan wird, denn Arbeit ist noch immer die beste Form der Armutsbekämpfung. Armutsgefährdung wird auch vermieden, wenn gute ambulante Dienste für betreuungs- und pflegebedürftige Menschen zur Verfügung stehen. Diese Menschen müssen dann nicht mehr durch ihre Angehörigen betreut und gepflegt werden, wodurch diese Angehörigen, und das sind auch meist wieder Frauen, ihre Erwerbstätigkeit nicht einschränken müssen. Auch das ist in Wien in überdurchschnittlicher Weise der Fall. Armutsgefährdung wird auch vermieden, wenn eine große Anzahl von finanziell leistbaren Wohnungen zur Verfügung steht. 220 000 gemeindeeigene Wohnungen leisten in Wien einen wesentlichen Beitrag dazu. 

Armutsbekämpfung durch Erhöhung von Verwirklichungschancen ist also etwas, was viele Teile der Wiener Politik und der Stadtverwaltung ganz konkret und in höherem Maße als andere Städte und Bundesländer tun. Leistungen der öffentlichen Hand senken nachweislich die Armutsgefährdung. Wien trägt durch seine öffentlichen Dienstleistungen wesentlich dazu bei, dass armutsgefährdete Menschen in Wien tatsächlich vor Armut geschützt sind. Wien trägt durch seine öffentlichen Dienste dazu bei, die Verwirklichungschancen armutsgefährdeter Menschen zu erhöhen. Und Wien ist mit all diesen Angeboten federführend im Auseinanderdriften unserer Gesellschaft und hilft den Menschen, die es wirklich brauchen. Wien hilft den Menschen konkret und rasch! (Beifall bei der SPÖ.)
Wien hat, wie die Statistik Austria nachweist, mit Abstand die höchsten Sozialausgaben aller Bundesländer. Sie sind etwa doppelt so hoch wie in Oberösterreich und Niederösterreich. Ja, es stimmt, die meisten SozialhilfeempfängerInnen in Österreich gibt es in Wien. Das bedeutet aber nicht, dass die Armut in Wien die höchste ist und in den Bundesländern geringer wäre. Ganz im Gegenteil. Am Land ist das Phänomen der verschämten Armut zu beobachten, wo eigentlich zustehende Sozialleistungen aus Scham nicht in Anspruch genommen werden, weil man am Gemeindeamt den Offenbarungseid leisten muss. In Vorarlberg beträgt dieser zum Beispiel 80 Prozent. Das wird sich durch die Bedarfsorientierte Mindestsicherung, eine Initiative der SPÖ-Bundesregierung, endlich ändern. In Bezug auf die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist es gelungen, dass die hohen Wiener Standards auch in andere Bundesländer übernommen werden. Das ist ein Meilenstein, den wir uns auch nicht von der ÖVP - diese möchte ja die Mindestsicherung kippen - verpatzen lassen. Eine Frage an Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP: Ist das ein weiterer Beitrag zur Senkung der Armutsgefährdung, nachdem Sie schon den 14-maligen Bezug der Mindestsicherung verhindert haben? Leistungen der öffentlichen Hand senken die Armutsgefährdung. Öffentliches Sparen dagegen, wie es vor allem die Bundesregierung in den Jahren 2000 bis 2006 so wie auch andere neoliberale Regierungen getan haben, erhöhen das Armutsrisiko. Das Thema Armut und Armutsgefährdung ist wesentlich vielschichtiger, als es die Oppositionsparteien darstellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten kann ich Folgendes sagen: Wir lassen niemanden alleine, weil wir die Problemlagen kennen. Weil wir viel Wissen und Kompetenz auch in der Stadtverwaltung haben, setzen wir richtige Maßnahmen, bieten wir den Menschen in Wien nicht nur finanzielle Hilfe, sondern auch eine Fülle an Verwirklichungschancen. Und weil das viele ärmere Menschen wissen, zieht es sie nach Wien und wächst die Stadt unaufhörlich, weil die Stadt den Menschen, auch den noch Ärmsten, eben Hoffnung, Perspektiven und viele Verwirklichungschancen bietet. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau StRin Wehsely, Ihre Rede in der Beantwortung der Dringlichen Anfrage war ein trauriger Tiefpunkt in der Geschichte dieses Hauses, in der Sache inkompetent, denn Sie haben viele Dinge, die in der Stadt Faktum sind, einfach ignoriert. Sie waren der Kollegin Vassilakou gegenüber auf eine unfassbare Weise untergriffig. Das steht Ihnen nicht zu und das ist vom Frauenpolitischen her gesehen eigentlich ein Skandal. Es ist vor allem sozial kalt gegenüber den betroffenen Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt, die sich mit dieser Rede von Ihnen anhören haben müssen, dass es kein Problem gibt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das ist in jeder Hinsicht einer verantwortlichen Sozial- und Gesundheitspolitikerin nicht würdig und es ist auch als Frau und Kollegin gegenüber der Kollegin Vassilakou auch in jeder Hinsicht nicht würdig! 

Gehen wir zu den Fakten, Frau Stadträtin, die Sie da so bemerkenswert ignoriert haben. Sie meinen und Sie haben immer eine sehr blumige Sprache, den Unterschied wollen Sie Klavier spielen können. Vielleicht sollten Sie einmal den Unterschied Klavier spielen, was es bedeutet, wenn man als Eltern von chronisch kranken und behinderten Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt zurechtkommen muss. Reden Sie einmal mit den Betroffenen, Frau Stadträtin, dann würden Sie nämlich hören, dass es sehr schwer ist, hier mit den Einrichtungen, die geboten werden, zurande zu kommen. Es grenzt nämlich an Zynismus, wenn man versucht, mit Kindern mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen im Schulsystem ausreichend versorgt zu werden. Und, Kollege Oxonitsch, ich freue mich, dass Sie zuhören, damit Sie sehen, was es bedeutet. 

Da müssen sich Mütter, wenn sie chronisch kranke und behinderte Kinder haben, von den Verantwortlichen anhören, wenn sie sich um einen Kindergartenplatz oder einen Hortplatz bemühen, weil sie jetzt ihr behindertes oder krankes Kind hier bringen wollen, dass sie einem anderen gesunden Kind den Platz wegnehmen. Das muss man sich einmal vorstellen. Man ist schon in der schwierigen Lebenssituation und muss sich solche Dinge anhören!

Es ist so, dass man für den Besuch der Kindertagesstätte, des Kindergartens kein durchsetzbares Recht auf Inklusive-Einrichtungen hat. Man muss sich hinten anstellen. Man hat kaum Tagesmütter und Krippenplätze und – das ist auch eine Kritik, die an den Bund zu richten ist – man ist hinsichtlich des verpflichtenden Kindergartenjahres ausgenommen. Wenn dann die Eltern hören, dass der Platz, der ihnen eigentlich genauso zustehen sollte, erstens anderen angeblich besser zusteht und wenn sie ihn dann bekommen, die Eltern damit konfrontiert sind, dass in vielen Fällen sie nur im ersten Jahr bis zu zwei Stunden in die Einrichtung kommen dürfen, dann weiß man, dass auf diese Weise weder eine tragfähige Betreuungssituation geleistet werden kann noch dass die notwendigen Integrationsmaßnahmen für die Kinder hier bewerkstelligt werden können.

Für die Nachmittagsbetreuung warten betroffene Eltern und Kinder bis zu eineinhalb Jahre. Dann wird man noch damit konfrontiert, dass die Berufstätigkeit der Eltern eine Voraussetzung für einen Platz ist. Das heißt, der Wiedereinstieg, die berufliche Karriere der Eltern, meistens der Mütter, ist in jeder Hinsicht erschwert. Man stellt offensichtlich nicht in Rechnung, dass es für Schulkinder und Kleinkinder auch für die soziale Entwicklung eine wichtige Voraussetzung ist, insbesondere wenn sie chronisch krank oder behindert sind, dass sie die Möglichkeit haben, in die Betreuung integriert und inkludiert zu sein.

Wenn man nun dann mit so einem Kind endlich einen Platz beanspruchen darf, dann ist das Ende der Probleme noch lange nicht erreicht, denn die medizinische Versorgung und die pflegerische Versorgung, die viele Kinder, während sie in der Tagesbetreuung sind, beanspruchen, die müssen die Eltern selber organisieren oder selber bieten. Das hat jedenfalls Organisations- und Kostenaufwand zur Folge, der den Eltern nicht abgenommen wird. Das ist ein Angebot, Frau StRin Wehsely, das insbesondere für Eltern mit Kindern aus benachteiligten Familien schwer zu leisten ist. Die Eltern bleiben über, die Kinder sind nicht ausreichend betreut.

Wir haben hinsichtlich dieser Situation einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet. Wenn Sie es ernst nehmen, dass Sie meinen, dass Kinder in dieser Stadt nicht durch Armut und Ausgrenzung gefährdet sein sollen, dann erwarte ich mir von der Sozialdemokratie, dass Sie hier zustimmen:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine prinzipielle Aufnahmepflicht für alle Kinder mit Behinderungen und/oder chronischen Erkrankungen in Kindergarten, Regelschule und Nachmittagsbetreuung sowie Sicherstellung des entsprechenden Angebots, weiters für die Bereitstellung von individuellen pädagogischen, pflegerischen und medizinischen Unterstützungsmaßnahmen ohne zusätzliche Kosten für die Eltern aus. Es darf weiters keine Einschränkung der Aufenthaltszeiten behinderter Kinder im Kindergarten, außer für die Eingewöhnungszeit oder auf ausdrücklichen Wunsch der Eltern geben. 

Wir beantragen die Zuweisung dieses Antrags an die beiden zuständigen Ausschüsse.“ 

Die Mangelversorgung von Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt im medizinischen Bereich zeigt sich auch bei den Therapieleistungen, die für Kinder und Jugendliche, die chronisch krank sind, gebraucht werden.

Frau Stadträtin, es kann Ihnen nicht egal sein, dass die Liga für Kinder und Jugendgesundheit festgestellt hat, dass im Jahr 2010, und hier werden Sie uns ja nicht die Aktualität der Zahlen absprechen, 1 000 chronisch kranke Kinder in Wien, nicht etwa in ganz Österreich, sondern in Wien, auf einen Therapieplatz warten. 1 000 Kinder, Frau Stadträtin, warten auf einen Therapieplatz! Sie haben ein Kind, ich habe Kinder. Sie würden es sicherlich für Ihren eigenen Sohn nicht dulden, wenn er eine Ergotherapie, Logotherapie oder Psychotherapie brauchen würde, dass er hier warten muss beziehungsweise, und auch das ist der Fall, dass 600 bis 700 Kinder und Jugendliche nicht einmal auf eine Warteliste kommen, sondern abgewiesen werden. Stellen Sie sich vor, Ihr Kind hat einen Therapiebedarf und man sagt: Kommen Sie in ein, zwei Jahren wieder, dann können wir darüber reden, ob Sie dann auf eine Warteliste kommen! Wer Kinder hat, weiß, dass jedes Jahr wie ein halbes Leben zählt und das Warten auf Therapie in diesem Alter letztlich ein Versagen und eine Situation herbei führt, die die chronische Krankheit vielleicht so weit verschlechtert, dass die Kinder Nachteile und gesundheitliche oder psychische Schäden haben, die nicht mehr auszugleichen sind. Die Experten und Expertinnen sprechen auch ganz offen davon, dass es hier zu Entwicklungsstörungen kommt, die nicht aufgeholt werden können.

1 000 chronisch kranke Kinder, die warten. 600 bis 700, Frau Stadträtin, die überhaupt abgewiesen werden. Wenn Sie meinen, dass das eine gute Versorgung ist und dass hier niemand unter die Räder kommt, dann sind Sie schlicht und einfach schlecht informiert oder Sie nehmen zur Kenntnis, dass es offensichtlich hier im Sinne einer Mehrklassenmedizin eben Eltern gibt, die dann halt sagen, dann leiste ich mir die Therapie und leiste sie mir im privaten Bereich und dass halt die schweigend überbleiben, die für ihre Kinder das nicht finanzieren können. 

Es wurde infolge des Kontrollamtsberichts, den es in Sachen Unterversorgung für Kinder und Jugendliche hinsichtlich des Therapieangebots ja gegeben hat, eine Kommission eingesetzt. Wir kennen bis jetzt keine Ergebnisse und vor allem keine Ergebnisse, von denen abzulesen wäre, dass die sozialdemokratische Regierung hier Ausbaumaßnahmen gesetzt hat. Im Gegenteil. Es gibt weitere Kürzungen. Die Situation für die Eltern und Kinder hat sich in keiner Weise verbessert. 

Wir stellen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag, dass man die Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Round Table Entwicklungsdiagnostik“ vorlegt, ein abgestimmtes Versorgungskonzept für verhaltensauffällige Kinder erstellt und Maßnahmenvorschläge für ein integriertes Wien-weites Konzept zur Sicherstellung des Leistungsangebots erarbeitet. Es soll durch Sie, Frau Stadträtin, der Fonds Soziales Wien angewiesen werden, dass die Deckelung des Leistungsangebots, die seit einem Jahr zu konstatieren ist, zurückgenommen wird und dass das Angebot zügig Richtung Bedarfsdeckung ausgebaut wird. Wir beantragen die Zuweisung zum Gesundheitsausschuss. 

Der letzte Antrag, den ich einbringen möchte, bezieht sich auf das rot-grüne Projekt Frühförderung. Wir haben heute Früh in der Fragestunde schon darüber gesprochen, wie wichtig es ist, dass man insbesondere Kinder aus sozial schwachen, aus den allerschwächsten Bevölkerungsgruppen nicht von ihrer Geburt an in eine Situation abgleiten lässt, die sich wie eine schiefe Ebene in sozialer Ausgrenzung, gesundheitlicher Benachteiligung und Rückständigkeit hinsichtlich der Bildungschancen darstellt. Wir meinen, dass es ein sinnvolles und innovatives Konzept ist, wenn man nicht erst dort ansetzt, wo die Defizite schon Platz gegriffen haben, sondern wenn die betroffenen Familien gecoacht werden, in einem positiven Ansatz von Anfang an begleitet werden und nicht erst SozialarbeiterInnen oder andere Betreuungsgruppen oder dann vielleicht sogar noch disziplinierende Interventionen Platz greifen, wenn sich negative Entwicklungen zeigen. Dieses Projekt Frühförderung im 15. Bezirk - 15. Bezirk deshalb, weil hier - das war die Idee, als die GRÜNEN das Projekt eingebracht haben - die Lebenserwartung signifikant hinter der von vergleichbaren anderen Bezirken liegt. Wir meinen, man soll bei der Erhöhung der Lebenserwartung dort beginnen, wo das Leben seinen Anfang nimmt, nämlich dort, wo die Chancen ausgebaut werden können oder eben vergeben werden. Wir sind froh, dass das Projekt zustandegekommen ist und die Berichte, die wir bekommen haben, jetzt und kürzlich den zweiten Zwischenbericht, zeigen - und da will ich auch ganz ausdrücklich das Engagement der betroffenen MitarbeiterInnen der MA 11 loben, die das Projekt auf eine sehr engagierte und wirklich hervorragende Weise zu ihrem eigenen gemacht haben. Es war beeindruckend zu sehen, wie sie selbst wegen der Ergebnisse besorgt und von ihnen überrascht waren, vor allem, wie sie uns mitgeteilt haben, wie groß der Handlungsbedarf in der Stadt ist. Und das ist keine politische Propaganda, sondern das ist der Bericht der Frauen vor Ort, die mit den betroffenen Kindern und Jugendlichen gearbeitet haben. Frau StRin Wehsely, Herr StR Oxonitsch, Sie waren leider nicht bei den Präsentationen, aber ich sage es Ihnen jetzt und ich hoffe, auch andere haben es Ihnen mitgeteilt: Es war der Bericht von Lebenssituationen von Menschen in dieser Stadt, die praktisch wie unfreiwillige Aliens ausgegrenzt und unbeachtet in tiefstem, tiefstem, tiefstem Elend in dieser Stadt leben. Tiefstes Elend heißt, verschimmelte Wände, keinen Zugang zu irgendwelchen Leistungen, Hunger, Nässe, Krankheit. 

Frau Stadträtin, weil Sie gemeint haben, in dieser Stadt geht’s allen gut: Fragen Sie die MitarbeiterInnen der MA 11 nach den Menschen, die übrig bleiben, wenn sich nicht auf Initiative der GRÜNEN besondere Maßnahmen haben durchsetzen lassen, damit man sie in ihrem Elend überhaupt entdeckt. Frau Stadträtin, Herr Stadtrat, es hat sich erwiesen, dass die Betroffenen durch ihre schwierige Situation auch für ihre Kinder in jeder Hinsicht die Basics nicht sicherstellen können, weder eine ordentliche Gesundheitsversorgung noch eine soziale Integration. Wir haben davon gesprochen, dass es in einem konkreten Fall so weit gegangen ist, dass es durch die schlechte und wegen einer besonderen Diät nicht sichergestellte Ernährungssituation eines kleinen Buben dazu kommt, dass er schwerste Behinderungen durch das Fehlen der entsprechenden Diät jetzt schon gewärtigen muss, und wenn man nicht bald eingreift, dann werden wir zynisch genug, auch mit hohen Kosten für das Sozialsystem verbunden, ein Leben für dieses Kind sozusagen nicht verhindert haben, das Behinderung und Ausgrenzung bedeutet. Das rot-grüne Projekt Frühförderung wenigstens bemerkt, dass es Kinder gibt, denen es so schlecht in dieser Stadt geht. Und wenn Sie jetzt sagen, Frau Stadträtin, beim „Hofer“ kann man auch ein anderes Eiweiß einkaufen und diese Familie könnte ja für sich selbst sorgen, damit die richtige Diät gegeben wird - so hat es bei den SozialarbeiterInnen nicht geklungen, dass es so einfach wäre, dass es nur durch die Beratung zu tun wäre. Und ich stehe nicht an, den MitarbeiterInnen der MA 11 einfach zu glauben, was die Dramatik dieser Situation betroffen hat. Wenn es darüber hinaus eine Frage der Schulung und der Bildung ist, dann ist es umso mehr ein Auftrag, dass man auch hier wirksam wird. 

Wenn Sie jetzt sagen, Sie wollen diese Dinge in den Regelbetrieb übernehmen, dann freut es mich, das zu hören. Aber es wird sicherlich nicht damit genügen zu hoffen, dass die Familienberatungsstellen hier aktiv werden, sondern es hat dieses Projekt gezeigt, dass es eine aufsuchende Arbeit in ihrer ausdrücklichsten Form braucht, um überhaupt diese Fälle von Elend, von Armut, von gesundheitlicher Vernachlässigung und von Ausgrenzung aufzufinden. Die SozialarbeiterInnen haben an das Ende ihres Berichts gestellt, was eine der betroffenen Frauen gesagt hat. Sie hat gesagt, nicht in gutem Deutsch, aber in diesem Sinne: Sie weiß nicht, wer diese Idee gehabt hat, dass man sich um sie kümmert, aber es war eine sehr, sehr gute Idee. Frau Stadträtin, machen Sie sich diese Idee zu eigen und kümmern Sie sich um die Ärmsten, um die Kränkesten und die Ausgegrenzten und verwenden Sie Ihre Zeit nicht darauf, der Welt zu erklären, dass in Wien alles bestens ist, sondern schauen Sie dort hin, wo die Defizite zum Himmel schreien, aber nur deshalb nicht gehört werden, weil man so damit beschäftigt ist, ihre Faktizität abzuleugnen! 

Ich bringe also einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, wo Frau StRin Wehsely aufgefordert wird, die MA 11 anzuweisen, auf Basis des rot-grünen Projekts Frühförderung alle Vorarbeiten zu leisten und das Projekt Frühförderung umgehend flächendeckend in ganz Wien in den Regelbetrieb zu implementieren. Der Antrag soll zugewiesen werden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Frau GRin Mag Straubinger am Wort. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben das Thema ja erst vor Kurzem hier im Gemeinderat diskutiert, in einer Aktuellen Stunde auf Antrag der GRÜNEN Ende April. Wir kennen also unsere Positionen im Großen und Ganzen auch schon gegenseitig. Ich habe auch damals dazu gesprochen und Ihnen gesagt, was die Stadt alles an finanziellen Hilfen leistet, was sie alles bietet, um Kinder in armutsgefährdeten Haushalten zu unterstützen. Wir können das gerne auch in der Dringlichen diskutieren. Kinder sind ein wichtiges Thema in dieser Stadt, sie waren es und sind es auch. 

Aber ich hätte schon auch eine kleine Anregung an die grüne Partei: Vielleicht könnten Sie dieses Thema auch einmal in anderen Städten zum Thema machen, zum Beispiel ganz aktuell in Graz. Dort ist das Thema offensichtlich sehr akut. Es sind nämlich immer mehr Kinder in Graz obdachlos, und innerhalb eines Jahres ist die Zahl der Kinder in den Notschlafstellen um 50 Prozent gestiegen. Da gibt es eine grüne Vizebürgermeisterin, der könnten Sie vielleicht auch einmal sagen, das zu thematisieren. Dort könnten und sollten Sie, glaube ich, auch handeln. (GR Franz Ekkamp: Hört, hört!)
Wir alle wissen, dass in Städten über hunderttausend Einwohnern - so wird es definiert - die Armutsgefährdung ungleich höher als im ländlichen Raum ist. Das heißt, wenn Sie im Titel Ihrer Dringlichen die Stadt Wien mit dem Land Dänemark vergleichen, dann ist das der Vergleich einer Großstadt mit einem Land. Wenn Sie hier die Zahlen vergleichen, dann ist das entweder Populismus oder Wahlkampf; es ist jedenfalls Inkompetenz. 

Sie wissen auch, was Wien im Sozialbereich alles tut, was es alles an Hilfen gibt. Die Frau Stadträtin hat es erwähnt, meine Kollegin Gabi Mörk hat es auch schon erwähnt, ich erspare mir das jetzt. Ich gehe nur noch kurz auf Frau Kollegin Pilz ein, die hier über die Betreuung von behinderten Kindern gesprochen hat. Auch das hatten wir schon in der Aktuellen Stunde thematisiert. 

Das Beispiel, das sie gebracht hat, war das von einem Kind, dem gesagt wurde, das behinderte Kind nimmt einem gesunden einen Kindergartenplatz weg. Auch das gab es damals schon; ich habe damals darum gebeten, dass Sie diesen konkreten Fall melden, denn das kann nicht sein, das ist nicht in Ordnung. Auch das habe ich damals gesagt. Ich weiß nicht, ob Sie es nicht gemeldet haben, denn offensichtlich schaut es so aus, als ob Sie da an der Lösung gar nicht interessiert sind, sondern einfach daran, sozusagen auch ein gutes Statement fürs nächste Mal zu haben.

Es gibt in diesem Bereich sehr viel, was sich auch getan hat - das vergessen Sie immer zu erwähnen - in der Stadt. Wir haben im Jugendbudget im Ressort Oxonitsch einen Ausbau des ambulanten Angebots zur Unterstützung von Familien mit Kindern mit Behinderungen. Wir haben eine Erhöhung des psychotherapeutischen Budgets. Wir haben - jetzt abgesehen von den niedergelassenen Bereichen, davon, was die Wiener Gebietskrankenkasse alles finanziert - über 3 000 Stunden für die ambulanten psychotherapeutischen Dienste im Sozialressort. Das heißt, da gibt es ganz viel, was in Bewegung geraten ist, aber auch da kann man natürlich immer besser werden.

Die grüne Anfrage bezieht sich auf die EU-SILC-Daten. Wenn Sie das schon tun, wenn Sie diese Daten heranziehen, dann sollten Sie auch wissen - denn wenn Sie es lesen, dann wüssten Sie es eigentlich auch -, dass bei dieser Definition nur die Einkommensseite in Betracht gezogen wird. Das heißt, es wird nicht berücksichtigt, was man mit diesem Einkommen, das man hat, finanzieren muss. Darum sage ich einmal mehr, so wie auch die Frau Stadträtin, da kommt es dann auch darauf an: Was muss man denn damit bezahlen? Was sind die Dienstleistungen und die Sachleistungen, die zur Verfügung stehen? (StR David Ellensohn: Deswegen wollen wir ja den Bericht!) 

Da ist es zum Beispiel in der Stadt Wien so, dass ein funktionierendes Gesundheitssystem zur Verfügung steht, das nichts kostet. Da wohnen 60 Prozent aller WienerInnen in einem geförderten Wohnbau. Da gibt es ein ganz breites Angebot an kostenlosen oder sehr günstigen Freizeitangeboten für Kinder. Da gibt es einen Gratiskindergarten hier in dieser Stadt Wien - wo übrigens für die sozial Schwächsten auch der Essensbeitrag bezahlt wird -, der ansonsten für alle kostenlos ist. 

Auch was die Frage der Teilhabe am Kulturellen und an der Freizeit betrifft, gibt es einen Gratiseintritt in alle Bundesmuseen - durch eine sozialdemokratische Bildungsministerin erreicht -, es gibt einen Gratiseintritt in alle Wiener Museen, und dieses Angebot wird auch angenommen. Es gibt den Mobilpass, der schon erwähnt worden ist. Es gibt Ferienaufenthalte, die durch die MA 11 gefördert werden. Es gibt ein breites niederschwelliges Angebot in Jugendzentren, in den Parks, über wienXtra und, und, und. Das alles habe ich auch schon damals in der Aktuellen Stunde ausführlich beschrieben.

Besser, als Armut zu bekämpfen, ist es - da sind wir uns, glaube ich, auch alle einig -, Armut erst gar nicht entstehen zu lassen. Die zweite Studie, auf die Sie sich beziehen, ist die UNICEF-Studie, diese Vergleichsstudie zur Kinderarmut in reichen Ländern. In reichen Ländern! Da ist keine Rede von der Stadt Wien, das muss man auch einmal festhalten. Diese Studie ist nicht mehr ganz aktuell, weil die Daten mit dem Jahr 2000 aufhören. In der Tendenz wird es schon stimmen. Die Tendenz zeigt, dass vor allem in den nordischen Ländern die Kinderarmut sehr niedrig ist, dass diese es schaffen, Kinderarmut sehr niedrig zu halten beziehungsweise auch zu reduzieren. Wir liegen mit Deutschland in einem Mittelfeld, das verbesserungswürdig ist, das man durchaus noch verbessern kann. 

Aber warum ist das so, und was kann man tun? Ein Fazit dieser UNICEF-Vergleichsstudie, die ich mir auch angeschaut habe, ist, dass eine niedrige Sozialquote, das heißt, eine niedrige Umverteilung, immer auch hohe Kinderarmut bedingt. Die Sozialquote in Österreich - denn es geht in dieser Studie um Österreich - lag damals bei rund 28 Prozent, in Dänemark bei über 30 Prozent. Da gibt es einen Zusammenhang, da gibt es natürlich auch noch einen Spielraum. 

Aber das sieht vielleicht die Sozialdemokratie so - das ist sogar sicher -, das sehen vielleicht auch noch die GRÜNEN so, aber das sieht definitiv nicht die ÖVP so, das sieht nicht die FPÖ so, und das sieht auch nicht das BZÖ - weil wir ja immer von Österreich reden - so. Die sehen vor allem und überall Sozialschmarotzer. Aktuell die Debatte übers Transferkonto, ganz aktuell, weil zum wiederholten Mal auch damit gedroht wird, dass die Mindestsicherung nicht kommt, eine Mindestsicherung, auf die sich alle Länder geeinigt haben, die ein wirklich wesentliches und wichtiges Mittel auch zum Thema Armutsbekämpfung ist! Wenn man die Mindestsicherung, die Bedarfsorientierte Mindestsicherung, zu einem Tauschobjekt machen will, dann sollte man sich eigentlich gar nicht mehr herausstellen und zu diesem Thema sprechen.

In der UNICEF-Studie wird auch der Frage nachgegangen, wie es die nordischen Länder schaffen. Kollege Ellensohn hat gesagt: Was können wir davon lernen? Ich kann Ihnen sagen, was wir davon lernen können, weil wir da in Wirklichkeit bei der Prävention sind. Das habe ich mir auch sehr gut angeschaut. Die wesentlichsten Punkte, wie es den nordischen Ländern gelingt, sind zum einen: „Nordic policy places emphasis on helping people into paid work." Das heißt, Arbeit! Arbeit schützt vor Armut, Arbeit schützt auch immer noch am besten vor Kinderarmut. 

Vor allem ist das aber der beste Schutz, wenn beide Eltern berufstätig sind, und das ist auch in der Studie das zweite Stichwort, nämlich Gender Equality: Gibt es ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen, sodass Frauen auch berufstätig sein können? Wie wird Kinderbetreuung aufgeteilt? Wie wird Haushaltsarbeit aufgeteilt?

Das dritte Stichwort ist Maternity. Das heißt, in den nordischen Ländern geht man durchschnittlich entweder 42 Wochen in Karenz und bekommt 100 Prozent des Einkommens für diese 42 Wochen, oder es sind 52 Wochen und 80 Prozent des Einkommens. Schon 1997 - die Daten sind ja alle schon etwas älter - waren in den nordischen Ländern über 70 Prozent der Frauen erwerbstätig. Das heißt, ein hoher Anteil von Frauen im Arbeitsmarkt bedeutet einen niedrigeren Anteil von Kindern in Armut. 

Das kann ich alles unterschreiben, das kann die Sozialdemokratie alles unterschreiben. Leider gibt es andere Parteien, die sich nicht so leicht davon überzeugen lassen, die erst äußerst mühsam und langsam davon überzeugt werden müssen.

Aber nichtsdestoweniger geht es in die richtige Richtung: Wir haben einen sozialdemokratischen Sozialminister, der Arbeitsmarktpolitik ernst nimmt und da sehr viele Initiativen setzt. Wir haben endlich ein verpflichtendes letztes Kindergartenjahr. Wir haben ein Vorschuljahr gefordert, das ist eine langjährige Forderung der SPÖ. Wir haben einen intensiven Ausbau der Kinderbetreuungsplätze in Wien schon seit Jahren. Wir haben heuer fast hundert Prozent bei den Kindergärtenplätzen erreicht, und wir haben mehr Kinderkrippenplätze in Wien als in allen anderen Bundesländern zusammen. Wir haben ein einkommensabhängiges Karenzgeld, ein flexibles Kindergeld, wie auch immer man es nennen möchte - eine jahrzehntelange, würde ich schon fast sagen, Forderung der SPÖ.

Aber es gibt noch immer genug, das man machen kann, vor allem im Bildungsbereich eine gemeinsame Schule für alle Kinder - auch die haben die nordischen Länder, oder wir können es von mir aus auch gerne ein Gymnasium für alle nennen -, oder endlich diesen Beschluss der Bedarfsorientierten Mindestsicherung oder endlich die 1 000 EUR Mindestlohn, die auch in einer sozialdemokratischen Regierung erreicht worden sind, flächendeckend umzusetzen.

Das heißt letztlich, es gibt viele Schrauben, an denen man immer noch drehen kann, an denen man drehen muss. Aber daran müssen alle Länder drehen, und daran muss auch vor allem der Bund drehen. Die Sozialdemokratie ist immer bereit, daran zu drehen! Wir sind auf allen Ebenen bereit, andere Parteien in dem Saal sind es nicht. Ich würde sagen, Sie machen es dort, wo Sie Verantwortung haben. Wir machen es in Wien schon längst! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich werde versuchen, nur Dinge zu sagen, die unumstritten sind, wo also alle, die mir hier gegenübersitzen, mit dem Kopfe nicken können. 

Ich sage einmal den ersten Satz, der da lautet: Kinderarmut ist in einer reichen Stadt wie Wien ein Skandal! Ich glaube, da wird niemand aufstehen und sagen, ja, wenn es das gibt, dann ist das wirklich schlecht. Wir können uns sicher auf diesen Satz einigen, denn der Streit und die Auseinandersetzung beginnt ja immer erst dann und dort, wenn es um konkrete Zahlen geht, die genannt werden. Also werde ich keine konkreten Zahlen nennen. 

Sie alle kennen sehr kleine Kinder, in der Familie oder am Spielplatz oder wo immer man sie eben antrifft. Ich glaube, wenn man ihnen so zuschaut, dann freut man sich über sie und mit ihnen, denn irgendwie sind sie fröhlich und witzig und bewegen sich gern und sind voll Tatendrang und sind neugierig und lernen. Sie saugen ja faktisch das Wissen und das Können und alle neuen Fähigkeiten auf wie ein Schwamm. 

Doch dann kommt für einige dieser Kinder - und da nenne ich jetzt wieder keine Zahl, aber nachweislich kommt es dann für einige Kinder, und es sind zu viele Kinder - das Stopp! Dieses Stoppschild heißt Armut, und die familiäre Basis, die dazugehört, ist eben auch Arbeitslosigkeit, Verschuldung und oft auch Alkoholismus. Ich glaube, es ist niemand hier in dem Saal, der da Widerspruch einlegt und sagt, nein, das stimmt nicht, die GRÜNEN erfinden irgendwelche Dinge, sondern wir wissen, dass es so ist. 

Wenn wir dann kurz zurückdenken an diese Kinder, die gerade noch so lustig, fröhlich, energisch, dynamisch und toll unterwegs waren, so sind das wenige Jahre später Kinder, von denen manche unter einer Mangelernährung leiden. Es sind Kinder, die vielfach in ihrer sprachlichen und motorischen Entwicklung sehr verlangsamt sind. Das heißt, man merkt schon, diese Kinder sind benachteiligte Kinder. Sie haben eine größere Anfälligkeit für Krankheiten, und sie haben - auch das ist eine sehr, sehr wichtige Angelegenheit - weniger Freunde und Freundinnen als andere Kinder. Denn sie wohnen auch in kleineren Wohnungen und können weniger Kinder einladen. Was heutzutage üblich ist, ist ja, Kinder machen zu ihrem Geburtstag Feste, laden andere Kinder ein, und weil sie einladen, werden sie auch eingeladen. Es ist ein gesellschaftliches Kleinkinderwesen, das sich da entwickelt, wo man eben entweder dazugehört und mitmachen kann oder aber nicht dazugehört und nicht mitmachen kann. 

Diese Kinder, von denen ich vorhin gesprochen habe - nämlich dass ihre Entwicklung in sprachlicher Hinsicht oder auch in motorischer Hinsicht verlangsamt ist -, begegnen uns ja einige Jahre später wieder. Das sind dann nämlich die Kinder, die bei der Schuleinschreibung in die Vorschulklasse geschickt werden, das heißt, auch von der Institution Schule her bereits herausgegriffen werden, separiert werden, ausgegrenzt werden und dann in eigene Klassen hineinkommen.

Da stelle ich jetzt auch einmal die erste Frage, und zwar an Sie, meine lieben Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Haben Sie sich das wirklich gut überlegt, das mit der Ausgrenzung der Kinder in Vorschulklassen? Ist Ihnen vielleicht irgendwann einmal schon die Idee gekommen, dass Sie damit die Gesamtschule, die Sie immer wünschen, konterkarieren, und zwar gleich zu Beginn des Schuleintrittes dieser Kinder? Haben Sie sich schon einmal überlegt, dass Sie vielleicht von institutioneller Seite her an dieser Ausgrenzung mitarbeiten? Wenn ja, würde ich Sie bitten, an diese Überlegung anzuschließen, dass man diese Vorschulklassen auch wieder abschafft. 

Es ist daher kein Wunder, wenn bei diesen Kindern, wo wir alle wissen, dass es sie gibt und wir uns nur über die Anzahl nicht einigen können, sich etwas einstellt wie Schamgefühle, Minderwertigkeitsgefühle, ein Mangel an Selbstwertgefühl. Ich denke, das darf eine Gesellschaft nicht zulassen. Es muss in unser aller Interesse sein, dass die Begabungen dieser kleinen Kinder, ihre Interessen, ihre Wünsche und Vorstellungen gefördert werden, dass sie unterstützt werden und dass sie mithalten können mit allen anderen Kindern. 

Wir kennen das Phänomen, dass den Kindern - den kleinen Kindern, manchmal bis sie sechs, sieben, acht, neun oder zehn Jahre alt sind - gar nicht bewusst ist, dass sie arm sind. Trotzdem merken wir ihnen schon an - und es sind die Kindergärtnerinnen und Kindergärtner, die Lehrerinnen und Lehrer, die ihnen das anmerken -, dass die Toleranzschwelle dieser Kinder niedriger ist, dass sie Stress weniger gut aushalten und dass sie viel leichter in Panik geraten als andere Kinder. Das heißt, bereits an diesem Punkt merken wir, dass die Kinder instinktiv auf diese Situation reagieren, selbst dann, wenn ihnen noch gar nicht bewusst ist, dass sie arm sind, dass ihre Eltern arm sind. 

Wenn sie dann älter sind, wenn sie eher schon Jugendliche sind, entwickeln sie spezielle Strategien. Die einen ziehen sich zurück, die anderen wollen auffallen und werden betont aggressiv. Etliche begehen dann auch kleine Diebstähle, andere flüchten sich in irgendeine Scheinwelt, und wieder andere sind auf der Suche nach Anerkennung. Wenn wir alle diese Kinder und Jugendlichen betrachten, mit allen diesen Erscheinungsformen, Reaktionsweisen und Strategien, die sie entwickeln, dann wissen wir, dass wir als Gesellschaft etwas falsch gemacht haben. Deswegen wiederhole ich es noch einmal: Kinderarmut ist in einer reichen Gesellschaft wie Wien ein Skandal! Es ist ein Skandal, an dem wir arbeiten müssen und den wir entfernen müssen. 

Es hat die Frau Stadträtin - und ich zitiere jetzt - folgenden Satz gesagt: Im Schulbereich leistet die Stadt präventive Armutsverhinderung. Diesen Satz hätte ich gerne erklärt bekommen: Wie? Inwiefern? Was tun Sie im Schulbereich, um Armut präventiv zu verhindern? Meinen Sie die Tatsache, dass Kinder nicht auf Ausflüge mitfahren können, weil ihre Eltern kein Geld haben und die Stadt genau nichts tut, obwohl die GRÜNEN längst diesbezügliche Anträge auf Finanzierung gestellt haben? Meinen Sie die Kinder, die nicht mit auf Skikurs fahren können, weil es sich die Eltern nicht leisten können? Nehmen Sie Bezug ... (GR Heinz Vettermann: ... Elternverein!) 

O ja, das war jetzt ein guter Einwand: der Elternverein! Kommen wir auf die Elternvereine zu sprechen. Sie wissen sehr, sehr gut, dass es mittlerweile Schulen gibt, die so arm sind - und arm sind sie ja deswegen, weil die Eltern arm sind -, dass man leider nur noch feststellen kann, dass auch die Elternvereine arm sind und genau das jetzt nicht mehr leisten können: Ausflüge nicht mehr finanzieren können, Skikurse nicht mehr finanzieren können, Schullandwochen nicht mehr finanzieren können. 

Wir wissen alle, wie das dann endet. Die Kinder melden sich zu einem Skikurs oder zu einem Ausflug an, sie wollen mitfahren, und kurz vorher sagen sie ab, weil die Eltern zu Hause sagen: pass auf, das Geld ist nicht da, du bleibst zu Hause und sagst, du bist krank!, und dann schreiben sie eben eine Entschuldigung. So endet das ja an vielen Schulen. 

Oder meint die Frau Stadträtin, es geht um die unverbindlichen Übungen, die Sie ab dem Jahr 2000 in so großer Anzahl abgeschafft haben und die es nunmehr in veränderter Form an vielen Schulen wieder gibt. Aber die veränderte Form ist folgende: Die unverbindlichen Übungen sind nicht mehr gratis und für alle Kinder da, sondern es gibt Angebote wie Theaterspielen oder Musikmachen oder alles, was den Kindern so Spaß macht, was es zwar mittlerweile wieder gibt, was aber etwas kostet. Das heißt, es können sich nur jene Kinder anmelden, deren Eltern auch das Geld haben. 

Unterm Strich - Frau Stadträtin, ich weiß nicht, ob Sie mich jetzt hören - kommt von meiner Seite her ein scharfer Einwand gegenüber Ihrer Bemerkung, dass die Stadt im Schulbereich präventive Armutsverhinderung leistet. Das tut die Stadt nicht! Die GRÜNEN haben entsprechende Anträge eingebracht und mussten zur Kenntnis nehmen, dass Ihnen das kein Anliegen ist, dass Ihnen das vollkommen egal ist, wenn es in den Schulen Kinder gibt, die teilnehmen können, und Kinder gibt, die nicht nur nicht teilnehmen können an dem, was schön ist, nämlich Theater machen, Musik machen und so weiter, sondern die auch noch zuschauen müssen, wie die anderen das dürfen und können und sie selbst nicht dabei sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was heute nicht fehlen darf - und da sage ich jetzt dazu, daran ist nicht ausschließlich die Sozialdemokratie schuld, sondern das liegt am Schulsystem insgesamt -: Das Schulsystem, so wie es jetzt ist, ist Teil eines Systems, das Armut quasi vererbt. Denn es ist nach wie vor so, dass die Kinder von gutsituierten Eltern eine höhere Schulbildung erwerben und Kinder von Eltern, die sozioökonomisch benachteiligt sind, eine geringere Schulbildung erhalten.

Daran hat bis jetzt niemand etwas geändert, obwohl es natürlich auch schon sozialdemokratische Unterrichtsminister gegeben hat. Es hat ja bis zur Frau Schmied auch in der Sozialdemokratie im Wesentlichen niemanden gestört. Ich erinnere an einen Ausspruch von Präsidentin Brandsteidl, der mir seit ewig ins Gehirn eingebrannt ist. Es war ihre Antritts-Pressekonferenz oder ihr Antrittsgespräch mit der Tageszeitung „Die Presse", wo sie gesagt hat: Die Gesamtschule, um die geht's doch überhaupt nicht mehr, das ist ein Ding von früher, altes Zeug, um die geht es längst nicht mehr.

Dabei geht es genau um das: Es ginge um die Einführung einer gemeinsamen Schule! Da sind wir einer Meinung. Aber solange es sie nicht gibt, hat die Sozialdemokratie in Wien diese Aufgabe gegenüber den achtjährigen Kindern, den neunjährigen Kindern, die aus armen Familien kommen, wo die Eltern weder das Geld für Nachhilfe haben noch selbst den Kindern helfen können, weil sie auch die Bildung nicht haben. Denen müssten Sie helfen, und zwar sofort und so lange, bis es die Gesamtschule gibt. Auch diese Kinder haben ein Recht darauf, gefördert zu werden, um den Anschluss an die höhere Schule nicht zu verlieren. Das tun Sie nicht! Sie weigern sich, das zu tun; ich muss ehrlich sagen, ich verstehe das nicht. Sie haben auch diesbezüglich einen großen Erklärungsbedarf. 

Ganz am Rande gesagt: Es gibt mittlerweile, weil man in Wien ja weiß, dass es diese Kinderarmut gibt, auch private Sponsoren, die eingreifen, um Schulkindern dazu zu verhelfen, dass sie auch eine Schultasche oder Bleistifte haben, mit Schulmaterial ausgestattet sind, oder dass Kinder warme Schuhe haben, wenn sie im Herbst in die Schule kommen, oder einen Wintermantel haben. Alles das gibt es auch von privater Seite, und ich möchte es festhalten: Ja, danke, das ist wunderbar! Philips hilft mit, der „Kurier" und Jolly und One, da gibt es Fonds, die sich um diese Kinder bemühen, das ist gut.

Aber wo bleibt die Stadt? Wieso wird das nicht aus den Mitteln der Sozialhilfe gezahlt? Warum nicht? Das Sozialhilfegesetz würde es ermöglichen, so, wie es dasteht, könnte das selbstverständlich für diese Kinder bezahlt werden. Sie tun es nicht, weil Sie es nicht wollen und weil der politische Wille dazu einfach fehlt. Ich kann Ihnen sagen, ich finanziere - aus Steuermitteln, nicht aus meinen privaten Mitteln - auch für viele Kinder Ausflüge oder da einmal einen Bus oder dort einmal einen Schulskikurs. Sie wahrscheinlich auch, nur, darum geht es ja nicht! Es soll im Endeffekt kein Gnadenakt sein, sondern so, dass man Kindern tatsächlich von Gesetzes wegen hilft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Jetzt bringe ich - im Stakkato, ich habe nicht mehr viel Zeit - vier Anträge ein. 

Ein Antrag betrifft die Erstellung eines jährlichen Monitoringberichtes über die soziale Lage von Kindern und Jugendlichen in Wien. Der Antrag soll sofort abgestimmt werden. Sie kennen ihn, er liegt Ihnen ja vor. 

Mein zweiter Antrag - David Ellensohn hat darüber gesprochen - betrifft die Erstellung eines Stadtaktionsplans zur Halbierung der Kinderarmut bis 2015. Ich denke, dem können Sie zustimmen; ich erwarte, dass Sie zustimmen. Auch dieser Antrag wird in formeller Hinsicht zur sofortigen Abstimmung gebeten. 

Der dritte Antrag: Da geht es um geförderte Kinderbetreuungsstunden für AlleinerzieherInnen, damit auch AlleinerzieherInnen einmal am Abend weggehen können oder aber ein Bildungsangebot wahrnehmen können. Auch dieser Antrag soll sofort abgestimmt werden. 

Unser vierter und letzter Antrag betrifft einmal mehr - einmal mehr! - die Wiener Grundsicherung. Hier geht es ebenfalls um einen Antrag, der Ihnen bereits vorliegt. In formeller Hinsicht beantrage ich auch diesbezüglich die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr froh, dass wir diese heutige Dringliche behandelt haben und über dieses sehr, sehr wichtige Thema gesprochen haben, und möchte es zum Abschluss noch einmal sagen: Kinderarmut ist in einer reichen Stadt wie Wien ganz sicher ein Skandal! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kollegin Ringler hat mich gebeten, sie ab jetzt zu entschuldigen. Sie ist dienstlich verhindert. - Ich sage es nur fürs Protokoll. 

Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Es gäbe auch sehr viel zu sagen zu dem, was meine Vorrednerinnen jetzt gebracht haben. Das war aber nicht der Zweck meiner Wortmeldung, sondern die ist dahin gehend zu einem Thema, das die Einbringerin der Dringlichen Anfrage, Klubobfrau Vassilakou, in zwei Sätzen schon angedeutet hat, als sie nämlich den Bogen gespannt hat von der Kinderarmut hin zur Not der Kinder im Gazastreifen, speziell zur Not der dortigen Zivilbevölkerung und zu der Tatsache, dass eine friedliche internationale Hilfsflotte eine Hoffnung verkörpert hat, wie die Not dort gelindert werden könnte. 

Wir haben ja alle mit Schock und Entsetzen die Nachrichten darüber erhalten, dass das Vorgehen der israelischen Marine gegen den humanitären Einsatz einer internationalen Hilfsflotte für die Bevölkerung im Gazastreifen mit mindestens zehn Toten und mehreren Verletzten geendet hat. In diesem Sinn bringe ich jetzt den Beschluss- und Resolutionsantrag aller vier Fraktionen der GRe Lindenmayr, Al-Rawi, Troch, Yilmaz, Tschirf, Ekici, Kenesei, Vassilakou, Jerusalem, Margulies, Schock, Eisenstein, Jung und anderer zur heutigen Dringlichen Anfrage der GRÜNEN ein.

Ich führe weiters aus, dass das wirklich ein sehr, sehr tragisches Ereignis ist, das uns alle erschüttert. Es war seit Tagen bekannt, dass diese AktivistInnen auf dem Weg waren, dass sie geplant hatten, Hilfsgüter in den Gazastreifen zu bringen, unter anderem 500 Rollstühle und 100 Fertighäuser. Es fanden sich unter diesen AktivistInnen europäische Kulturschaffende, europäische Abgeordnete, der schwedische Schriftsteller Henning Mankell, eine frühere Friedensnobelpreisträgerin, die 85 Jahre alte Holocaust-Überlebende Hedy Epstein, ehemalige Abgeordnete aus den USA und ein Ex-Oberst. Das ist also wirklich eine Zusammensetzung, die für sich spricht, und in dem Sinn komme ich zum operativen Teil dieses Antrages.

„Die gefertigten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag: 

Der Wiener Gemeinderat verurteilt das brutale Vorgehen gegen die friedliche Hilfsflotte, noch dazu in internationalen Gewässern, auf das Schärfste. Der Wiener Gemeinderat fordert, dass die Europäische Union und die österreichische Bundesregierung alles unternehmen, um diesen Vorfall international zu untersuchen und lückenlos aufzuklären.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Ich darf vielleicht noch hinzufügen, dass bei dieser fürchterlichen Eskalation der Gewalt jedenfalls - ich glaube, hier sind sich alle vier Fraktionen auch einig - die Mittel absolut unverhältnismäßig waren, dass zehn Tote und viele Verletzte gegen eine friedliche Delegation auf Schiffen nicht berechtigt waren. Wir sind sicher auch alle der Meinung, dass es im Nahen Osten insgesamt keine Alternative zur Zwei-Staaten-Lösung gibt und dass das friedliche Zusammenleben zwischen Israelis und Palästinensern wichtig ist für die Israelis und die Palästinenser und die dortige Region, aber auch für uns in Europa, für den Frieden in der Welt insgesamt. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir auch hier von der Stadt Wien, vom Gemeinderat aus dazu Stellung nehmen. Ich glaube, dass es wirklich an der Zeit ist, dass ein Ende der Blockade des Gazastreifens herbeigeführt wird, damit der Friedensprozess wieder in Gang kommen kann, den wir so dringend nötig hätten. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie Kollege Stürzenbecher ausgeführt hat, gibt es einen gemeinsamen Antrag von SPÖ, ÖVP, GRÜNEN und FPÖ. Das ist der Ausdruck dessen, dass es allen Fraktionen dieses Hauses ein ganz besonderes Anliegen ist, weil wir - so wie auch Herr Außenminister Spindelegger heute klar zum Ausdruck bringt - bestürzt sind über die blutige Eskalation, die hier stattfindet. 

Ich möchte an das anschließen, was auch Stürzenbecher vorhin gesagt hat: Das Ziel muss es sein, dass wir überhaupt in der gesamten Region - und das ist für uns in jeder Hinsicht wichtig - wieder ein Zueinanderfinden sehen sollten und nicht die Eskalation weitergeht, weil wir aus unserer eigenen Geschichte - durch diese eigene Geschichte haben wir auch eine besondere Verantwortung, was Israel betrifft - jedes Interesse haben müssen, dass es ein friedliches Zusammenleben der Länder und der Völker im Nahen Osten gibt. (Beifall bei der ÖVP sowie von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Es liegen einige Beschluss- und Resolutionsanträge vor, diese werde ich jetzt zur Abstimmung bringen.

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN, betreffend Mangelversorgung von Kindern mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten in Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport und an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der nächste Antrag ist ebenfalls von den GRÜNEN, betreffend die gravierende Unterversorgung bei funktionelltherapeutischen Leistungen und psychotherapeutischen Leistungen für Kinder und Jugendliche in Wien. Auch hier ist die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Auch beim nächsten Antrag, betreffend Rot-Grün-Projekt „Frühe Förderung“, ist die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung erfolgt bei GRÜNEN, FPÖ und ÖVP, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft die Erstellung eines jährlichen Monitoringberichts über die soziale Lage von Kindern und Jugendlichen in Wien, Wiener Kinderarmutsbericht. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, FPÖ und ÖVP sind dafür, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft die Erstellung eines Stadtaktionsplans zur Halbierung der Kinderarmut bis 2015. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE stimmen zu, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft geförderte Kinderbetreuungsstunden für AlleinerzieherInnen. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE sind dafür, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag von den GRÜNEN betrifft eine Wiener Grundsicherung. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung erfolgt von den GRÜNEN, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der letzte Antrag ist ein Antrag aller Parteien bezüglich Verurteilung des brutalen Vorgehens gegen die friedliche Hilfsflotte in den internationalen Gewässern. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Nun kommen wir zur Dringlichen Anfrage der FPÖ. Wir kommen zu dem Verlangen, dass die von den GRen Mag Johann Gudenus, Veronika Matiasek, Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein, Mag Wolfgang Jung und Gerald Ebinger eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „SPÖ gefährdet den Finanzplatz Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Ist eine Verlesung gewünscht? - Das ist nicht der Fall, dann gehen wir so weiter.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung hat sich Herr GR Mag Gudenus gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Diese Dringliche Anfrage stellt einen weiteren Punkt dar in der heutigen Serie von vielen Kritikpunkten an der Finanz- und Planungspolitik in Wien. Wir wollen uns in dieser Dringlichen Anfrage konzentrieren auf die Verantwortung der Gemeinde Wien für das, was in den letzten Jahren und vor allem in jüngster Zeit im Bereich der Bank Austria passiert. Wir kommen also zu der Tragödie nächstem Teil in dieser Reihe von vielen Tragödien und Skandalen, die wir heute schon aufgezählt haben. 

Ich kann feststellen, dass seit der Pressekonferenz, die unser Bundesparteiobmann am heurigen 13. April über das Thema „Droht ein neues Bankendebakel?" abgehalten hat, ein leises Raunen durch die Reihen der SPÖ, aber auch durch die Managerreihen der Bank Austria gegangen ist. Man merkt, dass sich hier eine gewisse Unsicherheit und auch Nervosität breitgemacht haben. 

Man merkt, das Thema ist Ihnen sehr, sehr unangenehm, und zwar sogar so unangenehm, dass es letzten Donnerstag schon fast so weit war, dass diese Dringliche Anfrage nicht zugelassen wurde. Sie waren also knapp daran, diese Dringliche Anfrage nicht zuzulassen. Das sind wir aus der letzten Zeit schon gewöhnt, weil wir es auch bei der Dringlichen Anfrage im Landtag zu den türkischen Schulen von Herrn Bgm Häupl gesehen haben, aus rein fadenscheinigen, formelljuristischen Gründen, weil Ihnen eben gewisse Themen unangenehm sind. Aber eine solche Blöße wollten Sie sich hier kein zweites Mal geben, und Sie haben diese Anfrage doch zugelassen.

Worum geht es hier heute eigentlich? - Was wir mit dieser Dringlichen Anfrage aufzeigen wollen, ist die Tatsache, dass die SPÖ vor allem unter Bgm Häupl die profitabelste Bank Österreichs in den letzten Jahren verspielt hat und dass das, was davon übrig geblieben ist, auch noch verspielt wird. Wir wollen hier auch einige neue Aspekte anführen.

Ich möchte aber anfangs eines ganz klar und deutlich vorausschicken und sagen: Die folgenden Kritikpunkte gelten nicht der Bank Austria und ihren hervorragenden Mitarbeitern, sondern einzig und allein dem politischen Vorgehen der SPÖ unter Bgm Häupl und StRin Renate Brauner, denen anscheinend der Bankenstandort Wien vollkommen egal ist. Die Mitarbeiter der Bank Austria leisten tolle, hervorragende Arbeit, sie sind nur großteils und immer mehr und immer öfter wirklich frustriert, weil sie tatenlos zusehen müssen, wie eine erfolgreiche österreichische Bank zuerst ausverkauft, dann zerstückelt und filetiert wird, waidmännisch gesagt: ausgeweidet wird, könnte man sagen. Unser Vorwurf ist, dass Herr Bgm Häupl seine Schirmherrschaft, die er auf Grund des „Bank der Regionen"-Vertrages innehat, sträflich vernachlässigt und verletzt hat.

Gehen wir kurz zurück in die Vergangenheit: Bgm Michael Häupl tauschte im Jahr 2000 die Anteile der AVZ - das ist die Anteilsverwaltung Zentralsparkasse an der Bank Austria - in Aktien der Hypo-Vereinsbank HVB um. Danach wurden diese Aktien in die eigens dafür gegründete AVZ-Stiftung eingebracht, die mittlerweile eben zur Stiftung geworden war. Vor drei Jahren wurden diese HVB-Anteile schließlich wieder getauscht, diesmal in UniCredit-Anteilsscheine. 

Was geschah dann? Die Finanzkrise hat die der Stadt Wien nahestehende AVZ-Stiftung mit voller Wucht getroffen. Diese hat im Zeitraum 2001 bis 2009 rund 1,7 Milliarden EUR an Vermögen verloren. Die der Stadt Wien nahestehende AVZ-Stiftung war Großaktionärin der Bank Austria und hält nun rund 1 Prozent an der italienischen Großbank UniCredit. Wie schaut es bei der UniCredit aus? - Die Aktienkursentwicklung ist leider beunruhigend und fatal: Von einem Höchststand von 7,58 EUR im April 2007 ist das Papier Anfang 2009 auf ein Rekordtief von 1,28 EUR abgesackt. Der heutige Stand ist 1,73 EUR. 

Jetzt nur zum Vergleich: Wäre das Geld auf einem Sparbuch angelegt worden, würden der Stadt Wien jährlich hunderte Millionen Euro an Zinsen zufließen. Aber da es so gemacht wurde, stehen die Anteile, die Ende 2000 noch 1,9 Milliarden EUR wert waren, nun bei rund 190 Millionen EUR. Die politische Verantwortung für diese beispiellose Geldvernichtung tragen die Stadtregierung, der Bürgermeister und auch Sie, Frau Vizebürgermeisterin! Das muss auch hier ganz offen gesagt werden.

Eine völlig neue Dimension hat sich jetzt ergeben: Vor dem Hintergrund der noch nicht ausgestandenen Banken- und Finanzkrise, der zahlreichen bisherigen Bankenpleiten und der noch ausstehenden Kreditausfälle, vor allem im Osteuropa-Geschäft, bekommt die Haftung der Stadt Wien gegenüber der Bank Austria eine völlig neue Dimension. Die neueste Dimension ist folgende: Wir haben jetzt eine Pleite Griechenlands erleben müssen, ein Fass ohne Boden, in das man so viel hineinpumpen kann, wie man will, aber es wird schwer zu retten sein. Es drohen Pleiten Portugals oder zum Beispiel Spaniens - die Rating-Agentur Fitch etwa hat Spanien erst von einigen Tagen herabgesetzt - und auch Italiens, wo sich der Hauptsitz und Konzernsitz der UniCredit befindet. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sie selbst haben in einer schriftlichen Anfragebeantwortung heuer am 8. März gesagt - ich zitiere: „Die Stadt Wien haftet für Verbindlichkeiten der Bank Austria AG, der Bank Austria AG Hypothekenbank und der Privatstiftung zur Verwaltung von Anteilsrechten per 31. Dezember 2009 im Ausmaß von maximal 12 Milliarden EUR.“

12 Milliarden EUR - meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Gesamtverbindlichkeit entspricht mehr als dem gesamten Jahresbudget der Gemeinde Wien! Wir haben ein Budget von 10,65 Milliarden EUR. Nur zum Vergleich: Die neun österreichischen Bundesländer haften mit fast 64 Milliarden EUR für ihre Landesbanken. Sie haben ja in den letzten Wochen öfter über die Hypo Alpe-Adria gesprochen; was sich hier in Wien mittlerweile abspielt, kann sich leider - in negativem Sinne - auch sehen lassen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es besteht auch eine Haftung hinsichtlich der Gehälter und der Betriebspensionen der rund 4 500 definitiv gestellten Mitarbeiter der vormaligen Zentralsparkasse und Länderbank in der Höhe von zirka 400 Millionen EUR pro Jahr. Für den Fall des Ausfalls der AVZ – auf Grund der niedrigen Aktienkurse nicht unwahrscheinlich - tritt hier die Haftung der Gemeinde Wien in Kraft, und die Steuerzahler dürfen dafür aufkommen. Die Sicherung der Gehälter und der Betriebspensionen dieser definitiv gestellten Mitarbeiter sind zeitlich eben nicht beschränkt, und da kann noch einiges auf uns zukommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! All diese Haftungen bedeuten, dass das Unternehmensrisiko der Bank Austria vom Wiener Gebühren- und Steuerzahler getragen wird. Dafür tragen Sie hier seitens der SPÖ die politische Verantwortung!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unser nächster Vorwurf ist, dass Bgm Häupl und die SPÖ die österreichischen Sparer gefährden. Das können Sie nicht abstreiten. Wir wissen, dass der „Bank der Regionen"-Vertrag die Eigenständigkeit der Bank Austria hätte garantieren sollen. Aber Herr Bgm Häupl geht einfach her und hat im September 2009 per Weisung ermöglicht, dass die Kundendaten von 1,8 Millionen österreichischen Kunden nach Verona ausgelagert wurden. 

Sie, Frau Finanzstadträtin, haben einem solchen Vertrag zugestimmt - mündlich, schriftlich, das können Sie uns heute vielleicht noch beantworten -, und zwar Ende 2009. Unter diesen Kundendaten befinden sich die Daten der vielen Eigenmittelersatzdarlehensnehmer aus dem Bereich des geförderten Wohnbaus, die auch nach Verona übertragen wurden und die nur mit Ihrer Zustimmung nach Verona übertragen werden konnten! 

Laut Vertrag bestand allerdings die Verpflichtung, diese Daten im Inland zu belassen, da sie sonst dem Schutz des Bankwesengesetzes entzogen wären. Jeder weiß aber, dass das Bankwesengesetz und das Bankgeheimnis in Italien nicht gelten. Das ist rein österreichisches Recht, und italienische Behörden könnten jederzeit auf die gesamten Kundendaten der Bank Austria zugreifen. Dem Datenmissbrauch sind damit, bitte, Tür und Tor geöffnet, und das haben hier Sie von der roten Fraktion zu verantworten!

Sie können auch Ihre Dementis lassen, die Sie nach unseren Pressekonferenzen über Pressemeldungen verschickt haben. Das Schlagwort „Der Safe ist in Verona, der Schlüssel ist in Wien" klingt zwar sehr schön, das klingt alles gut, aber es stimmt nicht! Das ist ein reiner Schmäh. Ich weiß, Sie müssen das vielleicht sagen, und eventuell glauben Sie es wirklich, aber das ändert nichts an der Tatsache, dass die tägliche Datensicherung in Verona eben nicht verschlüsselt wird. Auch die Bänder dieser Datensicherung liegen unverschlüsselt in Verona, und die Testdaten liegen ebenfalls unverschlüsselt in Verona. Die Testdaten sind nicht irgendwelche ausgedachten Daten, sondern es sind reelle Kundendaten, mit denen getestet wird.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Es liegen uns mittlerweile Gutachten vor, die von der UniCredit-Bank selbst in Auftrag gegeben wurden, aber unter Verschluss gehalten werden. Da hat eine renommierte österreichische Anwaltskanzlei eindeutig gesagt, dass der Datentransfer nach Verona ganz klar dem österreichischen Datenschutz widerspricht, dass das Bankwesengesetz hier nicht eingehalten wird, dass gegen den Vertrag der Regionen verstoßen wird und dass natürlich auch gegen das österreichische Bankgeheimnis verstoßen wird. 

Ich zitiere: „Eine schriftliche Zustimmung jedes einzelnen Kunden wäre notwendig." Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, haben Sie die schriftliche Zustimmung jedes einzelnen Kunden oder Eigenmittelersatzdarlehensnehmers eingeholt? Eine rhetorische Frage! Das Gutachten empfiehlt auf jeden Fall, nicht so vorzugehen. Das Gutachten rät davon ab, die Daten nach Verona zu transferieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bgm Häupl hat damals versprochen, dass den Kunden infolge der Transaktionen nichts passiert. Nun hängen aber diese Kunden in der Luft, und es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis dieser Missstand traurige Realität wird. Daher auch unsere Frage an Sie, sehr geehrte Frau Finanzstadträtin: Wurde bei der Datenübertragung nach Verona die Zustimmung der Wohnbauförderungsdarlehensschuldner eingeholt? Wie gesagt, eine rhetorische Frage. Erklären Sie das bitte den vielen Kunden, Sparern und Darlehensnehmern, die darauf vertrauen, dass ihre Daten vertraulich behandelt werden, was hier anscheinend nicht mehr der Fall sein kann!

Sie müssen sich auch den Vorwurf gefallen lassen, dass die SPÖ-Wien den Bankenstandort Wien und Wiener Arbeitsplätze gefährdet. Warum? - Bgm Häupl hat mit seiner Weisung, die Auslagerung nach Verona durchzuführen, in Wien mittelfristig 300 Arbeitsplätze gefährdet. Als nächster Schritt droht eine Auslagerung nach Rumänien und Polen, wodurch weitere 800 Arbeitsplätze gefährdet wären. Insgesamt gehen hier also 1 100 Arbeitsplätze einfach so flöten!

Faktum ist, Sie lassen es zu, dass die profitabelste Bank Österreichs und ein wichtiger Wirtschaftsmotor hier in Wien zerschlagen wird. Und was haben wir bisher von Ihnen dazu gehört? Es wäre auch interessant, das hier einmal anzuführen. Wo blieben eigentlich bisher die sachlichen Entkräftungen unserer Argumente? - Ich bin ja gespannt auf die Antworten der Frau Vizebürgermeisterin. Bisher gab es in Ihren Pressemeldungen nur Polemik, Sie hatten überhaupt keine Gegenargumente - reine Polemik, und sonst verdächtiges Schweigen im Walde, was eben sehr viel über Ihre Nervosität aussagt.

Sie wissen wahrscheinlich auch, auf welch dünnem Eis Sie stehen. Zum Beispiel Herr Generalsekretär Deutsch hat hier gesagt, als einzige Reaktion auf die Pressekonferenz von HC Strache: Hysterisch, paranoid. - Na, das klingt sehr toll, das ist eine super Polemik; war bitte irgendwo ein sachliches Gegenargument? Das haben wir leider vermisst: eine wirklich tiefe Gegenreaktion. Aber das sind wir mittlerweile von Ihnen gewohnt, das scheint inzwischen Ihr Stil zu sein. 

Herr Kollege Deutsch, Hand aufs Herz - ich weiß nicht, wo er jetzt ist. Er weiß selbst ganz genau, dass es immer mehr besorgte, frustrierte und „angefressene" Mitarbeiter in der Bank Austria gibt, eben auf Grund dieser Probleme, die ich gerade skizziere. Es gibt auch sehr, sehr viele rote Betriebsratsfunktionäre, das weiß Herr Kollege Deutsch ebenfalls ganz genau, er wird deren diverse E-Mails schon gelesen haben und braucht jetzt nicht so zu tun, als würde er davon nichts wissen. 

Oder Herr Kollege Lindenmayr hat gesagt: Schwachsinn, des Vollmonds knusprige Beute. - Wo war Ihr sachliches Gegenargument? Das gab es überhaupt nicht, das vermisse ich bei Ihnen. Sie sind sonst ein sachlicher Mensch, aber anscheinend gehen Ihnen hier die Argumente aus. Sie können sich gerne nachher noch zum Wort melden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Faktum ist jedenfalls, dass Bgm Häupl seine Schirmherrschaft, die er auf Grund des „Bank der Regionen"-Vertrages innehat, sträflich vernachlässigt hat. Er hat sich noch vor einigen Jahren selbst als Hüter des „Bank der Regionen"-Vertrages ausgerufen, ich zitiere hier vom 8.6.2005: „Wiener Bürgermeister macht für BA/CA mobil. Es ist mit Sicherheit jeder neue Eigentümer gut beraten, sich an diesen Vertrag zu halten." Und ich zitiere weiter: „Wir werden sehr genau beobachten, ob dieser Vertrag eingehalten wird, und zwar wortgetreu." Man sieht also, wie viel das Wort des Bürgermeisters wirklich wert ist!

Man sollte es vielleicht unterlassen, dauernd auf Landesparteitagen herumzupoltern und dort politisch erfolgreiche Mitbewerber als „Loser" zu bezeichnen. Man sollte sich lieber darauf konzentrieren, wie es um die vielen Sparer, Darlehensnehmer und Steuerzahler hier in Wien bestellt ist. Sie lenken mit Ihrer Polemik einfach davon ab, dass die SPÖ-Wien in den letzten Jahren eine ganze Bank verspielt hat! Sie lenken davon ab, dass die SPÖ-Wien den Finanz- und Wirtschaftsstandort Wien aufs Spiel setzt, und Sie lenken auch davon ab, dass die SPÖ-Wien mit Bgm Häupl und StRin Brauner mir nichts, dir nichts zustimmt, dass Kundendaten ins Ausland gehen und nicht mehr dem österreichischen Recht unterliegen. Das alles liegt in Ihrer Verantwortung. 

Der große Verlierer sind die Steuerzahler und die Bürger! Die schauen im Endeffekt durch die Finger, genauso wie die Sparer und die Darlehensnehmer. Denen gegenüber müssen Sie Ihre Inkompetenz erklären und Ihre Misswirtschaft verantworten. Zeigen Sie doch, bitte, endlich einmal Größe bei dieser Dringlichen Anfrage, und legen Sie die Karten auf den Tisch! Schenken Sie reinen Wein ein, sorgen Sie dafür, dass der Bankenstandort Wien erhalten bleibt! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Frau VBgmin Mag Renate Brauner, zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Vorweg darf ich in Bezug auf den Inhalt der hier vorgelegten Fragen auf den § 15 der Wiener Stadtverfassung verweisen. In diesen Bestimmungen ist das Fragerecht der Gemeinderatsmitglieder geregelt, und in dem Abs 2 wird normiert, dass sich das Fragerecht nur auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs bezieht. Es bezieht sich keinesfalls auf die vor allem privatrechtliche Tätigkeit ausgegliederter Rechtsträger mit eigener Rechtspersönlichkeit, selbst wenn die Gemeinde daran beteiligt ist oder die Gemeinde in deren Organen vertreten ist. In diesen Fällen liegt keine Gemeindeverwaltung vor. 

Die Stadt Wien ist weder an der AVZ - korrekterweise Privatstiftung zur Verwaltung von Anteilsrechten - beteiligt noch ist sie in deren Organen vertreten. Selbst bei großzügigster Auslegung des Fragerechtes ist es augenfällig, dass sich ein Großteil der Fragen nicht auf Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung bezieht. Die Privatstiftung zur Verwaltung von Anteilsrechten ist, wie der Name schon sagt - auch ohne sich dazu besonders erkundigt zu haben oder eine entsprechende Ausbildung zu haben -, eine Privatstiftung und somit eine selbstständige juristische Person, die vollkommen unabhängig von der Stadt Wien ist. 

Nun komme ich zu den Fragen, soweit die Antwort zulässig ist. 

Die Fragen 1 bis 2 fallen schon eindeutig nicht in den Wirkungsbereich der Gemeinde. Sie betreffen allerdings auch kein Geheimnis: Sowohl die Jahresbilanz der Stiftung ist öffentlich einsehbar, die Stiftungsurkunde ebenso. Wenn man sich also wirklich für Dinge interessiert und nicht nur billige Vorwahlpolemik betreiben wollte, hätte man sich das alles anschauen können. 

Zur Frage 3 muss ich etwas weiter ausholen. Sehr geehrte Damen und Herren, zur Erläuterung muss ich anführen, dass diese Haftung in Form einer Ausfallsbürgschaft besteht. Das heißt, dass die Stadt Wien erst herangezogen werden kann, wenn gegen den beziehungsweise die Schuldner erfolglos Exekution geführt wurde. Dies stellt somit die risikoärmste Form einer Bürgschaft dar. 

Der Ursprung der Haftung resultiert aus der seinerzeitigen Gründung der Zentralsparkasse im Jahr 1907. Die Zentralsparkasse war eine Gemeindesparkasse, an deren Eigenschaft sich bis heute diverse gesetzliche Verpflichtungen knüpfen. Einschlägig hiefür sind die bundesgesetzlichen Bestimmungen des Sparkassengesetzes, im Besonderen die Bestimmungen des § 2 Sparkassengesetz. Darin wird normiert, dass die Gemeinden im Falle der Zahlungsunfähigkeit der von ihr gegründeten Gemeindesparkassen grundsätzlich für alle bis zum 2. April 2003 entstandenen Verbindlichkeiten als Ausfallsbürgen gemäß § 1356 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch haften. 

Für alle nach dem 2. April 2003 bis zum 1. April 2007 entstandenen Verbindlichkeiten haftet die Gemeinde nur dann als Ausfallsbürge, wenn die vereinbarten Laufzeiten nicht über den 30. September 2017 hinausgehen. 

Bei Zahlungsunfähigkeit einer Sparkassen-Aktiengesellschaft, die durch Einbringung des Geschäftsbetriebes einer Gemeindesparkasse entstanden ist, erstreckt sich die Haftung der Gemeinde auch auf die Verbindlichkeiten der Sparkassen-Aktiengesellschaft. Wird die einbringende Sparkasse allerdings in eine Privatstiftung umgewandelt, beschränkt sich die Haftung der Gemeinde auf jene Verbindlichkeiten, die vor dem der Eintragung der Umwandlung im Firmenbuch folgenden Bilanzstichtag entstanden sind, einschließlich von dem Grunde nach schon bestehenden vertraglichen Verpflichtungen auf Anwartschaften im Sinne des § 2 Abs 2a des Sparkassengesetzes.

Im Konkreten haftet die Gemeinde somit auf Grund der mit Rechtswirksamkeit vom 18. April 2001 erfolgten formwechselnden Umwandlung der Anteilsverwaltung Zentralsparkasse, der ehemaligen Zentralsparkasse, in eine Privatstiftung für jene Verbindlichkeiten der Bank Austria, die bis zum 31. Dezember 2001 - erwähnter Bilanzstichtag - entstanden sind.

Die Haftungen wurden daher nicht aus einer Laune heraus übernommen, sondern die Übernahme ergibt sich ex lege auf Grund der Bestimmungen des Sparkassengesetzes. Diese Haftung verringert sich zudem auf Grund des oben erwähnten Stichtages kontinuierlich. Die Stadt Wien hat sehr verantwortungsvoll gehandelt, indem sie alle gesetzlichen Möglichkeiten der Haftungsminimierung, Verkürzung des möglichen Haftungszeitraums sowie des Haftungsumfangs durch die Gründung einer Privatstiftung ausgeschöpft hat.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass einerseits die Haftung für die bereits 1907 gegründete Gemeindesparkasse nicht aus einer Laune heraus übernommen wurde, sondern dass sie ex lege auf Grund der Bestimmungen des Sparkassengesetzes - wie ich, denke ich, ausführlich erläutert habe - besteht, und dass zum anderen die gesetzlichen Möglichkeiten der Haftungsminimierung - wie erwähnt: Verkürzung des möglichen Haftungszeitraums und des Haftungsumfangs durch die Gründung einer Privatstiftung - ausgeschöpft wurden. Gerade durch die Entscheidung der Stadt Wien, die AVZ in eine Privatstiftung umzuwandeln, war es möglich, die Haftungen deutlichst zu reduzieren. 

Das aktuelle Haftungsvolumen beträgt nunmehr nur noch ein Zehntel des Ausgangswerts 2001 und ist weiter abschmelzend. Ohne diese weitblickenden Maßnahmen der Stadt Wien - im Übrigen weit vor der Finanzkrise - würde das Haftungsvolumen aktuell etwa 160 Milliarden EUR betragen. Die Haftung wird nur dann schlagend, wenn vorher alle anderen Möglichkeiten bis zum Mittel der Exekution erfolglos ausgeschöpft wurden. Die maximalen Haftungsvolumina sind keine Verbindlichkeiten, die Inanspruchnahme ist - im Übrigen auch von den Prüfern jährlich bestätigt - äußerst unwahrscheinlich.

Zu den Fragen 4 und 5: Auf Fragen hinsichtlich der Personalpolitik der Bank Austria in Bezug auf ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kann ich Ihnen beim besten Willen keine Antwort geben.

Die Fragen 6 sowie 14 bis 19 beantworte ich folgendermaßen: Die Verlagerung der Kundendaten nach Verona im letzten Sommer, insofern die Stadt Wien involviert ist, erfolgte unter Einbeziehung der für Datenschutz zuständigen Magistratsabteilung, unter voller Wahrung des österreichischen Bankgeheimnisses und des Datenschutzes. Die Kundendaten werden weiterhin in Österreich gewartet, und durch die Steuerung der Zugriffsrechte auf die Daten in Wien und ihre Verschlüsselung im Rechenzentrum in Verona ist sichergestellt, dass keine unberechtigten Personen Daten erhalten oder einsehen können. Der Datentransfer wird über redundante verschlüsselte Hochgeschwindigkeitsdatenleitungen durchgeführt.

Zur Frage 7: Ja, wir verfügen über Konten bei der Bank Austria, wie bei allen anderen Kreditinstituten auch.

Zur Frage 8: Es handelt sich um die üblichen Bankengeschäfte wie bei vielen anderen Großbanken auch. Es handelt sich hier um Girokonten, Einnahmekonten, Wertpapierkonten, Termineinlagekonten, Konten für diverse Förderungsaktionen, Treuhandkonten, Fremdwährungskonten sowie ein Einlösekonto für Investanleihen der Stadt Wien. Diese betreffen alle Geschäftsarten, also Kreditgeschäfte, Einlagengeschäfte und Handelsgeschäfte.

Zu den Fragen 9 bis 13: Diese beantworte ich mit Nein. Die Bank Austria hat wie jede andere Bank nach der österreichischen Rechtslage grundsätzlich auf Grund freier geschäftspolitischer Entscheidung die Möglichkeit, sich bei der Erbringung von IT-Services eines Dienstleisters im In- oder Ausland ohne Zustimmung der betroffenen Kunden zu bedienen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nur in jenen Fällen, wo die Bank Austria in Verträgen dem Vertragspartner ein Zustimmungsrecht eingeräumt hat. 

Es sind die angesprochenen verschiedenen Rechtsgutachten, welche eine Unzulässigkeit der Vorgangsweise festgestellt haben sollen, nicht bekannt. Wenn Sie im Besitz solcher sind, fordere ich Sie hiermit nachdrücklich und ausdrücklich auf: Bitte, legen Sie diese vor!

Zu den Fragen 20 bis 22: Die Zustimmung wurde seitens der Stadt Wien, der MA 50, unter Einbeziehung der für den Datenschutz zuständigen Magistratsabteilung erteilt.

Zu den Fragen 23 und 24 darf ich anmerken, dass Ihre Behauptungen auch durch mehrfache Wiederholung nicht richtig werden. In Hinblick auf Corporate Governance und Organverantwortung ist darauf hinzuweisen, dass die Stiftungserklärung die Vertretung von Politikern im Stiftungsvorstand explizit untersagt und eine klare Trennung zwischen der Stiftung und der Gemeinde Wien implementiert. Wie schon ausgeführt, ist die Stadt Wien nicht in der AVZ vertreten. Wie der Herr Bürgermeister oder ich angebliche Kursverluste zu vertreten haben, bleibt wohl Ihr persönliches Geheimnis.

Zur Frage 25: Ich habe Sie wiederholt aufgefordert, diese unwahre Behauptung, ich oder der Herr Bürgermeister hätten zu irgendeiner Transaktion der Bank Austria die Zustimmung gegeben - oder, wie Sie sich jetzt verstiegen haben zu behaupten, die Weisung erteilt -, zurückzunehmen. Ich wiederhole ausdrücklich meine Aufforderung an Sie, diese nachweisbar unwahre Behauptung zu wiederholen. Ich wiederhole: Nehmen Sie das zurück, das ist eine Unwahrheit!

Zu den Fragen 26 bis 28: Ich bin, genauso wie in der Privatstiftung, auch in diesem Fonds nicht vertreten. Es gibt auch eine Vielzahl von öffentlichen Erklärungen und Presse-Infos, die die für den Wirtschaftsstandort Wien so wichtigen Förderungen beschreiben. Daraus ist für jeden, der sich ernsthaft für das Thema interessiert, zu entnehmen, dass in den abgelaufenen Jahren mehr als 60 Millionen EUR für Forschung und Entwicklung aus diesen Mitteln investiert wurden.

Zur Frage 29: Eine Ermittlung des Haftungsvolumens findet nur jährlich statt. Zum 31.12.2009 lag das Haftungsvolumen bei 11,9 Milliarden EUR. Es wird sich in den nächsten Jahren weiter stark reduzieren. Es ist jedes Jahr im Rechnungsabschluss ausgewiesen und für jedermann und jederfrau einsehbar.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin! Herr Vorsitzender!

Ich würde sagen, die Antwort der Frau Vizebürgermeisterin war zu erwarten; nicht zu erwarten war die Kühnheit ihrer Darstellungen. Bei der letzten Gemeinderatssitzung hat es eine sehr heftige Reaktion ihrerseits gegeben und auch von Ihnen, Herr Kollege. Das heißt also, die Auskunft, die sie gegeben hat, hat sie zum Großteil mit formalen Begründungen abgelehnt. 

Natürlich stimmt es schon, dass die rechtlichen Bedingungen so sind, wie Sie gesagt haben: Es gibt keine direkte Verantwortung von Funktionsträgern der Wiener Gemeindeverwaltung in der AVZ, keine Frage. Aber de facto ist es auch keine Frage, dass ein politischer Zusammenhang und ein Naheverhältnis zwischen dieser AVZ auf der einen Seite und den Funktionsträgern in der Landesregierung, so sie amtsführende Stadträte sind, natürlich gegeben sind. Daher ist die ganze Antwort eine sehr unbefriedigende, weil in wesentlichen Fragen ausgewichen wurde.

Der Rückzug auf rechtliche Positionen ist natürlich eine Möglichkeit. Aber es ist leider auch festzustellen, dass ein Gemeinderat der Stadt Wien - das Gremium, wie es hier sitzt - ein Recht hat, über Vorfälle, Gegebenheiten und Zustände in einer der wichtigsten Banken Österreichs, wo ja via Privatstiftung sehr wohl eine Verbindung zur Gemeinde Wien gegeben ist, Auskunft zu erhalten. Das hat die Frau Vizebürgermeisterin über weite Strecken schlicht verweigert.

Sie hat also die Fragen damit beantwortet - das hat sie ja schon einmal bei einer schriftlichen Anfragebeantwortung gemacht -, dass es nicht Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches sind und es für sie daher keine eigene Auskunftspflicht mehr gegeben hat. Damit hat sie einen Großteil der Fragen sozusagen für sich selbst nicht beantwortet. 

Zu den Fragen, die hier vorliegen, gehört zum Beispiel die wichtige Frage nach der Haftung, wie ich glaube, auch wenn die Haftungssumme, die die Gemeinde Wien übernommen hat, natürlich erst nach Exekution und Ähnlichem mehr schlagend wird. Aber zum Beispiel bei einer Finanzkrise, einer Bankenkrise, wo die UniCredit in die Kreide kommt, wäre es sehr wohl gegeben, dass Entwicklungen eintreten, die anders verlaufen, als es die Frau Vizebürgermeisterin hier dargestellt und geschildert hat. 

Das heißt also, die Frage, welche Maßnahmen die Gemeinde Wien ergriffen hat, um bei einer schlagend werdenden Haftung von zur Zeit 12 Milliarden EUR zum Beispiel auf Grund einer Bankenkrise abgesichert zu sein, ist unbeantwortet geblieben. Mit anderen Worten: Es gibt auch keine Absicherung, sondern die Absicherung besteht darin, dass die Gemeinde Wien selbst und damit der Steuerzahler für alles haftet, was hier auf sie und auf uns zukommen könnte!

Die Fragen 4 und 5 beziehen sich darauf, wie viele Definitivverträge von BA-Mitarbeitern und BA-Pensionisten vorhanden sind. Wir haben eine Zahl von ungefähr 4 000 bis 5 000 inklusive der Pensionisten, also von 3 500 Aktiven und 1 000 Pensionisten, wo eine Haftung bei der Übernahme der Bank Austria, also AVZ, in die neuen Rechtsverhältnisse vollzogen wurde und wo ein, muss ich sagen, genialer Personalvertreter oder Betriebsrat eine Vereinbarung zusammengebracht hat, dass die Gehälter der damaligen Bank Austria-, also der damaligen Zentralsparkasse- und Länderbank-Angestellten, so sie definitiv gestellt waren, auf ewige Zeiten gesichert sind. Das heißt also, Gehälter und Pensionen dieser definitiv angestellten 4 000 oder 5 000 Personen sind unabhängig vom Schicksal der Bank Austria und damit auch unabhängig vom Schicksal der UniCredit etwas, was weiter bestehen wird und unabhängig von der Existenz dieser allfälligen Banken von der Gemeinde Wien weiter garantiert und gezahlt werden muss - und damit wiederum vom Steuerzahler gezahlt werden muss!

Die Fragen 6 und 14 bis 19 wurden überhaupt abgeschmettert mit dem Titel „Datenschutz": „Wie beurteilen Sie die Datensicherheit der österreichischen Bank Austria Kundendaten?" Und die Fragen 14 bis 19 haben in etwa betroffen, dass das österreichische Bankwesengesetz im Ausland nicht gilt, dass also das Management der BA erklärt, dass die Daten absolut verschlüsselt sind, dass sie es aber offensichtlich nicht sind. Gefragt wird, ob die Stadt Wien Informationen hat, dass die Datenverschlüsselung technisch realisiert ist. Und: „Stimmt es, dass nur die Daten für die Produktion verschlüsselt sind?" Das sind Fragen, die von ihr mehr oder weniger übergangen wurden, die aber dessen ungeachtet ganz, ganz wichtig sind. 

Wir sind ja nicht die Einzigen, die diese Fragen stellen. Es wurden schon im Jahre 2009 von diversen Presseerzeugnissen, zum Beispiel vom „Falter", aber auch von der „Neuen Kärntner Tageszeitung", vom „APA-Journal Geld" und Ähnlichen klare Fragen in dieser Richtung gestellt. Vor allem der „Falter" Nr. 15/09 vom 8.4.2009 hat ein internes Expertenpapier des Vorstandes zugespielt bekommen, das klare Äußerungen zu den Fragen, die die Frau Vizebürgermeister verweigert hat, gegeben hat. Da wird auch festgestellt, dass schwerwiegende Mängel in der Datensicherheit zu befürchten und gegeben sind.

Keine Frage, dass die Bank Austria und die UniCredit natürlich recht haben, wenn sie selbst versuchen, ihre Synergieeffekte, so sie sich ergeben, zu verwirklichen; keine Frage, es ist das gute Recht von Banken und von Unternehmungen, so zu handeln. Dem stehen nur die Verträge mit der Gemeinde Wien gegenüber, worin das Recht der Angestellten auf Sicherung ihrer Existenz und das Recht des Bankenstandortes Wien auf Sicherung ebenfalls festgeschrieben wurden. 

Aber in dieser Studie, die offensichtlich von der Bank Austria selbst angeschrieben wurde, wird festgestellt, dass die negativen Folgen der Auslagerung ihnen wohl bewusst sind. Es sind drei Punkte, die hier ganz besonders zählen, wo die Datensicherheit in Gefahr ist: Die Papiere werden durch den physischen Zugriff auf die Festplatten mit den österreichischen Daten gefährdet; die Verschlüsselung selbst ist eine Frage - sie wurde schon von meinem Vorredner in der Richtung angesprochen -; und die Unterschiede im Rechtssystem sind neuralgische Punkte, die letzten Endes dazu führen, dass das Expertenpapier des Vorstandes deshalb empfiehlt, organisatorische Maßnahmen einzurichten, die einen restriktiven Zugang sicherstellen. Ich nehme nicht an, dass das bei der Übertragung der Daten nach Verona letzten Endes auch vollzogen wurde. 

Wie diese Maßnahmen aussehen sollten, dazu geben die internen Experten allerdings auch keine zufriedenstellende Antwort. Es wurden fünf verschiedene Varianten genannt, und die Experten selbst sind ja von keiner überzeugt; es wurde nämlich bei dreien das Risikopotenzial als mittel eingestuft und bei zweien als wirklich hoch. Es wird festgestellt: Mittels Datenverschlüsselung ist zum jetzigen Zeitpunkt keine ausreichende Sicherheit zu erreichen. - Das ist also etwas, was offensichtlich der Frau Vizebürgermeisterin nicht bekannt ist. 

Die Bank Austria Kunden müssen nunmehr von einer Aufweichung des österreichischen Bankgeheimnisses ausgehen, weil natürlich klar ist, dass das österreichische Bankwesengesetz in Italien nicht gilt. Weil italienische Mitarbeiter der UniCredit nur an das italienische Bankenrecht gebunden sind, besteht naturgemäß das Risiko, dass sie gegen das österreichische Bankwesengesetz oder sonstige Bestimmungen verstoßen können oder sogar verstoßen müssen, weil es ja hier zu Rechtsunterschieden kommen wird.

Letzten Endes wird festgestellt, es sei keine Kontrolle der Bank Austria über die Einhaltung des Bankwesengesetzes in Italien möglich - eine an und für sich reichlich vernichtende Feststellung eines internen Papiers, das hier ausgearbeitet wurde! Da kann man nur sagen, es wurde offensichtlich dessen ungeachtet - vom Interesse der Bank her: leider - durchgezogen, und seitens der Stadt Wien, seitens der Amtsträger Bürgermeister und Finanzstadträtin, hat es keinen Widerstand dagegen gegeben. 

Auch wenn sie sich auf formale Dinge zurückzieht, ist natürlich dessen ungeachtet die Zustimmungsmöglichkeit oder die Ablehnungsmöglichkeit ein wesentlicher Faktor, wenn man Großaktionär - zwar nur noch mit 1 Prozent in der UniCredit, aber vor einiger Zeit noch mit 5 Prozent in der bayerischen Bank und früher mit 23 Prozent in der Bank Austria - gewesen ist. Das sind Dinge, die letzten Endes beweisen, dass hier das Gefahrenpotenzial nicht nur vorhanden, sondern offensichtlich auch in der Ausführung so zu sehen ist. 

Sie hat des Weiteren zu den Fragen 9 bis 13 ein Nein festgestellt, also zu den Fragen, ob um Erlaubnis dafür ersucht wurde, die Daten der Kunden im Ausland zu speichern. Wir haben Informationen, dass die Daten jener Darlehensnehmer, die Darlehenskonten der Wohnbauförderung haben, sehr wohl im Inland verbleiben müssten und dass das festgelegt sei. Auch hier hat es keine Antwort der Frau Vizebürgermeisterin gegeben. Das wäre auch der Angelpunkt gewesen, der die Zustimmung von Wien zu einer Datenübertragung in diesen Punkten notwendig gemacht hätte oder gemacht hat und damit auch im Wesentlichen den gesamten anderen Datenbereich mit einbezogen hat. 

Zu den weiteren Punkten - die Eigenmittelersatzdarlehen haben wir schon genannt -: Weiters wurde in den Punkten 22, 23 und 24 angesprochen, dass der Wert der AVZ-Stiftung massiv abgenommen hat. Dazu hat sie im Grunde genommen keine Feststellung getroffen. Wir haben einen 90-prozentigen Verlust zur Kenntnis zu nehmen, der zwischen 2000 und 2009 eingetreten ist.

Ich darf dazu vorlesen, was im Jahre 1996 zwei freiheitliche Abgeordnete, nämlich Hilmar Kabas und Wilfried Serles, hier als Beschlussantrag vorgelegt haben: „Der Bürgermeister wird aufgefordert, in Verfolgung der Zielsetzung des Koalitionsübereinkommens zwischen ÖVP und SPÖ Maßnahmen zu setzen, um eine rasche und schrittweise Privatisierung der Bank Austria umzusetzen."

Und: „Sinnvolle Privatisierung kann in diesem Zusammenhang nur bedeuten, dass die von der Anteilsverwaltung Zentralsparkasse gehaltenen Anteilen an der Bank Austria nicht bloß an unmittelbar oder mittelbar im Einfluss von Gebietskörperschaften befindliche Unternehmungen abgegeben werden. Die Privatisierung der Bank Austria ist hinsichtlich der Auswirkungen für die Stadt Wien im Detail zu untersuchen, und durch den Erwerb der Bundesanteile der CA durch die Bank Austria darf sich das Haftungsrisiko der Stadt Wien nicht erhöhen" - was bei den Dingen rund um die Haftung für die definitiv Angestellten natürlich geschehen ist! 

„In diesem Zusammenhang wird der Bürgermeister des Weiteren ersucht, bei allen diesen Privatisierungsschritten auf die Wahrung Wiener und österreichischer Interessen Bedacht zu nehmen und damit Verbesserungen der Struktur des österreichischen Bankwesens zu bewirken."

Das ist eine, wie ich meine, 1996 sehr weitblickende Antragstellung, die leider nicht vollzogen wurde. Wenn damals und rechtzeitig die AVZ wirklich privatisiert und verkauft worden wäre, hätte es einen massiven Finanzierungsschub für Wien gegeben, die Verluste wären nicht eingetreten. Ich verstehe bis heute nicht - auch wenn es nicht den direkten Zugriff der Frau Finanzstadträtin gibt -, warum sie nicht letzten Endes doch hergegangen ist und ihren Einfluss im Stiftungsrat geltend gemacht hat, um Maßnahmen zu setzen, die einen Verlust von 90 Prozent des ursprünglichen Vermögens letzten Endes unmöglich gemacht hätten. 

Das heißt also, wir stehen in einer Situation, in der die Frage nach den 12 Milliarden EUR Haftung zu stellen ist, was ja irgendwann in einer Wirtschaftskrise für Wien sehr, sehr schlagend werden kann. Es ist keine Frage, dass das leider ein Thema ist, über das wir uns unterhalten müssen. Bedauerlicherweise gibt es auch hier keine wirklich ernsthafte Antwort seitens der Frau Vizebürgermeisterin. 

Noch einmal zum Verlust des Vermögens: Es ist ja nicht nur der Vermögensverlust auf Grund von Änderungen, die sich ergeben haben, gegeben, sondern es drohen auch hohe Abschreibungen. 2009 wird etwa festgestellt, dass das schrumpfende Aktienvermögen praktisch die Finanzierung des Wiener Technologiefonds in Frage gestellt hat. 16 Millionen sind offensichtlich laut Ihrer Aussage ausgezahlt worden, aber wenn der Aktienkurs nachhaltig unter 1,60 EUR sinkt, dann gibt es Abwertungsbedarf. Und dann räumt der Vorstand der AVZ gegenüber dem „Format" selbst ein: Mit diesem Wert stehen die UniCredit-Papiere in den Stiftungsbüchern, und wenn der dauerhaft unterschritten wird, dann muss sehr wohl eine Abschreibung vorgenommen werden, die mit Garantie nicht unter 40 Millionen EUR liegen wird. - Eine wesentliche Frage, die ebenfalls unbeantwortet geblieben ist!

Damit stellt sich letzten Endes die Frage, welche Sicherheiten die Gemeinde Wien ins Auge gefasst hat, um Verluste in Zukunft zu vermeiden, warum eigentlich ein derart massiver Verlust von rund 90 Prozent des AVZ-Vermögens eingetreten ist, warum hier seitens der politisch Einflussreichen und letzten Endes doch Mitbestimmenden nicht ein Versuch gemacht wurde, das abzustoppen - warum hier nichts geschehen ist -, und warum nunmehr zur Kenntnis genommen wird, dass mit der Datenübertragung nach Verona einmal direkt 300 Arbeitsplätze bei der Bank Austria gefährdet sind und in der Folge durch weitere Auslagerungen weitere 800. 

Damit ist festzustellen, dass sehr wohl eine Bedrohung nicht nur der Arbeitsplätze in der Bank Austria gegeben ist, sondern eben auch insgesamt ein Fragezeichen zu setzen ist, was den Bankplatz Wien als solchen betrifft. Hier ist ein eindeutiges Versagen der SPÖ in der wirtschaftlichen Verantwortung gegenüber dieser Stadt gegeben! Wir sind sehr daran interessiert, dass hier eine massive Änderung der Verhältnisse eintreten wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Die ausführliche Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat wahrscheinlich jeden und jede, die auch per Internet zugehört haben, verblüfft: wie unzuständig man de facto für so viele Punkte sein kann, gleichzeitig aber die Redewendung „gerade durch die Entscheidung der Stadt Wien" mindestens 15 Mal vorgekommen ist. Also die Stadt Wien hat entschieden - das heißt, die SPÖ hat entschieden -, aber die Stadt Wien ist unzuständig! Liebe Renate Brauner, das passt einfach nicht zusammen, dass die Stadt Wien entscheidet und man unzuständig ist. 

Ich hätte mich gefreut, wenn man sich für zuständig erklärt und einfach die Anfrage beantwortet hätte. Ich sage ganz offen, es gibt Sachen, die mich auch in der Dringlichen Anfrage mehr oder weniger stören, manche mehr, manche weniger; ich komme gleich einmal zu denen, die mich am wenigsten stören würden. Würde der Transfer der Konten dazu führen, dass das Bankgeheimnis, das verantwortlich ist für die Steuerhinterziehung im großen Stil, endlich aufgehoben würde - ich wäre glücklich darüber! Nur, das machen die Italiener genauso wenig wie die österreichischen Steuerbehörden.

Der viel schlimmere Punkt ist - und jetzt komme ich zum Ernst der Situation der Bank Austria -, es erinnert mich an ein Märchen. Ich glaube, wenn ich da jetzt in die Runde schaue, weiß schon fast ein jeder, welches Märchen es ist: „Hans im Glück"!

Wir hatten einmal eine Zentralsparkasse, einen Hans Mayr mit einer Zentralsparkasse. Damals war die Zentralsparkasse noch sehr viel wert, vergleichbar dem „Hans im Glück", der nach seiner siebenjährigen Tätigkeit ein Goldstück so groß wie sein Kopf als Abgeltung seiner Dienste bekommen hat. Das war ihm zu schwer. Mit diesem Goldstück ist er spazieren gegangen, er hat sich abgeschleppt, da ist ein Pferd vorbeikommen, und er hat das Goldstück gegen das Pferd getauscht. Ein schlechter Tausch für jemanden, der Gold schätzt; ein super Tausch für jemanden, der reiten will!

Wie war denn das bei der Bank Austria? - Lassen wir den Sprung von der Zentralsparkasse zur BA/CA und Bank Austria weg. Wir kommen zur Bank Austria, die Stadt Wien hat sich mit schweren Mühen durchgerungen: Wir verkaufen sie. Und was macht sie? Eine florierende Bank tauscht sie gegen Aktien! Schön für all jene, die gerne mit Aktien umgehen und spekulieren; weniger schön für all jene, die gerne eine Bank betreiben würden. Nichtsdestoweniger, anstatt diese Aktien zu verkaufen, um zumindest noch das Pferd zu lukrieren, bringt man sie in die Häupl-Görg-Gedächtnisstiftung ein und wandelt damit die Aktien, also das Pferd in eine Kuh um. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Die Kuh bei „Hans im Glück" freut den Hans zunächst gar sehr, doch am Ende ist für ihn auch die Kuh zu groß für den Transport, und es folgt das Schwein. Da kann man dann etwa das Jahr 2005 hernehmen. Die Aktien, eingebracht in die AVZ-Stiftung, waren plötzlich nur mehr ein Drittel wert. Ja, ungefähr so kann man das einmal sagen: Ein Schwein ist ein Drittel Kuh, die Aktien waren früher Kuh, dann waren sie Schwein. 

Wir glaubten alle, es ginge nicht mehr schlimmer. Doch selbst das Schwein war ihm im Weg, und da wollte der Hans doch seiner Mutter lieber einen g'scheiten Braten mit heimbringen, und zwar kein Schweinsbraterl, sondern ein Gänsebraterl. Also, wurden die HVB-Aktien in die UniCredit-Aktien umgewandelt. (GR Mag Alexander Neuhuber: Eine Ente?) Nein, eine Gans; in die UniCredit-Aktien wurde umgewandelt.

Die UniCredit, zunächst als große Bank beliebt, verlor an Wert. Und was wurde aus der Gans beim letzten Tausch, mit dem Messerschleifer? - Ein Wetzstein, denn Handwerk hat goldenen Boden. Der Wetzstein selbst war wahrscheinlich nur mehr ein Hundertstel dessen wert, was der Goldklumpen ursprünglich wert war; in etwa dasselbe, wie sich jetzt - wir haben das alle nicht mehr geglaubt - der Wert der UniCredit-Aktien im Häupl-Görg-Gedächtnisfonds widerspiegelt.

Was macht er dann mit dem Wetzstein? - Er ist ihm im Weg, er ist ihm zu schwer: Er wirft ihn in den Brunnen, und alles ist weg. Liebe Renate Brauner, da stehen wir jetzt: Sie haben eine ganze Bank versemmelt, absolut unfähig versemmelt - gute Nacht! (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Mag Alexander Neuhuber.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es gibt offensichtlich Themenbereiche oder Akten, die einen wirklich ein Politikerleben lang beschäftigen, denn ich kann mich an die diversen Diskussionen in diesem Haus seit 1996 genau zu diesem Thema erinnern. Ich möchte gar nicht mehr zu sehr auf die Historie eingehen, das wurde ja jetzt in Märchenform noch einmal wunderbar dargestellt. (GR Godwin Schuster: Das war aber ein Märchen!) Aber man könnte es dazu noch ein bisschen illustrieren. 

Was mir nämlich als einem, der sich immer mit dieser Materie beschäftigt hat, noch sehr gut in den Ohren ist, sind die Interviews der handelnden Personen, vor allem der Bankmanager. Warum damals die Z die Creditanstalt schlucken musste: Damals hieß es (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Synergieeffekt!), man muss eine größere österreichische Bank, eine größere Einheit schaffen, damit man sich gegen Übernahmen von außen wappnet, damit Wien im internationalen Kontext konkurrenzfähig bleibt. 

Na, wir wissen, ein paar Jahre später war die Sache anders. Dann kam die HVB, da hieß es wieder: Jetzt muss man eine Bank der zentraleuropäischen Region schaffen, man muss sich gegen feindliche Übernahmen wappnen und, und, und. Das hat auch wieder nichts genützt, letzten Endes wurde alles - wie heute schon besprochen - von der UniCredit geschluckt. Das ist wirklich eine nicht enden wollende Geschichte.

Wenn ich mir heute den Wert des UniCredit-Paketes in der AVZ-Stiftung anschaue, dann brauche ich mir nicht Bilanzen oder sonst etwas anzuschauen, sondern ich brauche mir nur den aktuellen Tageskurs der UniCredito anzuschauen: Dieser liegt bei 1,73, 1,74 EUR. Mit einem Anteil von 0,9 oder 1 Prozent sind wir also bei knapp unter 200 Millionen EUR als Wert dieses Anteils. Das ist einmal ein Faktum, das ist so. Das war einmal anders: Zum Höchststand des Bank Austria Kurses war unser Anteil daran 1,7 Milliarden EUR. Das kann man nicht wegwischen, das kann man nicht leugnen: Da sind 1,5 Milliarden EUR weg, futsch! 

Jetzt weiß ich schon, dass Sie mir sagen: Mein Gott, das ist nur eine Momentaufnahme, das ist ja nur der heutige Kurs. - Wissen Sie, was 2003 gesagt wurde? Genau dasselbe! Damals war nämlich die HVB am Mindestkurs, interessanterweise in ähnlicher Höhe wie heute die UniCredito, und da hieß es auch so. Ich habe Randa noch im Ohr, er hat wortwörtlich gesagt: „Die Anleger müssen eben einen langen Atem haben." Jetzt haben wir als Stadt Wien schon seit 14 Jahren einen langen Atem, aber es wird immer nur weniger, es geht nur abwärts!

Jetzt überlegen Sie sich das einmal: Von den 200 Millionen EUR, die es heute wert ist, müsste sich, von unten nach oben betrachtet, der Kurs verneunfachen, damit wir wieder auf unsere 1,7 Milliarden EUR von früher kämen! Glauben Sie wirklich, wir werden das noch einmal erleben? Vielleicht in ein paar Generationen, alles ist in der Finanzwelt heutzutage möglich, aber es ist sehr unwahrscheinlich. 

Ich finde es wirklich fast schon ein Zauberkunststück - das muss man ja sagen, die Frau Vizebürgermeisterin ist eine Magierin in vielen Dingen: Sie lässt Dinge, nämlich vor allem die Verantwortlichkeit, einfach verschwinden! Das haben wir heute bei der Feuerwache schon gehört, das ist bei der Bank Austria so. Immer, wenn hier etwas verschwindet - wobei sie damals nicht Finanzstadträtin war, das muss man fairerweise auch dazusagen -, wann immer etwas verschwindet an Geldwerten, an Aktien, oder wenn etwas schiefgeht: Die Stadt Wien ist es nie! Es ist nie ein Mitglied dieser Stadtregierung schuld, es ist nie die SPÖ schuld, es sind die äußeren Umstände. (GR Godwin Schuster: Die ÖVP war nie dabei!) Bitte? (GR Godwin Schuster: Lesen Sie einmal im Protokoll dazu nach, was Görg ...)
Ja, danke, Herr Kollege! Da bin ich jetzt dankbar für den Hinweis, weil ich gewusst habe, dass das kommt: Thema Görg. (GR Godwin Schuster: Da gesagt, wo Sie jetzt stehen!) Wir wollten - und das wissen Sie ganz genau, weil Sie damals auch schon in der Koalition waren - eine Vollprivatisierung. Das war immer das erklärte Ziel: privatisieren, verkaufen. Das ging nicht! Warum nicht? Es waren damals zwei Parteien in der Koalition, ÖVP und SPÖ. Die ÖVP war dafür; raten wir einmal mit List: Wer war denn dann dagegen? (Zustimmende Geste des GR Godwin Schuster.) Die SPÖ! Sie haben recht, Sie waren dagegen, gut, okay. 

Was haben wir damals mit unserem Privatisierungswunsch noch bezweckt? Letzten Endes war das auch der Grund, warum wir der Übernahme zugestimmt haben: die Haftungsauflösung, die Abschmelzung der Haftungen. (GR Godwin Schuster: Fragen Sie Tschirf, was dahinter gestanden ist!) Meine Damen und Herren, die ÖVP war damals gut damit beraten: Auf 12 Milliarden EUR sind die Haftungen mittlerweile abgeschmolzen, damals waren es 55 Milliarden. Es sind mir auch die 12 Milliarden EUR noch immer zu viel, aber immerhin sind es jetzt 80 Prozent weniger, als früher die 55 Milliarden EUR waren, meine Damen und Herren! Wir haben gesehen, auch Hausherren gehen unter, Banken gehen unter. Man weiß heute nicht einmal mehr, ob nicht auch Staaten selbst in Europa untergehen können. Seien wir froh, dass wir diese Haftung weghaben! 

Das heißt, der Kurs - und das ist Fakt -, den wir damals einschlagen wollten, Privatisierung und Haftungsverminderung, abschmelzend, bis gar keine Haftung mehr da ist, war goldrichtig. Das war völlig richtig, und ohne ÖVP wäre es wahrscheinlich damals in der Koalition nicht einmal zu dem gekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Bank Austria Privatisierungsgeschichte ist wieder ein klassischer Fall für das rote Wien: Man ist nie schuld, wenn etwas passiert. Einmal sind es die Aufsichtsräte, auf die man keinen Einfluss hat, einmal sind es die Stiftungsvorstände, immer gibt es irgendeine juristische Klausel, hinter der man sich versteckt. Und letzten Endes heißt es eigentlich, die Stadt Wien hat auf gar nichts mehr einen Einfluss: Wir haben auf unser Vermögen keinen Einfluss mehr, egal, ob das jetzt der Flughafen und die Beteiligungen sind oder die AVZ, die ehemalige Zentralsparkasse. Wir haben nirgends mehr einen Einfluss, wir sind für gar nichts verantwortlich. Das, meine Damen und Herren, ist wirklich eine Politik, die sich - wie ich heute für den 10. Oktober schon einmal vorausgesagt habe - von selber richten wird. 

Lassen Sie mich noch zu einem anderen Punkt kommen, weil er heute ein paar Mal angesprochen wurde, auch wenn er mit der AVZ nichts zu tun hat, aber die Dringliche Anfrage heißt ja „Sorge um den Finanzplatz Wien". Ihre, jetzt sage ich schon absichtlich „Ihre" Mercer-Studie, weil Sie die immer - jetzt sind wir wieder bei den Magiern - aus dem Hut zaubern, wenn es unangenehm wird: Mercer raus, wir sind die beste Stadt der Welt!

Keiner von uns wird sagen, dass Wien eine schlechte Lebensqualität hat. Wir leben ja alle in dieser Stadt, es ist also überhaupt keine Frage. Aber wenn schon, dann sagen Sie es auch bis zum Ende! Das haben ja die grünen Kollegen heute schon festgestellt. Für wen wurde denn die Mercer-Studie gemacht? Wer sagt denn, dass es die Stadt mit der besten Lebensqualität ist? Nicht die Wiener, nicht die kleinen Arbeiter und Angestellten, sondern die Ex-Pats! Es ist eine Studie für Ex-Patriots, also für leitende Angestellte in dieser Stadt, für Generaldirektoren, für Diplomaten. Na, dass es denen bei uns gefällt - wenn ich in Grinzing oder im 1. Bezirk wohne, dann wundert mich das nicht sonderlich. Also sagen Sie auch immer dazu, für wen die Mercer-Studie ist!

Apropos Mercer: Da brauchen Sie nur auf die Mercer-Homepage zu gehen, so schwierig ist das ja nicht. Dort ist gleich daneben eine andere Studie, eine Eco-Studie, in der es um die Umwelt geht. Wo ist denn Wien da? An 44. Stelle! Komisch, da habe ich in der ganzen Werbung der Stadt Wien in der letzten Zeit nirgends von Ihnen gehört, dass es eine zweite Mercer-Studie gibt, in der Wien 44. ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Von 50!) Von 50, genau, Maresch hat recht: von 50.

Komisch - also wieder einmal nur die halbe Wahrheit! Apropos Studie ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Nicht komisch, sondern falsch! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein, ich rede es überhaupt nicht schlecht. Ich sage nur, Mercer hat auch andere Studien. Sie nehmen eben immer nur die, die Sie brauchen. Noch einmal: Nichts schlechtreden, gar nichts, aber es gibt auch andere Studien, die zu einem ganz anderen Schluss kommen. 

Jetzt gibt es aktuell von Knight Frank die World City Survey, da ist Wien nicht einmal unter den 25 kompetitivsten Städten der Welt; auch eine ganz aktuelle Studie. Noch einmal: Das soll nicht heißen, dass wir diese Stadt schlechtreden. Wir lieben alle Wien, aber argumentieren Sie nicht immer so wahnsinnig einseitig! 

Ich fürchte, die Bank Austria Beteiligung wird uns in Zukunft hier noch öfter beschäftigen. Schließlich bleibt dieser Anteil in der Stiftung. Alle anderen Ziele, die Sie damit verfolgt haben - die Arbeitsplatzsicherung, wenn ich etwa nur eines anspreche -, na, ist das geglückt? Das können wir, glaube ich, heute nicht sagen. Es wird immer mehr ausgelagert, auch das wollte man damals verhindern. Das Rechenzentrum und die Daten sind ja nur ein Beispiel, und wäre es nicht in Italien, wäre es heute irgendwo in Indien ausgelagert worden. Also auch dieses Ziel hat letzten Endes nicht hingehauen. 

Der Einfluss auf die Bank als führende Bank für Wien und Zentraleuropa wird weniger. Ich sage Ihnen jetzt schon, es ist nur mehr eine Frage der Zeit, bis die Osteuropa- und Zentraleuropakompetenz auch völlig weg ist. Also letzen Endes hat man nur aus purem Gegen-die-Privatisierung-Sein und Nicht-Mitgehen-Wollen hier eine ganze große und einstmals mächtige und stolze Bank verspielt. Das geht voll auf die Kappe der Wiener Sozialdemokratie! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich habe sehr aufmerksam zugehört und bin, gleich vorneweg, wieder einmal recht froh, dass die Kollegen von der ÖVP wieder einmal nirgends dabei waren. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das habe ich überhaupt nicht gesagt!)
Ich möchte aber noch eine zweite Bemerkung anbringen, weil es hier so eine Kritik an der Beantwortung der Dringlichen Anfrage gegeben hat. Also entweder, es gilt die Stadtverfassung, oder sie gilt nicht. Ich kann es mir nicht aussuchen: Wenn es mir passt, dann gilt die Stadtverfassung, wenn es mir nicht passt, dann gilt eben die Stadtverfassung nicht. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Das ist für mich, meine sehr verehrten Damen und Herren, ein sehr geringes Demokratieverständnis. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, Ihres!)
Mein persönliches Demokratieverständnis gesteht der Opposition natürlich das Recht zu, sehr kritisch zu sein. Sie haben ja auch die Aufgabe zu kontrollieren. Im Wahlkampf - und wir befinden uns ja seit einiger Zeit im Wahlkampf - ist natürlich die Reizschwelle und Ertragsschwelle wesentlich höher anzusetzen; na logisch, das kennen wir alle, die lange in der Politik sind. Aber, geschätzte Damen und Herren, keine Partei sollte sich das Recht herausnehmen, Unwahrheiten zu verbreiten, etwas zu sagen nach dem Motto, es wird schon etwas hängen bleiben, ohne einen Beweis vorzulegen, geschätzte Damen und Herren!

Warum ich das sage? Gerade die anfragestellende Partei wird nicht müde dabei, solche Behauptungen gegen unsere Frau Vizebürgermeisterin aufzustellen. Heute ist es in der Anfrage, in der Einleitung unter Punkt IV, zu lesen, in der Begründung ist es wieder behauptet worden, und auch im Gemeinderat Ende April ist es dazu gekommen, dass man es ihr unterstellte: Sie hat unterschrieben, dass die Datenauslagerung nach Verona geschehen ist. Meine Damen und Herren, das ist die Unwahrheit! Das ist nicht der Stil dieses Hauses. Das ist unwürdig, das ist unseriös, und das lehnen wir auf das Schärfste ab, geschätzte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Das zeigt an und für sich den Stil gerade der anfragestellenden Partei in diesem Haus. Seriöse Politik hat mit Diffamierungen an und für sich nichts zu tun. Bei allem Zugeständnis einer Opposition, etwas kritisch oder sehr kritisch zu bemerken, ist so etwas, glaube ich, nicht notwendig. Es wäre mehr als angebracht, diese Anschuldigungen so rasch wie möglich zurückzunehmen! Das wurde leider bis dato unterlassen. 

Die FPÖ wirft uns heute in ihrer Dringlichen Anfrage Missmanagement vor und übt Kritik an der Finanzpolitik. Ich denke mir, wenn jemand uns, einer regierenden Partei, so etwas vorwirft, dann denke ich eben, Sie machen es besser. Das stelle ich mir vor, weil dahinter ja Konzepte sein müssen. Aber ein Blick in die Wirtschaftskompetenz der FPÖ zeigt, dass sie nicht sehr erfolgreich war, als sie in politischer Verantwortung war oder politische Verantwortung getragen hat oder sie auch noch trägt.

Ich rede jetzt nicht speziell von der Zeit in der Bundesregierung, obwohl da aus Sicht der Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer durchaus von Misswirtschaft gesprochen werden kann. Ich sage nichts dazu, was bei den Pensionen geschehen ist, ich sage nichts zu den Verschlechterungen für die arbeitenden Menschen im Arbeitsrecht, ich sage nichts zu den Verschlechterungen im Gesundheitswesen, ich sage nichts zu den Erhöhungen der Energiesteuern, insgesamt 58 Maßnahmen, Belastungen und Steuererhöhungen, und trotzdem - jetzt komme ich wieder zu einem Vergleich - sind die Bundesschulden in dieser Zeit drastisch gestiegen! Das ist ein Faktum. 

Aber auch ein Blick nach Kärnten, wo es noch immer jetzt wieder neu Verbündete gibt - damals waren sie sowieso Bestandteil der Freiheitlichen Partei, mit kurzer Unterbrechung -, lohnt sich derzeit, zu den politischen Freunden, wo ja mehr als ein Jahrzehnt lang die Freiheitliche Partei das Sagen gehabt hat. Leider - das hat auch der jetzige Landeshauptmann feststellen müssen - sind sie politisch und wirtschaftlich handlungsunfähig. Handlungsunfähig, Rekordschulden! (StR Johann Herzog: Da waren die Kärntner Sozialisten genauso dabei!) Sie können nichts gegen die Krise tun, die geringste Kaufkraft aller Bundesländer liegt vor, hohe Arbeitslosigkeit können wir feststellen zum Leidwesen der Menschen dort, massive Kürzungen im Sozial- und Bildungsbereich. Das ist das Ergebnis freiheitlicher Politik. (StR Johann Herzog: Ein Gemeinschaftswerk ist das gewesen!)
Darüber dann - das ist heute schon angesprochen worden - die Hypo Alpe-Adria, das ist überhaupt ein politisches Prunkstück in Kärnten. Das zeigt an und für sich die wirtschaftspolitische Inkompetenz der dort zuständigen regierenden Partei. Ich sage auch gleich die Quelle dazu, wo ich jetzt einzelne Punkte noch herausstreichen und ganz kurz nennen werde, das sind nämlich die Protokolle der Untersuchungskommission. Das haben also nicht wir irgendwo erfunden. 

Politische Einmischung des damaligen freiheitlichen Landeshauptmannes war gang und gäbe. Wir wissen, dass so etwas bei Unternehmen nicht stattzufinden hat. Üppige Konsulentenverträge - da wurden natürlich Freunde bedient! Politische Wunschlisten sind ganz einfach erfüllt worden, dubiose Kreditvergaben getätigt worden, Leasinggeschäfte mit verschwundenen Jachten, weit über vierhundert. Und die Inkompetenz ist auch noch sichtbar geworden im Größenwahn der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Bank. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese unseriöse Politik - die Gerichte werden in dieser Causa noch viel zu tun haben - kostet die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sehr, sehr viel Geld. Denken Sie nur an die Notverstaatlichung und die 18 Milliarden EUR Ausfallshaftung. Weil hier auch die Ausfallshaftung angesprochen worden ist: Diese hat zwar Kärnten gegeben, aber wenn Kärnten zahlungsunfähig ist, muss wieder der österreichische Steuerzahler oder die Steuerzahlerin einspringen. Ich denke mir, dazu gibt es ein Sprichwort: Wer im Glashaus sitzt, sollte nie mit Steinen werfen. 

Aber ich möchte noch einige Punkte zu Ihren Vorwürfen des Missmanagements in Wien anführen; da komme ich auch auf meinen Vorredner kurz zu sprechen. Wenn also Wien in den vergangenen Jahren ein so schlimmes Missmanagement an den Tag gelegt hat: Warum sind wir dann wirklich zum zweiten Mal an erster Stelle der Mercer-Studie zu finden? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sie können das nicht hören, aber es ist so. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das hat doch mit dem Finanzplatz nichts zu tun!) Meine Damen und Herren, das ist kein Geschenk! Das schenkt uns niemand, das ist das Ergebnis harter Arbeit aller Wienerinnen und Wiener. Das muss man ganz einfach feststellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Geschätzte Damen und Herren! Diese Top-Platzierung bestätigt den Wiener Weg als Sozialhauptstadt, als Kulturmetropole und der standort- und wirtschaftspolitischen Schwerpunktsetzungen. Wir müssen uns natürlich auch ständig weiterentwickeln, wir dürfen uns nicht ausruhen, um diese Position zu halten, und dies ist auch ein Auftrag für uns. Ich sage deswegen, wir sind Erster, darauf können wir stolz sein. Stellen Sie sich vor, wir wären an 20. Stelle! (GR Mag Rüdiger Maresch: Oder an 44.!) Dann käme sicher ein Redner oder eine Rednerin der Opposition heraus und würde Wien für die Politik kritisieren. Nehmen Sie also zur Kenntnis: Wien ist in der Lebensqualität an erster Stelle!

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt kurz ansprechen. Wenn also Wien in den vergangenen Jahren so Schlimmes an Management an den Tag gelegt hätte: Warum ist und bleibt Wien der Wirtschaftsstandort Nummer 1 in Österreich? Und der Wirtschaftsmotor der gesamten Zentraleuropa-Region? - Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf ist in Wien doppelt so hoch wie im Durchschnitt der gesamten Region! Diese Fragen sollten Sie einmal beantworten.

Einen dritten Punkt lassen Sie mich noch ansprechen. Wien hat die meisten Unternehmensgründungen Österreichs. Zwei von drei Unternehmen, die sich neu in Österreich ansiedeln, entscheiden sich für den Standort Wien. Unternehmen kommen nicht nach Wien, wenn die Performance dieser Stadt nicht stimmt, die gehen sicher woanders hin. 

Wien ist auch ein beliebter Standort für internationale Headquarters. 2009 eröffneten sieben internationale Unternehmen ihre Osteuropazentrale in der Bundeshauptstadt. Insgesamt ist die Wiener Region Standort für 300 Osteuropazentralen internationaler Konzerne. Auch hier geht der Vorwurf des Missmanagements für Wien ins Leere. 

Wien ist und bleibt die beliebteste Kongressstadt der Welt. Bereits zum fünften Mal in Folge steht Wien in der Statistik der ICCA an der Spitze. Mit 160 Kongressen liegen wir vor Barcelona, Paris, Berlin und Singapur, also kann Wien nicht so schlecht sein, denn sonst würden hier keine Kongresse abgehalten werden.

Ich gestehe Ihnen zu, wenn Missmanagement in Wien betrieben würde, Sie hätten recht, wenn nicht unsere Frau VBgmin Renate Brauner engagiert gegen die Krise auftreten würde. Sie kennen bei unserem Budget 4,5 Milliarden EUR nachfragewirksame Ausgaben - gut für die Beschäftigung, lässt sich auch in der Statistik nachweisen. Denken wir nur an die Wiener Konjunktur- und Beschäftigungspakete - Teilpaket Wirtschaftsförderung mit dem Fokus der Klein- und Mittelbetriebe -, Exportförderung, Landwirtschaft, Wissenschaft, Forschung, Arbeitsmarkt, Kultur, Wohnbau, Pflegeberufe, WAFF-Maßnahmen, Nahverkehr Wiener Linien und so weiter und so fort. 

Möglich wird das alles nur - und das ist der Vergleich zu Bundesländern, die eben eine andere Regierung haben, zum Beispiel Kärnten eine freiheitliche Regierung - durch eine antizyklische, verantwortungsvolle Budgetpolitik. Das heißt, spare in der Zeit, dann kann man in schwierigen Zeiten investieren. 

Ein Fokus bei der Beschäftigungspolitik, die ich bereits angesprochen habe, liegt bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit; das ist heute schon mehrmals angesprochen worden. Die Zahl der lehrstellensuchenden jungen Menschen ist im April um 11 Prozent zurückgegangen, das ist auch ein Ergebnis der Wiener Ausbildungsgarantie. Gemeinsam mit dem AMS werden 4 500 Arbeitsplätze/Ausbildungsplätze überbetrieblich finanziert. Jeder und jede Jugendliche können eine Ausbildung absolvieren und verbessern persönlich die Startposition am Arbeitsmarkt. 

Meine Damen und Herren! Ihre Vorwürfe des Missmanagements in Wien gehen völlig ins Leere! Im Gegenteil, die Wiener Stadtpolitik unternimmt alles, um den Herausforderungen Rechnung zu tragen, wie in der Krise auch notwendig, mit Gerechtigkeit und Fairness, sodass wir auch künftig eine Lebensqualität in Wien vorfinden, die zu den Spitzenplätzen zählt. Ich kann nur sagen, unsere Frau Vizebürgermeisterin trägt dafür die Verantwortung, dass es in Wien eine Spitzenposition im internationalen Vergleich gibt. Unter dem Motto „Für Wien, wir machen's!" danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen nun zu dem von den GRen Dr Tschirf, Dkfm Dr Aichinger, Mag Neuhuber, Kenesei, DDr Schock und Mag Gudenus eingebrachten Misstrauensantrag. 

Zum Wort gemeldet hat sich GR Kenesei. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schneller als geplant. - Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es relativ kurz machen, wir haben ja sowohl in der ausführlichen Fragestunde als auch in einer Aktuellen Stunde darüber debattiert, inwieweit eine politische Verantwortung wahrzunehmen ist im Fall der Sanierung der Zentralfeuerwache Am Hof. Ich möchte nur vier oder fünf Punkte herausgreifen, als Zitate aus dem Kontrollamtsbericht, die eindeutig klarlegen, dass es auch ein Versagen der politisch verantwortlichen VBgmin Mag Renate Brauner gibt. Daher wurde heute dieser Misstrauensantrag eingebracht, der nun zur Abstimmung ansteht. 

Das Kontrollamt stellt fest: „Ein nicht unerhebliches Versäumnis war nach Ansicht des Kontrollamtes in dem Umstand gelegen, dass in der Startphase des Projektes der erforderliche Kommunikationsprozess zur Definition des Leistungsumfanges und der Abwicklungsmodalitäten nicht eingeleitet wurde und keine Klarheit über ihr Vorhaben und alle damit verbundenen kostenrelevanten Umstände verschafft hatte. Ebenso lag kein plausibles Funktionskonzept über die künftigen Nutzungsbereiche der Zentralfeuerwache vor."

Zweiter wesentlicher Kritikpunkt, und da würde ich bitten, sich das schon genau anzuhören: „Die Vorgangsweise der Dienststellen stand in eindeutigem Widerspruch zu den Bestimmungen der Dienstanweisung für die projektorientierte Abwicklung von Baumaßnahmen vom Jänner 2003, wonach sich die beauftragenden und die ausführenden Dienststellen mit geplanten Projekten insbesondere in der Startphase intensiv auseinanderzusetzen haben."

Also klarer und eindeutiger kann man es als Kontrollamt nicht formulieren, dass hier die politisch verantwortliche Person offensichtlich versagt hat!

„Die MA 68 nahm ferner davon Abstand, ihr Vorhaben" - das ist nämlich der nächste Verstoß gegen einen Erlass – „gemäß dem Erlass der Magistratsdirektion vom 15. Dezember 1997, Ziffer MD 597-3/97, vor Beantragung des Sachkredites einer Wirtschaftlichkeitsbesprechung zu unterwerfen."

Auch hier klar und deutlich eine Verfehlung eines Erlasses der Magistratsdirektion, der ganz offensichtlich die politisch verantwortliche Person nicht dazu veranlasst hat, dementsprechend zu reagieren oder einzugreifen!

Der nächste Punkt: „Nach Genehmigung des Bauvorhabens in dieser Wirtschaftlichkeitsbesprechung aus dem Juli 2006 setzten die Dienststellen die Planungen für die Generalsanierung fort und begannen im Mai 2007 mit den Bauarbeiten. Die hiefür notwendige Erhöhung und Erweiterung des Sachkredites erwirkte die MA 68 im November 2007, 16 Monate nach dieser Wirtschaftlichkeitsbesprechung. Den inzwischen begonnenen Bauarbeiten lag somit" - und auch hier ein klarer Verstoß gegen die Rechtsnormen des Hauses – „weder inhaltlich noch finanziell die erforderliche Vorganggenehmigung zugrunde."

Auch hier eindeutig und klar eine Verfehlung der politisch verantwortlichen Person! 

Der wesentliche Punkt: „Auffallend war dabei auch der Umstand, dass der Antrag der MA 68 um Sachkreditgenehmigung bis zu dessen Genehmigung durch den Gemeinderat sechs vidierende Stellen passiert hat, ohne dass das Versäumnis der erforderlichen Wirtschaftlichkeitsbesprechung aufgefallen und der Antrag zurückgewiesen worden wäre."

Eine vidierende Stelle ist unter anderem auch das Stadtratsbüro. Also offensichtlich auch dem Stadtratsbüro, der politisch verantwortlichen Person, ist es nicht aufgefallen, dass wesentliche Rechtsvorschriften im Hause nicht eingehalten wurden, dass hier offensichtlich etwas durchgewinkt wurde, weil es schon irgendwie gehen wird!

Blöd war eben nur, dass es sich mit dem Geld nicht ausgegangen ist und dass ununterbrochen Sachkrediterhöhungen dahergekommen sind. Denn wären Sie mit der zweiten Erhöhung ausgekommen, wäre kein Mensch auf diesen Sachverhalt draufgekommen, ja, wir hätten sogar als Opposition wahrscheinlich gar keinen Kontrollamtsantrag in Händen gehalten, weil das Kontrollamt es womöglich überhaupt nicht überprüft hätte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau VBgmin Mag Renate Brauner! All diese Punkte geben uns genug an Material, Ihnen das Misstrauen auszusprechen. Wenn Sie Courage hätten, würden Sie dem zuvorkommen und zurücktreten! (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Geh bitte!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es ist ja bei Weitem nicht nur die Zentralfeuerwache, die uns bewogen hat, diesen Misstrauensantrag zu stellen, sondern vor allem auch der Skylink, wo die Frau Stadträtin heute Stellung genommen hat und diesem Gemeinderat falsche Auskünfte erteilt hat, ein sozialistischer Skandal mit Freunderlwirtschaft, mit sozialistischen Netzwerken, mit einem Syndikatsvertrag, der geheim gehalten wird, der der SPÖ den vollen Durchgriff sichert, aber die Opposition eben ausschaltet und mit einem Generaldirektor Kaufmann, der im Amt gehalten wird, um das alles zu verschweigen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns das nicht leicht gemacht, diesen Misstrauensantrag zu stellen, aber angesichts des Verhaltens der StRin Brauner war die Entscheidung dann leicht und es hat sich heute bestätigt. Sie hat hier in der Fragestunde vor diesem Gemeinderat die Unwahrheit gesagt. Sie hat gesagt, dass sie nach dem Aktiengesetz gar keinen Einfluss hat und haben kann und auch nicht hat. Tatsächlich ist es so, dass sie in dieses Unternehmen mit einem Syndikatsvertrag hineinregiert, der auch schriftlich vorliegt, den sie diesem Haus in ihrer Anfragebeantwortung heute verschwiegen hat. (VBgmin Mag Renate Brauner: Der ist doch hier abgeschlossen worden!) Und dieser Syndikatsvertrag, der hier im § 2 Abs 1 die Einflussnahme der StRin Brauner genau regelt, der Syndikatsvertrag, der hier genau regelt, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrats von der StRin Brauner bestellt wird und der hier auch schwarz auf weiß regelt, dieser Syndikatsvertrag, dass ein Vorstandsmitglied von der StRin Brauner bestellt wird.

Frau Stadträtin, Sie haben das alles diesem Gemeinderat verschwiegen. Sie haben behauptet, dass Sie keinen Einfluss auf dieses Unternehmen nehmen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie haben hier die Unwahrheit gesagt! Nehmen Sie Ihren Hut und treten Sie zurück! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nun ja. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ. – VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist unglaublich!) Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm. Ich ersuche um Aufmerksamkeit.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Na ja. Um gleich auf meinen Vorredner ... Ich bin echt baff, ja, weil ... (Heiterkeit bei der SPÖ.) Um auf meinen Vorredner in Bezug auf den Geheimvertrag einzugehen, den die Frau Vizebürgermeisterin abgeschlossen hat, den Syndikatsvertrag, ist es Ihnen wahrscheinlich entgangen, dass wir das hier im Haus in der öffentlichen Sitzung beschlossen haben. (GR DDr Eduard Schock: Wann ist er abgeschlossen worden?) Sie waren alle da. Also hier von einem Geheimvertrag zu sprechen, ist ein starkes Stück und ich weise wirklich (GR DDr Eduard Schock: Wann ist der Syndikatsvertrag abgeschlossen worden?) auf Schärfste (Aufregung bei der FPÖ.), auf Schärfste weise ich zurück, dass die Frau Vizebürgermeisterin hier die Unwahrheit gesagt hat! (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Dieser Vertrag ist in diesem Haus nicht beschlossen worden! Mit Unwahrheiten, Herr Strobl, kommen Sie hier nicht weiter!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Aufregung bei der FPÖ.) Schauen Sie, ich werde mich ... (Große Aufregung bei der FPÖ.), ich werde mich ganz sicher und wenn Sie noch so oft ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Am Wort ist GR Strobl.

GR Friedrich Strobl (fortsetzend): ... hier herausrufen, sicher nicht auf Ihr Niveau begeben und genauso zurückschreien. Das mache ich ganz sicher nicht! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe wirklich lange, lange, lange überlegt, lange (GR DDr Eduard Schock: Es stimmt nicht!) – jetzt bist eh du dran – ich habe lange überlegt, ob ich mich hier zum Wort melden soll oder nicht, aber ich kann Ihnen das ganz einfach nicht schenken. Und ich werde auch sachlich auf die vermeintlichen sachlichen Argumente, die Sie hier vorbringen wollten, gar nicht eingehen, denn es wurde heute schon in der Fragestunde, in der Aktuellen Stunde und auch schon in vergangenen Sitzungen mehrmals auf die Zentralfeuerwache und auf die Skylink-Geschichte eingegangen. Es ist ja eh egal, was wir sagen, Sie nehmen es ganz einfach nicht zur Kenntnis, weil Sie es nicht zur Kenntnis nehmen wollen! (GR DDr Eduard Schock: Weil es nicht stimmt! Weil es die Unwahrheit ist, Herr Strobl!) Und es ist doch wohl offensichtlich, dass wir jetzt in der Zeit angekommen sind, die unser Bürgermeister immer bezeichnet als die fokussierte, also auf die Zeit der fokussierten - wie soll ich das jetzt - (VBgm Dr Michael Ludwig: Unintelligenz!) ja, Unintelligenz hat der Herr Bürgermeister gesagt, ich sage lieber nichts anderes, sonst krieg’ ich einen Ordnungsruf, aber dort sind wir jetzt angelangt und dort sind wir angekommen.

Was steckt denn wirklich dahinter, hinter diesem Misstrauensantrag, wo sich der Herr Schock herausstellt und unter Krokodilstränen sagt, sie haben es sich wirklich nicht leicht gemacht? Und was steckt vor allem bei der ÖVP dahinter? Es ist alles nicht schwer zu erraten. Wenn man sich nämlich die Argumentationslinie und die Beiträge, die es heute hier gegeben hat (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.), genau anschaut und sie sich in Erinnerung ruft, dann sieht man pure Polemik, pure Verzweiflung und vor allem seitens der ÖVP eine politische Bankrotterklärung. Das ist wirklich ein Skandal und ich empfinde die Vorgangsweise der ÖVP als echte Sauerei! (GR Dr Wolfgang Ulm: Ordnungsruf! Ordnungsruf! – Aufregung bei der ÖVP. – Beifall bei der SPÖ.) Ich sage das ganz klar und ich sage auch gleich dazu, bevor der Herr Vorsitzende was sagt: Sollte es einen Ordnungsruf diesbezüglich geben, dann nehme ich das zur Kenntnis und irgendwie ist es auch eine Auszeichnung. (Weitere Aufregung bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir uns diese einseitige Argumentation anschauen, die es hier immer wieder gibt, wenn ich mir die Ausführungen des Kollegen Neuhuber anschaue oder angehört habe, wenn ich mir die Homepage der Wiener ÖVP anschaue - ich weiß nicht, vielleicht kennen Sie sie nicht, aber: Sie fordern hier Sachlichkeit ein? Der Kollege Stark von den Freiheitlichen hat heute am Vormittag irgendwann einmal darauf hingewiesen, wann sich denn endlich die Diskussion normalisiert, um den Schaden von der Stadt Wien abzuwenden. Und dann gibt es solche Erklärungen von den Rednern der FPÖ und der ÖVP und dann gibt es Ausführungen auf der Homepage der ÖVP von der Frau Staatssekretärin Marek, die aus nichts anderem bestehen als aus Halbwahrheiten, aus Unwahrheiten und aus untergriffigen Angriffen auf den Bürgermeister und aus Schlechtmachen der Stadt Wien! Das ist ein Stil, der ist striktest abzulehnen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wissen Sie (Aufregung bei den GRen Dr Wolfgang Ulm und Mag Wolfgang Jung.), was mich wirklich nachdenklich stimmt? Das ist die Tatsache, dass ja die Frau Staatssekretärin Marek offensichtlich ihre Informationen aus dem ÖVP-Klub hier bezieht. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist die beste Quelle!) Anders geht es ja nicht, weil sie ja nicht da sitzt. Und wenn ich dann diese Informationen, die auf dieser Homepage stehen, nachlese, dann muss ich sagen: Entschuldigung, Herr Klubobmann, was ist euch da eingefallen? Was für Informationen gebt ihr da weiter? Das stimmt ganz einfach nicht! (GR Dr Matthias Tschirf: Kontrollamtsbericht! Kontrollamtsbericht! Na, was denn!) Na komm, Kontrollamtsbericht! Da geht es nicht ... In der Rede von der Frau Staatssekretärin Marek auf der Homepage der Wiener ÖVP geht es nicht um den Kontrollamtsbericht. Da geht es um viele andere Dinge und die sind ganz einfach ... (Aufregung bei der ÖVP.) Ich sag’ jetzt ein Beispiel ... Ich sag’ ein Beispiel ganz, ganz konkret, weil es mich auch indirekt irgendwie betrifft:

Da gibt es eine Passage drinnen, da geht es um die Wirtschaftskompetenz der SPÖ und um die Aussagen des Herrn Bürgermeisters unter anderem bei den Wirtschaftskammerwahlen. Und da steht drinnen: „Bürgermeister Häupl ist somit auch verantwortlich oder einer der Hauptverantwortlichen für die dramatischen Verluste des sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes bei der Wirtschaftskammerwahl.“ (Heiterkeit bei der SPÖ.) Na ja, so dramatische Verluste, die täten Sie sich wünschen, wenn Sie nämlich 1,2 Prozent dazu gewinnen. Da hätten Sie wahrscheinlich eine Freude damit! (Beifall bei der SPÖ.) Das sind dramatische Verluste! Das ist nur ein Beispiel, ist nur ein Beispiel! Sie können das gerne nachlesen. Ich finde das wirklich traurig und es ist ja absolut unwürdig und ich habe mich sehr, sehr gewundert, ich hab’ mich wirklich sehr, sehr gewundert, dass sich die ÖVP, und jetzt bin ich bei Ihnen, Herr Kollege Jung, auf das Niveau der FPÖ begibt. Darüber habe ich mich (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) sehr gewundert. Aber in der Zwischenzeit wundere ich mich eh nicht mehr darüber.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Mag Wolfgang Jung: Heiße Luft!) Lassen Sie mich noch, lassen Sie mich ... Zur heißen Luft komme ich auch gleich. Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zu diesem Misstrauensantrag sagen. Sie stellen hier einen Misstrauensantrag gegen unsere Finanz‑ und Wirtschaftsstadträtin, gegen unsere Vizebürgermeisterin, wo ich wirklich sagen kann, tagtäglich von in der Früh bis am Abend hat die Frau Vizebürgermeisterin nichts anderes im Kopf als wie sie die Wienerinnen und Wienern weiterhin (Heiterkeit bei der FPÖ.) unterstützen kann. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein maoistischer Parteikongress!) Es geht in Krisenzeiten, in denen wir uns derzeit befinden, wir befinden uns in einer Wirtschaftskrise (Große Aufregung bei der FPÖ.), da braucht es Personen, da braucht es Persönlichkeiten mit Führungsqualität (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein maoistischer Parteikongress!), da braucht es Persönlichkeiten, die wissen, was sie tun und da braucht es vor allem auch Persönlichkeiten, die Mut haben (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) und die auch dementsprechend agieren. (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.) Das macht die Frau VBgmin Mag Renate Brauner und darauf können wir stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Und vielleicht jetzt noch so ein kleiner Abstecher auch in den Humor und ins Kabarett. (Heiterkeit bei der FPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Der Unterschied ist, dass man beim Kabarett lacht!) Ja Ihnen ... Sie können gleich weitermachen. Sie können sich vielleicht alle daran erinnern, wie der Herr Strache beim Kaiser war und wie er damals vom Kaiser gefragt wurde: „Sagen Sie einmal, wie ist das? Wien hat, glaube ich, in der Lebensqualität welchen Platz? Den ersten? Und Sie wollen das ändern?“ Und jetzt sitzen Sie im gleichen Boot, weil was wollen Sie alles ändern? Sie wollen offensichtlich ändern, dass Wien die Nummer 1 bei der Lebensqualität ist, weltweit. Sie wollen ändern, dass Wien bei den Kongressen die Nummer 1 ist. Sie wollen ändern, dass bei den internationalen Betriebsansiedlungen die Stadt Wien die Nummer 1 ist. Und da kann ich schon wieder eine Geschichte von der Frau Marek erzählen: Sie macht heute eine Aussendung über den Wirtschaftsstandort Wien und schreibt auch da ganz klar etwas hinein, was nicht stimmt. (Aufregung bei der ÖVP.) Sie vergleicht, Sie sagt, Wien soll sich an Niederösterreich orientieren und schreibt von 170 Betriebsansiedlungen in Niederösterreich. Es gibt eine Aussendung von der „ecoplus“ von der zuständigen Landesrätin selbst ausgeschickt, da geht es um 73 Betriebsansiedelungen und –erweiterungen, inklusive Erweiterungen! Wir haben in Wien derzeit 98, wir hatten im Jahr 2008, worauf sich die Frau Staatssekretärin bezieht, 119 und das sind zwei Drittel aller internationalen Betriebsansiedlungen in diesem Land, die in Wien erfolgen. (Aufregung bei StRin Ing Isabelle Leeb.) Also Wien kann nicht so schlecht sein, wie Sie das immer darstellen! Und ich könnte diese (Beifall bei der SPÖ.) Liste natürlich noch fortsetzen. 

Es wurde heute schon von meinen Kollegen gesagt zum Beispiel bei der Jugendarbeitslosigkeit. Auch hier ist die Stadt Wien Vorbild. Wir leben in einer der reichsten Regionen in Europa und Sie wollen das ändern! Wir nehmen das zur Kenntnis, dass Sie das ändern wollen. Sie wollen das verbessern. Vom ersten Platz wollen Sie wohin? Sagen Sie uns das bitte. (Heiterkeit bei den GRen Mag Alexander Neuhuber und Mag Wolfgang Jung.) Sie haben das mit der Mathematik offensichtlich noch nicht durchschaut.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Dieser Misstrauensantrag gegen die Frau Vizebürgermeisterin ist nichts als billige Polemik. Es ist eine Bankrotterklärung, eine politische Bankrotterklärung vor allem der ÖVP, natürlich auch der FPÖ! (Aufregung bei der ÖVP.) Sie haben es ja heute schon selbst mehrfach angesprochen: Am 10. Oktober entscheiden die Wienerinnen und Wiener darüber und wir sehen wirklich in aller Gelassenheit diesem Tag entgegen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich glaube, man kann auch ein bisschen emotionsloser diskutieren. Ich glaube auch, dass man dem Redner auch zuhören wird können und wir haben ja nicht mehr so viele Redner vorgemerkt. Nur, man kann auch mit der Vorgangsweise der ÖVP nicht einer Meinung sein. Ihr Verhalten als „Sauerei“ zu bezeichnen, glaube ich, ist eine ungebührliche Bezeichnung und, GR Strobl, dafür muss ich dir einen Ordnungsruf erteilen. (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei den GRÜNEN.)
Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr DDr Schock gemeldet.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Strobl hat hier eben gemeint, dass der Syndikatsvertrag betreffend den Flughafen Wien in diesem Gemeinderat hier beschlossen worden sei. Ich darf das berichtigen: Das ist die Unwahrheit. Dieser Syndikatsvertrag ist nicht in diesem Gemeinderat beschlossen worden. Richtig ist vielmehr, dass dieser Syndikatsvertrag von den Bundesländern Niederösterreich und Wien und damit auch von der Frau Brauner hinter dem Rücken dieses Gemeinderats und ohne Wissen dieses Gemeinderats abgeschlossen worden ist. Richtig ist weiters, dass die Frau StRin Brauner heute genau das diesem Haus, diesem Gemeinderat verschwiegen hat und, da sie diesen Syndikatsvertrag offenbar genau kennt, dass sie damit heute bewusst die Unwahrheit gesagt hat. Und richtig ist, meine Damen und Herren, dass die StRin Brauner mit dem heutigen Tage damit rücktrittsreif ist! (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sie ist hysterisch! – VBgmin Mag Renate Brauner: Nicht hysterisch, sondern über Ihre lächerliche Verhaltsweise verwundert! – Aufregung bei SPÖ und FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies und ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

So schwer wird das doch nicht zu klären sein, wer da recht hat, ob es nur im Stadtsenat beschlossen wurde oder im Gemeinderat. Ich gebe es zu, ich war nicht dabei, es war Anfang der 90er Jahre. Aber das wird sich doch binnen kürzester Zeit klären lassen, wer hier recht hat und wer nicht. Das ist nicht so schwer und vielleicht kann das noch irgendjemand tatsächlich in den kommenden Minuten machen. Es würde mich persönlich interessieren. 

Nichts desto weniger, liebe Kollegen und Kolleginnen von der SPÖ, lieber Kollege Strobl, manchmal macht’s ihr es einem schon schwer, wenn man einmal nicht, wo ich euch durchaus recht gebe, bei einem meines Erachtens übertriebenen Misstrauensantrag da als Oppositionspartei nicht zustimmen möchte. Diese Lobhudelei! Ich meine, mir tut ja die Renate Brauner wirklich leid, wenn das stimmt, was du gesagt hast, dass sie jeden Tag von in der Früh bis am Abend permanent nur an das Wohl der Wiener und Wienerinnen denkt! (GR Prof Harry Kopietz: Machst du das?) Liebe Renate Brauner! Ich wünsche es mir für dich, dass es anders ist, dass du ein Privatleben hast, dass du dich hin und wieder auch anderer Sachen erfreuen kannst, sei es Fußball ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist lieb von dir!) Nichts desto weniger (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist lieb von dir!), wer nur noch Politik im Kopf hat, der vergisst das Wesentliche im Leben, warum es sich zu leben lohnt. In diesem Sinne, liebe Renate Brauner, sage deinem Kollegen Strobl: Ganz so ist es nicht, auch ich nehme hin und wieder Auszeit. Das soll ja trotzdem nicht darüber hinwegtäuschen, dass es tatsächlich ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Beim Fußball! – Heiterkeit bei der SPÖ.) Na, im Fußball doch nicht. (VBgmin Mag Renate Brauner: Na ja bei Rapid! Oder bist du ein Salzburg-Fan?) Aber das ganze Leben ist nicht Politik und nicht das Wohl und Weh der Menschheit. (VBgmin Mag Renate Brauner: Du bist auch von einem Wiener Verein Fan? Also beim Fußball immer!) Na ja, da hätte ich auch etwas dagegen, wenn du tatsächlich von in der Früh bis am Abend nur an Fußball denkst. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ich rede vom Fußball, Wiener Mannschaft!) Also lassen wir das einfach. 

Nichts desto weniger noch einen Punkt zum Thema „untergriffig“. Ich denke, da müsst ihr der ÖVP nichts vorwerfen. Wenn man sich einzelne Presseaussendungen von euch ansieht, Homepage, Website, et cetera. Beim Thema Untergriffigkeit müsst ihr euch nichts mit der ÖVP schenken, auch nicht mit der FPÖ. Letztendlich die Einzigen, die tatsächlich versuchen, einen fairen Wahlkampf zu führen, das sind immer die GRÜNEN. (Beifall bei den GRÜNEN. – Heiterkeit bei der SPÖ. - VBgmin Mag Renate Brauner: Jetzt musst du aber lachen!)
Ja, ich weiß, warum ich es liebe, zu später Stunde zu sprechen. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.) Fast am Ende, alle sind da, ein jeder würde sich freuen, wenn er heimgehen könnte, und da kann man doch ein bissel launigere Reden zu einem furchtbar ernsten Thema halten. (GR Prof Harry Kopietz: Ein Syndikatsvertrag zwischen den Grünen, Blauen und Schwarzen. – Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Es war eine unqualifizierte Wortmeldung. Macht nichts, kommen wir zurück zu einem Thema, was ja tatsächlich ... Wir haben es uns ja, wie gesagt, überlegt, Zentralfeuerwache im Unterschied, sage ich einmal, zum Prater-Vorplatz. Wir haben das auch besprochen. Es war zumindest sehr angenehm, dass Fehler eingestanden wurden, der eine oder andere Fehler, der so nicht passieren hätte dürfen wie die diversesten vidierungslosen Weitergaben von Geschäftsstücken und wie viele andere Punkte im Bereich der Zentralfeuerwache. Bei der Bank Austria sind wir in Wirklichkeit draufgekommen, dass Renate Brauner als Stadträtin eigentlich nicht zuständig ist. Es war vor ihrer Zeit als Finanzstadträtin und sie hat sich ja auch de facto als unzuständig erklärt. Das ist das gute Recht jedes Stadtrats, jeder Stadträtin, sich für unzuständig zu erklären. 

Wie gesagt, es wird in knappen vier Monaten gewählt. Diese vier Monate werden wir jedenfalls dazu nutzen, um in einem fairen Wahlkampf möglichst viele Menschen zu überzeugen, damit sich nachher die Frage, ob Renate Brauner noch Stadträtin ist oder nicht, anderweitig stellen wird, weil ich denke doch, dass wir stark genug sind, um den Anspruch auf den Finanzstadtrat stellen zu können! - Danke sehr. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Im Antrag ist auch beantragt, dass in formeller Hinsicht die namentliche Abstimmung gemäß § 28 Abs 1a der Geschäftsordnung des Gemeinderats der Stadt Wien begehrt wird und wir beginnen mit der namentlichen Abstimmung.

Ich bitte Frau GRin Schrödl, mit dem Vorlesen der Namen zu beginnen. 

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Dr Aichinger!

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Dr Aigner!

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Dipl-Ing Al-Rawi!

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Anger-Koch!

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Antonov!

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Bacher-Lagler!

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Baxant!

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Bluma!

GRin Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Cammerlander!

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mag Chorherr!

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Deutsch!

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Ing Mag Dworak!

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mag Ebinger!

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Prof Dr Eisenstein!

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Ekici!

GRin Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Ekkamp!

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Feldmann!

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Floigl!

GRin Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Florianschütz!

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Gaal!

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Dipl-Ing Gretner!

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mag Gudenus!

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Harwanegg!

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Hatzl!

GRin Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Hoch!

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Holzmann!

GR Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Hora!

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Hufnagl!

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Hursky!

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Jerusalem!

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mag Jung!

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Kato!

GRin Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Klicka!

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Prof Kopietz!

GR Prof Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Korosec!

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Krotsch!

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Mag Lachkovics!

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Lasar!

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GRin Dr Laschan!

GRin Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Lindenmayr!

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Dr Madejski!

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mahdalik!

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Mag Maresch!

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Karin Schrödl: GR Dipl-Ing Margulies!

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Matiasek!

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Matzka-Dojder!

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dkfm Dr Maurer!

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dr Mayer!

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Ing Meidlinger!

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Mörk!

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Mag Neuhuber!

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Nevrivy!

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Niedermühlbichler!

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Ing Peterka!

GR Ing Christian Peterka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Petrides!

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR ao Univ-Prof Dipl-Ing Dr Pfleger!

GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Dr Pilz!

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Praniess-Kastner!

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Puller!

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Mag Ramskogler!

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Mag Reindl!

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Reischl!

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Riha!

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Rubik!

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Schinner!

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR DDr Schock!

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Schrödl!

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Schubert!

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Schuster!

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Smolik!

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Mag Spitzer!

GR Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Stark!

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dipl-Ing Stiftner!

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Mag Straubinger!

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Strobl!

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dr Stürzenbecher!

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dr Matthias Tschirf!

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dr Ulm!

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Valentin!

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Mag Vassilakou!

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Vettermann!

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Wagner!

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Mag (FH) Tanja Wehsely!

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Dr Wolf!

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GR Mag Wutzlhofer!

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Yilmaz!

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: GRin Zankl!

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

(GR Dr Matthias Tschirf: Stimmt nicht! Kenesei!)

Schriftführerin GRin Heidemarie Cammerlander: Kenesei habe ich nicht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ist jemand im Saal, der nicht genannt wurde? (GR Dr Matthias Tschirf: Stimmt nicht! Kenesei ist nicht aufgerufen worden!) 

Kollege Kenesei, wie ist das Abstimmungsverhalten?

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Also das Abstimmungsergebnis: Von 87 Personen, die hier mitgestimmt haben, haben 26 mit Ja und 61 mit Nein gestimmt. Das Ergebnis ist eindeutig. (Beifall bei der SPÖ.) 

(Ende der öffentlichen Sitzung um 19.30 Uhr.)

